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Abteilung Landesamtsdirektion

Stabstelle Innenrevision

Aufgaben

• Überprüfung von Dienststellen. Aufgabe der Innenrevision ist die Überprüfung sämtli-
cher Landesdienststellen und der dort tätigen Mitarbeiter im Auftrag des Landesamtsdirek-
tors. Um für einen einheitlichen und geregelten Geschäftsgang zu sorgen, wird dabei nach
den Maßstäben der Gesetzmäßigkeit, Zweckmäßigkeit, möglichsten Einfachheit, Rasch-
heit und Sparsamkeit auf einen entsprechenden Geschäftsablauf in administrativer, kos-
tenmäßiger und organisatorischer Hinsicht geachtet. Im Zuge dieser Prüfungen werden
auch Rationalisierungsvorschläge unterbreitet.

• Koordinierung und Auswertung von Prüfberichten anderer Kontrolleinrichtungen.
Der Rechnungshof sowie der NÖ Landesrechnungshof legen ihre Prüfungsergebnisse der
NÖ Landesregierung zur Abgabe einer Stellungnahme vor. Aufgabe der Innenrevision ist
es, von den geprüften Dienststellen Stellungnahmen abzuverlangen, diese zu koordinieren
und zur Beschlussfassung durch die NÖ Landesregierung vorzubereiten.
Die Berichte anderer Kontrolleinrichtungen (Fachabteilungen, Buchhaltungsrevision) sowie
die Stellungnahmen der betroffenen Dienststellen werden ausgewertet und – wenn not-
wendig – Nachkontrollen vorgenommen.

• Dezentralisierung. 2013 wurden an den Bezirkshauptmannschaften in Bruck an der Lei-
tha, Krems und Scheibbs sowie in weiteren Landesdienststellen in Korneuburg und Tulln
für insgesamt 6 Bedienstete Telearbeitsplätze eingerichtet.

Schwerpunkte 2013

• Umstellung der Landesberufsschulen und von land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen
auf die elektronische Zeiterfassung

• Mitwirkung am Bund-Länder-Koordinationsgremium zur Korruptionsbekämpfung
• Erhebungen zur Notwendigkeit der Nachbesetzung freigewordener Dienstposten

Ziele 2014

• Informationspflichten der Dienststellenleitungen (Stichprobenkontrollen)
• Maßnahmen im Bereich der Korruptionsprävention
• Dienstzeitkontrolle (Supervisorfunktion)

Stabstelle Beratungs- und Informationsstelle

Aufgaben und Schwerpunkte 2013

• Bürgerbüro Landhaus St. Pölten. Barrierefreie Kundenserviceeinrichtung am Landhaus-
boulevard als zentrale Anlaufstelle für alle Anliegen der Landesbürgerinnen und Landes-
bürger im Landhaus mit den Teilbereichen:
– Beratungs- und Informationsstelle für Auskünfte, Beratungen, Beschwerden und Anlie-

gen aller Art, die persönlich, telefonisch, schriftlich oder per E-Mail eingebracht werden
– Außenstelle der Bezirkshauptmannschaft St. Pölten für Reisepässe, Personalausweise,

Identitätskarten, Führerscheinverlängerungen, Führerscheinduplikate, Bewilligungen für
Übungs- und Ausbildungsfahrten und Jagdkarten
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– NÖ Bürgerservicetelefon für allgemeine telefonische Auskünfte, Vermittlung aller Anrufe-
rinnen und Anrufer sowie zur Kundenbetreuung für Bereiche wie Abteilung Technische
Kraftfahrzeugangelegenheiten, Schifffahrt und Anonymverfügungen

• Beratung, Information und Beschwerdemanagement
– Entgegennahme, Bearbeitung und direkte Erledigung von Beschwerden und Anfragen

bzw. entsprechende Weiterleitung an die zuständige Dienststelle
– Definieren von klaren Abläufen in der Kundenbetreuung – transparente Vorgangsweise

der Beratungs- und Informationsstelle gegenüber den Bürger/innen
– Absender/in eines Schreibens erhält entweder sofort gewünschte Auskunft oder zumin-

dest Empfangsbestätigung mit Hinweis über weitere Vorgangsweise.
– Erstantwort erfolgt rasch nach Möglichkeit noch am Tag des Einlangens.
– Jeder Fall wird auch gegenüber Einbringer/in klar abgeschlossen.

• Bearbeitung der Volksanwaltschaftsakte
– Gewährleisten einer fristgerechten Beantwortung
– Ansprechstelle und Koordinationsstelle für die Volksanwaltschaft sowie für Dienststellen

und Fachabteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung bei Volksanwaltschaftsbe-
schwerden

• Öffentlichkeitsarbeit des Inneren Dienstes
– Betreuung der Homepage und Entscheidung zu presserechtlichen Anfragen, Bildrech-

ten, Impressumsfragen
– Pressekontakte (Wr. Zeitung) nach Bestellung neuer Dienststellen- und Abteilungsleiter

• Hinterfragen von bestehenden Verwaltungsabläufen und Regelungen. Kontaktauf-
nahme mit den zuständigen Fachabteilungen und Sprechern der Bezirkshauptmannschaf-
ten zur Erläuterung bzw. Abklärung von Optimierungsmöglichkeiten

• Informationsbereitstellung für das hauseigene Bürgerservicetelefon, die Telefonzentrale
und das neu eingerichtete Bürgerbüro im Palais Niederösterreich bei Sonderanfragen der
Bürgerinnen und Bürger

• Bürgerbegutachtung. Sicherstellen, dass Entwürfe von neuen oder geänderten Landes-
gesetzen und -verordnungen im Internet veröffentlicht werden, damit sie bei Bezirkshaupt-
mannschaften und Gemeinden zur Bürgerbegutachtung zur Verfügung stehen; Entgegen-
nehmen von Stellungnahmen – auch im Einspruchsverfahren bei Gesetzesbeschlüssen
und Weiterleiten der eingelangten Stellungnahmen an die betroffenen Dienststellen

• Bewusstmachen des Bürgerservicegedankens. Darstellung und Bewusstmachung des
Bürgerservicegedankens im Rahmen von Veranstaltungen und Seminaren, Einführung
neuer MitarbeiterInnen

• Durchsetzung der internationalen Menschenrechts-Richtlinien im Land Niederösterreich
• Bilden eines Netzwerkes. Aufbau und ständige Pflege von persönlichen Kontakten zu

Dienststellen (von Bund, Land und Gemeinden), Medien, und Institutionen unabhängig
vom Einzelfall (z. B. Patienten- und Pflegeanwalt, Kinder- und Jugendanwaltschaft, Gleich-
behandlungsbeauftragte, Gebietskrankenkassen, WKÖ, AK)

• Herstellung von Kontakten zu den nationalen Hilfsorganisationen, NGOs und Mittlertätig-
keit zu Bundesorganisationen

Ziele 2014

• Weiterer Ausbau von Dienstleistungen für die Dienststellen des Amtes der NÖ Landes-
regierung im Bereich der Telefonie

• Registrierungs- und Freischaltstelle für die Handy-Signatur, ein Service, das in allen
Bürgerbüros der Bezirkshauptmannschaften angeboten wird
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Statistik 2013

Über eine halbe Million Kundenkontakte im Jahr 2013 in folgenden Bereichen:

Bürgerbüro (Pässe, Führerscheine usw.) 5.101
Schriftform (Papier und elektronisch) eingehend 8.790

ausgehend 9.567
Davon

36% rechtliche und sonstige Anliegen
39% Beschwerden

7% Auskunft und Beratung
12% Förderanliegen

6% Begutachtungen

Telefonische Kundenkontakte
(Bürgerservicetelefon und Vermittlung) ca. 580.000

Stabstelle Koordinationsdienst

Aufgaben

• OPCAT-Durchführungsgesetz. Der Koordinationsdienst ist mit der landesinternen Ab-
wicklung von Anfragen der Volksanwaltschaft in Bezug auf das OPCAT-Durchführungsge-
setz betraut.

• Menschenrechtskoordination. In Fragen des Menschenrechtsschutzes ist der Koordina-
tionsdienst Kontaktstelle für die Menschenrechtskoordinatorinnen und -koordinatoren in
den Bundesministerien und den Ämtern der Landesregierungen.

• Bürgerinitiativen. Der Koordinationsdienst versteht sich im Übrigen als eine Servicestelle
für Bürgerinitiativen, die – zusätzlich zu den im Anlassfall verfahrensführenden Behörden –
Information und Beratung liefert sowie Ansprechpartner aus verschiedenen betroffenen
Dienststellen zusammenführt und entsprechend Informationsgespräche koordiniert.

Ziele 2014

• Beratung und Betreuung von Bürgerinitiativen
• Gewährleisten termingerechter Erledigungen der Anfragen der Volksanwaltschaft, die in

Bezug auf das OPCAT-Durchführungsgesetz einlangen
• Koordination und Beobachtung der nationalen und landesinternen Entwicklung in Men-

schenrechtsfragen

Stabsstelle Informationstechnologie

Aufgaben

• Bereitstellen von Informations- und Kommunikationstechnologie (Software, Hardware, Ver-
netzung, Infrastruktur, Telefonie) für alle Bereiche der Landesverwaltung

• IT-Betrieb (File/Print, Applikationsserver, Webserver, Mailserver), Netzwerk, Telefonanla-
gen und der entsprechenden Software mit möglichst hoher Verfügbarkeit

• Erstellen und Weiterentwickeln von IT-Anwendungen (Anforderungsanalyse, technisches
Design, Programmierung, Test, Schulung, Inbetriebnahme)

Gruppe Landesamtsdirektion
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Schwerpunkte 2013

IKT-Betrieb

• Die definierten Servicelevels wurden in allen Monaten deutlich übertroffen. In sechs Mona-
ten waren alle Services zu 100% verfügbar.

• Die bisher auf einem IBM-Großrechner laufenden Services laufen seit November 2013 in
einer Serverumgebung.

• Der RZ-Betrieb für die Landesheime wurde mit Mitte Dezember 2013 aufgenommen.
• Bearbeitung von ca. 10.000 Störungen
• Die definierten Servicelevels für die Telefoniesysteme wurden in allen Monaten deutlich

übertroffen.

eGovernment

• Open Government Data. Mehr als 40 offene Datenbestände wurden der Öffentlichkeit
über eine OGD-Plattform zugänglich gemacht. Die Realisierung erfolgte kostengünstig
über ein Wiki.

• Handy-Signatur. Für alle Bezirkshauptmannschaften wurden Registration Officers zur
Freischaltung der Handy-Signatur in den Bürgerbüros ausgebildet. Die Abteilung Landes-
amtsdirektion – Informationstechnologie übernimmt die Rolle der Registration Authority für
das Amt der NÖ Landesregierung.

• Duale Zustellung. Die Zustellung von Schriftstücken auf elektronischer Basis wurde in
Teilschritten in Betrieb genommen.

• Mitarbeit in den Arbeitsgruppen Kooperation Digitales Österreich (BLSG), E-Govern-
ment, Integration und Zugänge, Präsentation und Standarddaten, Web-Styleguide, PSI-
Richtlinie-Novelle

Ausbildung

• Lehrlingsausbildung. Ausbildung von insgesamt 8 Lehrlingen

Infrastruktur

• Virtualisierung. Erweiterungen der Infrastrukturen für virtuelle Serverumgebung, Server
werden primär nur mehr virtuell installiert.

• Landesheime. Das 2012 gestartete Projekt zur Übernahme des gesamten Rechenzen-
trumsbetriebs für die Landesheime wurde erfolgreich abgeschlossen.

• NetSec. Die Komponenten zur Absicherung des Netzwerkes wurden in einen Testbetrieb
übernommen und Teile des Netzwerkes werden bereits abgesichert.

• Mobiler Standardclient. Es wird ein mobiler standardisierter NÖ Client entwickelt. Dafür
wurde bereits eine Testumgebung aufgebaut.

• Verwaltung mobile Endgeräte. Die Verwaltung der mobilen Endgeräte (Tablets und
Smartphones) wurde erneuert.

IT-Sicherheit

• Zertifizierung nach ISO/IEC 27001:2005. Nach Durchführung der vorgesehenen Audits
wurde die Abteilung Landesamtsdirektion – Informationstechnologie nach der Norm ISO/
IEC 27001:2005 zertifiziert.
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• Sicherheitsüberprüfung. Das gesamte Netz wurde neuerlich sowohl von intern als auch
von extern auf Sicherheitslücken überprüft. Festgestellte Lücken, die vor allem zugekaufte
Anwendungen betrafen, wurden behoben.

Internet/Intranet

• MediaWiki. Basierend auf dieser Technologie wurden die bestehenden Systeme ausge-
baut und eine neue Dokumentation im Bereich des Tierschutzes erstellt.

• Landeshomepage. Neues, wesentlich verbessertes Suchsystem

LAKIS (elektronischer Akt)

• Verwaltungsstrafen. Der Rollout des elektronischen Aktes in Verbindung mit den existie-
renden Fachanwendungen wurde in den Bezirkshauptmannschaften abgeschlossen.

• Gewerbe und Anlagen. Der Rollout des elektronischen Aktes in Verbindung mit den exis-
tierenden Fachanwendungen wurde in den Bezirkshauptmannschaften weitergeführt und
wird im ersten Quartal 2014 abgeschlossen sein.

• Einführung des ELAK im Bereich Jugend und Soziales der Stadt Wr. Neustadt

Anwendungen

• Vorgehensmodell. Das agile Vorgehensmodell mit Elementen aus SCRUM wurde eta-
bliert.

• N-ext. Ein neues Programmiermodell nach dem Model-View-Controller-Prinzip und einem
neuen Objekt-relationalem Mapper wurde entwickelt und die dazugehörigen Extensions
programmiert.

• Großrechner. Das Projekt zur Umstellung aller Hostanwendungen auf eine Serverplatt-
form wurde erfolgreich abgeschlossen. Damit wird im Bereich der Landesverwaltung kein
Großrechner mehr verwendet, sondern die wesentlich preisgünstigere Windows-Server-
Plattform.

• IPA – Personalverwaltung und Abrechnung. Das Projekt zur elektronischen Abwicklung
der Reiserechnung der Landeslehrer wurde in zwei Bezirken gestartet. Die Einführung in
allen Bezirken wird bis Mitte 2014 abgeschlossen sein. Beim Personal Self Service (Ge-
haltszettel, Jahreslohnzettel, . . .) wurde der Zugriff für alle Landesbediensteten über Han-
dysignatur ermöglicht.

• APPs. Die 2012 entwickelte APP für die Genehmigungsfunktionen wurde generell ausge-
rollt.

• Allgemeine Förderungen. Anpassen der Anwendung für die geänderten Fördermodelle
bei der Bildungsförderung, Pendlerhilfe, Tagesmütterförderung, Familiennachmittagsbe-
treuung, Hortförderung und Tagesbetreuung

• Wohnungsförderung. Inbetriebnahme einer neuen Lösung für die Rückzahlung der För-
derungen zur Mehrfamilienhauserrichtung

• Landesschulrat. Änderungen der Anwendung Jahresnormberechnung wegen neuer An-
forderungen des Bundes

• SEPA. Single Euro Payments Area – die Umstellung wurde abgeschlossen.
• Soziales – Falldokumentation. Anpassungen wegen der Umorganisation des Bereiches

Soziales auf den Bezirkshauptmannschaften
• Fahrzeuggenehmigungssystem. Mit der Realisierung einer Anwendung für die Einzelge-

nehmigung von Kraftfahrzeugen wurde begonnen. Die Lösung wird in allen Bundesländern
außer Tirol eingesetzt werden.

Gruppe Landesamtsdirektion

8



• Diverse Anpassungen. Bei den Anwendungen Zahlungs-Einnahmen, Monitoring, Ge-
meinderätekartei, Familienpass, Veterinärverwaltung, Staatsbürgerschaftsevidenz und ei-
nigen weiteren wurden verschiedene Erweiterungen eingebaut.

Anwendungen Bereich Bezirkshauptmannschaften

• Verwaltungsstrafen. Ausbau des 2010 neu eingeführten Systems. Einführung des Sys-
tems in der Landeshauptstadt St. Pölten. Anpassung der Schnittstellen zum neuen Bun-
dessystem VSTV-Neu.

• ELAK (LAKIS) Schnittstellen. Für die Gewerbe-, Anlagen- und Strafenanwendung wur-
den Schnittstellen zum LAKIS implementiert.

• Bundesweite Applikationen. Mitarbeit in diversen Projekten, wie Zentrales Waffenregis-
ter, Fremdeninformationssystem IFA, zentrales Personenstandsregister, zentrales Gewer-
beregister und Verkehrsunternehmensregister.
Im Besonderen wurde intensiv beim GISA – Gewerbeinformationssystem Austria (bisher
zentrales Gewerberegister) mitgearbeitet.

Organisationsprojekte

• Normerlässe. Mitarbeit im Projekt; Klärung einer neuen Lösung mit verbesserter Suche
• Wirtschaftsförderung. Klärung der künftigen IT-Unterstützung
• Adressverwaltung. Einsatz einer neuen Standardsoftware Cobra crm bei der Baudirektion
• Betriebskindergärten. Abklärung einer IT-Unterstützung

Ziele 2014

eGovernment

• Open Government Data. Weitere offene Daten sollen der Öffentlichkeit über eine OGD-
Plattform angeboten werden.

LAKIS

• Einführungsprojekte. Abschluss der Einführung im Bereich Gewerbe und Anlagen auf
den Bezirkshauptmannschaften; Einführung beim Landesverwaltungsgericht

• Optimierungen. Optimierung des LAKIS-Einsatzes bei den Dienststellen im Landhaus, die
LAKIS schon lange einsetzen

Server, Produktionsbetrieb, Infrastruktur, Services

• IT-Betrieb für Landesheime. Betrieb des zentralen Rechenzentrums für alle NÖ Landes-
heime

• Großrechner. Betrieb des Großrechners auf redundanter Serverinfrastruktur
• Mobiler Standardclient. Der Standardarbeitsplatz soll für mobile Mitarbeiter im Außen-

dienst über das Internet zur Verfügung gestellt werden.
• Loadbalancer. Die zentralen Loadbalancer sollen erneuert werden.
• Mailingumgebung. Das elektronische Mailsystem der Landesverwaltung und der Landes-

heime soll erneuert werden und dabei Synergien erzielt werden.
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IT-Sicherheit

• Firewall, Proxy, Antivirenprogramm. Die Bereiche Firewall, Internet Proxy und Antiviren-
software sind auf neuere Lösungen umzustellen. Dazu wird es ein Vergabeverfahren und
anschließend die Implementierungen geben.

Anwendungen

• IPA – Personalverwaltung und Abrechnung. Realisierung gesetzlicher Änderungen
• Allgemeine Förderungen. Änderungen bei der Pendlerbeihilfe; Realisieren der Lehrlings-

förderungen als zusammengefasste Anwendung
• Wohnungsförderung. Entwickeln einer neuen Lösung für die Basisförderung zur Mehrfa-

milienhauserrichtung
• Fahrzeuggenehmigungssystem. Realisierung einer Anwendung für die Einzelgenehmi-

gung von Kraftfahrzeugen. Die Lösung wird in allen Bundesländern außer Tirol eingesetzt
werden.

• Transparenz-Datenbank. Einbau der Schnittstellen für die automatisierten Meldungen aus
(Förder)Anwendungen

Anwendungen Bereich Bezirkshauptmannschaften

• ELAK (LAKIS) Schnittstellen. Optimieren der Schnittstellen bei der Gewerbe-, Anlagen-
und Strafenanwendung

• Mitarbeit neue Bundessysteme. Personenstandsregister – wird am 1. 11. 2014 in Betrieb
gehen; Verkehrsunternehmensregister – wird am 1. 2. 2014 in Betrieb gehen; Gewerbere-
gister – Pilotbetrieb und Umsetzen der Einbindung der NÖ-Anlagenanwendung, Fremden-
anwendung IFA, Glücksspielgesetz

Organisationsprojekte

• Normerlässe. Festlegen einer neuen Lösung mit verbesserter Suche
• Wirtschaftsförderung. Festlegen der künftigen IT-Unterstützung und Beginn Umsetzung
• Betriebskindergärten. Festlegen einer IT-Unterstützung

Statistik 2014

• Schulungen und Workshops der Benutzerunterstützung. 20 Schulungen, 9 Workshops
mit 296 Teilnehmern

• LAKIS. Anzahl der Benutzer: 6.119, 190 Schulungs- und 728 Betreuungstage; 41 TB
(Terabyte) Daten, davon 20 TB im technischen Archiv

• Festnetztelefonie. Anzahl der Nebenstellen: 9.414
• Mobiltelefonie. 1.926 Mobiltelefone
• Neuanschaffungen und Gerätetausch für Amt, Schulen, Heime. PC 1.500, Monitore

1.900, Laptops 1.400, Drucker und Multifunktionsgeräte 782, Laptop-Drucker 100
• Einsparung Drucker/MFP. 300
• HW-Störungen. 2.800
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Stabstelle Kanzleiorganisation

Aufgaben

• Der Kanzleiorganisation obliegt die Besorgung der Aufgaben des Inneren Dienstes im Be-
reich des Kanzleidienstes (Sorge für einen einheitlichen und geregelten Geschäftsgang in
der NÖ Landesverwaltung).

• Änderungen in der Geschäftseinteilung, geänderte Rahmenbedingungen in der Organisa-
tion sowie die Anwendung der elektronischen Aktenverwaltung erfordern die Unterstützung
durch die Kanzleiorganisation bei Reformkonzepten und Umsetzungsmaßnahmen.

• Für den Kanzleidienst geltende Erlässe und Regelungen sind den aktuellen Gegebenhei-
ten anzupassen.

Schwerpunkte 2013

• Ausarbeitung und Wartung von Normen und Informationen für eine effiziente Abwicklung
der Aktenverwaltung

• Überarbeitung und Neuherausgabe der DA-Kanzleiordnung
• Anpassung der Prüfungsunterlage sowie des Lernbehelfes
• Erhebung der Arbeitsabläufe und der Durchführung von Geschäftsfällen bei den Dienst-

stellen des Amtes sowie den nachgeordneten Stellen zwecks Erarbeitung und Umsetzung
eines rationellen Kanzleiorganisationskonzeptes

• Beratung und Mitarbeit bei der Handhabung des elektronischen Aktes mit dem Ziel einer
raschen, modernen und zweckmäßigen Abwicklung der Kanzleigeschäfte

• Hilfestellung bei der Aktualisierung der Materienverzeichnisse der Dienststellen im Zuge
der Anwendung des NÖ LAKIS und der Auswirkungen des NÖ Archivgesetzes

• Übernahme der Papieraktenbestände von den Dienststellen in die Zentralregistratur bzw.
Aufbereitung zur Digitalisierung

• Beratung und Hilfestellung für leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kanzleidiens-
tes in organisatorischen Belangen

• Leitung, Mitarbeit und Betreuungstätigkeiten in diversen Projektgruppen und Arbeitskreisen
• Organisation und Koordination des Postversandes für die Dienststellen des Amtes sowie

der Bezirkshauptmannschaften und nachgeordneter Dienststellen zur Reduzierung der
Portogebühren und Rationalisierung des Arbeitsaufwandes

Aus- und Weiterbildung

• Vortragstätigkeiten, Schulungen und Seminare mit den Schwerpunktthemen der Kanzlei-
ordnung sowie der für den Kanzleidienst geltenden Normen bei
– Grundausbildung und Einführungskursen für Neuaufnahmen
– Vorbereitungskursen für die Kanzleiprüfung
– Kursen für Techniker aus Anlass ihrer Dienstprüfung
– Seminaren zur Aus- und Weiterbildung

• Mitwirkung bei den Dienstprüfungen für den Dienstzweig Kanzleidienst
• Seminare mit den BürodirektorInnen im Rahmen der Aus- und Weiterbildung zu aktuellen

Themen und Aufgaben der Bezirkshauptmannschaften
• Workshops und Dienstbesprechungen mit den Kanzleileiterinnen und Kanzleileitern des

Amtes der NÖ Landesregierung zu aktuellen Schwerpunktthemen
• Für den leitenden Kanzleidienst wurden Ausbildungsmodule (3 Tageseinheiten) erarbeitet

und mit angehenden Kanzleileitern durchgeführt.
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Überprüfung von Landesdienststellen

• Durch Erhebungen und Überprüfungen in Dienststellen wurden Vorschläge für rationellere
Arbeitsabläufe und Einsparungsmöglichkeiten erarbeitet. Zur weiteren Optimierung bei der
Abwicklung der Geschäftsfälle und eines rationellen Personaleinsatzes bedarf es aufwen-
diger Erhebungen und intensiver Beratungen.

• Anhand der abgehenden Papierpost der Dienststellen wurde die Nutzung des elektroni-
schen Postversandes erhoben.

• Auf die ordnungsgemäße Fertigung bzw. Signatur elektronischer Ausfertigungen wurde
besonderes Augenmerk gelegt.

• Die Gewährleistung eines raschen und sparsamen Postversandes wird einer ständigen
Prüfung unterzogen.

• Die Anwendung des Materienverzeichnisses wird hinsichtlich der Aufbewahrung von Pa-
pierakten bei der Dienststelle und der Zentralregistratur kontrolliert.

• Erhebung über Lagerumfang und Bedarf an elektronischer Archivierung bei den Bezirks-
hauptmannschaften

Weitere Aktivitäten

• Laufende Aktualisierung einheitlicher Regelungen und Vorgangsweisen zur effizienten Ab-
wicklung der Geschäftsfälle bei Anwendung des elektronischen Aktes

• Laufende Prüfung der von den Dienststellen erstellten Vorlagen (Briefvorlagen und Erledi-
gungen)

• Unterstützung und Beratung der Dienststellen in Belangen der internen Kanzleiorganisa-
tion

• Maßnahmen zur Optimierung des Postversandes durch Beschaffung und optimale Nut-
zung der technischen Möglichkeiten mit dem Ziel der Portokosteneinsparung

• Stellungnahmen an die Personalabteilungen zu diversen Personalanforderungen und Vor-
schläge für Personalmaßnahmen im Kanzleibereich

• Erarbeitung und Anpassung von Erlässen und Informationen für den Kanzleidienst
• Änderungen und Ergänzungen im Materienverzeichnis der Bezirkshauptmannschaften
• Organisation der Übernahme der Papieraktenbestände zur Aufbewahrung in der Zentralre-

gistratur bzw. Vorbereitung und Durchführung der Digitalisierung
• Mitwirkung bei Projektgruppen und Arbeitskreisen
• Betreuung des elektronischen Posteinganges der Landes-E-Mail-Anschrift
• Als Serviceleistung für andere Dienststellen wurden:

– im Zuge der Verwaltung des zentralen Posteinganges für das Amt im Jahr 2013 über
1.500 Telefax und über 22.000 E-Mails entgegengenommen und weitergeleitet bzw. über
100 E-Mails an externe Stellen verschickt,

– die Aufnahme von 174 Normerlässen der Abteilungen des Amtes und Erlässen der Lan-
despolizeidirektion NÖ in die Normerlass-Datenbank veranlasst,

– insgesamt 755 Aufnahmetests für Bewerbungen in den Kanzleidienst durchgeführt,
– im Rahmen der Möglichkeiten die Dienststellen bei der Bewältigung von Schreibarbeiten,

Scantätigkeiten, Eintragungen in Datenbanken und bei der Erstellung und Durchführung
von großen Aussendungen unterstützt sowie

– für die Bezirkshauptmannschaften ca. 955.000 Ausfertigungen für den Versand gedruckt.

Poststelle

• Der Poststelle obliegt die Übernahme und Aufteilung der einlangenden Post für den ge-
samten Bereich des Amtes der NÖ Landesregierung sowie der Postversand. Von der Post-
stelle wird auch der Postdienst zwischen St. Pölten, den dezentralisierten Standorten des
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Amtes der NÖ Landesregierung und allen Bezirkshauptmannschaften organisiert und ab-
gewickelt.

• Die Adressierung von Massensendungen bzw. Zeitschriften umfasste ca. 3,2 Mio. Stück.
Mit den Kuvertieranlagen wurden ca. 3 Mio. Sendungen verarbeitet.

• Im Jahr 2013 mussten für 6 Mio. Postsendungen ca. 3,4 Mio. Euro Portokosten aufgewen-
det werden. Intensive Vorleistungen konnten eine Vermehrung der Portokosten trotz des
höheren Postaufkommens verhindern. Durch die Umstellung von RSa- auf RSb-Versand
im Strafbereich waren im zweiten Halbjahr Einsparungen von 88.000 Euro möglich.

Zentralregistratur

• Die Zentralregistratur hat die Aufgabe, alle Akten und Schriftstücke der Gruppen und Abtei-
lungen des Amtes der NÖ Landesregierung bis zu deren Übergabe an das NÖ Landes-
archiv zu verwahren.

• Von 27 Dienststellen wurden Akten in 1.830 Aktenkartons zur weiteren Aufbewahrung
übernommen. Zur Reduzierung des Lagerbedarfes konnte der Inhalt von 1.900 Aktenkar-
tons zur Verfilmung vorbereitet und der Mikrofilmstelle weitergegeben werden.

• Mit dem Aktenshredder wurden über 310.000 kg ausgeschiedenes Aktenmaterial zerklei-
nert und der Altpapierverwertung zugeführt. Weiters wurden Mikrofilme, Röntgenschirmbil-
der und Datenträger entsprechend den Bestimmungen des Datenschutzes vernichtet. 940
Kartons samt dazugehörigen Karteikarten, Eingangs- und Nachschlagebüchern von 8 Ab-
teilungen wurden dem Archiv übergeben.

Ziele 2013

• Fortsetzung der Neuordnung der Kanzleiorganisation in den Gruppen und Abteilungen des
Amtes

• Unterstützung der Dienststellen bei der Anwendung des elektronischen Aktes (ELAK) –
insbesondere hinsichtlich Ablauforganisation und Erstellung/Adaptierung des Materienver-
zeichnisses

• Anpassung der DA-Kanzleiordnung an geänderte Rahmenbedingungen
• Überprüfung von Landesdienststellen und Ausarbeitung von Vorschlägen für rationellere

Arbeitsabläufe und Einsparungsmöglichkeiten
• Zentralisierung von Aufgaben und IT-Anwendungen gemäß den Musterstellenbeschrei-

bungen für den Kanzleidienst
• Wartung des Texthandbuches der Bezirkshauptmannschaften, der allgemeinen Regeln zur

ELAK-Führung und Herausgabe bedarfs- und zweckorientierter Informationen
• Durchführung von Informationsseminaren/Workshops für KanzleileiterInnen sowie weiterer

KanzleimitarbeiterInnen und BürodirektorInnen über die Neuerungen im technischen und
organisatorischen Bereich des Kanzleidienstes

• Mitwirkung bei der Aus- und Weiterbildung zum Schwerpunkt „Anwendung der Kanzleiord-
nung“

• Ausbildung von neu aufgenommenen Kanzleibediensteten
• Ausbildung für den leitenden Kanzleidienst anhand der erarbeiteten Ausbildungsmodule
• Umsetzung weiterer Maßnahmen zu Portoeinsparungen durch neue technische Lösungen

und Zentralisierung von Versandstücken
• Rationalisierungsmaßnahmen im Bereich der Zentralen Dienste durch Anschaffung und

Einsatz moderner Geräteausstattung
• Stellungnahmen an die Personalabteilungen zu diversen Personalanforderungen und Vor-

schläge für Personalmaßnahmen im Kanzleibereich
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• In Weiterführung des Projektes „Registraturaufarbeitung“ werden die Papieraktenbestände
der Abteilungen des Amtes von der Zentralregistratur übernommen und entsprechend den
Erfordernissen archiviert bzw. digitalisiert.

• Mitarbeit in weiteren Projekt- und Arbeitsgruppen

Verfassungsdienst

Aufgaben und Schwerpunkte 2013

Legistik

Im Bereich Legistik sind sowohl die Fachabteilungen, die Gesetzes- und Verordnungsent-
würfe erstellen, zu betreuen als auch die vom Bund ausgesendeten Entwürfe zu begutachten.
Darüber hinaus ist die Teilnahme an Besprechungen mit den Fachabteilungen des Amtes der
NÖ Landesregierung sowie mit den Bundesdienststellen erforderlich.

Landesrecht

Aus der Fülle der landesrechtlichen Vorschriften, an denen der Verfassungsdienst mitgewirkt
hat, wird auf folgende Gesetze und Verordnungen hingewiesen:

Neue Gesetze

• NÖ Landesverwaltungsgerichts-Übergangsgesetz, LGBl. 0014-0
• NÖ Monitoringgesetz (NÖ MTG), LGBl. 9291-0
• NÖ Landesverwaltungsgerichtsgesetz (NÖ LVGG), LGBl. 0015-0
• Gesetz, mit dem das NÖ Parteienfinanzierungsgesetz 2012, LGBl. 0301-0, authentisch

interpretiert wird, LGBl. 0302-0
• NÖ Kinder- und Jugendhilfegesetz (NÖ KJHG), LGBl. 9270-0

Novellen von Gesetzen

Folgende Gesetze wurden geändert:
• NÖ Bauordnung 1996, LGBl. 8200-21, 8200-22
• NÖ Landes-Bedienstetengesetz (NÖ LBG), LGBl. 2100-14, 2100-15
• Dienstpragmatik der Landesbeamten 1972 (DPL 1972), LGBl. 2200-74, 2200-75, 2200-76
• Landes-Vertragsbedienstetengesetz (LVBG), LGBl. 2300-50
• NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976 (GBDO), LGBl. 2400-51, 2400-52
• NÖ Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 1976 (GVBG), LGBl. 2420-64
• NÖ Naturschutzgesetz 2000 (NÖ NSchG 2000), LGBl. 5500-10, 5500-11
• NÖ Spielautomatengesetz 2011, LGBl. 7071-2
• NÖ Raumordnungsgesetz 1976 (NÖ ROG 1976), LGBl. 8000-26, 8000-27
• NÖ Spitalsärztegesetz 1992 (NÖ SÄG 1992), LGBl. 9410-20
• NÖ IPPC-Anlagen und Betriebe Gesetz (NÖ IBG), LGBl. 8060-3
• NÖ Landesverfassung 1979 – NÖ LV 1979, LGBl. 0001-20
• NÖ Auskunftsgesetz, LGBl. 0020-4
• NÖ Initiativ-, Einspruchs- und Volksbefragungsgesetz (NÖ IEVG), LGBl. 0060-6
• NÖ Landtagswahlordnung 1992 (LWO), LGBl. 0300-10
• NÖ Gemeinderatswahlordnung 1994 (NÖ GRWO), LGBl. 0350-10
• NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973), LGBl. 1000-22
• NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz (NÖ STROG), LGBl. 1026-10
• NÖ Gemeindeverbandsgesetz, LGBl. 1600-6
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• Gesetz über den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemein-
den, LGBl. 1652-6

• NÖ Gemeinde-Personalvertretungsgesetz, LGBl. 2002-10
• NÖ Land- und forstwirtschaftliches Landeslehrer-Diensthoheitsgesetz, LGBl. 2620-4
• NÖ Abgabenbehördenorganisationsgesetz 2009 (NÖ ABOG 2009), LGBl. 3400-1
• NÖ Hundehaltegesetz, LGBl. 4001-2
• NÖ Feuerwehrgesetz (NÖ FG), LGBl. 4400-10
• NÖ Jugendgesetz, LGBl. 4600-13
• NÖ Landes-Stiftungs- und Fondsgesetz, LGBl. 4700-3
• NÖ Pflichtschulgesetz, LGBl. 5000-27
• NÖ Landwirtschaftliches Schulgesetz, LGBl. 5025-10
• NÖ Land- und forstwirtschaftliches Berufsausbildungsordnung 1991 (NÖ LFBAO 1991),

LGBl. 5030-12
• NÖ Nationalparkgesetz, LGBl. 5505-3
• NÖ Höhlenschutzgesetz, LGBl. 5510-6
• NÖ Sportgesetz, LGBl. 5710-9
• NÖ Landwirtschaftskammergesetz, LGBl. 6000-15
• NÖ Landwirtschaftskammer-Wahlordnung, LGBl. 6050-12
• NÖ Gentechnik-Vorsorgegesetz, LGBl. 6180-2
• NÖ Umwelthaftungsgesetz (NÖ UHG), LGBl. 6200-1
• NÖ Tierzuchtgesetz 2008 (NÖ TZG 2008), LGBl. 6300-3
• NÖ Bienenzuchtgesetz, LGBl. 6320-5
• NÖ Jagdausschuss-Wahlordnung, LGBl. 6501-8
• NÖ Fischereigesetz 2001 (NÖ FischG), LGBl. 6550-6
• Wald- und Weideservituten-Landesgesetz 1980, LGBl. 6610-3
• Güter- und Seilwege-Landesgesetz 1973, LGBl. 6620-4
• NÖ Landwirtschaftliches Förderungsfonds- und Siedlungsgesetz, LGBl. 6645-6
• Flurverfassungs-Landesgesetz 1975 (FLG), LGBl. 6650-10
• NÖ Grundverkehrsgesetz 2007 (NÖ GVG 2007), LGBl. 6800-4
• NÖ Forstausführungsgesetz, LGBl. 6851-7
• NÖ Wasserleitungsanschlussgesetz 1978, LGBl. 6951-3
• NÖ Veranstaltungsgesetz, LGBl. 7070-2
• NÖ Spielautomatengesetz 2011, LGBl. 7071-3
• NÖ Vergabe-Nachprüfungsgesetz, LGBl. 7200-3
• NÖ Heilvorkommen- und Kurortegesetz 1978, LGBl. 7600-7
• NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005 (NÖ ElWG 2005), LGBl. 7800-5
• NÖ Starkstromwegegesetz, LGBl. 7810-4
• NÖ Umweltschutzgesetz, LGBl. 8050-8
• NÖ Gassicherheitsgesetz 2002 (NÖ GSG 2002), LGBl. 8280-2
• NÖ Straßengesetz 1999, LGBl. 8500-3
• NÖ Landarbeiterkammergesetz, LGBl. 9000-13
• NÖ Landarbeiterkammer-Wahlordnung, LGBl. 9005-8
• NÖ Landarbeitsordnung 1973 (NÖ LAO), LGBl. 9020-31
• NÖ Sozialhilfegesetz 2000 (NÖ SHG), LGBl. 9200-12
• NÖ Mindestsicherungsgesetz (NÖ MSG), LGBl. 9205-2
• NÖ Grundversorgungsgesetz, LGBl. 9240-2
• NÖ Gemeindeärztegesetz 1977 (NÖ GÄG 1977), LGBl. 9400-14
• NÖ Krankenanstaltengesetz (NÖ KAG), LGBl. 9440-35
• NÖ Landesbürgerevidenzengesetz, LGBl. 0050-7
• NÖ Datenschutzgesetz (NÖ DSG), LGBl. 0901-2
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• NÖ Landeslehrer-Diensthoheitsgesetz 1976, LGBl. 2600-11
• NÖ Rundfunkabgabegesetz, LGBl. 3610-2
• NÖ Seuchenvorsorgeabgabegesetz, LGBl. 3620-3
• NÖ Landschaftsabgabegesetz 2007, LGBl. 3630-1
• NÖ Gebrauchsabgabegesetz 1973, LGBl. 3700-8
• Gesetz zur Erhaltung der Weidewirtschaft in Niederösterreich, LGBl. 6630-2
• NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 1978, LGBl. 6930-7
• NÖ Tourismusgesetz 2010, LGBl. 7400-1
• NÖ Kanalgesetz 1977, LGBl. 8230-9
• NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 (NÖ AWG 1992), LGBl. 8240-6
• NÖ Feldschutzgesetz, LGBl. 6120-2

Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG

• Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Artikel 15a B-VG über eine Er-
höhung ausgewählter Kostenhöchstsätze des Art. 9 der Grundversorgungsvereinbarung,
LGBl. 0835-0

• Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Österrei-
chischen Stabilitätspakt 2012 – ÖstP 2012, LGBl. 0818-0, 0818-1

• Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über eine
Transparenzdatenbank, LGBl. 0836-0

• Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über den weiteren Ausbau ganztägiger Schulformen,
LGBl. 0837-0

• 2. Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern Niederöster-
reich, Oberösterreich und Wien über Vorhaben des Hochwasserschutzes im Bereich der
österreichischen Donau, LGBl. 0838-0

• Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über eine Änderung der Vereinbarung gemäß Art. 15a
B-VG über die Einführung der halbtägig kostenlosen und verpflichtenden frühen Förderung
in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen, LGBl. 0828-2

• Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG, mit der die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über
die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens, BGBl. I Nr. 105/2008, geän-
dert wird, LGBl. 0813-1

• Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG Zielsteuerung – Gesundheit, LGBl. 0839-0

Neue Verordnungen

• NÖ Dienstausbildungs- und Dienstprüfungsverordnung Modul 3, LGBl. 2100/13-0
• NÖ Dienstprüfungsverweisungsverordnung, LGBl. 2200/19-0
• NÖ Kormoran- und Graureiherverordnung 2013, LGBl. 6500/12-0
• Verordnung über die Festlegung der Wahltage für die Wahl der Organe der Personalvertre-

tung für die Bediensteten der Gemeinden und Gemeindeverbände des Landes Niederös-
terreich, LGBl. 2002/2-0

• Verordnung über die Höhe der Beitragsleistungen der Gemeinden an die Interessenvertre-
tungen für das Jahr 2014, LGBl. 1005/2-0

• NÖ Pensionsanpassungsverordnung 2014, LGBl. 2200/2-0
• Verordnung über die Aufteilung des Ertrages des Landeszuschlages zur Bundesautoma-

ten- und VLT-Abgabe, LGBl. 7071/5-0
• Verordnung über die Ausschreibung der Wahl in die NÖ Landarbeiterkammer 2014, LGBl.

9005/1-0
• NÖ Landes-Verwaltungsabgabentarif 2014, LGBl. 3800/3-0
• NÖ Gemeinde-Verwaltungsabgabentarif, LGB. 3800/4-0
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Novellen von Verordnungen

Folgende Verordnungen wurden geändert:
• 1. NÖ Gemeindeverbändeverordnung, LGBl. 1600/2-55
• Verordnung über die Gestaltung der Drucksorten zur Vollziehung der NÖ Gemeinderats-

wahlordnung 1994, LGBl. 0350/2-6, 0350/2-7
• NÖ Gemeindeverbändeverordnung Seuchenvorsorgeabgabe (NÖ GVS), LGBl. 3620/1-6,

3620/1-7
• NÖ Pflanzenschutzmittelanwendungsverordnung, LGBl. 6170/1-6
• Verordnung über die Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung, LGBl. 0001/1-73
• NÖ Bewertungs- und Referenzverwendungsordnung (NÖ BRO), LGBl. 2100/1-2
• NÖ Dienstausbildungsverordnung, LGBl. 2100/2-2, 2100/2-3
• NÖ Landes-Verwaltungsabgabenverordnung 2001, LGBl. 3800/1-7, 3800/1-8
• NÖ Bau-Übertragungsverordnung, LGBl. 1090/2-18
• NÖ Schülerheim-, Lern- und Arbeitsmittelbeitragsverordnung, LGBl. 5025/3-22, 5025/3-23
• NÖ Musikschulplan, LGBl. 5200/2-14
• NÖ Grundverkehrsordnung, LGBl. 6800/1-2, 6800/1-3
• Ausnahmeverordnung vom Verbrennungsverbot für biogene Materialien, LGBl. 8102/3-2
• NÖ Kormoran- und Graureiherverordnung 2013, LGBl. 6500/12-1
• Verordnung über die Wertsicherung der Nächtigungstaxe, LGBl. 7400/2-1
• Verordnung über die Gliederung der Gemeinden in Ortsklassen (nach ihrer Tourismusbe-

deutung), LGBl. 7400/1-18
• NÖ Bautechnikverordnung 1997 (NÖ BTV 1997), LGBl. 8200/7-7
• NÖ Gebäudeenergieeffizienzverordnung 2008 (NÖ GEEV 2008), LGBl. 8201/17-2
• Verordnung über die Erhöhung des Beitrages des Landes NÖ zur Finanzierung des NÖ

Gesundheits- und Sozialfonds, LGBl. 9450/2-7
• NÖ Bediensteten-Schutzverordnung 2003 (NÖ BSVO 2003), LGBl. 2015/1-6
• Verordnung zur Sicherung einer künftigen Trinkwasserversorgung aus dem Grundwasser

im Bereiche von Teilen der Gemeinden Horn, Gars/Kamp, Rosenburg-Mold und Schön-
berg/Kamp, LGBl. 6900/55-1

• Verordnung zum Schutze des Grundwassers im Bereich von Teilen der Gemeinden Wöl-
lersdorf, Steinabrückl, Matzendorf-Hölles, Enzesfeld-Lindabrunn, Leobersdorf, Felixdorf,
Sollenau und Wiener Neustadt (Grundwasserschongebiet „Triesting-Piesting-Platte“),
LGBl. 6900/56-1

• Verordnung zur Sicherung der Wasserversorgung und zum Schutze der Wasserversor-
gungsanlagen Neufeld 1 und 2 des Wasserleitungsverbandes Nördliches Burgenland
(Schongebiet Zillingdorf), LGBl. 6900/57-1

• Verordnung zum Schutze der Heilquellen in der Gemeinde Bad Schönau, LGBl. 6950/21-1
• Verordnung zur Sicherung der künftigen Trinkwasserversorgung aus dem Grundwasser in

Teilen des Marchfeldes, LGBl. 6950/22-1
• Verordnung zum Schutze und zur Sicherung eines der Trinkwasserversorgung dienenden

Grundwasservorkommens im Bereich von Teilen der Gemeinden Wiener Neustadt, Bad
Fischau-Brunn, Wöllersdorf-Steinabrückl, Katzelsdorf und Weikersdorf am Steinfelde,
LGBl. 6950/23-1

• Verordnung zum Schutze des Grundwassers im Bereich von Teilen der Gemeinden Wiener
Neustadt und Katzelsdorf, LGBl. 6950/25-1

• Verordnung zum Schutz des Grundwasservorkommens im Bereich der Gemeinden Lan-
genlois und Hadersdorf-Kammern, LGBl. 6950/26-1

• Verordnung zum Schutze des Grundwassers im Bereiche der Gemeinden Breitenau,
Neunkirchen, St. Egyden am Steinfeld, Schwarzau am Steinfelde, Weikersdorf am Stein-
felde und Wiener Neustadt, LGBl. 6950/27-1
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• NÖ Gemeinde-Personalvertretungswahlordnung, LGBl. 2002/1-2
• NÖ Landeslehrer-Personalvertretungs-Wahlordnung, LGBl. 2610/1-4
• Verordnung über die Vollziehung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes, LGBl.

4020/1-2
• NÖ Jagdverordnung (NÖ JVO), LGBl. 6500/1-55
• Verordnung über die Festsetzung von Höchsttarifen für das Gewerbe der Rauchfangkehrer

in NÖ, LGBl. 7000/50-28
• NÖ Sanierungsgebiets- und Maßnahmenverordnung Feinstaub (PM10), LGBl. 8103/1-2
• Verordnung über die Einigungskommission, die Obereinigungskommission und die land-

und forstwirtschaftliche Schlichtungsstelle, LGBl. 9020/4-2
• Verordnung über Beschäftigungsverbote und -beschränkungen für Jugendliche in der

Land- und Forstwirtschaft (NÖ LFW JB-VO), LGBl. 9020/7-3
• NÖ Sozialbetreuungsberufe-Ausbildungsverordnung 2007 (NÖ SBB-AV 2007), LGBl.

9230/1-1
• Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung 1973, LGBl. 3800/2-6
• Verordnung über die Geschäftsordnungen der Beiträge im Sozialbereich, LGBl. 9200/5-1
• NÖ Mindeststandardverordnung (NÖ MSV), LGBl. 9205/1-4

Aufhebung von Rechtsvorschriften

Im Zuge der Deregulierung des Landesrechtes wurden folgende Rechtsvorschriften aufgeho-
ben:
• Verordnung über die Prüfung für den Bau- und technischen Fachdienst, LGBl. 2200/26-3
• Verordnung über die Prüfung für den Agrarfachdienst, LGBL. 2200/33-2
• Verordnung betreffend die Prüfung für den Bauführerdienst, LGBl. 2200/53-1
• Verordnung über die Prüfung für den Wirtschaftsfachdienst, LGBl. 2200/65-1
• Aufhebung der Rahmenverfügung Tullnerfeld, LGBl. 6900/58-0
• Verordnung über die Führung eines Verzeichnisses über die Anlagen und Maßnahmen

nach § 31a Abs. 1, 2 und 6 des Wasserrechtsgesetzes 1959, LGBl. 6950/2-1

Verlautbarung von Rechtsvorschriften

Im Jahr 2013 wurden im Landesgesetzblatt 169 Rechtsvorschriften in 24 Lieferungen verlaut-
bart (2012 waren es 151 Rechtsvorschriften in 24 Lieferungen).

NÖ Landesrecht im Internet
• Das aktuelle NÖ Landesrecht kann seit 2008 in drei Formaten (PDF, Word, HTML) über

das Rechtsinformationssystem des Bundes – RIS (http://www.ris2.bka.gv.at/Lr-Niederoes-
terreich/) abgerufen werden.

• Das Landesgesetzblatt für das Land Niederösterreich mit Vorläufern 1849–1971 ist voll-
ständig elektronisch im RIS verfügbar. Ein Projekt der Österreichischen Nationalbibliothek
ermöglicht die Lesbarkeit und den Ausdruck (PDF) der historischen Rechtsbestände. Der
Zugang ist über die Homepage des Landes Niederösterreich (http://www.noe.gv.at) gege-
ben.

• Seit September 2008 wird über E-Mail der Newsletter NÖ Landesrecht angeboten, der lau-
fend über die aktuellen Verlautbarungen informiert (derzeit ca. 823 Abonnenten).

• Über die Links „Politik & Verwaltung“ dann „Rechtsinformation“ auf der Internethomepage
des Landes Niederösterreich (http://www.noel.gv.at) gelangt man zum Link „Landesgesetz-
blatt“, wo der Verfassungsdienst u. a. über die Publikation des Landesrechts und die Sys-
tematik des Landesgesetzblattes informiert, und
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• zum Link „Landesgesetzblatt (Einordnungsbehelfe)“, wo man über die Einordnungsbehelfe
das Verlautbarungsdatum und die Titel der neuesten Rechtsvorschriften bzw. der Änderun-
gen im Landesgesetzblatt nachlesen kann.

Bundesrecht

Im Jahr 2013 wurden 105 Gesetzesentwürfe des Bundes begutachtet (im Jahr 2012 waren es
120). Weiters wurden 109 Regierungsvorlagen dem Verfahren nach der Vereinbarung zwi-
schen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus
und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, LGBl. 0814-0, unterzogen.

Europarecht

• Mitteilung der Umsetzung von EG-Richtlinien im NÖ Landesrecht: Im Jahr 2013 wurde der
europäischen Kommission die Umsetzung von 19 EG-Richtlinien in 28 NÖ Rechtsvor-
schriften im Wege des Bundeskanzleramtes mitgeteilt.

• Verfahren vor dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften: Im Jahr 2013 wurden
durch den Verfassungsdienst 103 Vorabentscheidungs- und 9 Vertragsverletzungsverfah-
ren betreut.

• Informationsverfahren: Weiters wurden die Rechtsabteilungen bei 166 Mitteilungen von
Entwürfen von technischen Vorschriften nach der EG-Richtlinie 98/34/EG in der Fassung
98/48/EG betreut.

Datenschutz

Der Einsatz der automationsunterstützten Datenverarbeitung nimmt bei den Dienststellen des
Landes NÖ weiter zu. 2013 wurden beim Datenverarbeitungsregister insgesamt 3 Verarbei-
tungen des Amtes der NÖ Landesregierung neu registriert.

Verfahren vor den Höchstgerichten

• Verfassungsgerichtshof. Im Jahre 2013 wurden 46 Verfahren mit Bezug zu Niederöster-
reich entschieden (2012 waren es 52 Verfahren). Davon waren 2 Wahlanfechtungsverfah-
ren – beiden Anfechtungen wurde nicht stattgegeben.
2013 kam es zu einem Verordnungsprüfungsverfahren, welches aufgehoben wurde.
Von 43 Beschwerdeverfahren gemäß Art. 144 B-VG wurde bei 26 Verfahren die Behand-
lung abgelehnt, bei 10 Verfahren wurde die Beschwerde abgewiesen und in 3 Verfahren
wurden die Bescheide aufgehoben sowie bei 2 Beschwerden wurde das Verfahren einge-
stellt. Eine Beschwerde wurde zum Teil abgewiesen und zum Teil zurückgewiesen. Bei ei-
ner weiteren Beschwerde wurde teilweise die Behandlung der Beschwerde abgelehnt und
teilweise abgewiesen.

• Verwaltungsgerichtshof. Im Jahr 2013 wurden 238 Beschwerdefälle mit Bezug zu Nie-
derösterreich entschieden (im Jahr 2012 waren es 285 Verfahren).

Ergebnis der Verfahren Anzahl
Abweisung der Beschwerde 112
Zurückweisung der Beschwerde 18
Einstellung des Verfahrens 27
Aufhebung des angefochtenen Bescheides 52
Ablehnung der Behandlung der Beschwerde 29
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Stabsstelle Verwaltungs- und Bildungsmanagement

Verwaltungsmanagement

Schwerpunkte 2013

• Steuerung und Begleitung von Organisationsprojekten
– Projekt zur Umstrukturierung des Bereiches Gesundheit, Jugend und Soziales
– Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie organisatorisch
– Verwaltungsreform – „Effizienz der Verwaltung“
– Einführung Dienstkraftwagen für Selbstlenker
– Weitere Einführung des Verfahrensmonitorings über behördliche Bewilligungs-/Geneh-

migungsverfahren in den Fachabteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung
– Organisationsprojekt der Abteilung Förderungen
– Organisationsprojekt der Abteilungen Kunst und Kultur, Wissenschaft und Forschung
– Einführung Landesverwaltungsgerichte
– Einführung Ausbildungspläne (Bezirkshauptmannschaften)
– Einrichtung Kompetenzzentren (Bezirkshauptmannschaften)

• E-Government
– Mitarbeit an länderübergreifenden und internen Projekten sowie der weitere Ausbau der

E-Governmentangebote innerhalb des Webauftritts der Landesverwaltung
– Durchführung und Abschluss des Projektes „Einführung der Handy-Signatur in der NÖ

Landesverwaltung“
– Veröffentlichung des NÖ „Open Government Data“ Portal unter data.noe.gv.at

• Organisationsgrundlagen
– Beratung der Dienststellen bei der Erstellung von Stellenbeschreibungen/Organigram-

men/Arbeitsverteilungsplan
– Datenabgleich mit den Dienststellen hinsichtlich Organigramm, Arbeitsverteilungsplan

und Dokumentation der Stellenschreibungen im RSM
– Stellenbeschreibungen-NEU im Bereich der NÖ Landeskliniken, Gruppe Kultur, Wissen-

schaft und Unterricht, u. a.
– Weiterführung der Organisationsgrundlagen für die NÖ Landeskliniken und Abbildung im

RSM
– Abklären von Anträgen der Dienststellen bei Organisationsänderungen bzw. Prüfen von

deren Auswirkungen

Ziele 2014

• Umsetzung des Gesetzes über den Einheitlichen Ansprechpartner
• Betreiben der Verbindungsstelle für das Binnenmarkt-Informationssystem IMI
• Vorbereitung der Umsetzung der Berufsqualifikationsrichtlinie Organisationsgrundlagen:

– Datenabgleich mit allen Dienststellen (inkl. LKH in Abstimmung mit KH-Holding) und Per-
sonalabteilung B

– Abklären von Anträgen der Dienststellen bei Organisationsänderungen bzw. deren Aus-
wirkungen

– Beratung der Dienststellen bei der Erstellung von Stellenbeschreibungen/Organigram-
men/Arbeitsverteilungsplan

• Einführung Dienstkraftwagenprojekt
• Neugestaltung der Normerlassdatenbank
• Relaunch der Landeshomepage und Reorganisation der Internetbearbeitung
• Reorganisation von Dienststellen
• Verwaltungsreform Bund/Länder
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• Restrukturierung von Förderangeboten in Richtung Wirkungsorientierung
• Organisationsentwicklung der Abteilung Förderungen
• Einführung einer zentralen E-Learning-Plattform mit interaktivem E-Learning-Angebot
• Technische Überarbeitung der zentralen Datenbank aller internen Vorschriften, sowie in-

haltliche Überarbeitung der darin enthaltenen Vorschriften
• Entwicklung von Anforderungsprofilen je Stelle
• Weiterentwicklung von Ausbildungsplänen je Stelle

Bildungsmanagement

Aufgaben und Schwerpunkte 2013

Spezielle Bildungs- und Personalentwicklungsmaßnahmen

• Coachingangebot für Führungskräfte und Projektleiter/innen wurde 2013 rege genutzt:
9 Frauen (35%), 17 Männer (65%)

• Gruppensupervisionen: Es wurden 26 Gruppensupervisionen genehmigt: 13 für die Berei-
che Gesundheit, Jugend und Soziales und 13 für die Kindergärten. Insgesamt waren es
258 Personen, davon 243 Frauen (94%) und 15 Männer (6%).

• Teamsupervisionen: Es wurden 3 Teamsupervisionen genehmigt: 1 für die Bereiche Ge-
sundheit, Jugend und Soziales und 2 für die Kindergärten. Insgesamt waren es 13 Perso-
nen, davon 13 Frauen (100%).

• Fachseminare: 5 Seminare mit insgesamt 180 Teilnehmerinnen und Teilnehmern wurden
durchgeführt (56 Frauen, 124 Männer). Damit konnte notwendiges Fachwissen rasch zu-
gänglich gemacht werden.

• Fachspezifische Schulungen für Bezirkshauptmannschaften wurden für folgende Themen
durchgeführt: „Glücksspiel“, „Gebärdensprachkurs“, „Telefontraining“, „Inhalte der Leistun-
gen FSA Jugendwohlfahrt“, „Inhalte der Leistungen FSA Soziales“ („Bedarfsorientierte Min-
destsicherung“, „Sozialhilfegesetz“, „Rechtliches Grundlagenwissen“, „Sozialversiche-
rung“, „Sachwalterschaft“), „SachbearbeiterInnen Rechnungswesen“ („Mündelgelder“,
„Verrechnungsprogramm SZV“, „Buchhaltung“), „Netzwerktreffen Bürgerservice“, „Bürger-
büroleiterInnen-Tagung“, „Informationsmanagement in Krisensituationen“

• Dienststellenübergreifende Schulungen wurden für folgende Themen durchgeführt: „NÖ
Grundversorgungsgesetz“, „Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz“

• Train-the-Trainer-Ausbildung: Es wurden 2 Folgeveranstaltungen mit insgesamt 16 Teil-
nehmenden (6 Frauen, 10 Männer) durchgeführt.

• Evaluierungen sämtlicher Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen finden laufend statt.
• FachexpertInnen-Ausbildung: Es wurde 1 Lehrgang mit 17 Teilnehmenden gestartet

(4 Frauen, 13 Männer).
• Führungskräfte-Basisausbildung: Es wurden 4 Lehrgänge mit insgesamt 72 Teilnehmen-

den gestartet (35 Frauen, 37 Männer).
• Führungskräfte-Aufbaulehrgang: Es wurde 1 Lehrgang mit 18 Teilnehmenden gestartet

(6 Frauen, 12 Männer).
• Wirtschaftsführerschein wurde mit 39 Teilnehmenden gestartet (17 Frauen, 22 Männer).
• Seminar Verhandlungstechnik: 13 Teilnehmende (3 Frauen, 10 Männer)
• Spezielle Bildungsangebote für die oberste Führungsebene (Abteilungsleitungen, Bezirks-

hauptleute): Coaching als Führungsstil, Burnout und Mobbing (6 Veranstaltungen, 12 Tage,
13 Frauen, 44 Männer)

• Seminar speziell für 10 Chefsekretärinnen „Das wäre doch gelacht, trotz Stress und Druck
mit Schwung und Freude bei der Arbeit“, 18.–19. Juni 2012

• Persönlichkeitsseminare für Lehrlinge: Es wurden 4 Veranstaltungen mit insgesamt 51 Teil-
nehmenden (0 Frauen, 51 Männer) durchgeführt.
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Einführung und Ausbildung neuer Mitarbeiter/innen

• Einführungsseminare: Es wurden 7 Einführungsseminare für neu aufgenommene Mitarbei-
ter/innen durchgeführt. In Summe haben 117 Mitarbeiter/innen daran teilgenommen:
85 Frauen (73%), 32 Männer (27%).

• Grundausbildung für Kanzleibedienstete: 3 Seminare für insgesamt 57 Mitarbeiter/innen
fanden statt: 47 Frauen (82%), 10 Männer (18%).

• AVG-Seminar für Maturanten, Techniker und den wissenschaftlichen Dienst: 4 Seminare
mit insgesamt 69 Teilnehmer/innen: 32 Frauen (46%), 37 Männer (54%)

• Seminare im Rahmen der Juristenausbildung: 31 Jurist/innen absolvierten 15 Seminare im
Rahmen ihrer Grundausbildung: 15 Frauen (48%), 16 Männer (52%).

Weiterbildung von Mitarbeiter/innen: Bildungsangebot 2013

• Bildungsprogramm: Das Bildungsprogramm 2013 haben 1.054 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer genutzt.

Organisation von abteilungsinternen Klausuren

• Abteilungsinterne Klausuren: Organisation und Durchführung zahlreicher abteilungsinter-
ner Klausuren und Workshops zur Korruptionsprävention, zur Verbesserung der Team-
arbeit sowie der Konfliktlösungsfähigkeit. Absolute Diskretion durch externe Trainer, wo-
durch das vorhandene Konfliktpotenzial unparteiisch und unabhängig von der Alltagspraxis
bearbeitet werden konnte, sind Qualitätsmerkmale dieses Angebotes. Sogar ein länger an-
dauernder Coachingprozess für betroffene Führungskräfte kann im Einzelfall daraus erfol-
gen.

• Prozessbegleitende Weiterbildung für Organisationseinheiten wurde maßgeschneidert für
den jeweiligen Bedarf entwickelt und durchgeführt.

Ziele 2014

• Erstellung des Bildungsprogramms für 2015
• Optimierung Seminarverwaltungsprogramm
• Weiterbildungsschwerpunkt für Kleinkindpädagoginnen
• Weiterentwicklung von Bildungsangeboten für die oberste Führungskräfteebene (Abtei-

lungsleitungen, Bezirkshauptleute)
• Weiterentwicklung der FachexpertInnen-Ausbildung
• Durchführung von Führungskräfteausbildungen für unterschiedliche Zielgruppen
• Überarbeitung der Grundausbildungen und Einführungstage
• Überarbeitung und Qualitätssicherung Supervision
• Evaluierung der Teamsupervision im Fachgebiet Sozialarbeit

Statistik 2013

Seminare für NÖ Landesbedienstete – Bildungsprogramm 2013

Veranstaltungen Anzahl VA Tage Frauen Männer Gesamt

Persönlichkeitsbildung 28 49 201 120 321
Werkzeuge und Methoden des Arbeitens 49 95 319 150 469
Recht und Betriebswirtschaftslehre 11 20 53 76 129
Kooperation mit dem NÖ Bedienstetenschutz 6 10 46 17 63
Vereinbarkeit – Gleichbehandlung –
Gender Mainstreaming 7 7 67 5 72

Gesamt 101 181 686 368 1.054
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Fachexpertenausbildung 2013

Veranstaltungen Gruppen Frauen Männer Gesamt

3 Veranstaltungen 2 7 24 31

Führungskräfte – Basisausbildung A 2013

Veranstaltungen Gruppen Frauen Männer Gesamt

14 Veranstaltungen Modul 1–4 4 35 37 72
14 Veranstaltungen AL 4 35 36 71

4 Veranstaltungen DC 4 35 36 71
4 Veranstaltungen AT 4 35 36 71

36 FKA-Basis Veranstaltungen gesamt 16 140 145 285

Führungskräfte – Aufbaulehrgang B 2013

Veranstaltungen Gruppen Frauen Männer Gesamt

9 Veranstaltungen Info bis Abschlusstag 2 7 24 31

Projektmarkt

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Führungskräfte-Aufbaulehrganges präsentierten
ihre Projekte im Rahmen eines Projektmarktes.
Teilnehmende waren:
• Teilnehmende aus dem 1. Lehrgang (10 Personen/2 Frauen 8 Männer)
• Teilnehmende aus dem 2. Lehrgang (16 Personen/6 Frauen 10 Männer)
• Teilnehmende aus dem 3. Lehrgang (15 Personen/3 Frauen 12Männer)
• Bezirkshauptleute, Gruppen- und Abteilungsleitungen (90 Personen/10 Frauen 80 Männer)

Veranstaltungen Abteilung Jugendwohlfahrt

Veranstaltungen Anzahl Tage Frauen Männer Gesamt

16 Veranstaltungen 16 37 199 18 217

Veranstaltungen Abteilung Soziales

Veranstaltungen Anzahl Tage Frauen Männer Gesamt

22 Veranstaltungen 22 38 203 507 253

Veranstaltungen Abteilung Kindergärten

Veranstaltungen Anzahl Tage Frauen Männer Gesamt

251 Veranstaltungen 251 422 3417 1 3.418

Vortragende

Führungskräfte- und FachexpertInnen-
ausbildungen 2012/2013 5 weiblich, 6 männlich
Grundausbildung 2012 8 weiblich, 25 männlich
Grundausbildung 2013 10 weiblich, 32 männlich
Bildungsprogramm 2012 28 weiblich, 28 männlich
Bildungsprogramm 2013 30 weiblich, 36 männlich
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Stabstelle Regierungsdienst

Dem „Regierungsdienst“ obliegt die Organisation der Vorbereitung, Durchführung und Doku-
mentation von Regierungssitzungen sowie von Beschlussfassungen im Umlaufwege. Diese
Stabsstelle dient als Servicestelle für alle Regierungsmitglieder sowie für die Gruppen und
Abteilungen des Amtes der NÖ Landesregierung.

Statistik 2013

• Im Jahr 2013 wurden von der NÖ Landesregierung 31 Arbeitssitzungen abgehalten.
• Zusätzlich erfolgten 11 Beschlussfassungen im Umlaufwege (davon 3 während der

Urlaubszeit).
• Auf den Tagesordnungen standen Angelegenheiten, die gemäß der Verordnung über die

Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung, LGBl. 0001/1-73, der kollegialen Beratung
und Beschlussfassung vorbehalten sind.

• Es wurden 1.053 Sitzungsbögen und 254 Umlaufbögen behandelt.
• 110 Regierungsvorlagen, davon 83 Gesetzesentwürfe, wurden an den NÖ Landtag weiter-

geleitet. Ferner wurden 37 Verordnungen kollegial beschlossen.

Allgemeine Verwaltung

Zivildienstangelegenheiten

• Anerkennung von Einrichtungen des Zivildienstes
• behördliche Überwachung bezüglich der Einhaltung der Bestimmungen des Zivildienstge-

setzes

Statistik 2013

• Anerkennungsverfahren. 2013 wurden 8 Einrichtungen mit insgesamt 11 Zivildienstplät-
zen neu anerkannt. Bei bereits bestehenden Einrichtungen wurden 2 neue Einsatzstellen
sowie 1 Außenstelle für Zivildienstleistende und 3 zusätzliche Zivildienstplätze genehmigt.
Die Anerkennung von 2 Einrichtungen sowie 3 Einsatzstellen wurde widerrufen. Somit kön-
nen in Niederösterreich derzeit bei 127 Einrichtungen Zivildienstleistende eingesetzt wer-
den. Die genehmigten Zivildienstplätze stehen fast ausschließlich im Bereich des Ret-
tungswesens, in der Sozial- und Behindertenhilfe, in Krankenanstalten und Pflegeheimen
sowie im Rahmen der Katastrophenhilfe zur Verfügung.

• Seminare und behördliche Überwachung. Bei 2 Informationsveranstaltungen des Lan-
des und bei Seminaren – veranstaltet von den jeweiligen Rechtsträgern – wurden das Zivil-
dienstgesetz und die dazu erlassenen Verordnungen für Zivildienstleistende näher erläu-
tert. Weiters wurden im Rahmen der behördlichen Überwachung auch Überprüfungen vor
Ort vorgenommen.

Vergabewesen

Aufgaben

• Legistik im Bereich des Vergaberechts
• Vergabekontrolle: Geschäftsführung und Mitarbeit bei der NÖ Schlichtungsstelle für öffent-

liche Aufträge
• Beratung von Dienststellen des Landes in Vergabeangelegenheiten
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Schwerpunkte 2013

• Beratung von Dienststellen. Laufende Beratung der Dienststellen des Landes bei verga-
berechtlichen Problemen

• Vergabebekanntmachungen. Bekanntmachung der Vergabeverfahren aller Dienststellen
des Landes im Internet (http://www.noe.gv.at/ausschreibungen) und Möglichkeit zum
Download der Ausschreibungsunterlagen; Gemeinden können dieses umfassende Service
ebenfalls nutzen oder lediglich die Basisdaten ihrer Ausschreibungen kostenfrei auf der
Homepage des Landes veröffentlichen.

Statistik 2013

NÖ Schlichtungsstelle für öffentliche Aufträge

Schlichtungsanträge
davon kein Schlichtungsverfahren durchgeführt
(formale Gründe, z. B. fehlende Antragslegitimation, verspätete
Antragstellung bzw. Klaglosstellung durch Auftraggeber) 6
Zurückziehung vor Durchführung bzw. während der
mündlichen Verhandlung 15
gütliche Einigung in der Schlichtungsverhandlung 14
keine gütliche Einigung in der Schlichtungsverhandlung,
aber keine Anrufung des Unabhängigen Verwaltungssenates 20
Anrufung des Unabhängigen Verwaltungssenates 5

Insgesamt 60

Statistik nach Auftragskategorien

Bauaufträge 44
Lieferaufträge 8
Dienstleistungsaufträge 8

Auszeichnungen und Ehrungen

Aufgaben

• Vorbereitung der Verleihung von Ehrenzeichen für Verdienste um das Bundesland Nieder-
österreich

• Vorbereitung der Verleihung von Auszeichnungen des Bundes: Ehrenzeichen für Ver-
dienste um die Republik Österreich, Berufstitel, Bundes-Ehrenzeichen etc.

• Vorbereitung der Verleihung von sonstigen Auszeichnungen des Landes: Rettungsmedail-
len, Gedenkmedaillen, Katastropheneinsatzmedaillen, Sportehrenzeichen, Ehrenzeichen
für vieljährige verdienstvolle Tätigkeit auf dem Gebiete des Feuerwehr- und Rettungswe-
sens etc.

• Übermittlung von Ehrengaben des Landes
• Übermittlung von Dank- und Anerkennungsschreiben
• Übermittlung von Jugendsportabzeichen

Schwerpunkte 2013

• Feuerwehrehrenzeichen. Antragstellung auf elektronischem Wege unter Nutzung der
Feuerwehrdatenbank FDISK
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Statistik 2013

Auszeichnungen

Durch den Herrn Bundespräsidenten wurden verliehen
Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich 42
Österreichisches Ehrenkreuz für Wissenschaft und Kunst 1
Berufstitel 86

Durch den Bundeskanzler bzw. den zuständigen Bundesminister
wurden verliehen

Bundes-Ehrenzeichen 10

Durch die Landesregierung wurden verliehen
Ehrenzeichen für Verdienste um das Bundesland Niederösterreich 142
Rettungsmedaille 7
Ehrenstatuette „Hl. Leopold“ 1

Ehrenzeichen für vieljährige verdienstvolle Tätigkeit auf dem
Gebiete des Feuerwehr- und Rettungswesens

in Bronze (für 25-jährige Tätigkeit) 1.427
in Silber (für 40-jährige Tätigkeit) 1.200
in Gold (für 50-jährige Tätigkeit) 725

Sportehrenzeichen 150

Gedenkmedaille des Landes Niederösterreich in der Variante
„Dank für verdienstvolle Tätigkeit“ 9

Ehrungen

Hochzeitsjubiläen
Goldene Hochzeit 4.137
Diamantene Hochzeit 1.148
Eiserne Hochzeit 284
Steinerne Hochzeit 39
Gnadenhochzeit 30
Juwelenhochzeit 4
Kronjuwelenhochzeit 3

Geburtstagsjubiläen
90. Geburtstag 3.599
95. Geburtstag 501
100. Geburtstag 130
101. Geburtstag 71
102. Geburtstag 39
103. Geburtstag 18
104. Geburtstag 8
105. Geburtstag 7
106. Geburtstag 4
108. Geburtstag 2

Sonstige Ehrungen
Ehrung für Lebensrettung (ohne Einsatz des eigenen Lebens)
Dank- und Anerkennungsschreiben 12
Dank- und Anerkennungsschreiben für anerkennenswerte
Leistungen 36

NÖ Jugendsportabzeichen 605
Bronze 63
Bronze (Leistungsstufe) 11
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Silber 228
Silber (Leistungsstufe) 23
Gold 254
Gold (Leistungsstufe) 26

Internationale, Europäische und Protokollarische
Angelegenheiten

Aufgaben

• Internationale Angelegenheiten
• Europäische Angelegenheiten
• Protokollarische Angelegenheiten

Schwerpunkte 2013

Internationale Angelegenheiten

• Unterstützung des zuständigen Regierungsmitgliedes bei der Umsetzung der Landes-
außenpolitik

• Intensivierung der Beziehungen zu den internationalen Zielmärkten
• Bekanntmachung bzw. Stärkung des Standortes Niederösterreich durch Ausrichtung inter-

nationaler Konferenzen (z. B. Schwarzmeer-Hafenkonferenz, Europa-Forum Wachau)
• Fachliche Betreuung internationaler Kooperationspartner
• Vorsitz in der ARGE Donauländer und Mitarbeit bei der Umsetzung der EU-Strategie für

den Donauraum (EUSDR)
• Koordinierung der bilateralen Außenbeziehungen (z. B. Tschechien und Slowakei)
• Generalsekretariat der Arbeitsgemeinschaft Donauländer (ARGE Donauländer)

– 2012 und 2013: Vorsitz des Bundeslandes Niederösterreich
– Regionaler Partner bei der Umsetzung der EU-Donauraumstrategie
– 2013: Ausrichtung von Fachkonferenzen, wie z. B.:

– Jugendkonferenz
– Wissenschaftskonferenz
– Konferenz „Gateway to Europe Black Sea“, Auftakt zur westlichen Schwarzmeerhäfen-

Kooperation
– Sitzung der Leitenden Beamten der ARGE Donauländer

Vielfältige kulturelle Aktivitäten, wie z. B. die Wanderausstellung „Jugendstil im Donau-
raum“

• Geschäftsstelle für AuslandsniederösterreicherInnen (ANÖ)
– Informationsplattform und Betreuung der AuslandsniederösterreicherInnen
– Organisation und Durchführung eines internationalen Jugend- und

ANÖ Expertentreffens
• Versammlung der Regionen Europas (VRE). Niederösterreich ist erneut im Vorstand

vertreten und arbeitet in der Kommission 3 „Kultur, Bildung, Jugend und internationale Zu-
sammenarbeit“ mit.

• Europarat. Niederösterreich ist Mitglied des Kongresses der Gemeinden und Regionen
Europas (KGRE) beim Europarat.
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Europäische Angelegenheiten

Koordinierung von EU-Angelegenheiten und Wahrung der NÖ Interessen im EU-Rechts-
setzungsprozess
• Unterstützung des NÖ Landtages

– Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprüfungen
– Resolutionsanträge

• Vorbereitung gemeinsamer/einheitlicher Länderstellungnahmen
• Länderexpertenkonferenz „Innerstaatliche Umsetzung der Subsidiaritätskontrolle“

– Vorsitz in der Länderexpertenkonferenz (Juli 2013 bis Juni 2015)
– Zuständigkeit NÖ bisher im Vergaberecht sowie im Asyl- und Fremdenrecht:

2010: Behandlung der Richtlinie 2003/86 und des EU Immigration Code
2013: Elektronische Rechnungsstellung im Vergaberecht

• Ausschuss der Regionen (AdR)
– Fachliche Vorbereitung der Plenartagungen und Sitzungen der Fachkommission für Ko-

häsionspolitik (COTER)
– Berichterstattung in der Fachkommission für natürliche Ressourcen (NAT), Vorbereitung

der nationalen beamteten Vorbesprechung (Arbeitspapiere) und Erstellung von Abstim-
mungsempfehlungen

• Verbindungsbüro Brüssel (NÖ VBB)
– Außenstelle der Stabstelle und Verbindungsglied des Amtes der NÖ Landesregierung zu

den Europäischen Institutionen
– Zielgerechtes Lobbying für NÖ-relevante EU-Themen bei den EU-Institutionen
– Frühwarnung des Amtes der NÖ Landesregierung über NÖ-relevante EU-Sachverhalte
– EU-Informationsmanagement (inklusive EU-Förderungen)
– Beratung in allgemeinen EU-Belangen
– Assistenten-Funktion für den politischen Vertreter im Ausschuss der Regionen (AdR)
– Betreuung von Besuchergruppen aus NÖ (Programmerstellung, Vortrag über NÖ-EU-

Aktivitäten des NÖ VBB)
– Kontakte-Netzwerk-Erhaltung mit anderen Europäischen Regionen sowie Vertretung

Niederösterreichs bei Fachkonferenzen, repräsentativen Veranstaltungen wie z. B. Open
Days 2013 und diversen regionalen Netzwerken in Brüssel

– Weiterführung der Praktikantenausbildung im NÖ VBB
– Fortsetzung der Initiative zur Verlängerung der EU-Regionalförderungen für alle Regio-

nen in der Förderperiode 2014–2020 (abgeschlossen im Dezember 2013)
• EuropeDirect – Infostelle des Landes NÖ. Anlaufstelle für alle EU-Netzwerkpartner und

EU-interessierte BürgerInnen

Protokollarische Angelegenheiten

Konzeption, Organisation und Umsetzung aller repräsentativen Anlässe des Landes im In-
und Ausland
• Veranstaltungen

– Arbeitsbesuche von und bei hochrangigen politischen Vertretern im In- und Ausland
– Nationale und internationale Konferenzen
– Festakte, Empfänge und Gedenkveranstaltungen (z. B. Landesfeiertag)
– Amtswechsel, Verabschiedungen

• Ehrenzeichen. Abwicklung der Auszeichnungsverfahren nach den Gesetzesgrundlagen
des Landes NÖ und des Bundes
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Ziele 2014

Fortführung der Schwerpunkte 2013

Stabstelle Rechtsbüro

Dem Rechtsbüro obliegt die Wahrung der Interessen des Landes NÖ in Angelegenheiten des
Zivilrechtes und des gerichtlichen Strafrechtes.

Aufgaben

• Beratung der Landesdienststellen. Dieser Bereich umfasst alle Phasen der Abwicklung
von Rechtsgeschäften, die Errichtung bzw. Begutachtung von Verträgen sowie die Durch-
führung allenfalls erforderlicher Vorkehrungen im Firmen- bzw. Grundbuch. Ebenso ist das
Rechtsbüro in Begutachtungsverfahren zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen einge-
bunden.

• Wahrung der Rechte des Landes. Das Rechtsbüro wird von anderen Landesdienststel-
len mit der gerichtlichen oder außergerichtlichen Verfolgung von Ansprüchen des Landes
befasst. Sämtliche Verfahrenstadien (Erkenntnis-, Exekutions-, Insolvenzverfahren) sind
zu betreuen.

• Abwehr von Forderungen gegen das Land. Das Rechtsbüro unterstützt sämtliche Lan-
desdienststellen bei der Abwehr von Ansprüchen, die von dritter Seite gegen das Land NÖ
erhoben werden. Dazu gehören insbesondere die Fälle der Amtshaftung.

Öffentlichkeitsarbeit und Pressedienst

Aufgaben

• Der Pressedienst informiert die Öffentlichkeit über die Aufgaben, die Tätigkeiten und die
Ziele der Landesregierung, des Landtages und der Landesverwaltung. Gleichzeitig fungiert
der Pressedienst als Informationsträger über das Land und seine Entscheidungsträger und
bietet im Rahmen seiner Informationstätigkeit ein umfangreiches pressemäßiges und jour-
nalistisches Service.

Schwerpunkte 2013

• NÖ Landeskorrespondenz. Erscheint täglich im Internet unter www.noe.gv.at und um-
fasste im Vorjahr 1.697 Beiträge. Der Pressedienst erstellt Aussendungen über Pressekon-
ferenzen und medienrelevante Termine, informiert über Veranstaltungen im Innen- und Au-
ßendienst und verfasst Presseaussendungen auf Grund von Informationen von Fachabtei-
lungen und zuständigen Stellen. Verstärktes Augenmerk wird auch darauf gelegt, auf der
Homepage Bildmaterial zu NLK-Meldungen (z. B. Fotos von Pressekonferenzen) anzubie-
ten. Dazu kommen Recherchen zu den verschiedensten Themen im Rahmen der Informa-
tionstätigkeit. Außerdem nimmt der Pressedienst die Berichterstattung über die Sitzungen
des Landtages inklusive der Budgetdebatte wahr. Der Großteil der NLK-Meldungen wird
auch im OTS der APA veröffentlicht.

• Weitere Publikationen des Pressedienstes sind das Bildplakat „NÖ im Bild“ (monatlich,
4.000 Stück), die „Amtlichen Nachrichten“ (vierzehntägig, 3.400 Stück), die „NÖ Perspekti-
ven“ (vierteljährlich, 70.000 Stück). Dazu werden in (un)regelmäßigen Abständen weitere
Publikationen herausgegeben.

Gruppe Landesamtsdirektion

29



• Das monatlich erscheinende Bildplakat „NÖ im Bild“ wurde neu gestaltet.
• Erstellung von Original-Tonaufnahmen für die Medienarbeit
• Dazu gab und gibt es Werbe- und Imagekampagnen zu aktuellen Themen.
• Medienbeobachtung und Erstellung eines Pressespiegels
• Zu den Aufgaben des Pressedienstes gehören auch die Herstellung, die Aufbereitung und

der Versand von fotografischen Aufnahmen. Im Mittelpunkt steht dabei das Service für die
Medien als auch für die Entscheidungsträger des Landes. Die Einsätze erfolgen sowohl im
Innen- als auch im Außendienst. Im Jahr 2013 wurden bei 1.641 Terminen über 80.000
Aufnahmen gemacht. Seit Juli 2004 wurden rund 690.000 Fotos ins digitale Fotoarchiv
überspielt. Das gesamte Bildarchiv des Pressedienstes umfasst bereits über 1,2 Million
Aufnahmen.

• Der Pressedienst zeichnet auch für die Aufbereitung und Aktualisierung der Informationen
für die Infoscreens an den Bezirkshauptmannschaften sowie die Wartung der Startseite der
Landeshomepage www.noe.gv.at verantwortlich.

• In Katastrophenfällen wird die Information des Zivilschutzverbandes auf der Startseite der
Homepage des Landes Niederösterreich veröffentlicht. Weiters kommt der Pressedienst
der Informationsverpflichtung im Rahmen des Konzepts bei Krisenfällen nach, wie z. B. bei
der Hochwasserkatastrophe im Juni 2013.

Ziele 2014

• Zu den vorrangigen Zielen gehört der ständige Ausbau der Informationstätigkeit, vor allem
auch unter Berücksichtigung neuer Technologien, u. a. der Ausbau des NLK-Online-Ange-
bots, Online-Versionen der Publikationen (Amtliche Nachrichten, NÖ Perspektiven) und
der weitere Ausbau des digitalen Fotoarchivs bis hin zur Digitalisierung analogen Bildmate-
rials.

• Weiters wird es im Rahmen der Presse- und Informationstätigkeit auch Plakataktionen und
Inseratenkampagnen zu landesspezifischen Schwerpunktthemen geben.

• Darüber hinaus werden weitere technische Entwicklungen im Bereich der Digitalen Foto-
grafie getestet und nach Möglichkeit auch umgesetzt. Weitergeführt wird dabei auch der
Vollausbau des digitalen Fotoarchivs.

• Intensiviert wird auch der digitale Versand von Pressemeldungen an Medien und APA im
Sinne einer gezielten Öffentlichkeitsarbeit.

• Ebenso wird die Anpassung der Publikationen beim Amt der NÖ Landesregierung an die
aktuelle Corporate Identity weitergeführt.

• Journalistenbetreuung und Berichterstattung während Großveranstaltungen und Wahlen
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Abteilung Personalangelegenheiten A

Aufgaben

• Personalangelegenheiten und dienstrechtliche Angelegenheiten, soweit sie keiner ande-
ren Abteilung zugewiesen sind; Pensionsangelegenheiten; Dienstprüfungsangelegenhei-
ten; Dienstpostenbewertung; personal- und dienstrechtliche Angelegenheiten der Landes-
lehrer an den Volks-, Haupt- und Sonderschulen und Polytechnischen Schulen; personal-
und dienstrechtliche Angelegenheiten der Landeslehrer an den gewerblichen und kauf-
männischen Berufsschulen und den land- und forstwirtschaftlichen Schulen; Angelegen-
heiten der Bezüge der Mitglieder des Landtages von Niederösterreich und der Niederöster-
reichischen Landesregierung sowie des amtsführenden Präsidenten und der Vizepräsiden-
tin des Landesschulrates und der Landesrechnungshofdirektorin.

Schwerpunkte 2013

• NÖ Landesverwaltungsgericht. Auf Grund der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012
wurde mit 1. Jänner 2014 ein Verwaltungsgericht erster Instanz eingeführt. Dies erforderte
unter anderem eine umfassende Neuregelung der dienstrechtlichen Bestimmungen für die
nunmehrigen Richterinnen und Richter des Landesverwaltungsgerichtes im NÖ Landes-
verwaltungsgerichtsgesetz (NÖ LVGG) und in der Dienstpragmatik der Landesbeamten
1972 (DPL 1972).

• NÖ Dienstrecht – BRO-Novelle. Durch eine umfassende Novellierung der NÖ Bewer-
tungs- und Referenzverwendungsordnung (NÖ BRO; Durchführungsverordnung zum NÖ
Landes-Bedienstetengesetz – NÖ LBG) wurde den seit der letzten Novelle gewonnenen
Erfahrungen Rechnung getragen. Unter anderem wurden folgende Änderungen vorge-
nommen:
– Aktualisierung bestehender Verwendungen
– Schaffung und Entfall diverser Verwendungen
– Vorsehen von zwei weiteren Einstiegslaufbahnen

• Deregulierung Dienstrecht – Erlässe. Nach der erfolgten Deregulierung des NÖ Landes-
rechts im Jahr 2012 wurden auch im Bereich der Erlässe entsprechende Deregulierungs-
maßnahmen gesetzt. Neben der erfolgten regelmäßigen Überarbeitung von Dienstrechts-
erlässen wurden daher folgende Erlässe ersatzlos aufgehoben:
– Fahrtkostenzuschuss, Vorschrift
– Bezugszettel, Information

• Dienstrechtsnovelle 2013. Die mit 1. Jänner 2014 in Kraft getretene Verwaltungsgerichts-
barkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51/2012, hat mit der Einrichtung eines Landesverwal-
tungsgerichtes eine grundlegende Anpassung hinsichtlich der behördlichen Strukturen im
Disziplinarrecht der öffentlich-rechtlichen Landesbediensteten erfordert. So sind im
NÖ Landes-Bedienstetengesetz, LGBl. 2100, im NÖ Landeslehrer-Diensthoheitsgesetz
1976, LGBl. 2600, und im NÖ Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Diensthoheits-
gesetz, LGBl. 2620, jeweils die Disziplinaroberkommissionen als Folge der Einführung der
mehrstufigen Verwaltungsgerichtsbarkeit aufgelöst worden. Im Weiteren sind die Grundla-
gen dafür geschaffen worden, dass in dienst- und disziplinarrechtlichen Angelegenheiten
das NÖ Landesverwaltungsgericht generell in Senaten (unter Beiziehung fachkundiger
Laienrichter und Laienrichterinnen nach sozialpartnerschaftlichen Grundsätzen) erkennt.

• NÖ Dienstprüfungswesen. Folgende Schwerpunkte wurden im Bereich des NÖ Dienst-
prüfungswesen gesetzt:
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– Adaptierung der gesetzlichen Grundlagen in den NÖ Dienstrechten für die Neugestal-
tung des NÖ Dienstprüfungswesens

– Neugestaltung des Dienstprüfungswesens im Anwendungsbereich des allgemeinen
Dienstausbildungsmoduls 3 durch einen Eingriff in sieben Verordnungen

– Beginn der Begutachtung im Bereich des allgemeinen Dienstausbildungsmoduls 6 –
rechtskundiger Dienst durch Eingriff in vier Verordnungen

– Start eines abteilungsübergreifenden Projektes zur Neugestaltung des Dienstprüfungs-
wesens im Bereich des allgemeinen Dienstausbildungsmoduls 1

• Projekt Bereich Jugend und Soziales an den Bezirkshauptmannschaften. Im Hinblick
auf die Bewertung der neu vorzusehenden Dienstposten und die personalwirtschaftlichen
Auswirkungen wurde das Projekt zur Neustrukturierung des Bereiches Jugend und Sozia-
les an den Bezirkshauptmannschaften mit begleitet. Bereits in der jüngsten Novelle zur NÖ
Bewertungs- und Referenzverwendungsordnung konnten so die neuen Stellenprofile in
entsprechenden neuen bzw. adaptierten Referenzverwendungen abgebildet werden.

• Einführung des Online-Gehaltszettels. Um unseren Bediensteten noch detailliertere In-
formationen über das Zustandekommen der monatlichen Gehaltsbeträge zur Verfügung zu
stellen, als es bisher in Form der Papier-Gehaltszettel möglich war, wurde eine Onlinedar-
stellung erarbeitet, die je nach Bedarf noch zusätzliche Ebenen der Detaillierung ermög-
licht. Der Zugriff kann sowohl vom PC am Arbeitsplatz mit der jeweiligen dienstlichen Zu-
gangsberechtigung erfolgen als auch von jedem anderen PC weltweit über ein Portal, das
natürlich den hohen IT-Sicherheitsstandards des Landes entspricht (z. B. mit der Bürger-
karte). Diese Möglichkeit steht auch den PensionsempfängerInnen zur Verfügung und lös-
te auch die bisher auf Wunsch erfolgte kostenpflichtige Zusendung einer detaillierten Pen-
sionsabrechnung in Papier ab. Die gewohnte Darstellung der Pensionsabrechnung in der
am Kontoauszug möglichen Form bleibt dabei zusätzlich weiter bestehen.

• Personalüberlassung an das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl. Aufgrund der
Konzentration der fremdenpolizeilichen Agenden beim neu geschaffenen Bundesamt für
Fremdenwesen und Asyl (BFA) entstand beim Bund ein Bedarf an erfahrenen Bearbeitern
dieser Agenden. Gleichzeitig wurden durch die Verlagerung dieser Tätigkeiten von den Be-
zirkshauptmannschaften zum BFA entsprechende Kapazitäten bei Landesbediensteten frei
(z. B. Außenstelle Traiskirchen der BH Baden). Im Gefolge dieser Zuständigkeitsverlage-
rung wurde daher mit dem Bund eine Personalüberlassung gegen Refundierung der Kos-
ten vereinbart. Insgesamt sechs Bedienstete, die bisher primär diese Agenden an den Be-
zirkshauptmannschaften wahrgenommen hatten, haben freiwillig von dieser Möglichkeit
Gebrauch gemacht.

• Wissenstransfer Besoldungsreform. Nachdem nun auch Wien 2013 mit dem Projekt ei-
ner Besoldungsreform begonnen hat, wurde auf Einladung der Magistratsdirektion in ei-
nem Workshop über die Ausgangslage, das Vorgehen und die Erfahrungen mit der Er-
arbeitung und Einführung der Besoldung Neu in Niederösterreich (NÖ Landesbedienste-
tengesetz – NÖ LBG) berichtet, um so diese Erfahrungen auch für das weitere Projekt in
Wien nutzbar zu machen.

• Forderungsprogramm der Landespersonalvertretung (LPV). Von der Landespersonal-
vertretung wurde ein mehrere Punkte umfassendes Forderungsprogramm vorgelegt. Nach
dem politischen Auftrag, zu diesem Programm in Verhandlungen einzutreten, wurden in
mehreren Arbeitsgruppen zu den einzelnen Themenfeldern mehrere Verhandlungsrunden
durchgeführt. Neben Spartenforderungen und besoldungsrechtlichen Themen (Valorisie-
rungen von Gehaltsbestandteilen) steht dabei auch ein Paket von Maßnahmen zur Erhal-
tung der Arbeitsfähigkeit im Rahmen der Anhebung des gesetzlichen, aber auch des fakti-
schen Pensionsantrittsalters im Vordergrund. Die Verhandlungen konnten 2013 jedoch
nicht zur Gänze abgeschlossen werden.
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Ziele 2014

• Evaluierung der Bewertungen an den Bezirkshauptmannschaften. Ein weiteres Ziel
wird es auch sein, die Ergebnisse des Projekts im Bereich Jugend und Soziales auch an
den einzelnen Bezirkshauptmannschaften personenscharf auszurollen. Im Zuge dessen
sollen auch die Auswirkungen anderer Organisationsmaßnahmen (z. B. Verlagerung der
Agenden an das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl) erfasst werden und auch gene-
rell die Aktualität und Stimmigkeit der Zuordnungen (Bewertungen) der einzelnen Dienst-
posten geprüft werden.

• NÖ Dienstprüfungswesen. Abschluss des abteilungsübergreifenden Projektes zur Neu-
gestaltung des Dienstprüfungswesens im Bereich des allgemeinen Dienstausbildungsmo-
duls 1. Im Anschluss daran soll mit der legistischen Umsetzung der Ergebnisse dieses Pro-
jektes begonnen werden. Weiters soll die im Bereich des allgemeinen Dienstausbildungs-
moduls 6 – rechtskundiger Dienst begonnene Neugestaltung abgeschlossen werden.

• Schulbehörden-Verwaltungsreform. Im Rahmen des Schulbehörden-Verwaltungsre-
formgesetzes 2013, BGBl. I Nr. 164/2013, werden die Schulbehörden der Bezirksschulräte
mit Wirkung ab 1. August 2014 aufgelöst. Diese grundlegende Reform der Schulverwal-
tung in den Ländern soll zum Anlass genommen werden, die landesgesetzlichen Bestim-
mungen betreffend die Ausübung der Diensthoheit über die in einem öffentlich-rechtlichen
oder vertraglichen Dienstverhältnis zum Land stehenden Landeslehrpersonen an Pflicht-
schulen generell zu durchleuchten. Das mittlerweile elf-fach novellierte NÖ Landeslehrer-
Diensthoheitsgesetz 1976, LGBl. 2600, soll – dem Gedanken der Deregulierung folgend –
inhaltlich gestrafft und übersichtlicher gestaltet werden; eine gänzliche Neufassung dieses
Gesetzes erscheint daher geboten.

• Forderungsprogramm der Landespersonalvertretung (LPV). Die laufenden Verhand-
lungen in den Arbeitsgruppen zu den einzelnen Themenfeldern werden auch im Jahr 2014
intensiv fortzuführen sein. Besonders für das Paket von Maßnahmen zur Erhaltung der
Arbeitsfähigkeit im Rahmen der Anhebung des gesetzlichen, aber auch des faktischen
Pensionsantrittsalters soll hier als Ziel auch ein eigenes Gesetz mit einer Bündelung der zu
erarbeitenden Maßnahmen stehen.

Statistik 2013

Personalstand. In der nachstehenden Übersicht wird der Personalstand der von der Abtei-
lung Personalangelegenheiten A servicierten Bediensteten des Landes Niederösterreich ein-
schließlich der Pensionisten mit Stichtag 14. Jänner 2014 wie folgt aufgezeigt:

Vertragsbedienstete 10.026
Pragmatische Bedienstete 5.679
Empfänger von Pensionen und Versorgungsbezügen 5.260

Insgesamt 20.965
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Abteilung Personalangelegenheiten B

Aufgaben

• Besorgung der Personalangelegenheiten der Bediensteten in den 27 Landeskliniken und
den 49 Landespflegeheimen

• Personalrecruiting und Sicherstellung eines optimalen Personaleinsatzes

Schwerpunkte 2013

• Strukturvereinheitlichung in den Landeskliniken und Landespflegeheimen. Verein-
heitlichung der dienstrechtlichen Abläufe, des Melde- und Formularwesens sowie der
Dienstplanprogramme und Dienstplanabrechnungen.

• Ausbau der Informations- und Kommunikationswege zu den Landeskliniken und
Landespflegeheimen im Meldewesen und Dienstrecht. Weiterer Ausbau einer eigenen
elektronischen „Meldewesen-Anwendung“ sowie Erstellung von monatlichen „Newslettern“
mit dienstrechtlichen und abteilungsrelevanten Inhalten.

• Projektbegleitung. Begleitung von Organisationsentwicklungsprojekten der NÖ Landes-
kliniken-Holding wie etwa „Logistikzentren in St. Pölten und Wiener Neustadt“ oder „Zen-
trallabor Thermenregion“, sowie von Organisationsentwicklungsprojekten der Abteilung
Landeskrankenanstalten und Landesheime wie etwa „Traineeprogramm für angehende
Führungskräfte für die NÖ Landespflegeheime“ oder „Innovationsprojekt für die NÖ Lan-
despflegeheime im Bereich Personal und Organisation“.

• Begleitung organisatorischer Maßnahmen zur Umsetzung der Versorgungsaufträge
nach dem Regionalen Strukturplan Gesundheit (RSG) in dienstrechtlicher Sicht.

• Aktives JungmedizinerInnen-Recruiting. Repräsentation und aktives Personalrecruiting
bei Berufsmessen in Wien und in der Steiermark

• Sprechtage für Bedienstete in den Landeskliniken. Die Durchführung von Sprechtagen
und Beratungsgesprächen aufgrund der SÄG-Novelle in den Landeskliniken wurde ab
Herbst 2013 zu Regional- und Arbeitstreffen mit den zuständigen Personalstellen weiter-
entwickelt.

• Fachbereich Personalmanagement. Weiterer Aufbau des neuen Fachbereichs Personal-
management als Servicestelle für Ärzte und Kollegiale Führungen der Landeskliniken

Ziele 2014

• Weitere Stärkung der Informations- und Kommunikationswege. Wartung und Verbes-
serung der elektronischen „Meldewesen-Anwendung“

• Projektbegleitung. Dienstrechtliche Begleitung der laufenden Organisationsentwicklungs-
projekte der NÖ Landeskliniken-Holding und der Abteilung Landeskrankenanstalten und
Landesheime

• Begleitung der Personalentwicklung in den Landeskliniken und Landespflegehei-
men. Schaffung von ausreichenden Personalressourcen im jeweiligen Einsatzbereich
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Statistik 2013

Anzahl der Bediensteten in den 27 NÖ Landeskliniken

ÄrztInnen 3.627
Vertragsbedienstete 17.210
BeamtInnen 676
Lehrlinge 64

Gesamt 21.577

Anzahl der Bediensteten in den 49 NÖ Landespflegeheimen

HeimärztInnen 61
Vertragsbedienstete 4.463
BeamtInnen 289
Lehrlinge 50

Gesamt 4.863
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Abteilung Gebäudeverwaltung

Die Abteilung Gebäudeverwaltung
• verwaltet das Regierungsviertel in St. Pölten und die dezentralen Dienststellen des Amtes

der NÖ Landesregierung, soweit die Verwaltung nicht anderen Abteilungen zugeordnet ist,
• errichtet Gebäude für das Amt der NÖ Landesregierung und andere Nutzer, soweit deren

Errichtung nicht anderen Abteilungen zugeordnet ist,
• beschafft Güter und Dienstleistungen für das Amt der NÖ Landesregierung, soweit deren

Beschaffung nicht anderen Abteilungen zugeordnet ist, und
• besorgt den Dienstnehmerschutz für das Amt der NÖ Landesregierung.

Hausverwaltung und Gebäudetechnik

Die Abteilung Gebäudeverwaltung ist in St. Pölten im Regierungsviertel, im Wirtschaftszen-
trum N (Niederösterreichring), im Kombiprojekt-West (Linzer Straße) sowie von Teilen des
Kulturbezirkes für die technische Betriebsführung und die Hausverwaltung (Facility Manage-
ment) verantwortlich.
Sie ist nach den Gesichtspunkten der Wirtschaftlichkeit und Raschheit für die Behebung von
Störungen, die Instandhaltung der Baulichkeit und der technischen Anlagen, die Wartung,
Reinigung und den Brandschutz sowie die Sicherheit verantwortlich.
Darüber hinaus verwaltet die Abteilung Gebäudeverwaltung als Mieter einen Teil des Büroge-
bäudes „Tor zum Landhaus“.
Schließlich gehört die Verkehrsorganisation sowie die Koordinierung und Durchführung von
Veranstaltungen und Führungen im Regierungsviertel St. Pölten zum Aufgabenbereich der
Abteilung.

Schwerpunkte 2013

Hausverwaltung

• Umbau Landesverwaltungsgericht im Tor zum Landhaus
• Schaffung von Räumlichkeiten für den fünften Landtagsklub
• Laufende Möblierung der Bezirkshauptmannschaften unter Berücksichtigung der Evaluie-

rungsvorschläge des Bedienstetenschutzes
• Umsetzung der Evaluierungsgestaltung bei Arbeitsplätzen
• Einhaltung und Optimierung des Abfallwirtschaftskonzeptes entsprechend dem Abfallwirt-

schaftsgesetz 2002
• Ausschreibung Mietwäsche
• Weiterführung und Ausweitung des Umweltmanagementsystems
• Erweiterung EMAS und ISO 14001 auf den Bezirkshauptmannschaften und im Regie-

rungsviertel
• Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien bei der Beschaffung
• Organisation diverser Veranstaltungen
• Beschriftung der historischen Räumlichkeiten und Erstellung eines Konzeptes für Führun-

gen im Palais Niederösterreich in Wien
• Umbau und Umsiedelung aufgrund Organisationsänderungen bei der Landespolizeidirek-

tion
• Umbau und Einsiedelung Kompetenzzentrum Jugendhilfe in St. Pölten
• Umsetzung eines NÖ-weiten Leistungsverzeichnisses für Reinigungsdienstleistungen
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• Ausschreibung Garagenbetreiber für Landhausgarage, Wirtschaftszentrum und Parkplatz
Klostergasse

• Errichtung von Parkplätzen am Parkdeck
• Sicherstellung der Pflichtparkplätze
• Austausch der Parkabfertigungsanlagen für Landhausgarage, Wirtschaftszentrum und

Parkplatz Klostergasse
• Verlegung des Hubschrauberlandeplatzes im Regierungsviertel
• Besiedelung im Wirtschaftszentrum durch Bundesimmobiliengesellschaft und Maschinen-

ring
• Planung Instandhaltungsmaßnahmen Herrengasse 11 und 13 in Wien
• Conference Center Laxenburg: Instandhaltungsmaßnahmen
• IACA International Anti-Corruption Academy Laxenburg: Fenstertausch 1. OG, Prüfung

Bundesrechnungshof
• Kunst am Bau beim Wirtschaftszentrum N: Umsetzung des Projektes
• Planung und Durchführung R20 Conference im Palais Niederösterreich

Gebäudetechnik

• Teilweiser Austausch der Einbruchsmeldeanlage im NÖ Landhaus
• Anschluss des Hypo-Headquarter an das Grundwassersystem des Landhauses
• Weitere Umsetzung der Ergebnisse des Energiesparprojektes (Regierungsviertel-Power-

check)
• Planung von Ressourceneinsparungen (Wärme, Strom, Wasser) in der Landhausküche

(Power-Check LH-Küche)
• Ausschreibung des Kälteanlagenaustausches im NÖ Landhaus und im Kombiprojekt (R22-

Ausstieg)
• Betriebsführung der Bauten im Bereich der ehemaligen Grenzkontrollstellen und Bereit-

stellung für Kontrollen
• Umbau der NÖ Landespolizeidirektion im Zuge der Polizeireform 2012
• Erneuerung Haupteingangstür Haus 1a, Haus 12 und Haus 1
• Fertigstellung Instandhaltungsstudie (Landhaus Fit 2017)
• Abschluss des Einbaues von Sicherheitsanlagen in den Bezirkshauptmannschaften
• Ausschreibung von Sicherheitsdienstleistungen im Landesdienst
• Erneuerung der Fluchtwegorientierungs- und Sicherheitsbeleuchtung, LED-Technologie
• Sicherheitstechnische Überprüfung diverser Hebeanlagen nach Hebeanlagen-Betriebsver-

ordnung 2009
• Überprüfung der Lüftungsanlagen gem. NÖ Bauordnung 1996
• Übernahme Betrieb Klangturm

Besucherservice

• Aus- und Weiterbildung der Führerinnen (auch Landesschulrat)
• Zusammenarbeit mit Landesschulrat bei Führungen für Schulklassen
• Kontakthaltung mit Kulturbezirk (Festspielhaus, Landesmuseum, Klangturm)
• Erstellung einer Information über das Landhaus
• In 235 Einzelführungen wurden 7.200 Gäste durch das NÖ Landhaus geführt.
• Zusammen mit den Führungen für Schulklassen im Rahmen der Aktion „NÖ Schuljugend

lernt ihre Landeshauptstadt kennen“ besuchten ca. 20.000 Gäste das NÖ Landhaus
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Ziele 2014

Hausverwaltung

• Besiedelung des Landesverwaltungsgerichtes
• Umbauten und Übersiedlungen im Regierungsviertel aufgrund der Änderungen der Ge-

schäftseinteilung des Amtes der NÖ Landesregierung
• Machbarkeitsstudie eines Seminar- und Informationszentrums für den Landesschulrat im

Tor zum Landhaus
• Laufende Möblierung der Bezirkshauptmannschaften unter Berücksichtigung der Evaluie-

rungsvorschläge des Bedienstetenschutzes
• Einhaltung und Optimierung des Abfallwirtschaftskonzeptes
• Weiterführung und Ausweitung des Umweltmanagementsystems
• Erweiterung EMAS und ISO 14001 auf den Bezirkshauptmannschaften und im Regie-

rungsviertel
• Umsetzung eines NÖ-weiten Leistungsverzeichnisses für Reinigungsdienstleistungen
• Anmietung von Parkplätzen in Rainer-Siedlung
• Adaptierung der Verkehrsorganisation im Regierungsviertel und Kulturbezirk
• Planung Instandhaltungsmaßnahmen Herrengasse 11 und 13 in Wien
• Conference Center Laxenburg: Instandhaltungsmaßnahmen
• IACA International Anti-Corruption Academy Laxenburg: Prüfung Bundesrechnungshof
• Planung Bauvorhaben „Melker Hafenspitz“

Gebäudetechnik

• Effizienzanalyse Fachbereiche Gebäudetechnik und Hausverwaltung
• Ausschreibung von Leistungen des Technischen und Kaufmännischen Gebäudemanage-

ments für Liegenschaften
• Ausschreibung von Sicherheitsdienstleistungen für Liegenschaften
• Durchführung des Kälteanlagentausches im NÖ Landhaus und im Kombiprojekt (R22-Aus-

stieg)
• Weitere Umsetzung der Ergebnisse des Energiesparprojektes (Regierungsviertel-Power-

check)
• Umsetzung von Ressourceneinsparungen (Wärme, Strom, Wasser) in der Landhausküche

(Power-Check Landhausküche)
• Errichtung eines IT-Haustechniknetzes
• Laufende Sicherheitsüberprüfungen (technisch organisatorisch)
• Start des Gebäudeinstandhaltungsprogramms NÖ Landhaus (FIT 2017) – z. B. Austausch

FI-Schutzschalter, Sanierungen im Versorgungskollektor, Klangturmstiegen, Dächer, Ein-
gangstüren usw.

• Planung der Umrüstung der Gangbeleuchtung und der Beleuchtung der Kernzone im NÖ
Landhaus (Waschräume, WCs usw.) auf LED-Technologie

• Abschluss der Sicherheitsanlagenumrüstungen im NÖ Landhaus
• Planung der Umrüstung der analogen Videoanlage im NÖ Landhaus auf digitale Videoan-

lage
• Planung und Durchführung von thermischen Gebäude-Sanierungsmaßnahmen im Kombi-

projekt
• Erneuerung Haupteingangstüren Haus 12
• Planung Zubau Kulturdepot im Kombiprojekt-West

Besucherservice

Reorganisation der Führungen durch das NÖ Landhaus und den Kulturbezirk
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Bezirkshauptmannschaften und dezentrale Liegenschaften

Die Abteilung Gebäudeverwaltung ist für die Errichtung und Verwaltung von Hochbauten, ins-
besondere von Bürogebäuden des Amtes der NÖ Landesregierung und von anderen Körper-
schaften als Nutzer (beispielsweise Bundesministerien, Gemeinden, Universitäten, . . . ) zu-
ständig, soweit diese Zuständigkeit nicht anderen Abteilungen des Amtes der NÖ Landesre-
gierung zugeordnet ist.

Schwerpunkte 2013

• Amstetten: BH Amstetten: Einbau einer neuen USV-Anlage
• Baden: BH Baden: Umbau Zwischenwände Sozialabteilung, Überprüfung Dehnfugen für

Sanierung Tiefgarage
• Bruck/Leitha: BH Bruck/Leitha: Adaptierungsmaßnahmen (Portierloge, USV-Anlage, Leit-

system, Sparrenabhängung), Anmietung Dienstwohnung, Verbreiterung Zufahrtsstraße,
Erneuerung Regelungsanlage Heizung und Lüftung

• Gmünd: BH Gmünd: laufend teilweise Erneuerung der Sanitärgruppen
• Horn: BH Horn: Umbau und Renovierung (Mängelbehebung abgeschlossen)
• Korneuburg: BH Korneuburg: Einbau einer neuen USV-Anlage und Nachrüstung Notbe-

leuchtung
• Krems

– Verwaltungsgebäude NÖ Haus Krems: Nachbetreuung und Optimierungen nach Be-
zugsfertigstellung

– Schloss Lengenfeld: substanzerhaltende Maßnahmen
– Krems: Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften, Planung

• Lilienfeld
– BH Lilienfeld: Umbau und Renovierung, Mängelbehebung abgeschlossen
– Lilienfeld, Babenbergerstr. 18: Vorbereitung Generalsanierung gem. § 18 Mietrechtsge-

setz
• Melk: BH Melk alt: Vermietung neu adaptierter Büroräume
• Mistelbach

– BH Mistelbach: Umbau und Renovierung, Mängelbehebung abgeschlossen
– Asparn/Zaya: Umbau und Renovierung, Fertigstellung

• Mödling
– BH Mödling: Zimmerumbau Sozialabteilung, Belagssanierung BH-Zimmer
– ORG Guntramsdorf: Neubau, Generalplanerfindung

• Neunkirchen: BH Neunkirchen: Lüftung in Küche und Speisesaal erneuert, Adaptierungen
Sonnen- und Lärmschutz im Sitzungssaal

• St. Pölten: BH St. Pölten: Zubau und Renovierung, Planung
• Scheibbs: BH Scheibbs: Dachsanierung
• Tulln: BH Tulln: Einbau von zusätzlichen Lichtkuppeln (Bürobelichtung) und Einbau eines

neuen Eingangsportals
• Wien Umgebung: Klosterneuburg: Rostockvilla – substanzerhaltende Maßnahmen
• Waidhofen/Thaya: BH Waidhofen/Thaya: Wasserschäden nach Rohrbruch im Frühjahr be-

hoben
• Klosterneuburg: Institute of Science and Technology Austria (IST Austria): Neubau Labor-

gebäude 3 sowie Lab Building WEST + Office, Planung Restaurant, Wohnungen, Techno-
logy Park

• Tullnerbach: Schul- und Biosphärenparkzentrum mit Fachschule für Pferdewirtschaft, Fer-
tigstellung Neubau Stallungen sowie der Infrastruktur
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• Wr. Neustadt: BH Wr. Neustadt: teilweise Rigolsanierung
• Zwettl

– BH Zwettl: Ankauf Dienstwohn-Gebäude (aus Leasingvertrag)
– Schloss Rosenau: Sanierungsprojekt – Ausführung, laufende Sanierungsmaßnahmen,

Instandhaltung der Außenanlagen
• Verkauf von 3 nicht weiter betriebsnotwendigen Liegenschaften
• Abschluss von 5 Energielieferverträgen für Biomasse-Fernwärme
• Photovoltaikanlagen für NÖ Landesgebäude: 34 Standorte für 7/10-kWp-Anlage, 4 Stand-

orte für 50-kWp-Anlagen
• USV-Anlagen: Installation von 3 neuen Anlagen an den Standorten BH Amstetten, BH

Korneuburg, BH Scheibbs
• Ergänzung und laufende Kontrolle des Baumkatasters
• Planung Verkehrskontrollplatz A 4 Bruck/Leitha und A 5 Schrick

Ziele 2014

• Amstetten: BH Amstetten: außenliegender Sonnenschutz, Sanierung Westfassade
• Baden: BH Baden: Fenstersanierung, Absturzsicherung
• Bruck/Leitha: BH Bruck/Leitha: Projekt Adaptierung und energetische Maßnahmen (ener-

getische Optimierung Büro BH und Sitzungssaal, Sonnenschutz, Photovoltaikanlage inkl.
Elektrotankstelle, Parkplatzerweiterung)

• Gänserndorf: BH Gänserndorf: Sanierung Dienstwohnung, Abriss Dienstwohn-Gebäude
und Parkplatzerweiterung

• Gmünd: BH Gmünd: laufende Erneuerung von Sanitärgruppen
• Hollabrunn: Rafing/Pulkau: Kulturzentrum Schagerl – Instandsetzungsmaßnahmen
• Krems

– Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften, Planung
– Schloss Lengenfeld: Machbarkeitsstudie, Architektenwettbewerb, Planung

• Korneuburg: BH Korneuburg: teilweise Erneuerung Fußbodenbeläge
• Lilienfeld: Babenbergerstr. 18: Vorbereitung und Beauftragung Generalsanierung
• Melk: Schloss Schallaburg: Projekt Instandsetzung, Planung, Umsetzung
• Mistelbach: Filmhof Asparn/Zaya: Sanierungsmaßnahmen Archäologiedepot
• Mödling

– BH Mödling: Heizungssanierung, neue Software für Haustechnik
– ORG Guntramsdorf, Neubau, Planung und Ausschreibung

• Scheibbs: BH Scheibbs: Amtsgebäude I: Projekt Energetische Maßnahmen (Wärmedäm-
mung oberste Geschoßdecke, Fenstersanierung und thermische Optimierung) – Planung
und Ausschreibung

• St. Pölten: BH St. Pölten: Baubeginn Zubau
• Tulln: BH Tulln: Instandhaltungsmaßnahmen (Kellertrockenlegung), Heizungsumstellung –

Planung
• Waidhofen/Thaya: BH Waidhofen/Thaya: Adaptierung ehemaliger Räume der Energie-

agentur für Zwecke der BH
• Wien-Umgebung: Klosterneuburg: Rostockvilla – substanzerhaltende Maßnahmen
• Klosterneuburg: Institute of Science and Technology Austria (IST Austria), Neubau Labor-

gebäude 3 sowie Lab Building WEST + Office und Betriebskantine, Projektvorbereitung
Admingebäude 2, Dienstwohnungen und Technologiepark

• Tullnerbach: Schul- und Biosphärenparkzentrum mit Fachschule für Pferdewirtschaft, Sa-
nierung altes Stallgebäude
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• Wr. Neustadt
– BH Wr. Neustadt: Projekt Adaptierungsmaßnahmen – Planung und Ausschreibung
– Areal Landesklinikum: Vorbereitung Wettbewerb – Masterplanung für Zeitpunkt nach Ab-

siedelung Landesklinikum
• Zwettl: Schloss Rosenau: Abschluss Sanierungsprojekt, laufende Sanierungsmaßnahmen,

Instandhaltung der Außenanlagen
• Dienstwohnungen

– Adaptierung und Anmietung von Dienstwohnungen für Bezirkshauptmannschaften
– Verwertung von Dienstwohnungen bei Landesklinikum Mistelbach und St. Pölten

• USV-Anlagen: Erneuerung der USV-Anlagen an den Standorten BH Wr. Neustadt, Mödling,
Wien-Umgebung

• Ergänzung und Kontrolle des Baumkatasters
• Errichtung Verkehrskontrollplatz A 4 Göttlesbrunn
• Ankauf von Liegenschaften in Krems
• Verkauf von Liegenschaften in Klosterneuburg, Gumpoldskirchen, Baden, St. Pölten und

Amstetten
• Abschluss Energielieferverträge für Biomasse-Fernwärme
• Anmietung von Büroräumlichkeiten für das Kompetenzzentrum Jugendhilfe in Zwettl

Landhausküche

Die Landhausküche ist eine Betriebsküche zur Versorgung der Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen des Amtes der NÖ Landesregierung sowie der Landespolizeidirektion.
Weiters werden der Landhauskindergarten, die Landesklinikenholding, die Außenstellen der
Abteilung Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten und der Landespolizeidirektion in St.
Pölten mit Speisen versorgt (Catering). Einen wesentlichen Anteil macht das interne Catering
für diverse Veranstaltung im Regierungsviertel aus.
Die Öffnungszeiten der Landhausküche sind von Montag bis Donnerstag von 11.30 bis 13.30
Uhr und am Freitag von 11.30 bis 13.00 Uhr. Zwischen 9.00 und 11.00 Uhr wird in der Land-
hauskantine ein Buffetbetrieb angeboten.
Den Bediensteten ist es zusätzlich möglich, das „Kindermenü“ für zu Hause mitzunehmen.

Schwerpunkte 2013

• Pro Tag wurden rund 1.500 Portionen erzeugt. Im Rahmen von Veranstaltungen und Emp-
fängen wurden darüber hinaus ca. 45.000 Gäste bewirtet.

• Rund 70% des gesamten Wareneinsatzes setzen sich aus biologischen Lebensmitteln zu-
sammen.

• Um der Umsetzung des NÖ Klimaprogrammes gerecht zu werden, wird großer Wert auf re-
gionale und saisonale Produkte gelegt. Schwerpunktmäßig werden auch Fische von regio-
nalen Züchtern angeboten. Besonderes Augenmerk wird auf regionales und saisonales
Gemüse gelegt.

• Das seit Oktober 2012 eingeführte „Frischemenü“ bewährt sich bestens. Es wird bei die-
sem Menü darauf geachtet, dass nur saisonale regionale Frischware eingesetzt wird. Zu-
sätzlich gibt es Fleisch wie bisher in gesundem Maß, die Beilagengröße kann selbst be-
stimmt werden, 1 Apfel bzw. saisonales Obst gibt es gratis dazu.

• Bei Kaffee, Orangensaft und Bananen werden zu 100%, beim Tee zum Großteil „Fair
Trade“-Produkte verwendet.

• Mitarbeit bei der Umsetzung des NÖ Klimaprogramms
• Ausschreibung von biologischen Lebensmitteln im Bereich „Trockensortiment“
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Ziele 2014

• Optimierung des Speisenangebotes in Richtung Nachhaltigkeit und Klimaschutz
• Umstellung des Einweggeschirrs für das „Kindermenü“ auf Mehrweggeschirr

Digitalisier- und Kopierstelle

Die Digitalisierstelle ist für die Verfilmung und Digitalisierung von Akten sowie Betreuung der
Gangkopiergeräte im Regierungsviertel, an diversen Außenstellen und den Bezirkshaupt-
mannschaften verantwortlich.

Schwerpunkte 2013

• Es wurden 3,5 Mio. Aktenseiten für die Digitalisierung vorbereitet und gescannt.
• Zur Sicherung der Daten wurden 107 Filme erstellt.
• Bei 75 Archiv-Suchvorgängen wurden 6.395 Rückvergrößerungen angefertigt.
• Insgesamt verwaltet die Digitalisier- und Kopierstelle 244 dezentrale Kopiergeräte. Davon

wurden auf 84 Gangkopierern 7,7 Mio. Kopien erstellt.
• Auf dem Großflächenkopierer wurden 13.597 m2 Pläne angefertigt. Zusätzlich wurden am

Farbscanner 14.252 Pläne eingescannt.
• Die Abteilung Allgemeine Förderung sowie die Gruppen Wirtschaft, Sport und Tourismus,

Raumordnung, Umwelt und Verkehr, Innere Verwaltung sowie Wasser, die NÖ Agrarbe-
zirksbehörde sowie die BH Krems und BH Melk wurden verstärkt betreut.

• Umsetzung von Uni-Flow zur persönlichen Authentifizierung bei den Gangkopierern auf
den Bezirkshauptmannschaften

• Austausch von 16 Stück Schwarzweiß-Gangkopiergeräte gegen Farbe auf den Bezirks-
hauptmannschaften

• Abrufen der Multifunktionsgeräte über die Bundesbeschaffung GmbH (BBG) für die Grup-
pe Straße inklusive Rollout mit Installation und Integration ins Netzwerk

• Umsetzung und Durchführung des neuen Archivgesetzes
• Abschluss der Digitalisierung BH Krems

Ziele 2014

• Digitalisierung der Akten für die Kompetenz-BH
• Scan-Projekte der Gruppe Wasser
• Weitere Umsetzung der EMAS-Vorgaben
• BH Melk und BH Tulln werden verstärkt betreut.

Amtsdruckerei und Buchbinderei

Die Amtsdruckerei und die Buchbinderei sind für die Herstellung von Druckwerken sowie für
die Durchführung von Buchbindearbeiten für alle Dienststellen des Amtes der NÖ Landesre-
gierung und für die Bezirkshauptmannschaften verantwortlich.

Schwerpunkte 2013

• Es wurden 2.120 Aufträge wie z. B. Zeitschriften, Folder, Festschriften, Plakate, Landesge-
setzblätter, Broschüren, Formblätter, Karteikarten, Einladungen, Kuvertaufdrucke, Briefpa-
piere, Dekretmappen mit Goldprägung, Fotomappen, Drucksorten für die Patientenverfü-
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gung, Visitenkarten, Pressespiegel, EU-Pressespiegel, personalisierte Drucksorten (groß-
teils färbig), erstellt.

• Im Offsetdruck wurden ca. 1 Mio. Bogen Papier verarbeitet.
• Im Digitaldruck wurden ca. 2,9 Mio. Blatt Papier (in den Formaten A4, A3 und sRA3) ver-

arbeitet. Es wurden in diesem Bereich ca. 2,5 Mio. SW-Digitaldrucke und -kopien und ca.
4,7 Mio. Farb-Digitaldrucke und -kopien angefertigt.

• Bei den Druckfarben wurde mit der Umstellung auf umweltfreundliche Farben auf Pflan-
zenölbasis begonnen.

Ziele 2014

• Erledigung der erteilten Aufträge mit größtmöglicher Flexibilität und den Qualitätsanforde-
rungen entsprechend

• Weitere Umsetzung der EMAS-Vorgaben
• Ablaufoptimierung bei personalisierten Drucksorten durch Softwareanpassungen in der

Druckvorstufe

Materialamt

Das Materialamt ist für die Beschaffung von Büromaterialien, EDV-Artikeln, technischen und
sonstigen Artikeln für den Dienstbetrieb, Amtsstempel, Druckereipapier und Druckereizube-
hör, Fachliteratur, Zeitschriften, Tages- und Monatszeitungen, Dienstbekleidung bzw. Schutz-
bekleidung, Beamer und Beschallungen sowie für den Verkauf und Versand von Drucksorten,
Wohnbauförderungs-Tafeln, Ehrenzeichenminiaturen und Landesgesetzblättern zuständig.

Schwerpunkte 2013

• Ankauf von Fachliteratur, Zeitschriften und Tageszeitungen
• Bankomateinzahlungsmöglichkeit im Materialamt
• Umsetzung der EMAS-Vorgaben
• Beschaffung diverser Geräte (Aktenvernichter, Tresore, Digitalkameras, Messgeräte usw.)
• Ankauf von Dienstbekleidung, Schutzausrüstung (Helme, Schutzbrillen, Gehörschutz) für

sämtliche Abteilungen des Amtes, Außenstellen und Bezirkshauptmannschaften
• Dienstleistungen

– Regelmäßige Wartung der Erste-Hilfe-Koffer und Kontrolle von Defibrillatoren
– Staplerfahrten für alle Dienststellen im Landhaus (ca. 160 Std.)
– Im Materialamt können Beamer und Leinwände ausgeborgt werden.

• 2013 wurden ca. 5.900 Rechnungen ausgestellt.
• Es wurden 315 Stk. WBF-Tafeln und 7.306 Stk. LGBl verkauft.
• Ca. 24.000 Stk WBF-Anträge und ca. 30.000 Stk. WBF-Broschüren wurden ausgegeben.
• Abwicklung von über 6.500 Bestellungen
• 473 Einhebungen von Gebühren (Bundesstempelgebühr, Verwaltungsabgabe)
• Reparaturen von Kleinmaterialien (Locher, Heftmaschinen, . . .)
• Ausschreibung Papier
• Umstellung auf wieder aufladbare Batterien

Ziele 2014

• Weiterentwicklung und Umsetzung der EMAS-Vorgaben
• Erweiterung von umweltzertifizierten Produkten
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• Anmeldegenehmigungen und Wartung für Besteller der Bundesbeschaffung GmbH (BBG)
• Wartung Online-Rechtsdatenbank
• Wartung Benutzer für Unibol-Bestell-Programm

Bedienstetenschutz

Das NÖ Bediensteten-Schutzgesetz 1998 und die dazu erlassenen Verordnungen stellt die
Grundlage für die nachfolgend beschriebenen Maßnahmen zum Schutz der Bediensteten vor
Gefahren sowie zur Förderung und Erhaltung der Gesundheit am Arbeitsplatz dar.

Schwerpunkte 2013

Betreuung durch Sicherheitsfachkräfte

• Sicherheitstechnische Begehung von Dienststellen des Amtes der NÖ Landesregierung,
NÖ Landesberufsschulen und NÖ Landwirtschaftlichen Fachschulen

• Organisation und Durchführung von Unterweisungen für Bedienstete
• Ergonomische Beratung von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen zum Thema Bildschirm-

arbeit

Betreuung durch ArbeitsmedizinerInnen

• Informationsveranstaltung Alkohol am Arbeitsplatz
• Arbeitsmedizinische Begehungen der Dienststellen
• Durchführung von Sehtests
• Durchführung von Raumluftmessungen
• Durchführung von Impfungen und Antikörperspiegelbestimmungen
• Lärmuntersuchungen
• Nachtarbeituntersuchungen
• Stäubeuntersuchungen
• Gesundheitssprechstunden und arbeitsmedizinische Beratung, Themen: Stress, Mobbing,

Gesundheitsvorsorge, akute gesundheitliche Probleme
• Psychologische Betreuung

Weitere Tätigkeiten

• Legistische Aufarbeitung von EU-Richtlinien
• Änderung der NÖ Bedienstetenschutzverordnung 2003
• Änderung des NÖ Bediensteten-Schutzgesetzes 1998
• Vorträge zum Thema Bedienstetenschutz für alle neu aufgenommenen Mitarbeiter und Mit-

arbeiterinnen
• Vorträge zum Thema Bedienstetenschutz für Führungskräfte
• Organisation der Grippeimpfaktion für Bedienstete
• Sicherheitstechnische Begleitung der EMAS-Zertifizierung
• Beratung bei der Beschaffung von persönlicher Schutzausrüstung
• Organisation und Kostenübernahme von Brandschutz- und Ersthelferausbildungen
• Erledigung von Anträgen um Kostenersatz für Hepatitis-A/B-Vorsorgeimpfung für Kinder-

gärtnerinnen, Reinigungskräften und Dorfhelferinnen
• Bearbeitung und Erledigung von Anträgen für Bildschirmarbeitsbrillen
• Bereitstellung diverser Bewegungs- und Gesundheitsangebote
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• Begutachtung von Behindertenarbeitsplätzen zur Beurteilung von Maßnahmen zur Arbeits-
platzausstattung

• Teilnahme an Arbeitsgruppen betreffend EU-Strategie 2013–2020 zu den Themen Evaluie-
rung, Unfallprävention und Prävention von Berufskrankheiten

• Mitarbeit im österreichischen Arbeitsschutzbeirat
• Teilnahme und Mitwirkung an bedienstetenschutzrelevanten Seminaren und Fachtagun-

gen
• Erarbeitung des Tätigkeitsberichtes der Landes-Arbeitsaufsichtsbehörden für den EU-Aus-

schuss Hoher Arbeitsaufsichtsbeamter (SLIC)
• Evaluierung der Landessonderschulen
• Mobbing-Beratung auf Anfragen von möglicherweise Betroffenen
• Seminare zur Gesundheitsförderung im Bildungsprogramm
• Wartung von Defibrillatoren in Gebäuden des Landes NÖ
• Laufende Wartung der Ersthelferdatenbank

Ziele 2014

• Arbeitsmedizinische und sicherheitstechnische Betreuung: Begehung der evaluierten
Dienststellen durch Präventivfachkräfte

• Durchführung von Gesundheitssprechstunden, Mobbingberatung
• Vorbereitung von Impfaktionen (Grippe, TDPP) für Bedienstete
• Abhalten von Impfaktionen (Hepatitis-A/B-Vorsorgeimpfungen für Kindergärtnerinnen und

Reinigungskräfte an den LWFS und LBS)
• Durchführung von Veranstaltungen zum Thema „Betriebliche Gesundheit“
• Teilnahme an Arbeitsgruppen zur EU-Strategie 2013–2020

Gruppe Landesamtsdirektion

45





Gruppe Finanzen

47

Abteilung Finanzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 48

Abteilung Wohnungsförderung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 56

Abteilung Allgemeine Förderung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 59

Abteilung Stiftungsverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 67



Abteilung Finanzen

Fachbereich Haushaltsangelegenheiten

Aufgaben

• Vor Erstellung des Voranschlages des Folgejahres Festlegung der Rahmenbedingungen
auf Basis des NÖ Budgetprogramms sowie des Österreichischen Stabilitätspaktes in Form
eines Richtlinienerlasses der Abteilung Finanzen.

• Erstellung des Gesamtvoranschlagsentwurfes zur Vorlage an die Landesregierung und an
den NÖ Landtag.

• Nach Beschlussfassung des Voranschlages im Landtag Festlegung des Budgetvollzuges
nach den vom Landtag aufgestellten haushaltsrechtlichen Grundsätzen und Bestimmun-
gen in Form eines Durchführungserlasses der Abteilung Finanzen.

• Bearbeitung von Anträgen, insbesondere betreffend Vollziehung unabweisbarer Mehraus-
gaben, Umschichtungen innerhalb der Ausgabenbindungen, Aufhebung von Ausgabenbin-
dungen, Eröffnung neuer Voranschlagsstellen, Änderung von Zweckwidmungen und De-
ckungsfähigkeiten, Änderung des Verwendungszwecks, Verstärkungsmittel, Entnahmen
aus Rücklagen.

• Zuteilung von Monatsbeträgen unter Berücksichtigung der individuellen Bedürfnisse der
kreditverwaltenden Dienststellen.

• Bewirtschaftung und Überwachung der (hier verwalteten) Kredite im Rahmen des Voran-
schlages besonders in Hinblick auf die allgemein geltenden Grundsätze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit, Klarheit und Genauigkeit.

• Wahrnehmung der finanziellen Interessen des Landes bei der Anwendung von Sonderfi-
nanzierungsformen.

• Erstellen von umfassenden Grundlagen auf Basis eines mittel- bzw. langfristigen Pla-
nungshorizonts für alle finanziellen und budgetären Entscheidungen des Landes.

• Erstellung des jährlichen Berichts an den NÖ Landtag über die finanziellen Auswirkungen
des EU-Beitritts, Mitwirkung am NÖ Gemeindeförderungsbericht und am Leasingbericht.

• Meldung der F&E-Ausgabenschätzung (Ausgaben für Forschung und Entwicklung) an Sta-
tistik Austria.

• Meldung von Budgetdaten an Statistik Austria und internes Budgetcontrolling.
• Bearbeitung externer Anfragen die Budgetgebarung des Landes NÖ betreffend.
• Mitwirkung am jährlichen Rating-Prozess des Landes NÖ.
• Mitwirkung bei der Umsetzung der neuen Gebarungsstatistik-Verordnung 2014.
• Mitwirkung bei der Reform der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung – VRV).
• Teilnahme an Baubeiräten: Gemäß den Dienstanweisungen „Hochbauvorhaben“ und „Was-

serbauvorhaben“ ist der Leiter der Abteilung Finanzen bzw. sein Vertreter in jedem Baubeirat
Mitglied. Die Tätigkeit des Vertreters der Abteilung Finanzen in den Baubeiräten besteht im
Wesentlichen darin, auf eine sparsame Verwendung der Landesmittel zu achten.

Schwerpunkte 2013

• Voranschlag 2014. Erstellung des Voranschlages 2014 im ersten Halbjahr 2013, Be-
schluss durch den NÖ Landtag am 19. und 20. Juni 2013.

• Budgetprogramm 2013–2016. Erstellung des NÖ Budgetprogramms für die Jahre 2013
bis 2016, Beschluss durch den NÖ Landtag am 20. Juni 2013

• Rechnungsabschluss. Mitwirkung an den Arbeiten zu den Rechnungsabschlüssen 2012
und 2013.
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Ziele 2014

• Voranschlag 2014. Für das Jahr 2014 hat die Einhaltung des im Voranschlag ausgewiese-
nen Haushaltsergebnisses Priorität.

• Voranschlag 2015. Erstellung des Voranschlages 2015 im ersten Halbjahr 2014
• Budgetprogramm 2014–2018. Erstellung des NÖ Budgetprogramms für die Jahre 2014

bis 2018
• Stabilitätspakt 2012. Einhaltung der Vorgaben

Statistik

Voranschlag für das Jahr 2014 Euro

Ausgaben 8.529,876.100,–
Einnahmen ohne Schuldaufnahme 8.040,735.400,–
Brutto-Abgang 489,140.700,–
Schuldtilgung (laufend) 39,140.700,–
Schuldtilgung (endfällig + vorgezogen) 600,000.000,–
Netto-Überschuss 150,000.000,–
Maastricht-Ergebnis gemäß VRV (Kernhaushalt) +27,846.400,–
Maastricht-Ergebnis gemäß ESVG –94,200.000,–

• Für genauere Informationen sind die Voranschläge 2002–2014 des Landes NÖ mit den er-
forderlichen Beilagen sowie das NÖ Budgetprogramm 2013–2016 auf der Homepage des
Landes NÖ unter folgender Adresse zu finden: http://www.noe.gv.at/Land-Zukunft/Budget-
des-Landes-NOe.html.

Fachbereich Rechts- und Finanzangelegenheiten

Aufgaben

• Finanzausgleich
• Stellungnahmen zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen
• Konsultationsmechanismus
• Stabilitätspakte
• Krankenanstaltenfinanzierung
• Teilnahme an Baubeiräten
• Finanzmanagement
• Leistungsangebotsdatenbank

Schwerpunkte 2013

• Finanzausgleich. Das am 1. Jänner 2008 in Kraft getretene Finanzausgleichsge-
setz 2008 – FAG 2008, BGBl. I Nr. 103/2007, wurde im Jahr 2013 zwei Mal novelliert. Die
Abteilung Finanzen war sowohl in die Verhandlungen über die konkrete Umsetzung des
Gesetzes als auch in sonstige damit zusammenhängende finanzausgleichsrechtliche An-
gelegenheiten intensiv eingebunden.

• Stellungnahmen zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen. Im Rahmen des Begutach-
tungsverfahrens besteht die Aufgabe der Abteilung Finanzen in erster Linie darin, zu prü-
fen, ob durch Bestimmungen in Gesetzes- und Verordnungsentwürfen finanzielle Interes-
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sen des Landes NÖ berührt werden und sich dadurch Auswirkungen auf das Landesbud-
get ergeben.

• Konsultationsmechanismus. Die Abteilung Finanzen nimmt die dem Land NÖ aus der
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemein-
den über einen Konsultationsmechanismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Ge-
bietskörperschaften, BGBl. I Nr. 35/1999, erwachsenden Rechte wahr. Diese Vereinbarung
ermöglicht es den Ländern, rechtsetzende Maßnahmen des Bundes, die finanzielle Aus-
wirkungen auf die Länder haben, wirkungsvoll zu beeinspruchen. Im Jahr 2013 wurde al-
lerdings in keinem einzigen Fall eine Forderung nach Aufnahme von Verhandlungen in ei-
nem Konsultationsgremium erhoben.

• Stabilitätspakt. Im Jahr 2012 wurde eine Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern
und den Gemeinden über eine Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik (Sta-
bilitätspakt 2012) abgeschlossen. Die Abteilung Finanzen hat darauf zu achten, dass die in
dieser Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden betreffend die
Koordination der Haushaltsführung von Bund, Ländern und Gemeinden (Österreichischer
Stabilitätspakt), BGBl. I Nr. 101/1999, vorgegebenen Defizitobergrenzen nicht überschrit-
ten werden bzw. dass die im Österreichischen Stabilitätspakt 2012 vorgesehenen Beiträge
des Landes NÖ zu dem gesamtstaatlichen öffentlichen (bis 2016) bzw. strukturellen (ab
2017) Saldo („Schuldenbremse“) auch tatsächlich erbracht werden.

• Krankenanstaltenfinanzierung. Die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Organi-
sation und Finanzierung des Gesundheitswesens, BGBl. I Nr. 105/2008, trat mit 1. Jänner
2008 in Kraft. Das Land NÖ wird durch den Landesrat für Finanzen in der zur Planung,
Steuerung und Finanzierung des Gesundheitswesens in Österreich eingerichteten Bun-
desgesundheitskommission vertreten, wodurch die Abteilung Finanzen in die Vorbereitung
der Sitzungen dieses Organs involviert ist. Bei der Umsetzung des mit der neuen Vereinba-
rung gemäß Art. 15a B-VG Zielsteuerung – Gesundheit geschaffenen Zielsteuerungssys-
tems im Gesundheitswesen hat die Abteilung Finanzen sowohl auf Bundesebene maßgeb-
lich an der Erarbeitung des ersten Bundes-Zielsteuerungsvertrages für die Periode bis
2016 mitgewirkt als auch auf Landesebene intensiv die Umsetzung der Vereinbarung ge-
mäß Art. 15a B-VG ins NÖ Landesrecht begleitet (Änderung des NÖ Gesundheits- und So-
zialfonds-Gesetzes 2006). Die Abteilung ist weiterhin in den Gremien des NÖ Gesund-
heits- und Sozialfonds (NÖGUS) und der NÖ Landeskliniken-Holding vertreten. Damit ist
eine intensive Einbindung in die Krankenanstaltenfinanzierung im Land NÖ gegeben.

• Teilnahme an Baubeiräten. Gemäß der Dienstanweisung „Hochbauvorhaben“ ist der Lei-
ter der Abteilung Finanzen bzw. sein Vertreter in jedem Baubeirat Mitglied. Die Tätigkeit
des Vertreters der Abteilung Finanzen in den Baubeiräten besteht im Wesentlichen darin,
auf eine sparsame Verwendung der Landesmittel zu achten.

• Rechnungswesen. Die Landesfinanzreferentenkonferenz setzte bei ihrer Tagung am
2. Oktober 2012 in Seefeld eine Arbeitsgruppe „Weiterentwicklung des Haushaltswesens“
ein und präzisierte deren Auftrag bei ihrer Tagung am 26. April 2013 in Hittisau. Aufgabe
der Arbeitsgruppe war, „Vorschläge für eine Weiterentwicklung des Haushaltswesens unter
Berücksichtigung der unterschiedlichen Ausgangslagen der einzelnen Bundesländer sowie
der Vergleichbarkeit und Transparenz und der einheitlichen Darstellung der Landeshaus-
halte“ zu erarbeiten. Mit der Federführung der Arbeitsgruppe wurde das Land NÖ betraut.
Bei der Tagung der Landesfinanzreferentenkonferenz am 11. Oktober 2013 in Wien legte
die Arbeitsgruppe einen Zwischenbericht vor. Angesichts des Inkrafttretens des Bundes-
haushaltsgesetzes 2013 am 1. Jänner 2013 beendete die Landesfinanzreferentenkonfe-
renz das Mandat der Arbeitsgruppe „Weiterentwicklung des Haushaltswesens“ und setze
eine „Arbeitsgruppe VRV-NEU“ ein zur „Ausarbeitung eines Vorschlages für ein integriertes
Verbund-Rechnungswesen (3-Komponenten-System) – unter Einbindung des Österreichi-
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schen Städtebundes und des Österreichischen Gemeindebundes sowie unter Berücksich-
tigung der unterschiedlichen Ausgangssituationen der einzelnen Länder – auf der Basis
der geltenden Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung“. Mit der Federführung
der Arbeitsgruppe wurde neuerlich das Land NÖ betraut.

• Finanzmanagement. Planung und Steuerung der Finanzgebarung des Landes NÖ. Mit-
wirkung bei Sonderfinanzierungen wie z. B. Leasingfinanzierung. Im Jahr 2013 wurde die
Ausschreibung von Leasingfinanzierungen endgültig bei der Abteilung Finanzen zentrali-
siert und der Forderungskauf neu strukturiert.

• Leistungsangebotsdatenbank. Am 27. April 2013 ist die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-
VG zwischen dem Bund und den Ländern über eine Transparenzdatenbank in Kraft getre-
ten. In die Leistungsangebotsdatenbank sind Angebote von Förderungen und Transferzah-
lungen aufzunehmen. Die Erfassung der Leistungsangebote (derzeit 135) ist zügig erfolgt.

Ziele 2014

• Finanzausgleich. Das Finanzausgleichsgesetz 2008 – FAG 2008, BGBl. I Nr. 103/2007,
tritt am 31. Dezember 2014 außer Kraft. Daher werden im Jahr 2014 die Finanzausgleichs-
verhandlungen zwischen dem Bund, den Ländern, dem Österreichischen Gemeindebund
und dem Österreichischen Städtebund, in denen das Finanzausgleichsgesetz 2015 er-
arbeitet werden wird, stattfinden. Die Abteilung Finanzen wird dabei das Land NÖ vertre-
ten.

• Stellungnahmen zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen. Die finanziellen Interessen
des Landes NÖ sind wirksam durchzusetzen.

• Konsultationsmechanismus. Die Überwälzung finanzieller Belastungen vom Bund auf
das Land NÖ ist durch sorgfältige Wahrnehmung der mit der Vereinbarung über einen Kon-
sultationsmechanismus verbundenen Rechte zu verhindern.

• Stabilitätspakt. Die Abteilung Finanzen hat in Vollziehung der Vereinbarung zwischen
dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über eine Weiterführung der stabilitätsorien-
tierten Budgetpolitik (Österreichischer Stabilitätspakt 2012) sicherzustellen, dass die vor-
gesehenen Beiträge des Landes NÖ zum gesamtstaatlichen öffentlichen Defizit auch tat-
sächlich erbracht werden.

• Krankenanstaltenfinanzierung. Die Abteilung Finanzen hat an der Umsetzung der ab
1. Jänner 2008 geltenden Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Organisation und
Finanzierung des Gesundheitswesens mitzuwirken. Darüber hinaus sind die Entwicklung
der Budgets der Landeskrankenanstalten im Rahmen der NÖ Landeskliniken-Holding zu
kontrollieren und die Einhaltung der in der ab 1. Jänner 2013 geltenden Vereinbarung ge-
mäß Art. 15a B-VG Zielsteuerung – Gesundheit festgelegten Ausgabenobergrenzen und
Ausgabendämpfungspotentiale durch den NÖ Gesundheits- und Sozialfonds (NÖGUS)
und die NÖ Landeskliniken-Holding zu überwachen. Die Abteilung Finanzen wird auch an
den Verhandlungen mit den Trägern der Sozialversicherung über den laut Vereinbarung
gemäß Art. 15a B-VG Zielsteuerung – Gesundheit abzuschließenden Landes-Zielsteue-
rungsvertrag mitwirken.

• Teilnahme an Baubeiräten. Die vorhandenen Mittel sollen am zweckmäßigsten und wirt-
schaftlichsten eingesetzt, die für das jeweilige Projekt genehmigten Gesamtkosten sollen
nicht überschritten werden.

• Rechnungswesen. Die von der Abteilung Finanzen geleitete „Arbeitsgruppe VRV-NEU“
hat bis 30. Juni 2014 der Landesfinanzreferentenkonferenz einen Vorschlag für ein inte-
griertes Verbund-Rechnungswesen (Drei-Komponenten-System) auf Basis der geltenden
Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 1997 vorzulegen.
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• Finanzmanagement. Die am 13. Februar 2013 abgeschlossene Vereinbarung zwischen
dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über eine risikoaverse Finanzgebarung wur-
de vom Nationalrat nicht genehmigt. Daraufhin wurde zwischen den Finanzreferenten der
Länder Konsens erzielt, entsprechende Gesetze auch ohne Verpflichtung durch eine Ver-
einbarung zwischen den Gebietskörperschaften selbst zu erlassen. Der NÖ Landtag wird
daher im Jahr 2014 ein Gesetz über die risikoaverse Finanzgebarung beschließen, die
NÖ Landesregierung wird dazu eine Verordnung über die Mindestanforderungen an eine
risikoaverse Finanzgebarung erlassen. Die Entwürfe dieser Rechtsvorschriften werden von
der Abteilung Finanzen erarbeitet. Weiters wird die Abwicklung der Wohnbauförderung des
Landes NÖ im Bereich des großvolumigen Wohnbaus unter Mitwirkung der Abteilung Fi-
nanzen neu strukturiert werden.

• Leistungsangebotsdatenbank. Abschluss der Erfassung von Leistungsangeboten. Eva-
luierung der Leistungsangebotsdatenbank. Bestmögliche Vertretung der niederösterreichi-
schen Interessen im Transparenzdatenbankbeirat und in den Verhandlungen mit dem Bun-
desministerium für Finanzen über einen allfälligen Ausbau.

Fachbereich Förderungsangelegenheiten

Aufgaben

• Landes-Finanzsonderaktion „Allgemein“
• Landes-Finanzsonderaktion „Thermische Sanierung“
• Landes-Finanzsonderaktion „Klimaschutz“ (Antragstellung bis 31. 12. 2011)
• Landes-Finanzsonderaktion „Infrastruktur“ (Antragstellung bis 30. 6. 2011)
• Landes-Finanzsonderaktion „Arbeitsmarktbelebung“ (Antragstellung bis 30. 6. 2008)
• Landes-Finanzsonderaktion „Hochwasserschäden 2002“ (Antragstellung bis 30. 6. 2003)
• Sonderfinanzförderung für hochwassergefährdete Gebiete
• Regional-, Öko- und Struktursonderaktion
• Subventionen (z. B. Förderung von Vereinen, Heimen, Enwicklungszusammenarbeitspro-

jekten)
• Überregionale und Internationale Angelegenheiten
• Teilnahme an Baubeiräten, anderen Beiräten und Gremien und Mitwirkung bei diversen

Projekten (z. B. NÖ Klimaprogramm)

Schwerpunkte 2013

• Landes-Finanzsonderaktion „Allgemein“. Gefördert werden infrastrukturelle Maßnah-
men von NÖ Gemeinden bzw. deren Gesellschaften durch die Gewährung eines Zinsenzu-
schusses für aufgenommene Darlehen und die Übernahme der Haftung gemäß § 1356
ABGB. Die Tätigkeit umfasst die Beratung der Gemeinden, die Vorbereitung der Anträge
für die Landesregierung und die Abwicklung der Förderung.

• Landes-Finanzsonderaktion „Thermische Sanierung“. Förderbar ist die Zwischenfi-
nanzierung von Wärmeschutzmaßnahmen an der Gebäudehülle zur Verminderung des
Energieverbrauches.

• Weitere Landes-Finanzsonderaktionen. Abwicklung der beschlossenen Zinsenzu-
schüsse im Rahmen der Landes-Finanzsonderaktionen „Klimaschutz“, „Infrastruktur“,
„Arbeitsmarktbelebung“ und „Hochwasserschäden 2002“

• Sonderfinanzförderung für hochwassergefährdete Gebiete. Im Rahmen der Umset-
zung des Bauprogrammes für Hochwasserschutzmaßnahmen in Niederösterreich wird ein
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nichtrückzahlbarer Zuschuss für die von Gemeinden tatsächlich zu leistenden Interessen-
tenbeiträge im Ausmaß von 37,5 Prozent gewährt.

• Regional-, Öko- und Struktursonderaktion. Mit Beschluss der NÖ Landesregierung vom
25. September 1990 wurden die Mittel aus den drei Sonderaktionen verteilt. Die Abwick-
lung erfolgt über die jeweils zuständige Fachabteilung im Einvernehmen mit der Abteilung
Finanzen.

• Subventionen. Die Tätigkeit umfasst die Beurteilung der Ansuchen, die Vorbereitung der
Förderzusagen bzw. -absagen, die Auszahlung der Subventionen sowie die Überprüfung
der widmungsgemäßen Verwendung.

Statistik 2013

Zahl der Anträge
im Jahr 2013

Kreditvolumen
2013

Landes-Finanzsonderaktion „Allgemein“ 135 € 23,400.375,00
Landes-Finanzsonderaktion „Thermische Sanierung“ 13 € 5,849.521,00

Stabstelle Beteiligungen und Veranlagungen

Aufgaben und Schwerpunkte 2013

• Laufendes Beteiligungsmanagement in den Tochter- und Enkelgesellschaften
• Finanzierungsmaßnahmen im Rahmen der NÖ Landes-Beteiligungsholding GmbH zu

günstigen Konditionen
• Mitarbeit an der Beurteilung von Änderungen wirtschaftlicher und rechtlicher, insbesondere

steuerrechtlicher, Rahmenbedingungen

Ziele 2014

• Laufendes Beteiligungsmanagement in den Tochter- und Enkelgesellschaften
• Evaluierung der Finanzierungen und des Beteiligungscontrolling
• Laufendes Liquiditätsmanagement
• Genaueste Beobachtung der Zins- und Inflationsentwicklung, um auf allfällige Trendände-

rungen zeitgerecht reagieren zu können

Fachbereich NÖ Landesbuchhaltung

Aufgaben

• Buchführung über die voranschlagswirksame und voranschlagsunwirksame (durchlaufen-
de) Gebarung

• Erstellung des Vermögensstandes aus der Bestands- und Erfolgsverrechnung und den
Haftungen des Landes

• Einleitung und Überwachung des Zahlungsvollzuges
• Zahlbarstellung der Bezüge sowie der Ruhe- und Versorgungsgenüsse der Landeslehrer

sowie Bearbeitung der Reisegebührenanträge
• Verfassung von Berechnungen, Erstellung von Monatsabschlüssen und des Jahresrech-

nungsabschlusses mit den erforderlichen Beilagen gemäß Voranschlags- und Rechnungs-
abschluss-Verordnung (VRV) des Bundesministers für Finanzen
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• Prüfung der Geld-, Wertpapier- und Sachgebarung der kreditverwaltenden Dienststellen
und der ihnen unterstehenden Kassen, Anstalten, Heime, Schulen, Stiftungen und Fonds

• Überwachung der Liquidität sowie Veranlagung nicht sofort benötigter Gelder über Auftrag
der Abteilung Finanzen

• Bescheinigende Stelle für Projekte des Europäischen Sozialfonds in Österreich (ESF) als
zwischengeschaltete Stelle für die Bescheinigungsbehörde beim Bundesministerium für
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz (ZWIST) gemäß Artikel 61 der Verordnung (EG)
Nr. 1083/2006 des Rates

Schwerpunkte 2013

• Anwendung „Basis-Applikation-Einnahmen“ (BAE). Weiterentwicklung einer elektro-
nisch unterstützten Anwendung für Massen-Einnahmen

• Elektronische Reisekostenabwicklung für Landeslehrer. Mitarbeit der Buchhaltungs-
abteilung-LB (Lehrerbesoldung) an der Entwicklung eines neuen Programmes. Pilotbetrieb
ab Oktober 2013 und flächendeckender Echtbetrieb ab 1. Jänner 2014

• Optimaler Einsatz der Buchhaltungsabteilung-RV (Revisionsabteilung). Mitwirkung
bei der Umstellung des Verrechnungssystems bei den Magistraten auf das bei den Be-
zirkshauptmannschaften bereits bestehende Buchhaltungssystem „SZV“

• „Single Euro Payments Area“ (SEPA). Die Umstellung des Zahlungsverkehrs auf die Vor-
gaben für den einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraum ab dem Jahr 2014 wurde größ-
tenteils abgeschlossen.

• Abfrage- und Auswertungsberechtigungen. Für die Kreditverwaltungen besteht die
Möglichkeit mit Abfrage-User online in den zuständigen Gebarungsbereich der Mehrpha-
senbuchhaltung Einschau zu nehmen. Dafür wurden 174 Abfrage-User vergeben.

• Projekt „Host-Ablöse“. Mithilfe bei der Übernahme und Anpassung der Buchhaltungspro-
gramme betreffend Mehrphasenbuchhaltung vom Großrechner beim Amt der Oberösterrei-
chischen Landesregierung auf Server des Landes Niederösterreich in der Windows-Umge-
bung

Statistik 2012

• Ergebnis des Rechnungsabschlusses. Der Rechnungsabschluss des Landes NÖ mit
den erforderlichen Beilagen weist für das Jahr 2012 nachstehendes Ergebnis vor dem
Haushaltsausgleich aus:

Rechnungsabschluss 2012 Euro

Gesamteinnahmen 7.965,507.140,62
Gesamtausgaben 8.101,123.768,82
Bruttoabgang 135,616.628,20
Schuldtilgung 237,493.608,59
Nettoüberschuss 101,876.980,39
Maastricht-Ergebnis –20,377.782,83

Für eine umfangreichere Information ist der Rechnungsabschluss des Landes NÖ für das
Jahr 2012 mit den erforderlichen Beilagen auf der Homepage des Landes NÖ unter folgender
Adresse zu finden: http://www.noe.gv.at/land-zukunft/budget-des-landes-noe/rechnungsab-
schluss/rechnungsabschluss2012.html.
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Landesabgabenamt am Sitz des Amtes der
NÖ Landesregierung

Aufgaben

Mit der am 30. März 2006 beschlossenen Änderung des NÖ Spielautomatengesetzes wurde
unter anderem die Einführung einer NÖ Glücksspielautomatenabgabe beschlossen. Diese
Novelle trat am 21. Juli 2006 in Kraft. Abgabenbehörde 1. Instanz für die Einhebung der
Glücksspielautomatenabgabe ist das Landesabgabenamt.

Schwerpunkte 2013, Ziele 2014

Korrekte Einhebung der Glücksspielautomatenabgabe und rechtlich einwandfreie Abwicklung
der damit im Zusammenhang stehenden Abgabenverfahren.
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Abteilung Wohnungsförderung

Aufgaben

• Förderung der Errichtung von Eigenheimen
• Förderung der Eigenheimsanierung
• Förderung des Wohnungsbaus
• Förderung der Wohnungssanierung
• Objektbezogene Wohnbauförderung für den Stadt- und Ortskern
• Subjektförderungen: Wohnbeihilfe und Wohnzuschuss
• Homepage über Angebot geförderter Wohnungen
• Vorschlagsrecht des Landes für die Wohnungsvergabe – Wohnservice
• Wohnbauhotline, Öffentlichkeitsarbeit
• Wohnbauforschung

Schwerpunkte 2013

• Junges Wohnen. Die Errichtung von leistbaren Wohnungen für junge Menschen wurde
mit einem eigenen Förderprogramm gewährleistet.

• Sicheres Wohnen. Es wurden Alarmanlagen, Videoüberwachungsanlagen und Sicher-
heitstüren bei Einfamilienhäusern und Wohnungen gefördert.

• Betreutes Wohnen. Die Wohnqualität in Wohnhausanlagen für „Betreutes Wohnen“ wur-
de erhöht, indem Gesundheits- und Sozialdienste zur Verfügung stehen.

• Neubauleistung im Wohnungsbau. Zur Erhaltung einer wirtschafts- und wohnungspoli-
tisch nachhaltigen Förderung des Wohnungsbaus wurde ein neues Fördermodell zur Fi-
nanzierung des Wohnungsbaus entwickelt.

• Öffentlichkeitsarbeit
– Mediale Präsenz zu den Themen Eigenheimförderung, Eigenheimsanierung, Wohnser-

vice, Betreutes Wohnen, Junges Wohnen, Wohnassistenz
– Teilnahme an 12 Hausbaumessen
– Magazin DRINNEN & DRAUSSEN – 4 Ausgaben
– Rauchmelder-Aktion

• EDV-Anwendung
– Produktivsetzung von MHRZ.NET für den Fachbereich Mehrfamilienhäuser – Rückzah-

lung
– Adaptierung der Datendrehscheibe Wohnbau DDW (neue Software sowie Anbindung

von MHRZ.NET)
– Umstellung von Programmen auf SEPA (Single Euro Payments Area)
– Erweiterung der Statistikprogramme (durch neue Applikationen und zusätzliche energie-

technische Daten)

Ziele 2014

• Neues Fördermodell im Wohnungsbau. Die Verwaltungsabläufe zwischen Abteilung
Wohnungsförderung, Hypo NOE (Darlehensverwaltung) und gemeinnützigen Bauvereini-
gungen werden auf das neue Finanzierungsmodell abgestimmt.

• Ortszentren und Innenentwicklung. Das mit der Raumordnung abgestimmte Förderpro-
gramm für innerörtliche Kernzonen wird umgesetzt.

• Endenergiebedarf von Wohngebäuden. Entwicklung von Fördermodellen zur Bewertung
der Endenergieeffizienz eines Wohngebäudes zur Ablöse des Heizwärmebedarfes
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• Wohnbauforschung. Es werden Forschungsprojekte im Bereich Effizienzsteigerung von
Systemen mit erneuerbaren Energieträgern, Einsatz nachhaltiger Rohstoffe und Integra-
tion und Migration gefördert.

• Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG Vereinbarung über Maßnahmen im Gebäudesek-
tor. Verhandlungen über die Weiterführung der bestehenden Vereinbarung gemäß Art. 15a
B-VG über Maßnahmen im Gebäudesektor, im besonderen über neue bundeseinheitliche
Wohnbauförderungsinstrumente

• Öffentlichkeitsarbeit
– Magazin DRINNEN & DRAUSSEN – komplette Überarbeitung bzw. Neugestaltung des

Magazins
– Symposium Betreutes Wohnen

• EDV-Anwendung
– Produktivsetzung von MHBF.NET für den Fachbereich Mehrfamilienhäuser-Zuschüsse
– Produktivsetzung von FYSI.NET (Sicheres Wohnen in NÖ) basierend auf FXAL.NET
– Weiterer Ausbau der Datendrehscheibe Wohnbau DDW
– Vorarbeiten für die Transparenzdatenbank

Statistik 2013

Beträge auf € 10.000 gerundet

Errichtung von Eigenheimen
Wohneinheiten (bewilligt) 2.160
Bewilligung – Darlehen € 101,840.000

Eigenheimsanierung
Wohneinheiten (bewilligt) 3.610
Bewilligung – jährliche Zuschüsse € 3,910.000

Mehrfamilienhäuser

Wohnungsbau:
Bewilligungen

Ansuchen 207
Wohneinheiten 3.440

14 Ordinationen und 2 Heime
jährliche Zuschüsse € 9,600.000
Darlehen € 69,130.000

Förderbasis Haftungsdarlehen € 136,000.000

Wohnungssanierung

Bewilligungen
Ansuchen 151
Wohneinheiten 3.070

12 Ordinationen und 1 Heim
jährliche Zuschüsse € 4,360.000
Darlehen € 5,440.000
Förderbasis Haftungsdarlehen € 6,270.000

Förderbasis Haftungsdarlehen (Umlegungen) € 22,780.000
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Stadt- und Ortskernbelebung

Bewilligungen
jährliche Zuschüsse € 10.000
Darlehen € 90.000

Förderbasis Haftungsdarlehen € 980.000

Photovoltaikförderung

Anträge (bewilligt) 950
Bewilligung – Einmalzuschüsse € 3,590.000

Sicheres Wohnen

Anträge (bewilligt) 4.640
Bewilligung – Einmalzuschüsse € 3,880.000

Wohnbeihilfe

Bewilligungen 4.750
Bewilligungsbeträge € 8,180.000

Wohnzuschuss

Bewilligungen 23.240
Bewilligungsbeträge € 47,580.000

Wohnbauforschung

Bewilligungen 8
Bewilligungsbeträge € 1,700.000
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Abteilung Allgemeine Förderung

Arbeitnehmerförderung

Aufgaben

Förderungsmaßnahmen für NÖ ArbeitnehmerInnen aufgrund eines Landtagsbeschlusses
aus dem Jahr 1976

Schwerpunkte 2013

• Unterstützung von Arbeitssuchenden, Lehrlingen und PendlerInnen
• Förderung der beruflichen Weiterbildung
• Hilfe für in Not geratene ArbeitnehmerInnen
• Kofinanzierung von Projekten im Rahmen des „Territorialen Beschäftigungspaktes“
• Kofinanzierung des Jugendbeschäftigungsprogrammes „ÜBA – Überbetriebliche Ausbil-

dung“
• Wiedereingliederung von arbeitslosen Jugendlichen, Langzeitarbeitslosen, Wiedereinstei-

gerInnen und Älteren in den regulären Arbeitsmarkt über den Verein „Jugend und Arbeit“
• 2013 wurden für Projekte bzw. 24.941 positiv erledigte Ansuchen Förderungsbeträge von

insgesamt € 21,958.750,00 angewiesen.

Ziele 2014

• Fortführung der bestehenden Förderungsmaßnahmen für ArbeitnehmerInnen
• Sondermaßnahmen für arbeitslose Jugendliche (Überbetriebliche Ausbildung)
• Pendlerförderung – „NÖ Pendlerhilfe neu“
• Permanente Aktualisierung der NÖ Bildungsförderung
• NÖ Lehrlingsförderung
• Evaluierung sämtlicher Förderungsmaßnahmen
• Studie Arbeitsland NÖ

Gemeinnütziges Wohnungswesen

Die Aufsichtsbehörde über die gemeinnützigen Bauvereinigungen in NÖ hat im Jahr 2013
32 Prüfungsberichte kontrollierend eingesehen und war bei 32 Schlussbesprechungen über
die gesetzliche Prüfung anwesend und hat an einer Generalversammlung teilgenommen.

NÖ Familienreferat

Aufgaben

NÖ Familien als Form menschlichen Zusammenlebens sollen unterstützt und gefördert
werden.

Schwerpunkte 2013

Auf Basis des NÖ Familien- und des NÖ Kinderbetreuungsgesetzes wurden nachstehende
Initiativen gesetzt:
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• NÖ Familienpass (noe.familienpass.at). Der NÖ Familienpass bietet über 177.000 Inha-
bern familienfreundliche Service- und Versicherungsleistungen.

• Familienjournal Niederösterreich. 6x-jährlich herausgegebene Informationszeitschrift für
Familienpassinhaber

• Aktion Tagesmütter. Zuschüsse zum Betreuungsbeitrag an berufstätige Eltern, die ihr(e)
Kind(er) bei einer(m) Tagesmutter/Tagesvater betreuen lassen

• Tagesbetreuungs- und Hortförderung für Eltern
• Förderung nach dem NÖ Kinderbetreuungsgesetz 1996. Förderung der Tagesmütter/-vä-

ter Rechtsträger, der NÖ Tagesbetreuungseinrichtungen und der Hortbetreuer durch Zu-
schüsse zum Personalaufwand

• NÖ Kinderbetreuungszuschuss. Zuschuss für die Kinderbetreuung jener Kinder, die im
Alter von 2½ bis 3 Jahren keinen Kindergartenplatz erhalten haben

• Förderung von Organisationen und Privatinitiativen im Rahmen des NÖ Familienge-
setzes, die Initiativen und Aktionen im Interesse der Familien anbieten

• Zuschuss zu den Beförderungskosten der Kinder zum Kindergarten
• Verwaltungsfonds zur Hilfe für NÖ Familien
• NÖ Familienurlaubsaktion
• Förderung der NÖ Kinderferienbetreuung
• Mobile Mamis
• Oma-Opa-Börse
• Förderung für Sportwochen an Pflichtschulen
• Förderung für Mehrlingsgeburten
• NÖ Elternschule
• NÖ Partnerschaftstraining
• NÖ Heizkostenzuschuss
• Schulische Nachmittagsbetreuung. Förderung und Beratung von Gemeinden für die Be-

treuung von Schulkindern
• Familienreferenten auf Gemeindeebene. Betreuung und Schulung von mittlerweile rund

380 Gemeindefamilienreferenten
• Landesstelle für Sektenfragen. Dokumentationen, Beratungs- und Informationsgesprä-

che
• NÖ Spielplatzförderung. Förderung und Beratung bei der Errichtung eines naturnahen

kindgerechten Spielplatzes
• Finanz-Coaching. Beratung und Unterstützung von Menschen, die in finanziellen Schwie-

rigkeiten sind
• Familienhotline. Es wurden rd. 17.750 Anrufe entgegengenommen.
• Betreuung folgender zusätzlicher Internetseiten. noe.familienpass.at, www.elternschu-

le.at, www.partnerschaftstraining.at, www.noe-spielplatz.at
• NÖ Familienpass-App. Laufende Betreuung
• 30 Jahre „NÖ Familienpass“ mit rd. 5.000 Besuchern

Ziele 2014

Weiterführung der Schwerpunktthemen des Jahres 2013
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NÖ Landesjugendreferat

Aufgaben

Das NÖ Landesjugendreferat ist Service- und Förderungsstelle für die Jugendarbeit in Nie-
derösterreich.

Schwerpunkte 2013

• Semesterticket – Förderung von Fahrtkosten für Studierende mit Hauptwohnsitz in NÖ. In
Summe wurden über 25.000 Tickets ausbezahlt. Diese Förderung wird je zur Hälfte durch
das Land NÖ und die NÖ Gemeinden finanziert. Erhöhung der Förderung auf Euro 75,–.

• Europäische Jugendbegegnung 2013 in Tulln zum Thema „Neues LESEN – LERNEN –
SCHREIBEN – Junge Vernetzung in Europa“ mit 75 Teilnehmer/innen aus 9 Nationen; Her-
ausgabe eines e-books

• Internationale Jugendarbeit – Jugendaustauschprojekt und Kooperation mit den Nach-
barregionen in Tschechien (Südböhmen, Südmähren und Vysocina) und Ungarn im Be-
reich Bildung und Jugend

• Musische Fortbildung – Leiter/innen von Kinder- und Jugendchören und jungen Erwach-
senenchören; ca. 140 Teilnehmer/innen bei den Seminaren

• Österreichisches Jugendsingen 2013 – Bezirks- und Talschaftssingen mit ca. 30.000 ak-
tiven, jugendlichen Sänger/innen, NÖ Landesjugendsingen (Wertungssingen) in Grafe-
negg mit 98 Chören (2.500 Sänger/innen) und das abschließende Bundesjugendsingen in
Kufstein (Tirol)

• Jugendschach-Landesmeisterschaften in 6 Alterskategorien
• Jugendredewettbewerb – Schulbewerbe, Regional- und Landesbewerbe mit aktuellen

Schwerpunktthemen, Landesjugendredewettbewerb im NÖ Landhaus
• Verkehrssicherheitsaktion in Form von Fahrrad- und Mopedwettbewerben mit Theorie

und Praxisteil. Landesfahrradbewerb für die 5. Schulstufen in St. Pölten, Teilnahme des
Mädchenteams aus NÖ (Siegerinnen beim Landesbewerb) am Europabewerb in Monte-
negro. Landesmopedbewerb für die 9. Schulstufen in Wiener Neustadt

• Aktion „Gemeinde Vifzack“ und „NÖ Vifzack“
• Projektwettbewerb – „Machwasdraus“ – für Gemeinde Vifzack, NÖ Vifzack und sonstige

Projekte für Schüler/innen ab der 5. Schulstufe und Jugendliche ab 10 Jahren
• Kompetenzportfolio – Module 1–3 – Pilotprojekt in Niederösterreich
• Aktion „Schutzengel“ – mehr Verkehrssicherheit auf NÖ Straßen für Schulkinder
• Jugendfußball Poly-Cup (Bezirks- und Landesmeisterschaften)
• NÖ Jugendkongress – regionaler Jugendkongress in der Kulturwerkstatt Hirschbach im

Waldviertel, 8 vorbereitende Workshops
• Politische Bildung – Politikplattform www.refreshpolitics.at
• Förderung von Jugendverbänden, Jugendherbergen, Jugend- und Schülermedien und

Jugendförderungen nach dem NÖ Jugendgesetz
• Förderung von Jugendtreffs in NÖ – inklusive der Möglichkeit der Inanspruchnahme ei-

ner Erstberatung im Rahmen des Projektes „Jugendcoaching für NÖ Gemeinden“
• Förderungen nach den Richtlinien der außerschulischen Jugenderziehung – Modell-

projekte, Ferienspiele, Jungbürgerfeiern, internationaler und nationaler Jugendaustausch
• NÖ Jugendrat – NÖ Jugendkommission – Beratungs- und Informationstätigkeit für Ju-

gendorganisationen und Gemeinden, Restrukturierung in der neuen Legislaturperiode
• Aktion „Rauschfrei“ – 250 Vorträge an NÖ Schulen über Jugendgesetz und Jugend-

schutz
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• Projekt Jugendcoaching – Beratungstätigkeit in NÖ Gemeinden zur Unterstützung und
Entwicklung von Jugendbeteiligungsprojekten

• Schwerpunkt Jugendkarte „1424“ – kostenloser, behördlich anerkannter Altersnachweis
und Vorteilsangebote bei vielen Partnerbetrieben in NÖ. Entwicklung der APP 1424

• NÖ Medientag – „Wer ist Lehrer/in? Wer ist Schüler/in? – Wie verändert das elektronische
Lernen unsere Schulen?“ im Haus der NÖ Versicherung

• NÖ Jugend-Partnergemeinde 2013–2015 – Schwerpunktangebote für kommunale Ju-
gendarbeit; 127 NÖ Gemeinden sind zertifiziert.

Ziele 2014

• Weiterführung der Schwerpunktthemen des Jahres 2013
• Weiterführung der Aktion „Rauschfrei“: 250 Vorträge an NÖ Schulen
• NÖ Jugend-Partnergemeinde – Schwerpunktangebote für kommunale Jugendarbeit
• „Mach was draus!“ Motivation von Schulen und Jugendgruppen, die ein Vorzeigeprojekt

geschaffen haben, sowie „Gemeinde Vifzack“ oder „NÖ Vifzack“. Auszeichnung der her-
ausragenden Projekte aus jeder Kategorie.

• Weiterentwicklung der NÖ Jugendkarte 1424 APP für Smartphones
• NÖ Jugendforum für Jugendgemeinderät/innen und Jugendorganisationen
• Chorissimo – NÖ Jugendchöretreffen 2014 in Grafenegg
• Projekt „Neues Lesen, Neues Lernen, Junge Vernetzung in Europa“
• Eingliederung der „Fachstelle für Gewaltprävention“ mit Schwerpunktangeboten für Kom-

munale Jugendarbeit und Jugendorganisationen

Frauenreferat

Aufgaben

• Entwicklung und Durchführung frauen- und genderspezifischer Pilotprojekte
• Organisation von frauenspezifischer Vernetzung
• Teilnahme und Mitarbeit an nationalen und internationalen Konferenzen und Gremien be-

treffend Gleichstellung von Frauen und Männern
• Kooperation mit frauenrelevanten Stellen auf regionaler, nationaler und internationaler

Ebene
• Recherche und Grundlagenarbeit für frauen- und gleichstellungsrelevante Themen
• Subventionen an Fraueneinrichtungen und für frauen- und genderspezifische Projekte und

Veranstaltungen
• Förderung und Durchführung von öffentlichkeitswirksamen Maßnahmen sowie Entwick-

lung und Umsetzung von PR- und Marketingaktivitäten für Frauen
• Empowerment von Frauen durch Förderung und Durchführung von Bildungsangeboten
• Information/Beratung für Frauen und Mädchen und Weitervermittlung an Beratungsstellen
• Geschäftsstelle für Gender Mainstreaming: Organisation, Sitzungen, Protokolle, Vorberei-

tung von Berichten und Arbeitsprogrammen

Schwerpunkte 2013

• Frauenspezifisches Beratungsangebot in NÖ:
– Regelmäßiger Jour fix mit den NÖ Frauenberatungsstellen
– NÖ Frauentelefon: telefonische, anonyme und kostenlose Soforthilfe in Notlagen
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• Frauenspezifische Initiativen und Projekte:
– NÖ Mentoring Programm. Empowerment von Frauen; Abwicklung von Mentorschaften,

Vernetzung und Seminarangebot: Durchführung von 5 Seminaren, TN ca. 60 Frauen;
Abwicklung von 10 Mentorschaften; www.regionalesmentoring.at

– 8. NÖ Frauenlauf. www.noe-frauenlauf.at; 800 Teilnehmerinnen, erstmals im Vorfeld An-
gebot eines Vorbereitungsworkshops – TN rund 50.

– Tech-Dating. Vernetzung von Unternehmen und Schülerinnen; neue Zielgruppe – 3 + 4
HS/NMS – Lehrberufe in der Technik; TN rund 60 Schülerinnen, 7 Unternehmen.

– Girls’ Day. www.girlsday.cc; Mädchen besuchen Betriebe (89 Betriebe – 1.867 Mäd-
chen) und lernen den Berufsalltag in Bereichen kennen, in denen Frauen unterrepräsen-
tiert sind.

– Gewalt gegen Frauen. Auswirkung auf das Gesundheitssystem: Mit rund 100 Semina-
ren wurde ca. 4.500 MitarbeiterInnen im Gesundheitswesen erreicht; durch Vorträge,
Präsentationen weitere rund 4.200 Personen aus dem Bereich Gesundheitswesen, Exe-
kutive und Frauenberatungseinrichtungen.

– Frauengesundheit. Durchführung von 2 Gesundheitsveranstaltungen zu frauenspezifi-
schen Gesundheitsthemen: Gender in der Medizin, St. Pölten, TN ca. 100; Osteoporose
– was hilft?; Horn, TN ca. 80

– Gender Mainstreaming Geschäftsstelle – Administration für den Arbeitskreis Gender
Mainstreaming (eigener Tätigkeitsbericht)

• Vertretung, Mitglied in:
– „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung, Begleitausschuss EFRE“
– IMAG – Interministerielle Arbeitsgruppe zu Gender Mainstreaming
– Mitarbeit im Nationalen Aktionsplan (NAP), im Committee on the Elimination of Discrimi-

nation against Women (CEDAW) und in der Task-force Menschenhandel
– Vorsitz beim EU Runden Tisch der Bundesländer
– Mitglied in der NÖ Gleichbehandlungskommission (Landesdienst, Gemeinden; Landes-

lehrerInnen)
• Öffentlichkeitsarbeit

– if-Frauenzeitschrift: Kooperation mit anderen Bundesländern über aktuelle Frauenthe-
men (4x jährlich), Auflage in NÖ 9.000 Stück

– Veranstaltungen, Pressearbeit
– Websites – laufende Aktualisierung

Ziele 2014

• Weiterführung der Schwerpunktthemen des Jahres 2013
• Schwerpunkt Mädchen und Technik
• Aktivitäten zum Int. Frauentag, Int. Landfrauentag und Int. Tage gegen Gewalt an Frauen
• Anlässlich des 100. Todestages der Friedensnobelpreisträgerin Bertha von Suttner Auffüh-

rung des Portraittheaters

Arbeitskreis Gender Mainstreaming

Aufgaben

• Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern durch die Umsetzung der Gender
Mainstreaming Strategie (Resolution des NÖ Landtags vom 3. Oktober 2002 und Be-
schluss der NÖ Landesregierung vom 9. März 2004)
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• Bündelung vorhandener Beispiele und Ausbau von Gender Mainstreaming in allen Berei-
chen der Landesverwaltung durch die Abgabe von Empfehlungen zur Umsetzung

• Sensibilisierung und Schulung von EntscheidungsträgerInnen der NÖ Landesverwaltung
im Rahmen der Aus- und Weiterbildung

• Regelmäßige Berichterstattung an die NÖ Landesregierung
• Erstellung eines Arbeitsprogramms für die Dauer von 2 Jahren
• Einrichtung themenspezifischer Subarbeitskreise, zu denen die jeweiligen Fachabteilun-

gen im Bedarfsfall beigezogen werden
• Genderspezifische Grundlagenarbeit – Entwicklung, Durchführung und Verbreitung
• Beratung/Unterstützung anderer Verwaltungsdienststellen und Einrichtungen des Landes

bei Gender Mainstreaming Projekten und Initiativen

Zusammensetzung des Arbeitskreises

• Vorsitz: Leiter der Gruppe Raumordnung, Umwelt und Verkehr
• Stellvertretung: NÖ Gleichbehandlungsbeauftragte
• Mitglieder: Landesamtsdirektion Verfassungsdienst, Landesamtsdirektion Aus- und Weiter-

bildung, Allgemeine Förderung, Finanzen, Personalangelegenheiten, Gemeinden, Ge-
samtverkehrsangelegenheiten sowie die NÖ Gleichbehandlungsbeauftragte und Zentral-
personalvertretung/Zentralbetriebsrat

• Geschäftsstelle Gender Mainstreaming im Frauenreferat des Landes NÖ

Schwerpunkte 2013

• Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung
– Laufende Öffentlichkeitsarbeit zu den Aktivitäten des Arbeitskreises in externen und in-

ternen Medien
– Laufende Wartung der Website www.noe.gv.at/chancengleich, Website www.noe.gv.at/

vereinbarkeit und Intranet: „Eltern sein im Landesdienst“, www.elternwirtschaft.at
• Aus- und Weiterbildung

– Seminar „Chancengleichheit – Umsetzung in der eigenen Arbeit“ für den Führungskräfte-
lehrgang

– 5 Seminare im GM-Cluster
• Instrumente/Methoden

– Klima- und Energieprogramm 2013+: Mainstreaming des Themas Gender bei der Er-
arbeitung des neuen KEP 2013+, Mitarbeit im Kernteam, Angebot: Beratungshalbtag

• Projekt „Charta zur neuen Vereinbarkeit Eltern – Wirtschaft“: Externe Sensibilisierungs-
und Öffentlichkeitsarbeit; Akquirieren von Unternehmen für Chartabeitritt; Weiterführung
durch interne (Beratung und Coaching, Schulung und Information) und externe (NÖ Bil-
dungsinitiative für Gemeinden, Institutionen und Unternehmen) Initiativen; Round Table mit
Unternehmen

• Pilotprojekt: Gender Budgeting am Beispiel der Budgetansätze „Nahverkehr“ und „Ver-
kehrsverbünde“ – Abteilung Gesamtverkehrsangelegenheiten, Erarbeitung von Gender-
Standards für Mobilitätserhebungen

• Vorbereitung von Gender Budgeting für den Voranschlag 2015 wie Auswahl von Budgetan-
sätzen, MitarbeiterInnen, Durchführung zwei eintägiger Schulungen gemeinsam mit der
Abteilung Finanzen

• STRAT.AT 2020: Mitarbeit in Fokusgruppen für die Programmplanung 2014–2020, Teil-
nahme am ExpertInnen-Workshop des Projekts GenderATlas

• Teilnahme an Workshops zum Landesmobilitätskonzept zur Verankerung von Gender
Mainstreaming sowie am RADLgrundnetz (Verankerung GM in Qualitätskriterien)
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Ziele 2014

• Bewusstseinsbildung und Sensibilisierung: Fortführung der Öffentlichkeitsarbeit, Leitfäden
im Zuge von Projekten, Website-Betreuung

• Aus- und Weiterbildung
– 2 Seminare „Chancengleichheit – Umsetzung in der eigenen Arbeit“ für Führungskräfte-

lehrgang
– Seminare – Cluster Gender Mainstreaming: Weiterführung

• Erfahrungsaustausch mit Bundesländern: Im Rahmen der Interministeriellen Arbeitsgruppe
des Bundes: www.frauen.bka.gv.at unter dem Themenbereich Gender Mainstreaming/Bud-
geting; Vernetzung: Gender-Länder-Circle

• Klima- und Energieprogramm 2013+: Mainstreaming des Themas Gender bei der Erarbei-
tung des neuen KEP 2013+, Mitarbeit im Kernteam, Angebot: Beratungshalbtag

• Projekte
– Weiterführung der Umsetzungsmaßnahmen zum Projekt „Elternorientierte Personalpoli-

tik mit Fokus auf Väter“
– Gender-Budgeting-Projekt mit der Abteilung Finanzen: 1 Ansatz/Gruppe: Analyse, Re-

cherche, Implementierung in den Voranschlag 2015, laufende Unterstützung der GB-
Verantwortlichen in den Abteilungen durch Jour fixe, Unterlagen, Beratungen etc.; Refle-
xion des Prozesses mit dem Ziel, Gender Budgeting im Voranschlag 2016 noch weiter
auszubauen

– Gender Budgeting in der Abteilung Gesamtverkehrsangelegenheiten: Umsetzung der
Maßnahmen laut Voranschlag 2014, Fortführung des GB der Ansätze „Nahverkehr“ und
„Verkehrsverbünde“

Seniorenreferat

Aufgaben

• Planung, Durchführung und Koordination von seniorenrelevanten Maßnahmen
• Förderungen von Seniorenaktivitäten, -veranstaltungen und -projekten
• Teilnahme und Mitarbeit an nationalen und internationalen Konferenzen und Gremien be-

treffend seniorenspezifische Themen
• Recherche und Grundlagenarbeit für SeniorInnenangelegenheiten

Schwerpunkte 2013

• Förderung von Seniorenorganisationen und Religionsgemeinschaften gemäß § 4 des NÖ
Seniorengesetzes

• Subventionierung von seniorenbezogenen Aktivitäten und Projekten
• aktiv-plus-Karte (www.noe-aktivplus.at): Die Senioren-Vorteilskarte bietet den InhaberIn-

nen seniorenfreundliche Service- und Versicherungsleistungen; 2013 wurden ca. 6.000
neue Einzelkarten ausgestellt. Als Kombikarte mit der ÖBB-Vorteilscard Senior NÖ wurden
ca. 53.000 Karten ausgegeben.

• Herausgabe von drei aktivplus-Magazinen (2x EU-Sonderteil) und einem Vorteilskata-
log2013 mit 500 Partnerbetrieben

• Veranstaltungsreihe „EU & Wir – Dialog der Generationen“
• Schwerpunkt 2013: „Europäisches Jahr der Bürgerinnen und Bürger“/Unionsrechte –

Unionsbürgerschaft, Kooperation mit Regionalmanagement NÖ, LSR NÖ, EuropeDirect
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des Landes NÖ, Schulen und Seniorenorganisationen, 5 Veranstaltungen in allen Landes-
vierteln mit insgesamt 1.500 TeilnehmerInnen

• Veranstaltungsreihe „Neugierig auf Kunst – Neue Wege in der Kunstvermittlung“: An
7 Nachmittagen wurden Spezialführungen und Workshops für SeniorInnen zu aktuellen
Ausstellungen in der Kunsthalle Krems, im Karikaturenmuseum und im Forum Frohner
durchgeführt.

• Veranstaltungsreihe Uni aktiv-plus: Durchführung der 12. Veranstaltung „Uni aktiv-plus“
(2007: Start der Veranstaltungsreihe) an der Fachhochschule Wiener Neustadt mit 100
TeilnehmerInnen. An diesem Weiterbildungstag für SeniorInnen werden Vorlesungen und
Workshops auf einem wissenschaftsbasierten höheren Niveau angeboten.

• EU-Projekt 1: Grenzüberschreitendes ETZ-Projekt „Senior plus“ mit CZ (EU-Regionalför-
derung – Programm: Europäische Territoriale Zusammenarbeit AT-CZ 2007–2013)
– Kooperation: Leadpartner: Kreis Vysocina (CZ) mit dem Seniorenreferat des Landes NÖ

und der IMC FH Krems
– Laufzeit Juli 2012 bis September 2014
– Schwerpunkte: Vernetzung und Erfahrungsaustausch der aktiven Seniorenpolitik des

Landes NÖ und der Region Vysocina.
• Aufbau der SeniorInnenUni IMC FH Krems: Bildungsangebot für Menschen in der nachbe-

ruflichen Lebensphase, die neue Tätigkeits- und Engagementfelder für sich entdecken
bzw. ihr Wissen vertiefen wollen (www.seniorinnenuni.at). Start des 4-semestrigen Lehr-
ganges mit 30 TeilnehmerInnen erfolgte am 15. Oktober 2012, Abschluss des Lehrganges
im Mai 2014 vorgesehen.

• EU-Projekt 2: Grenzüberschreitendes ETZ-Projekt „Active Ageing“ mit Ungarn (EU-Regio-
nalförderung – Programm: Europäische Territoriale Zusammenarbeit AT-HU 2007–2013)
– Kooperation: Leadpartner Regionaler Entwicklungsverband Industrieviertel mit Projekt-

partner Kleinregionen Schneebergland (NÖ) und Kesthely (HU) sowie dem Seniorenre-
ferat des Landes NÖ

– Laufzeit: Jänner 2013 bis Dezember 2014)
• Erarbeitung von Strategien und Konzepten, um die Gemeinden, die Wirtschaft und die Ge-

sellschaft auf die zukünftige demographische Entwicklung und die damit verbundenen Her-
ausforderungen vorzubereiten, Stärkung des sozialen Zusammenhalts der Generationen,
Sicherung der Lebensqualität im Alter (Nahversorgung, Mobilität, Barrierefreiheit, Hilfs-
dienste)

• NÖ Heizkostenzuschuss 2013/2014
• NÖ Spitalkostenförderung
• Urlaubsaktion für pflegende Angehörige

Ziele 2014

• Weiterführung der Schwerpunktthemen des Jahres 2013
• Fortsetzung der Veranstaltungsreihe „EU & Wir – Dialog der Generationen“ mit dem

Schwerpunkt Europawahlen am 25. Mai 2014: „Europa & Wir – Wählen in Europa“
• Uni aktiv plus – Veranstaltung an der FH St. Pölten
• Generationenübergreifendes Projekt Jung & Alt – „Kochen im Wandel der Zeit“
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Abteilung Stiftungsverwaltung

Die Abteilung verwaltet 14 Bundes- und 6 Landesstiftungen mit eigener Rechtspersönlichkeit.
• Rechtliche Grundlagen:

– Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz
– NÖ Landes-Stiftungs- und Fondsgesetz
– Stiftungssatzungen

• Vermögen: Haus- und Grundbesitz
– Forstgut in Ottenstein
– Fondsanteile
– Sparguthaben

Stiftungsleistungen

Schwerpunkte 2013

• Erfüllung gemeinnütziger oder mildtätiger Zwecke, insbesondere Vergabe von
– Stipendien
– Kurplätzen
– Beihilfen
– Internatsfreiplätzen
zum größten Teil an NiederösterreicherInnen auf Grund eines für alle Stiftungen jährlich er-
stellten Ausgaberahmens für Stiftungsleistungen.

• Zusätzlich 20 Leistungsstipendien zu je € 1.500,– aus der „Windhag-Stipendienstiftung für
Niederösterreich“ an niederösterreichische StudentInnen für besondere Leistungen an
Wiener Universitäten.

• Änderung der Satzung der „Prof. Anton Bauer Stipendien Stiftung“
• Änderung der Richtlinien für die Vergabe von Stiftungsleistungen aus den Beihilfenstiftun-

gen
• Start des Projektes „Optimierung der Stipendienvergabe in der Abteilung Stiftungsverwal-

tung“
• Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers als Abschlussprüfer gemäß § 13 NÖ Landes-Stif-

tungs- und Fondsgesetz für eine Landesstiftung über 1 Mio. Euro Stiftungsvermögen

Statistik 2013

2.929 Ansuchen, davon bewilligt:
1.358 Stipendien € 592.900,—

731 Beihilfen € 285.060,—
34 Kurplätze € 65.868,18
16 Schülerinternatsfreiplätze € 49.245,—
10 Studentenheimfreiplätze € 22.311,—

Insgesamt 2.149 Stiftungsleistungen € 1,015.384,18

Ziele 2014

• Erbringung von Stiftungsleistungen etwa im Ausmaß des Vorjahres
• Optimierung der mündelsicheren Veranlagungen des gesamten Finanzvermögens unter

Bedachtnahme auf die Liquiditätserfordernisse der einzelnen Stiftungen
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• Auflösung der „Ferdinand Graf Kuefstein’sche Stiftung“ und der „Angela Schlossbauer-
Wohltätigkeitsstiftung“ und Übertragung der Vermögen dieser Stiftungen an die „Georg und
Leopoldine Gubinger’sche Stiftung“

• Änderung der Satzung der Stiftung „Waisenhausfonds“
• Fortsetzung und Abschluss des Projektes „Optimierung der Stipendienvergabe in der Ab-

teilung Stiftungsverwaltung“

Stiftungshausverwaltung

Schwerpunkte 2013

• Verwaltung von 30 Stiftungshäusern, 5 Eigentumswohnungen in Wien und Niederöster-
reich, des Orthopädischen Spitales in Wien 13 sowie von 2 Grundstücken in Breitenfurt
und Judenau (beide rd. 18.900 m2) und der Kirche St. Barbara in Wien 1

• Verkauf des Grundstückes (rd. 11.400 m2) in Judenau und Kauf und Vermietung von
2 Eigentumswohnungen in Mödling für die Stiftung „Waisenhausfonds“

• Beaufsichtigung von 13 Hausbesorgern bzw. Hausbetreuern in 15 Stiftungshäusern
• Überwachung der Reinigungsfirmen in 13 Stiftungshäusern
• Standardanhebungen in mehreren Wohnungen
• Substanzerhaltende Investitionsmaßnahmen
• Erarbeitung einer zahlenmäßig fundierten 3-jährigen Investitionsvorschau

Ziele 2014

• Erwirtschaftung von höchstmöglichen Erträgen aus dem Haus- und Liegenschaftsbesitz,
um Stiftungsleistungen etwa im Ausmaß des Vorjahres erbringen und substanzerhaltende
Investitionsmaßnahmen zur Erhaltung des Stammvermögens der Stiftungen tätigen zu
können

• Beobachtung des Immobilienmarktes zum Zwecke der allfälligen Anschaffung von ertrag-
reichen Immobilien aus vorhandenen Rückstellungen

• Erstellung von 3-jährigen Investitionsplänen für die Stiftungen mit Liegenschaftsbesitz

Statistik 2013

Stiftungsleistungen aus den Hauseinnahmen € 664.345,—
Refundierung an das Land als Ersatz für Personalkosten € 184.989,07
Stiftungsliegenschaften 39
Zu betreuende Bestandsobjekte 658
Neu abgeschlossene Mietverträge 26
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Abteilung Polizeiangelegenheiten

Aufgaben

• Angelegenheiten der Haltung von gefährlichen Wildtieren nach dem NÖ Polizeistrafgesetz
und nach der Verordnung über gefährliche Wildtiere

• Angelegenheiten des NÖ Hundehaltegesetzes und der NÖ Hundehalte-Sachkundeverord-
nung

• Angelegenheiten des NÖ Polizeistrafgesetzes
• Fremdenangelegenheiten nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG)

– Quotenverwaltung der auf das Land NÖ entfallenden Kontingente
– Bearbeitung aller quotenpflichtigen Anträge für ganz NÖ
– Bearbeitung aller Schlüsselkraftanträge für ganz NÖ (Rot-Weiß-Rot – Karte, Blaue Karte

– EU) sowie der (quotenfreien) Anträge der Familienangehörigen solcher Schlüsselkräfte
– Verfahren zur Entziehung eines Aufenthaltstitels in den Fällen des § 28 Abs. 6 NAG
– Erfassung und Weiterleitung aller Anträge nach dem NAG, die von den österreichischen

Berufsvertretungsbehörden übermittelt wurden, an die Bezirksverwaltungsbehörden; Er-
fassung der Verständigungen der österreichischen Berufsvertretungsbehörden über die
Einbringungen quotenpflichtiger Anträge im Ausland

– Fachliche Betreuung der Bezirksverwaltungsbehörden bei deren Vollzugstätigkeit im Be-
reich des NAG

• Ausländerbeschäftigungsangelegenheiten
• Angelegenheiten der Gemeindewachen
• Jugendschutzangelegenheiten
• Bewilligung von Sammlungen
• Totalisateur- und Buchmacherbewilligungen
• Polizeiangelegenheiten, soweit sie nicht der Sicherheitsdirektion zugehören, mit Aus-

nahme des selbständigen Verordnungsrechtes der Gemeinden gemäß § 33 der NÖ Ge-
meindeordnung

• Vorschlag von Vertrauenspersonen für die Strafvollzugskommission
• Durchführung von Erhebungen für ausländische Vertretungsbehörden
• Angelegenheiten der Geistigen und Wirtschaftlichen Landesverteidigung
• Verwaltungsstrafverfahren in jenen Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung,

die keiner anderen Abteilung zugewiesen sind
• Prüfung von Verordnungen der Gemeinden nach dem NÖ Prostitutionsgesetz
• Prüfung von Verordnungen der Gemeinden nach dem NÖ Hundehaltegesetz

Schwerpunkte 2013

• Umsetzung und Evaluierung des NÖ Hundehaltegesetzes und der NÖ Hundehalte-Sach-
kundeverordnung (Unterstützung der Gemeinden und Bezirksverwaltungsbehörden bei
deren Vollzugstätigkeit; Auskünfte an Hundehalter und Hundehalterinnen)

• Zulassungen der zur Ausstellung der Ausbildungsbestätigung Berechtigten nach § 4
Abs. 4 der NÖ Hundehalte-Sachkundeverordnung

• Umsetzung und Evaluierung des Verbots der Bettelei an öffentlichen Orten oder von Haus
zu Haus nach dem NÖ Polizeistrafgesetz

• Änderungen des NÖ Hundehaltegesetzes und des NÖ Jugendgesetzes aufgrund der Ver-
waltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012

• Änderung der Verordnung über die Vollziehung des NAG
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• Organisation und Koordinierung der Übergabe anhängiger Verfahren auf Erteilung „huma-
nitärer Aufenthaltstitel“ von den Bezirksverwaltungsbehörden an das Bundesamt für Frem-
denwesen und Asyl

• Umsetzung der Vorgaben des Bundesministeriums für Inneres betreffend den Empfang
von Verständigungen der österreichischen Berufsvertretungsbehörden über die Einbrin-
gung quotenpflichtiger Anträge im Ausland sowie Anpassung der internen Arbeitsabläufe
aufgrund dieser neuen Vorgaben

Ziele 2014

• Evaluierung des Gesetzes über die Tätigkeit der Totalisateure und Buchmacher
• Erteilung der Bewilligungen nach den Bestimmungen des Gesetzes über die Tätigkeit der

Totalisateure und Buchmacher
• Evaluierung des NÖ Hundehaltegesetzes und der NÖ Hundehalte-Sachkundeverordnung

– Berücksichtigung der Problemstellungen aus der Vollzugstätigkeit
• Überarbeitung und Erweiterung der Vorlagensammlung betreffend Verfahren nach dem

NAG
• Organisation und Abhaltung einer Schulung für die Bezirksverwaltungsbehörden betref-

fend der neuen Rechtslage ab 1. 1. 2014
• In enger Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis „Fremdenwesen“: Erarbeitung von Vorla-

gen für die schriftliche Kommunikation der NAG-Behörden mit dem LVwG NÖ, dem BFA
oder der LPD NÖ sowie die Erarbeitung von Informationsschreiben an die Bezirksverwal-
tungsbehörden betreffend der Erteilung von Aufenthaltstiteln für bestimmte türkische
Staatsangehörige, Studenten, Schüler oder Künstler.

Statistik 2013

• Bearbeitete (rechtskräftig abgeschlossene) Erstanträge nach dem NAG für ganz NÖ im
Rahmen der Quote inklusive Quotenverwaltung:

Erstanträge für aus Quote 2012 aus Quote 2013

Familiennachzug 141 197
ausgenommen Erwerbstätigkeit 3 42
Mobilitätsquote gesamt 1 6
Zweckänderung 0 53

Summe 145 298

• Bearbeitete Erstanträge nach dem NAG für ganz NÖ, quotenfrei:

Erstanträge für

Schlüsselkräfte (Rot-Weiß-Rot – Karte) 143
Familienangehörige von Schlüsselkräften (Rot-Weiß-Rot – Karte plus) 59
Zweckwechsel 35
Blaue Karte – EU 2

Summe 239

• Erteilte Sammelbewilligungen: 14
• Aufrechte Buchmacherbewilligungen (Stand 31. Dezember 2013): 382
• Erteilte Berechtigungen für die Ausstellung der Ausbildungsbestätigung nach der NÖ Hun-

dehalte-Sachkundeverordnung (Stand 31. Dezember 2013): 274
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Abteilung Staatsbürgerschaft

Staatsbürgerschaft

Aufgaben

• Staatsbürgerschaftsverleihungsverfahren und -feststellungen (bescheidmäßige positive Er-
ledigungen für 1.908 Personen)

• Mitarbeit an der Vorbereitung des Novellierungsentwurfes zur Verordnung über die Ge-
schäftsordnung der Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverbände (neu)

• Begutachtungen der Entwürfe für Novellen zum Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 und zur
Staatsbürgerschaftsverordnung 1985

• Erteilung von Rechtsauskünften in Staatsbürgerschaftsangelegenheiten
• Berichte über Einbürgerungen an Statistik Austria in Wien
• Mitteilungen über Einbürgerung von Konventionsflüchtlingen an das Bundesasylamt
• Überprüfung der Staatsbürgerschaftsevidenzstellen
• Beratung der Staatsbürgerschaftsevidenzführer in Rechtsfragen
• Beratung der Staatsbürgerschaftsverbände in organisations- und haushaltsrechtlichen Fra-

gen
• Aus- und Weiterbildung der mit der Staatsbürgerschaftsevidenz befassten Bediensteten

der Gemeinden (Gemeindeverbände) und der Bezirksverwaltungsbehörden
• Abhaltung der kommissionellen Fachprüfung für Staatsbürgerschaftsevidenzführer
• Schulung von neuen Sachbearbeitern in Bezirksverwaltungsbehörden über das Staatsbür-

gerschaftsverleihungsverfahren
• Projektabwicklung zur Ausweitung des Verfahrensmonitoringprogrammes im Staatsbürger-

schaftsverleihungsverfahren mit Einbindung der Sachbearbeiter aller Bezirkshauptmann-
schaften

Schwerpunkte 2013

• Gebarungsprüfung der Staatsbürgerschaftsverbände im Rahmen der Überprüfung der
Staatsbürgerschaftsevidenzstellen

• Einführung des Verfahrensmonitoringprogrammes im Staatsbürgerschaftsverleihungs-
verfahren mit Einbindung der Sachbearbeiter aller Bezirkshauptmannschaften

Ziele 2014

• Aktualisierung des Normerlasses zur Regelung der Mitwirkung der Bezirksverwaltungsbe-
hörden am Staatsbürgerschaftsverleihungsverfahren unter Berücksichtigung allfälliger
künftiger Novellen des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985, der Staatsbürgerschaftsverord-
nung 1985 und gebührenrechtlicher Vorschriften

• Auswertungen des Verfahrensmonitoringprogrammes im Staatsbürgerschaftsverleihungs-
verfahren

• Überprüfung von Staatsbürgerschaftsevidenzstellen
• Gebarungsprüfung der Staatsbürgerschaftsverbände im Rahmen der Überprüfung der

Staatsbürgerschaftsevidenzstellen
• Organisation und Abhaltung umfassender Schulungen der nachgeordneten Staatsbürger-

schaftsevidenzstellen im Zusammenhang mit der für 1. November 2014 fixierten Einfüh-
rung eines zentralen Staatsbürgerschaftsregisters
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• Vorbereitung eines Novellierungsentwurfes zur Zusammenführung der NÖ Standesbeam-
tenprüfungsverordnung und der Verordnung über die Fachprüfung für den Staatsbürger-
schaftsdienst

• Zusammenführung der Ausbildungsschienen für Standesbeamte und Staatsbürgerschafts-
evidenzführer in einem gemeinsamen Prüfungsvorbereitungskurs

Statistik 2013

• Verleihungsakten: 897
• Verleihungen – Personen: 1.172
• Zusicherungen der Verleihung – Personen: 736
• Bewilligung der Beibehaltung: 27

Wahlen und Kriegsgräberfürsorge

Aufgaben

• Wahlen (des Bundespräsidenten, des Nationalrates, des Landtages und zum Europäi-
schen Parlament)

• Angelegenheiten des NÖ Landesbürgerevidenzengesetzes und des NÖ Initiativ-, Ein-
spruchs- und Volksbefragungsgesetzes

• Volksabstimmungen
• Volksbegehren
• Wählerevidenz
• Entscheidung über den Hauptwohnsitz (Reklamationsverfahren)
• Kriegsgräberfürsorge und -evidenz
• NÖ Kriegsgräberspendenfonds

Schwerpunkte 2013

• Vorbereitung und Durchführung Landtagswahl 2013
• Vorbereitung und Durchführung Nationalratswahl 2013
• Evaluierung der Wahldurchführungsarbeiten
• Instandsetzungsarbeiten an den Kriegsgräberanlagen
• Instandhaltungs-/Instandsetzungsarbeiten an den deutschen Soldatenfriedhöfen in NÖ
• Augenmerk auf das Gedenkjahr 2014 (100 Jahre I. Weltkriegs-Beginn) – Anlagen des

I. WK

Ziele 2014

• Wahlordnungsschulungen für die bevorstehende Wahl
• EU-Wahl 2014 – Abwicklung
• Straffung der Arbeitsabläufe in Wahlangelegenheiten – Zusammenarbeit mit Bezirkshaupt-

mannschaften
• Datenabgleich der Landes-Wählerevidenz – Erstellung einer Gesamtdatei
• Datenclearing der Landes-Wählerevidenz
• EU-Wählerevidenz – Erstellung einer Gesamtdatei
• Kriegsgräberfürsorge NÖ – Einsparungen an den Instandhaltungskosten
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Statistik 2013

• 26 Vorträge im Rahmen der Wahlschulungen/Wählerevidenzschulungen
• Ca. 1.500 mündliche Auskünfte im Rahmen von Fragen zu Wahlordnungen
• Schriftliche Auskünfte im Rahmen von Fragen zu Wahlordnungen
• Ca. 1.100 Datenpakete (Landes- und EU-Wählerevidenz) mit ca. 500 MB Dateigröße für

EDV-Verarbeitung im HOST konfigurieren und abgleichen

Koordinationsstelle für Ausländerfragen

Aufgaben

• Versorgung von hilfs- und schutzbedürftigen Fremden in Niederösterreich
• Kostenabrechnung mit den Flüchtlingsunterkünften und sonstigen Vertragspartnern des

Landes Niederösterreich
• Abrechnung vorfinanzierter Kosten mit dem Bundesministerium für Inneres
• Lastenausgleich mit den Bundesländern
• Integrationsmaßnahmen bei subsidiär Schutzberechtigten
• Maßnahmen im Bereich der Rückkehrhilfe

Schwerpunkte 2013

• Entlastung der Betreuungsstelle Traiskirchen
• Qualitätssicherung in den Flüchtlingsunterkünften
• Steigerung der Erfüllungsquote
• Aufhebung der Einschränkungen für privat wohnhafte Personen in Grundversorgung
• Schaffung neuer Unterkünfte für hilfs- und schutzbedürftige Fremde
• Organisation und Durchführung der ersten LandesflüchtlingsrefentInnenkonferenz

Ziele 2014

• Vermeidung von Versorgungslücken
• Entlastung der Betreuungsstelle Traiskirchen
• Qualitätssicherung in den Flüchtlingsunterkünften
• Erhöhung der Anzahl der Sonderbetreuungsplätze in NÖ
• Ausweitung des Leistungsangebots für traumatisierte Personen in Grundversorgung
• Ausgewogene Verteilung der Asylwerber in Niederösterreich

Statistik 2013

Im Jahr 2013 wurden in Niederösterreich durchschnittlich 3.350 hilfs- und schutzbedürftige
Fremde versorgt.

Koordination der Integrationsangelegenheiten

Aufgaben

• Rechtliche und administrative Hilfestellung und Unterstützung für das Integrationsservice
(in der NÖ Landesakademie) bei bestehenden und neu hinzukommenden Maßnahmen
und Projekten
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• Aufbau der Kontakte zu den jeweils zuständigen Abteilungen des Amtes der NÖ Landes-
regierung, zu den Bundesministerien für Inneres und für Unterricht, Kunst und Kultur sowie
zu den Gemeinden

• Vertretung des Landes Niederösterreich beim im Bundesministerium für Inneres eingerich-
teten Integrationsbeirat und bei der im Bundeskanzleramt eingerichteten Dialogplattform
zur Integration der Roma

• Vorsitzführung in der Länderexpertenkonferenz für Integrationsangelegenheiten
• Finanzielle Abwicklung der Förderungen des Landes aus der Voranschlagsstelle „Integra-

tionshilfen“ und Verwaltung dieser Voranschlagsstelle
• Kofinanzierung für EU-Förderungen (EIF, EFF und ESF)
• Vorbereitung der für die Umsetzung der Maßnahmen notwendigen Regierungsbeschlüsse,

soweit sie nicht von anderen Fachabteilungen vorzubereiten sind
• Erarbeitung der Stellungnahmen zum Querschnittsthema Integration bei Vorhaben des

Bundes, der Europäischen Union (z. B. Vorschläge des Rates, der Kommission oder des
Ausschusses der Regionen) und des Europarates, soweit hiefür nicht andere Fachabtei-
lungen zuständig sind

Schwerpunkte 2013

• Weiterführung und Abschluss der operativen und strategischen Projektarbeit für den
2. Lehrgang „Integrative Sprachpädagogik und interkulturelle Bildungsarbeit an ausge-
wählten Volksschulen in Niederösterreich“

• Weiterführung der operativen und strategischen Projektarbeit für das Projekt „Übergang
vom Kindergarten in die Schule“

• Vorbereitung der strategischen Pilotprojekte „Triestingtaler Jugenddialog“ und „Willkom-
mens- und Anerkennungskultur im Bereich der Einwanderungsbehörden“

• Mitwirkung in dem im Bundesministerium für Inneres eingerichteten Integrationsbeirat im
Rahmen des Nationalen Aktionsplanes für Integration und Abstimmung mit den Vertretern
der übrigen Länder

• Vorsitzführung in der Länderexpertenkonferenz für Integrationsangelegenheiten
• Mitglied in der im Bundeskanzleramt eingerichteten Dialogplattform zur Integration der

Roma

Ziele 2014

• Weiterführung und Abschluss der operativen und strategischen Projektarbeit für das drei-
jährige Projekt „Übergang vom Kindergarten in die Schule“

• Operative und strategischen Projektarbeit für das dreijährige Pilotprojekt „Triestingtaler Ju-
genddialog“

• Operative und strategische Projektarbeit für das Pilotprojekt „Willkommens- und Anerken-
nungskultur im Bereich der Einwanderungsbehörden“

• Initiierung einer gemeinsamen Vorgehensweise der Länder bei der Umsetzung des von
der Bundesregierung beschlossenen Nationalen Aktionsplanes für Integration im Rahmen
der Länderexpertenkonferenz für Integrationsangelegenheiten

• Erstellung einer nach Prioritäten geordneten Reihenfolge sowie laufende Aktualisierung
der durchzuführenden Maßnahmen und Planung der Termine hiefür, Verschränkung der
Maßnahmen unter- und miteinander

• Vorbereitung für und Teilnahme an der Tagung der LandesintegrationsreferentInnenkonfe-
renz
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Statistik 2013

• Wöchentliche Besprechungen mit dem Integrationsservice
• Ca. 20 Besprechungen und Sitzungen in den Projekten Lehrgang 2 „Integrative Sprach-

pädagogik und Interkulturelle Bildungsarbeit an ausgewählten Volksschulen in Niederös-
terreich“, „Übergang vom Kindergarten in die Schule“, „Triestingtaler Jugenddialog“ und
„Willkommens- und Anerkennungskultur im Bereich der Einwanderungsbehörden“

• Ca. 10 Besprechungen und Sitzungen in der beim Bundeskanzleramt eingerichteten Dia-
logplattform zur Integration der Roma

• Teilnahme an 10 Veranstaltungen zum Querschnittsthema Integration
• Vorsitzführung in der LänderexpertInnenkonferenz für Integrationsangelegenheiten
• Vorbereitung und Teilnahme an der Tagung der LandesintegrationsreferentInnenkonferenz
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Abteilung Gemeinden

Aufgaben

• Aufsichtsbehördliche Tätigkeit, insbesondere nach der NÖ Gemeindeordnung 1973
• Gebarungsprüfungen und Kassenrevisionen der Gemeinden einschließlich ihrer wirtschaft-

lichen Unternehmungen sowie der Gemeindeverbände und Schulgemeinden auf ihre Wirt-
schaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit

• Prüfung und Vorbereitung von genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäften der Gemeinden
nach § 90 der NÖ Gemeindeordnung 1973

• Erstellung von Sanierungskonzepten für Gemeinden, welche den ordentlichen Haushalt
nicht ausgleichen können

• Legistische Angelegenheiten folgender Gesetze:
– NÖ Gemeindeordnung 1973
– NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz
– NÖ Gemeinderatswahlordnung 1994
– NÖ Gemeindeverbandsgesetz
– NÖ Kanalgesetz 1977
– NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 1978
– Gesetz über den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahnge-

meinden
– NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992
– NÖ Gebrauchsabgabegesetz 1973
– NÖ Landes-Stiftungs- und Fondsgesetz
– NÖ Kraftfahrzeugabstellabgabegesetz
– Gemeindedienstrechtsgesetze

• Stellungnahmen zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen des Bundes und des Landes
• Juristische Angelegenheiten (Bearbeitung von Anfragen, Aufsichtsbeschwerden, Volksan-

waltschaftsbeschwerden und Verordnungsprüfungen)
• Angelegenheiten des Vergabewesens der Gemeinden
• Angelegenheiten des Europarechtes, des Europarates, der Verbindungsstelle der Bundes-

länder sowie der Regional- und Gemeindeförderung der Europäischen Union
• Angelegenheiten der Gemeindeverbände und Verwaltungsgemeinschaften
• Angelegenheiten des Abgabewesens (Gebühren und Steuern) der Gemeinden, Prüfung

von Verordnungen betreffend die Abgabenerhebung
• Dienst- und Besoldungsangelegenheiten der Gemeindebediensteten, Prüfung von Verord-

nungen (Nebengebühren, Funktionsdienstposten, Bezüge der Mandatare)
• Dienstprüfungen für Gemeindebedienstete
• Wahlangelegenheiten der Gemeinden (Wahlanfechtungen, Gemeinderäteevidenz, Lan-

deshauptwahlbehörde)
• Grundverkehrsangelegenheiten (Kauf-, Tausch-, Baurechtsverträge)
• Berechnung und Anweisung der Mittel aus dem Finanzausgleich an die Gemeinden, ein-

schließlich der Bedarfszuweisungen
• Finanzielle und administrative Angelegenheiten des Amtshaftungsausgleichsfonds
• Abwicklung der Katastrophenschäden der Gemeinden
• Markt- und Stadterhebungen
• Wappenverleihungen
• Änderung von Orts- und Gemeindenamen
• Grenzänderungen von Gemeinden
• Stiftungs- und Fondsaufsicht
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Schwerpunkte 2013

• Gebarungsprüfung in 119 Gemeinden, in 45 Gemeindeverbänden und bei 70 Schulge-
meinden sowie Übermittlung eines schriftlichen Berichtes an das zuständige Organ

• Kontrolle der Voranschläge, Nachtragsvoranschläge und Rechnungsabschlüsse aller nie-
derösterreichischen Gemeinden, Gemeindeverbände, Schulgemeinden und Sanitätsge-
meinden

• Prüfung von Anträgen zur Genehmigung von Darlehensaufnahmen, Kassenkrediten und
Haftungsübernahmen, Leasingverträgen und Grundverkehrsangelegenheiten; Vorberei-
tung für die Sitzungen der Landesregierung

• Beratung der Gemeinden für die Erstellung des Rechnungsabschlusses 2012 sowie des
Voranschlages 2014

• Budgetsanierungen. Die Anzahl der Sanierungsgemeinden (d. s. Gemeinden, die den or-
dentlichen Haushalt nicht selbstständig ausgleichen können) konnte trotz der wachsenden
finanziellen Herausforderungen und des schwierigen wirtschaftlichen Umfeldes um eine
Gemeinde auf 31 verringert werden. Für die Sanierungsgemeinden wurden Sanierungs-
konzepte erstellt, damit mittelfristig das Gleichgewicht im ordentlichen Haushalt wieder
hergestellt werden kann.

• Wahlangelegenheiten
– In der Gemeinde Zeiselmauer-Wolfpassing wurde eine Gemeinderatswahl durchgeführt.
– Bei der Internet-Datenbank (Gemeinderatskataster) wurden nach Wartungsarbeiten und

Einspielung von Softwareupdates durch die Abteilung Landesamtsdirektion – Informa-
tionstechnologie die rund 25.000 personenbezogenen Daten mehreren Plausibilitätskon-
trollen unterzogen.

– Für 160 Gemeindemandatare wurde eine Anfrage bezüglich Funktionszeiten für die Ver-
leihung von Ehrenzeichen und Titeln beantwortet.

• Wappenverleihung. Die Gemeinde Untersiebenbrunn erhielt ein Gemeindewappen.
• Legistik. Umsetzung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle
• Finanzausgleich. Im Zuge der zentralen monatlichen Anweisungen der Ertragsanteile an

die Gemeinden im Gesamtausmaß von brutto € 1.463,000.000,– wurden die Abrechnungs-
belege für jede Gemeinde erstellt. Die Unterlagen für die Vergabe von Bedarfszuweisun-
gen an Gemeinden und Gemeindeverbände im Gesamtausmaß von € 189,379.000,– wur-
den erstellt. Davon entfielen auf finanzschwache Gemeinden (Bedarfszuweisung I)
€ 27,000.000,–. Außerdem wurden die Finanzzuweisungen des Bundes nach § 21 FAG in
der Gesamthöhe von € 23,213.000,– an die Gemeinden überwiesen.

• Vorstellungsentscheidungen in Abgabenangelegenheiten
• Stiftungs- und Fondsaufsicht. Es wurden 53 Landesstiftungen, 15 Landesfonds, 19 Lan-

des-Stiftungsfonds, 19 Bundesstiftungen, 5 Bundesfonds und 1 Bundes-Stiftungsfonds be-
aufsichtigt. Für alle Stiftungen und Fonds muss ein Register geführt werden. Die Prüfung
der Rechnungsabschlüsse nach den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit
garantiert die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften. Bei Bundesstiftungen, Bundes-
fonds, Landesstiftungen und Landesfonds mit einem Vermögen von mehr als 1 Mio. € sind
„Abschlussprüfer“ (Wirtschaftsprüfer, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, Revisoren im Sin-
ne des § 13 Gen.-Revisionsgesetz 1997) zu bestellen und mit der jährlichen Prüfung zu
beauftragen.

• Katastrophenfonds. Im Jahr 2013 wurden den durch Naturkatastrophen geschädigten
Gemeinden Beihilfen zur Schadensbehebung von bereits behobenen Schäden aus den
Vorjahren (Schadenszeiträume 2010, 2011 und 2012) im Ausmaß von 50% mit einem Ge-
samtbetrag von € 2,071.919,25 angewiesen.
Weiters wurden Katastrophenschäden im Gemeindevermögen (Zeitraum 2013) mit einer
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geschätzten Summe von insgesamt € 12,298.200,– (392 Schadensfälle) neu gemeldet.
Hievon entfielen auf Hochwasserschäden 97,6% und auf Erdrutsch, Bergsturz, Erdbeben
und Orkanschäden gesamt 2,4%.
Bis zum 8. Jänner 2014 wurden folgende Schätzgutachten in den angeführten Bereichen
der Abteilung Gemeinden vorgelegt:

Schadensobjekte Betrag %-Anteil der
Schätzungen Schadensfälle

Straßen und Güterwege € 5,757.500 46,82% 274
Brücken und Ufer € 407.500 3,31% 20
Wasserversorgungs- und
Abwasserbeseitigungsanlagen € 4,582.700 37,26% 49
Gebäude, Anlagen, Forststraßen € 1,410.800 11,47% 43
Land- und forstwirtschaftliche Kulturen € 139.700 1,14% 6

Gesamt € 12,298.200 100,00% 392

Ziele 2014

• Beratung der Gemeinden, um auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten ein ausgegliche-
nes Gemeindebudget erstellen zu können

• Sanierungsgemeinden. Durch gezielte Maßnahmen soll erreicht werden, dass bei finan-
ziellen Problemen von Gemeinden rechtzeitig Schritte gesetzt werden können und auf die-
se Weise die Anzahl der Sanierungsgemeinden begrenzt bleibt.

• Gebarungsprüfungen. Die niederösterreichischen Gemeinden werden gezielt nach Prüf-
schwerpunkten überprüft werden.

• Legistik. Aktualisierung der in den Zuständigkeitsbereich der Gemeinde fallenden relevan-
ten Gesetze und Verordnungen.

• Wahlangelegenheiten. Allgemeine Gemeinderatswahl 2015 – Vorbereitungsarbeiten: Er-
stellung des Wahlkalenders, Einholung von Anboten für Kuverts, Aufbereitung der Formu-
lare auf elektronische Verarbeitung; Bestellung und Bildung der Landes-Hauptwahlbe-
hörde

• Stiftungs- und Fondsaufsicht. Sicherstellung der wertmäßige Erhaltung des Stammver-
mögens bei Stiftungen durch Umsetzung der geänderten gesetzlichen Bestimmungen
(Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz, 3. Novelle des NÖ Landes-Stiftungs- und Fondsge-
setzes); Aktualisierung der Satzung von Stiftungen und Fonds

Fachbereich Gemeindeärzte

Aufgaben

• Rechtliche Angelegenheiten der Gemeindeärzte und damit zusammenhängende Angele-
genheiten der Gemeinden und Sanitätsgemeinden

• Beaufsichtigung und Beratung der Gemeinden, Sanitätsgemeinden und der Gemeinde-
ärzte sowie Aufsicht über den Pensionsverband für die Gemeindeärzte NÖ in gemeinde-
ärztlichen Angelegenheiten

Schwerpunkte 2013

• Überprüfung der Sanitätsgemeinden NÖ auf Einhaltung der gesetzlichen Bestimmun-
gen im Bezug auf die Organe, Geschäftsführung der Organe, Vermögensverwaltung und
der Kostentragung durch die verbandsangehörigen Gemeinden
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• Novellierung des NÖ Gemeindeärztegesetz 1977 mit den Schwerpunkten dienst- und
disziplinarrechtliche Regelungen der Gemeindeärzte, Vermögensverwaltung, Kostentra-
gung und Beiträge der Gemeinden und Sanitätsgemeinden in Niederösterreich sowie die
Aufgaben des Pensionsverbandes für die Gemeindeärzte Niederösterreichs

• Vorbereitung einer Änderung der Verordnung über die Bildung von Sanitätsgemein-
den

• Datenerhebung und Evidenzhaltung in Bezug auf die Organe der Sanitätsgemeinden NÖ
• Rechtliche Beratungen der Gemeinden und Sanitätsgemeinden NÖ bzw. der Gemeinde-

ärzte aufgrund von vermehrten Wünschen um Ruhestandsversetzungen und in Bezug auf
die Vermögensverwaltung, Kostentragung, dienst- und besoldungsrechtliche Angelegen-
heiten sowie die Durchführung der gemeindeärztlichen Agenden

• Überprüfung des Pensionsverbandes für die Gemeindeärzte NÖ

Statistik 2013

Im Jahr 2013 waren 159 bestellte Gemeindeärzte (öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis) in
den Gemeinden und Sanitätsgemeinden Niederösterreichs tätig.

2009 2010 2011 2012 2013

Ruhestandsversetzungen 20 20 21 17 13
Dienstentsagungen (gem. § 35 NÖ GÄG 1977) 0 0 0 0 1
Dienstentsagungen mit Pensionsanspruch 1 0 0 0 0
Neubestellungen
(öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis) 0 0 0 0 0
Ruhegenussempfänger 232 246 259 267 283
Witwen-/Witwerversorgungen 193 187 170 169 158
Waisenversorgungen 17 14 10 14 14
Sanitätsgemeinden 107 107 76 76 76
Auflösungen von Sanitätsgemeinden 0 0 31 0 0
Änderungen von Sanitätsgemeinden 0 0 2 0 0
Gründungen von Sanitätsgemeinden 0 0 0 0 0
Anträge um Verleihung von Berufstiteln
und Ehrenzeichen 10 9 10 7 11
Verleihungen von Berufstiteln und Ehrenzeichen 13 11 7 11 8

Kommunalakademie Niederösterreich

Die Kommunalakademie Niederösterreich führte im Jahre 2013 insgesamt 132 Kurse und Se-
minare durch. Daran haben 5.259 Interessenten teilgenommen.
Die Kurse und Seminare teilen sich nach Kursarten wie folgt auf:

Fachkurse für Gemeindebedienstete

Kurs TeilnehmerInnen
3 sechswöchige Vorbereitungskurse für die Ablegung der Gemeindedienstprüfung (Verwendungsgr. VI) 71
2 fünfwöchige Vorbereitungskurse für die Ablegung der Gemeindedienstprüfung (Verwendungsgr. V) 50
6 zweiwöchige Ausbildungskurse für KinderbetreuerInnen 146
1 zweiwöchiger Vorbereitungskurs für die Ablegung der Fachprüfung für den Standesbeamtendienst 29
1 zweiwöchiger Vorbereitungskurs für die Ablegung der Fachprüfung für den Staatsbürgerschaftsdienst 17
5 dreitägige Einführungskurse 138
3 dreitägige Seminare für KinderbetreuerInnen mit abgeschlossener Basisausbildung 57
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3 dreitägige Fortbildungskurse für Standesbeamte 105
3 zweitägige Fortbildungskurse für Standesbeamte 137
2 zweitägige Einführungskurse Buchhaltung 51
2 zweitägige Fachkurse: NÖ Bauordnung 56
2 zweitägige Fachkurse: Abgaben nach der NÖ Bauordnung 46
2 zweitägige Fachkurse für Amtsleiter 39
1 zweitägiger Fachkurs: Dienst- und Besoldungsrecht 22
1 zweitägiger Fachkurs: Die Aufgaben der KassenverwalterIn 21
1 zweitägiger Fachkurs: Abgabenexekution 30
1 zweitägiger Fachkurs: Kommunalsteuer 25
1 zweitägige ZPR/ZSR-Schulung für Standesbeamte und Evidenzführer 45
3 eintägige Fachkurse: Wasserabgaben 75
2 eintägige Fachkurse: Kanalabgaben 54
2 eintägige Fachkurse: Melderecht 51
2 eintägige Fachkurse: Erfassung und Bewertung von Gemeindevermögen 50
2 eintägige Fachkurse: Erfolgreich in Kontakt mit Bürgern- schwierige Gespräche besser meistern 32
1 eintägiger Fachkurs: NÖ Gemeindeordnung für Praktiker 14
1 eintägiger Fachkurs: Die Führung von Wählerevidenzen 25
1 eintägiger Fachkurs: AVG in der Praxis 22
1 eintägiger Fachkurs: Das neue Grundbuchsrecht 25
1 eintägiger Fachkurs: Abgabewesen – Abfallwirtschaftsabgaben 19
1 eintägiger Fachkurs: Dienst- und Besoldungsrecht der Musikschullehrer 33
1 eintägiger Fachkurs: Mietrecht für Gemeinden 22
1 eintägiger Fachkurs: Abgabenexekution 27
1 eintägiger Fachkurs: Raumordnung 16
1 eintägiger Fachkurs: Protokollführung 27
1 eintägiger Fachkurs: Lohnverrechnung 19
1 eintägiger Fachkurs: Vertragsabschluss und Vertragserrichtung durch Gemeinden 17
1 eintägiger Fachkurs: Die Gemeinden als Steuerpflichtige 24
1 eintägiger Fachkurs: Auskunftsrecht, Amtsverschwiegenheit, Datenschutz 38
1 eintägiger Fachkurs: Controlling 21

66 Fachkurse 1.696

Seminare für Bürgermeister und Vizebürgermeister

TeilnehmerInnen

1 eintägiges Fachseminar „Die Aufgaben der Bürgermeister und leitenden Bediensteten“ 36
1 eintägiges Fachseminar „Der Bürgermeister als Baubehörde“ 32
1 eintägiges Fachseminar „Der Bürgermeister als Abgabenbehörde“ 15
1 eintägiges Fachseminar „Datenschutz und Auskunftsrecht in der Gemeinde“ 18

4 Seminare 101

Informationsveranstaltungen für Gemeindebedienstete und
Gemeindemandatare

TeilnehmerInnen

7 Informationsveranstaltungen zur Nationalratswahl 2013 1.014
3 Informationsveranstaltungen „Auswirkung des verschobenen ZPR-Starts auf die

standesamtliche Tätigkeit“ 203
7 Informationsveranstaltungen „Neuerungen für Gemeinden durch die Einführung

des Landesverwaltungsgerichts in NÖ“ 833
1 Informationsveranstaltung „ Einführung eines Internen Kontrollsystems (IKS) in der Gemeinde“ 147

18 Informationsveranstaltungen 2.197
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KinderbetreuerInnen- Fortbildungsveranstaltungen

TeilnehmerInnen

19 eintägige Fortbildungsveranstaltungen „Portfolio im Kindergarten –
Chancen und Nutzen für die Kinder“ 484

10 eintägige Fortbildungsveranstaltungen „Herausforderndes Verhalten in der Kindergartengruppe“ 257
4 eintägige Fortbildungsveranstaltungen „Hygiene und Umweltschutz im Kindergarten“ 104

33 Fortbildungsveranstaltungen 845

Veranstaltungen mit Kooperationspartnern

TeilnehmerInnen

1 Fachtagung „Beleuchtung im öffentlichen Raum“ 205
1 Fachtagung „VOR Sorgen in Niederösterreich – Für den Erhalt unserer Trinkwasser- und Abwassernetze“ 104
1 Seminar für Gleichbehandlung und Frauenförderung 13
8 Kommunales Bildungsmanagement Kompakt mit BHW 98

11 Veranstaltungen 420
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Abteilung Feuerwehr und Zivilschutz

Aufgaben

• Rechtliche Angelegenheiten der Feuerpolizei
• Feuerwehrangelegenheiten einschließlich der Kreditverwaltung
• Katastrophendienst
• Verwaltung der Landes-Feuerwehrschule
• Angelegenheiten der Zivilen Landesverteidigung
• Warn- und Alarmsystem
• Verwaltung der Zivilschutzschule
• Rechtliche Angelegenheiten der Überwachung, des Schutzes und der Sicherung der Um-

welt hinsichtlich radioaktiver Verunreinigung
• Landeswarnzentrale
• Einsatzopferangelegenheiten

Schwerpunkte 2013

Rechtliche Angelegenheiten der Feuerpolizei

• Vollziehung des NÖ Feuerwehrgesetzes (NÖ FG), LGBl. 4400
• Verordnungsprüfungen, Behandlung von Vorstellungen, Erteilung von Rechtsauskünften
• Anwendung der neuen NÖ Feuerwehr-Ausrüstungsverordnung und Förderungsrichtlinie

Feuerwehrangelegenheiten einschließlich der Kreditverwaltung

• Feuerwehrangelegenheiten. Evidenthaltung des NÖ Feuerwehrregisters
• Kreditverwaltung, Förderung der Feuerwehren. Es wurden € 2,074.400 aus Mitteln der

Feuerschutzsteuer und € 7,245.557 aus Mitteln des Katastrophenfonds zur Förderung von
Einsatzgeräten für Feuerwehren dem NÖ Landesfeuerwehrverband überwiesen. Die Ab-
wicklung der Förderungsverfahren erfolgte durch den NÖ Landesfeuerwehrverband.

• Kreditverwaltung, Förderung des NÖ Landesfeuerwehrverbandes. Der NÖ Landes-
feuerwehrverband wurde mit € 4,200.000 gefördert.

• Landesstelle für Brandverhütung des Bundeslandes NÖ. Die Tätigkeiten wurden durch
die Gewährung eines Beitrages von € 250.000 unterstützt.

Katastrophenhilfsdienst

• Projekt TETRON Digitalfunk Niederösterreich

2013 bereits 17.405 Funkgeräte in NÖ im Einsatz

Feuerwehr 10.278 Geräte
Polizei, SID 3.720 Geräte
Rettungsorganisationen 2.377 Geräte
Land, Behörden, Gemeinden 1.030 Geräte

Aktuell sind 382 von 387 geplanten Stationen im Sendebetrieb. 2013 Inbetriebnahme von
4 Standorten zur Optimierung der Versorgungsgüte. Fünf Stationen in Planung.
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Laufende Aufgaben der Abteilung Feuerwehr und Zivilschutz im Digitalfunkprojekt:
– Betrieb, Wartung und Instandsetzung der Infrastruktur-Komponenten
– Akquisition, Baubegleitung und Abnahme der noch offenen Sendestandorte
– Anlagenumbauten, Optimierungen
– Hotline für Einsatzorganisationen (LWZ), Auskunftsdienst, Störungsentgegennahmen
– Endgerätebeschaffung inklusive Programmierung und Verschlüsselung
– Training und Fortbildung der Nutzer
– Mitwirkung bei der Planung und Errichtung von Objektfunkanlagen in Gebäuden

• Pagernetzausbau. 2013 wurde in Kooperation mit der 144 Notruf NÖ GmbH die 2012 be-
gonnene Netzverdichtung weitergeführt.

• Besetzung des behördlichen Landesführungsstabes durch die Abteilung Feuerwehr
und Zivilschutz bzw. verstärkte Besetzung der Landeswarnzentrale zur Koordinierung von
Katastropheneinsätzen bzw. Unwettereinsätzen im Jahr 2013

• Ereignisse (Bezirke sind mit Kürzel der Autokennzeichen abgekürzt)
– 16. 1. 2013 – Schneefälle in Niederösterreich, 30–50 cm Neuschnee, A 21 Sonderalarm-

plan aktiviert, 50 Lkw-Bergungen, Sperre Flughafen (Alarmplan ÖRK aktiviert), Assis-
tenzeinsatz des Bundesheeres in Baden und Korneuburg, Sanitäts-Pinzgauer für Bezirk
BL aufgrund von Schneeverwehungen, Großeinsatz des NÖ Straßendienstes

– 26. 3. 2013 – Schneechaos – Massenkarambolage auf der A 1, Großeinsatz für Feuer-
wehr und Rettungsdienst – Einsatzkräfte aus 4 Bezirken im Einsatz

– 3. 5. 2013 – Hochwasser im Bezirk Waidhofen/Thaya – Hochwasser Sarningbach, Aus-
pumparbeiten in der Bezirkshauptmannschaft WT

– 4. 5. 2013 – schwere Unwetter – NK, KR, WT, Hagel, Vermurungen, Verklausungen, Pio-
niere in Spitz im Einsatz

– 7. 5. 2013 – Unwetter – Bezirk AM, NK
– Juni 2013 – Jahrhunderthochwasser an der Donau

– Ca. 30.000 Katastrophenhilfsdienstkräfte der Blaulichtorganisationen im Einsatz
– Assistenzeinsatz des Bundesheer mit rund 13.000 Manntagen
– 2,5 Millionen € Entschädigungszahlungen für Einsatzkosten der Katastrophenhilfs-

dienste (Stand Ende 2013, noch nicht abgeschlossen)
– 29. 7. 2013 – Kaltfront beendet Hitzewelle – Unwetter – Wald- und Industrieviertel, TU,

Sturmschäden
– 1. 8. 2013 – Waldbrand in St. Egyden (NK) – ca. 30 ha betroffen – Gefahr durch Kriegs-

relikte
– 4. 8. 2013 – Unwetter in NÖ (WT, ZT, ME, NK, TU) – Sturmschäden, Auspumparbeiten,

Stromausfall Dobersberg, Reingers
– 8. 8. 2013 – Waldbrand Föhrenwald – 80 ha betroffen – Großeinsatz Feuerwehr
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– 20. 9. 2013, 04.06 Uhr – Erdbeben 4,3 Ebreichsdorf (3.600 Beobachtungsmeldungen),
Intensität 5–6 EMS-98, 150 Berichte über leichte Schäden an Gebäuden

– 2. 10. 2013, 19.17 Uhr – Erdbeben 4,2 Ebreichsdorf
– 21. 10. 2013, 16.32 Uhr – Erdbeben 3,2 südöstlich von Neunkirchen
– 11. 12. 2013, 18.14 Uhr – Erdbeben 2,9 Wiener Neustadt

• Projekt Förderung Hochwasseralarmpläne. Fortführung der Förderprojekte zur Erstel-
lung von Sonderkatastrophenschutzplänen für den Hochwasserfall (Pulkau, Pielach, Klei-
ne Erlauf)

• Katastrophenvorsorge/Ausbildung. Folgende integrierte Ausbildungen wurden mit
Unterstützung des NÖ LFV, des ÖRK, des ASBÖ, der Bergrettung, dem Zivilschutzver-
band, der Polizei und des Österr. Bundesheeres 2013 angeboten:
– „Allgemeine Stabsausbildung“, Grundkurs für Stabsmitglieder in behördlichen Führungs-

stäben zur Bewältigung von Katastrophen
– „Allgemeine Stabsausbildung“, Kurs für Fortgeschrittene
– „Katastrophenschutz- und Risikomanagement“, Grundausbildung für Katastrophen-

schutzreferenten auf Gemeindeebene (zweitägiger Kurs in Kooperation mit dem NÖ Zi-
vilschutzverband)

– Schulungen zur Anwendung des digitalen Katastrophenschutzplanes (FDISK) für Ge-
meinden

– Behördliches Einsatzleitertraining (2-tägig) und Stabstraining für Bezirkseinsatzleitungen
• 10. NÖ Katastrophenschutzfachtagung am 28. 11. 2013

– Treffen von 280 Expertinnen des Katastrophenschutzes aus ganz Österreich
– Schwerpunktthema „Evakuierung“ und erstmalige Vorstellung des tschechischen Evaku-

ierungskonzepts bei einem Unfall im grenznahen Kernkraftwerk Dukovany
• Delegationen – internationale Zusammenarbeit. Im Rahmen von fremdsprachigen Ver-

anstaltungen Betreuung von ausländischen Delegationen aus Spanien, Tschechien, der
Slowakei, Serbien, Albanien, Mazedonien und Bosnien Herzegowina

• EU-Projekt „INCA“. Fortführung eines EU-Projektes unter der Federführung der ZAMG
mit dem Ziel der Verbesserung des Kurzzeitwetterprognosemodells „INCA“. Ziel ist Kata-
strophen auslösende Wettersituationen noch besser vorherzusagen. 2013 konnte das ent-
wickelte System testweise in der Landeswarnzentrale implementiert werden.

• Vorsitz beim Staatlichen Krisen- und Katastrophenschutzmanagement (SKKM) – Fach-
gruppe Ausbildung. Unterstützung bei Stabsübungen an der Sicherheitsakademie des BMI.

• Übungen In Kooperation mit den NÖ Einsatzorganisationen, der Polizei, dem Österr. Bun-
desheer sowie zahlreicher bedeutender Infrastrukturbetreiber (EVN, OMV, NÖ Landesklini-
kenholding, Telekom) konnten zahlreiche Planungsbesprechungen und Übungen durchge-
führt werden. Der Schwerpunkt lag auf der Bewältigung von Großschadensszenarien mit
großflächigen Stromausfällen, Evakuierungen sowie extremen Bedingungen (Kälte,
Schnee, Waldbrand, Hochwasser).

Verwaltung der NÖ Landes-Feuerwehrschule

• Aufsicht über die Verwaltung der NÖ Landes-Feuerwehrschule. Regelmäßige Bespre-
chungen mit der Verwaltung der NÖ Landes-Feuerwehrschule, rechnerische und wirt-
schaftliche Überprüfung der monatlichen Abrechnungen

Angelegenheiten der Zivilen Landesverteidigung

• NÖ Zivilschutzverband. Förderung € 480.000,–
– Unterstützung des Sirenenprobealarms 2013, Aussendung von 8.105 Informationsblät-

tern
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– 751 Lehr- und Informationsveranstaltungen (Schulen, Fachpersonal, Bevölkerung, Ka-
sernen etc.)

– 64 mehrtägige Veranstaltungen (Ausstellungen, Sicherheitstage, Messen, Märkte, Be-
zirkshauptmannschaften, Gemeinden) mit 43.649 Besuchern

– Durchführung „Kindersicherheitsolympiade“, 9 Veranstaltungen mit ca. 5.500 Teilneh-
mern

– 10 Podiumsdiskussionen „Blackout“ mit rd. 800 Teilnehmern
– Vortragstätigkeit beim „9. Europäischen Bevölkerungsschutzkongress“ in Bonn
– Mitwirkung bei Übungen in Dürnstein, St. Pölten, Langenlebarn, Kaltenleutgeben
– Mitwirkung Katastrophenhilfe „Hochwasser 2013“, 13 Tage mit 405 Mitarbeitern
– Mitwirkung bei Einrichtung von „Sicherheitsinformationszentren“ (SIZ) in 3 Gemeinden
– Einschulung von SIZ-Homepage-Administratoren in 4 Gemeinden, Fernwartungen
– Unterstützung bei Ausbildungen SKKM auf Landes- und Bundesebene, 106 Teilnehmer
– Mitwirkung Katastrophenschutzplanung Land NÖ, 45 Veranstaltungen mit 288 Teilneh-

mern
– 8 Tage Schulung von 37 Gemeinden mit insgesamt 51 Teilnehmern, Modul 1 – KKM NÖ
– 6 Tage Schulung von 74 Gemeinden mit insgesamt 74 Teilnehmern, Modul 2 – FDISK
– Risikoanalyse/Support „FDISK“ Gemeinden und BHs, 10 Veranstaltungen, 124 Teilneh-

mer
– Ausbildung „Brandschutz in Kindergärten“ in Kooperation mit der Abteilung Kindergärten:

3 Veranstaltungen mit 43 Teilnehmern; Druck von 3.010 Seiten Ausbildungsunterlagen
– Beratung „Risikomanagement“ Gefahrenabwehrplan in Kooperation mit der NÖ Landes-

kliniken Holding; 23 Veranstaltungen mit 241 Teilnehmern
• Warn- und Alarmsystem

– Anschaffung von Funksirenenzusatzempfängern und Funksirenensteuerungen
– Bundesweiter Probealarm am 5. Oktober 2013 zur Überprüfung des Systems und um die

Bevölkerung mit den Signalen der Zivilschutzalarmierung vertraut zu machen
• Rechtliche Angelegenheiten der Überwachung, des Schutzes und der Sicherung der

Umwelt hinsichtlich radioaktiver Verunreinigung
– Überprüfung von Informationen der Bundeswarnzentrale über Störfälle in ausländischen

Kernkraftwerken auf ihre Relevanz für NÖ
– Entsendung von Sachverständigen für Strahlenphysik
– Ständige Beobachtung des Strahlenfrühwarnsystems in der Landeswarnzentrale
– Mitarbeit in den Arbeitsgruppen des Bundes bei der Erstellung der neuen Interventions-

pläne
• Öffentlichkeitsarbeit

– Vorträge für Fachpersonal von in- und ausländischen Behörden und Einsatzorganisatio-
nen, Lehrer/Schulen, Universitäten und Delegationen (vgl. Ausbildung)

– Veröffentlichung von Fachbeiträgen im „Brandaus“
– Betreuung und Aktualisierung der Abteilungshomepage
– Auskünfte im Rahmen von Katastropheneinsätzen (Schwerpunkt Donauhochwasser)

nach Rücksprache mit der Abteilung Landesamtsdirektion
– Medienbetreuung im Rahmen von Katastropheneinsätzen nach Rücksprache mit der Ab-

teilung Landesamtsdirektion

Landeswarnzentrale

Die Landeswarnzentrale ist für die Koordination des Krisen- und Katastrophenschutzmanage-
ments in NÖ zuständig.
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Wichtigste Aufgaben:
• Warnung und Alarmierung der Bevölkerung im Zivilschutzfall
• Erstellung von einheitlichen Katastrophenschutzplänen
• Verwaltung und Aktualisierung von Feuerwehralarmplänen im Einsatzleitsystem
• Laufende Aktualisierung der Rufbereitschaften des Landes NÖ
• Zentrale Alarmierungsmöglichkeit aller 1.740 niederösterreichischen Feuerwehren von der

NÖ Landeswarnzentrale und der Ersatzzentrale in St. Pölten
• Überwachung des Buchenbergtunnels in Waidhofen/Ybbs
• Wartung und Auslösung der Warn- und Alarmwerte des Hydro-Alarmmanagers (Hochwas-

serwarnungen)

Ziele 2014

• Projekt Digitalfunk BOS Austria
– Errichtung weiterer Standorte zur Verdichtung des Netzes, Ausweitung des Nutzerkrei-

ses mit Schwerpunkt auf Einbindung der Gemeinden.
– Wartung und Instandhaltung des Systems, Abstimmung mit anderen Ländern; Verbesse-

rung der Netzverfügbarkeit
• Katastrophenvorsorge/Ausbildung. Fortsetzung der bestehenden Ausbildungsmodule
• Katastrophenschutzplanung

– Fortführung digitaler Katastrophenschutzplan FDISK
– Optimierung der Hochwasseralarmpläne an NÖ Gewässern (Restrisiko)
– Finalisierung der Überarbeitung des Landesstrahlenalarmplanes

• Großveranstaltungen/Fachtagungen. 12. Katastrophenschutz-Fachtagung 2014
• Warn- und Alarmsystem/Pagernetz. Erneuerung der Funksirenensteuerungen
• Optimierung der elektronischen Führungsmittel
• Arbeitsprogramm Niederösterreich – Tschechien und Slowakei. Forcierung der grenz-

überschreitenden Zusammenarbeit (gemeinsame Schulungen und Übungen)
• Risikokommunikation. Intensive Einbindung der Bevölkerung in die Katastrophenschutz-

planung und deren Ergebnisse (NÖ Zivilschutzverband)
• Übungen. Fortführung organisationsübergreifender Übungen mit den Schwerpunktthemen

„Strahlenschutz, Naturkatastrophen, Gefahrgutunfall, Ausfall kritischer Infrastruktur“

Statistik 2013

NÖ Landes-Feuerwehrschule (LFWS)

• Insgesamt wurden in NÖ 897 Ausbildungsmodule mit über 20.613 Feuerwehrmitgliedern
durch die LFWS organisiert und abgehalten (555 Module mit ca. 12.000 Feuerwehrmitglie-
dern in LFWS, alle anderen Module dezentral in den Bezirken abgehalten).

• Ergänzend nutzten 178 Atemschutztrupps (534 Feuerwehrmitglieder) von 34 Feuerwehren
das Brandhaus im Übungsdorf.

• Ergänzend nutzten 8 Feuerwehren mit 120 Mitgliedern das Übungsdorf.
• 65 Ausbildungsveranstaltungen für das NÖ Landesfeuerwehrkommando mit über 2.500

Teilnehmern in der NÖ Landes-Feuerwehrschule
• 105 sonstige Veranstaltungen mit über 5.600 Teilnehmern
• Standortnutzung für Ausbildungen u. a. für die Polizei, EVN, Berufsfeuerwehr Wien, Rotes

Kreuz und das Bundesheer, Behörden
• Abhaltung von zwei UNO-Aus- und Weiterbildungen
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• 5.358 Nächtigungen im Gästehaus
• 25.000 Mittagessen durch Küche der LFWS
• Betreuung von 40 Führungen nationaler und internationaler Delegationen
• Überprüfung von 428 neuen Atemschutzgeräten und 13 Kompressoren
• Betriebsfeuerwehr NÖ Landes-Feuerwehrschule: 18 technische Einsätze außerhalb des

Schulgeländes
• Unterstützung des behördlichen Landesführungsstabes und des Landesführungsstabes

der Feuerwehr beim Donauhochwasser im Juni durch
– Nutzung der Ressourcen (Räumlichkeiten, Gästehaus . . .)
– Verpflegung, IT
– Führung des Katastrophenschutzlagers
– Transporteinsätze und Gerätschaften

Landeswarnzentrale

• 6.541 Real-Alarmierungen von Feuerwehreinsatzkräften
• 983 Proberufe für Freiwillige Feuerwehren
• Alarmierung und Entsendung von Sachverständigen durch die Landeswarnzentrale in 173

Fällen zur fachlichen Unterstützung bei Einsätzen.

Anzahl Entsendungen Fachgebiet

Technische Sachverständige für Katastrophenschutz
und Gewässerschutz 34
Chemiker 5
Geologen 2
Hydrologie 2
Amtsärztlicher Dienst 3
Amtstierarzt 3
Bausachverständige (Statiker) 2
Strahlenphysik 2
Abteilung Verkehrsrecht (Wochenend-Fahrverbot) 1
Abteilung Landesamtsdirektion 2
LWZ-Rufbereitschaft (Rechtskundiger Verwaltungsdienst) 118

NÖ Zivilschutzverband

• 1.221 Veranstaltungen – Öffentlichkeitsarbeit mit ca. 71.865 Teilnehmern/Besuchern
• 57 Tage Veranstaltungen – Zusammenarbeit mit Behörden mit ca. 917 Teilnehmern
• 429 Tage Ausbildungstätigkeit – Selbstschutzlehrgänge für Funktionäre, Fachkurse,

Arbeitstagungen/Beratungen mit ca. 1.984 Teilnehmern
• Ca. 68.100 Stück Broschüren, Zeitschriften, Ratgeber und Folder
• 80.237 Seiten Ausbildungsunterlagen
• Nähere Informationen finden Sie auf den Seiten

– des Landes NÖ: http://www.noe.gv.at/Land-Zukunft/Katastrophenschutz.html
– der NÖ Landes-Feuerwehrschule: http://www.feuerwehrschule.at/
– des NÖ Zivilschutzverbandes: http://www.noezsv.at/
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Abteilung Personenstandsangelegenheiten

Aufgaben

• Mitarbeit im Projektteam des Bundesministeriums für Inneres für die Einrichtung eines zen-
tralen Personenstandsregisters

• Namensänderungsverfahren in 2. Instanz
• Aus- und Weiterbildung sowie Beratung der Standesbeamten
• Kontrolle der Standesämter
• Matrikenaustausch
• Kultusangelegenheiten

Schwerpunkte 2013

• Teilnahme an Projektteamsitzungen und Ausarbeitungen in Unterarbeitsgruppen für die
Einrichtung eines zentralen Personenstandsregisters

• Organisation und Abhaltung umfassender Schulungen der nachgeordneten Personen-
standsbehörden im Zusammenhang mit dem KindNamRÄG 2013 und dem PStG 2013

Ziele 2014

• Organisation und Abhaltung umfassender Schulungen der nachgeordneten Personen-
standsbehörden im Zusammenhang mit der für 1. November 2014 fixierten Einführung ei-
nes zentralen Personenstandsregisters

• Vorbereitung eines Novellierungsentwurfes der Standesamtsverbands-Verordnung 1974
zum Zusammenschluss der Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverbände

• Vorbereitung eines Novellierungsentwurfes zur Zusammenführung der NÖ Standesbeam-
tenprüfungsverordnung und der Verordnung über die Fachprüfung für den Staatsbürger-
schaftsdienst

• Zusammenführung der Ausbildungsschienen für Standesbeamte und Staatsbürgerschafts-
evidenzführer in einem gemeinsamen Prüfungsvorbereitungskurs

Statistik 2013

• 1 Ausbildungskurs für Standesbeamte und Abnahme der schriftlichen Fachprüfung für den
Standesbeamtendienst (29 Teilnehmer)

• 7 Weiterbildungsseminare für Standesbeamte mit insgesamt 287 Teilnehmern
• 3 Informationsveranstaltungen zu den Auswirkungen der ZPR-Verschiebung mit insgesamt

mehr als 200 Teilnehmern
• Teilnahme an und Vortragstätigkeit bei der Landesfachtagung für Standesbeamte mit ins-

gesamt 260 Teilnehmern
• Teilnahme an und Vortragstätigkeit bei der Bundestagung für Standesbeamte mit insge-

samt 400 Teilnehmern
• 4 Überprüfungen von Standesämtern
• Ca. 1.500 Rechtsauskünfte in schriftlicher und fernmündlicher Form
• Ca. 700 ausländische Personenstandsurkunden, die an die zuständigen Matrikenstellen

weitergeleitet wurden
• 9 Berufungsentscheidungen in Namensänderungsangelegenheiten
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Abteilung Veranstaltungsangelegenheiten

Aufgaben

• Ausstellung von Anmeldebescheinigungen für die Durchführung von bezirksübergreifen-
den Veranstaltungen, Motorsportveranstaltungen, Veranstaltungen in Freizeit- und The-
menparks, für die Zurschaustellung gefährlicher Tiere sowie für die Veranstaltung von Mu-
sikfestivals mit mehr als 50.000 gleichzeitig anwesenden Besuchern

• Bewilligung von Veranstaltungsbetriebsstätten für oben genannte Veranstaltungen sowie
von Veranstaltungsbetriebsstätten, bei denen besondere technische Betriebseinrichtungen
oder Betriebsmittel, wie z. B. Bühnenanlagen, vorgesehen sind

• Bewilligungen für Tanzschulen
• Bewilligungen für Veranstaltungen im Umherziehen (z. B. Schausteller, Zirkus, Wander-

theater, Wanderkinos, Warenausspielungen mittels eines Glücksspielapparates im Sinne
des § 4 Abs. 3 Glücksspielgesetz, BGBl. Nr. 620/1989 i. d. F. BGBl. I Nr. 59/2001)

• Bewilligung von Glücksspielautomaten
• Filmangelegenheiten
• Rundfunk- und Fernsehangelegenheiten mit Ausnahme des Kabelfernsehens

Schwerpunkte 2013

• NÖ Spielautomatengesetz 2011. Erteilung der Bewilligungen für Glücksspielautomaten
auf Grund der neuen Rechtslage. Korrespondierend dazu: verstärkte Bekämpfung des ille-
galen Glücksspieles (Kontrollen, Anzeigen, Strafverfahren . . .); Änderungen des NÖ Spiel-
automatengesetzes 2011 aufgrund der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012

• NÖ Veranstaltungsgesetz. Durchführung von veranstaltungsbehördlichen Verfahren, ins-
besondere für neue Freizeit- und Sportaktivitäten (z. B. Rodel- bzw. Bobbahnen oder Mu-
seumsbahnen); Änderungen des NÖ Veranstaltungsgesetzes aufgrund der Verwaltungs-
gerichtsbarkeits-Novelle 2012

Ziele 2014

• Erteilung der Bewilligungen für Glücksspielautomaten nach dem NÖ Spielautomatenge-
setz 2011

• Evaluierung der Vorgaben des NÖ Spielautomatengesetzes 2011
• Durchführung der Verfahren nach dem NÖ Veranstaltungsgesetz, insbesondere für die Er-

weiterung der Freizeit- und Themenparks sowie Sportaktivitäten (wie z. B. Klettergärten)

Statistik 2013

• Bestätigungen für Anmeldungen von Veranstaltungen im Jahr 2013: 168
• Aufrechte Bewilligungen von Veranstaltungen im Umherziehen

(Stand 31. Dezember 2013):

Zirkusbewilligungen 21
Schaustellerbewilligungen 280

• Aufrechte Bewilligungen für Tanzschulen (Stand 31. Dezember 2013): 62
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• Filmprädikatisierung

Vorgeführte Filme 77
Prädikat „besonders wertvoll“ 8
Prädikat „wertvoll“ 10
Prädikat „sehenswert“ 32
kein Prädikat 27

• Filmzulassungsbescheinigungen (Einstufung hinsichtlich Jugendzulässigkeit): 302

Gruppe Innere Verwaltung

91





Gruppe Kultur, Wissenschaft und Unterricht

93

Abteilung Kunst und Kultur . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 94

NÖ Landesarchiv und NÖ Landesbibliothek . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 100

Abteilung Wissenschaft und Forschung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112

Abteilung Schulen, Gewerblicher Berufsschulrat für NÖ . . . . . . . . . . . . . . . . . 115

Abteilung Kindergärten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121



Abteilung Kunst und Kultur

Aufgaben

• Kulturelle und museale Angelegenheiten
• Verwaltung der Gedenkstätten, Museal- und Depotgebäude des Landes
• Angelegenheiten der Schallaburg mit Ausnahme der Bau- und Instandhaltungsmaßnah-

men
• Angelegenheiten der NÖ Kulturwirtschaft und der Kultur.Region.Niederösterreich
• Angelegenheiten des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege
• Angelegenheiten der Erwachsenenbildung
• Angelegenheiten der NÖ Rundfunkabgabe, mit Ausnahme der Verwaltung der für Sport-

zwecke zu verwendenden Erträgnisse

Kulturförderung

Aufgaben

• Förderungen gemäß NÖ Kulturförderungsgesetz 1996

Schwerpunkte 2013

• Baukulturelles Erbe. 310 positiv erledigte Ansuchen.
• Volkskultur und Brauchtumspflege. 103 positiv erledigte Ansuchen.
• Literatur. 74 positiv erledigte Ansuchen.
• Bibliothekswesen. 130 positiv erledigte Ansuchen.
• Musik. 483 positiv erledigte Ansuchen.
• Darstellende Kunst. 126 positiv erledigte Ansuchen.
• Bildende Kunst. 257 positiv erledigte Ansuchen.
• Film, Kino, Video. 163 positiv erledigte Ansuchen.
• Kulturinitiativen, Zentren. 237 positiv erledigte Ansuchen.
• Internationaler Kulturaustausch. 12 positiv erledigte Ansuchen.

Ziele 2014

• Aufrechterhaltung der zentralen und regionalen Kultureinrichtungen und Kulturin-
itiativen unter der Prämisse, Kulturschaffende, künstlerische Prozesse, kulturelle Veran-
staltungen und kulturelle Infrastruktur in vielfältiger Form in allen Regionen Niederöster-
reichs zu fördern.

• Punktuelle Ergänzungen und Erweiterungen an bestehenden Standorten unter Be-
achtung der inhaltlichen und infrastrukturellen Gegebenheiten.

• Erarbeitung einer Sammlungsstrategie

Kulturinitiativen, Veranstaltungs- und Ausstellungsbereich

Aufgaben

• Kulturbetriebsgesellschaften
• NÖ Landesausstellungen
• Kunst im öffentlichen Raum
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• Ausstellungsbrücke. Präsentation niederösterreichischer und internationaler Künstler
• Arbeitsgemeinschaft Donauländer. Niederösterreich hatte 2012 und 2013 den Vorsitz

der Arbeitsgemeinschaft Donauländer inne. Der Arbeitskreis „Kultur und Wissenschaft“
stand unter der Leitung des Landes Niederösterreich. In dieser Eigenschaft hatte das Land
die Aufgabe, die Zusammenarbeit auf multilateraler wie bilateraler Ebene innerhalb der
Mitgliedsländer zu initiieren und zu unterstützen.

• Kulturpreise. Vergabe von Würdigungs- und Anerkennungspreisen

Schwerpunkte 2013

• Kulturbetriebsgesellschaften. Aktualisierung der kulturellen Rahmenkonzepte in den
Kulturbetrieben, Betreuung des Veranstaltungssektors, Durchführung der NÖ Landesaus-
stellung in Poysdorf und Asparn/Zaya, nachhaltige Absicherung und Stärkung eines wis-
senschaftlichen Zentrums für Ur- und Frühgeschichte in Asparn/Zaya, Sammelaktion an-
lässlich des Gedenkjahres zum Ausbruch des 1. Weltkrieges in Kooperation mit dem Lud-
wig-Boltzmann-Institut für Kriegsfolgenforschung, Ausbau Kulturvermittlungsangebot.

• Cinema Paradiso Baden. Adaptierung und Wiedereröffnung des ehemals geschlossenen
Beethovenkinos als neues Programmkino mit zusätzlichen kulturellen Veranstaltungen

• Lower Austrian Film Commission. Aufbau einer Lower Austrian Film Commission als
Service- und Beratungsstelle für Filmschaffende.

• Kellergasse des Jahres „Wildendürnbach“. Im Jahr 2013 wurde erstmals ein Wettbe-
werb zur Ermittlung der Kellergasse des Jahres ausgelobt. Eine Fachjury unter dem Vor-
sitz von Schriftsteller Alfred Komarek hat unter den zahlreichen Bewerbern die Kellergasse
von Wildendürnbach ausgewählt, die in feierlichem Rahmen in Poysdorf ausgezeichnet
wurde.

• Auslandsausstellung „Bau[t]en für die Künste“. Mit der Wanderausstellung über Nie-
derösterreichs Kulturbauten „Bau[t]en für die Künste – Zeitgenössische Architektur in Nie-
derösterreich“ war das Land Niederösterreich heuer in der Europäischen Kulturhauptstadt,
der slowakischen Stadt Košice, vertreten.

• Sammelaktion Niederösterreich Privat. Durchführung eines landesweiten Sammelauf-
rufs an alle Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher, ihre privaten Filmdokumente
abzugeben und archivieren zu lassen. Im Gegenzug erhielten die Überbringer bzw. Filme-
macher ihr Material kostenlos digitalisiert in Form von DVDs zurück. Ziel dieser Sammelak-
tion ist die Erhaltung des wertvollen audiovisuellen Erbes für künftige Generationen.

• Denkmalpflege. Besondere Denkmalpflegeprojekte waren die Generalsanierung des
Chorherrnstifts Klosterneuburg, die Sanierung „Dom der Wachau“ Krems, die Dachsanie-
rung Stift Göttweig sowie die Fertigstellung der Innenrenovierung der Stiftskirche in Zwettl.

• Ausstellungsbrücke. Neun Ausstellungen wurden durchgeführt.
• ARGE Donauländer. Der unter der Leitung Niederösterreichs stehende Arbeitskreis „Kul-

tur und Wissenschaft“ der ARGE Donauländer tagte am 22./23. April 2013 in St. Pölten. Zu
den wichtigsten Tagesordnungspunkten gehörten Vorträge u. a. über die Donauraumstra-
tegie der Europäischen Union als Chance und Herausforderung für die Donauregionen so-
wie über Wissenschaft und Forschung in Niederösterreich. Darüber hinaus wurden Vor-
träge über folgende Projekte gehalten: Kooperation mit dem „Danube Culture Cluster“, die
1. Internationale Donaukulturkonferenz in Ulm, die Ausstellung „Der Mensch. Der Fluss“,
die Wanderausstellung „Wunderwelt des Jugendstils“, die Konzertreihe – Junge Talente
der Klassik im Stift Klosterneuburg, den Comic-Karikaturenwettbewerb Donau 2014 sowie
den Limes-Weltkongress in Russe und den aktuellen Stand der Einreichung des Projektes
Limes als UNESCO-Weltkulturerbe. Im Jahr 2013 wurde das ARGE-Donauländer-Stipen-
dium insgesamt 7 Mal vergeben.
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• Kulturpreise. Im Jahre 2013 wurden Würdigungs- und Anerkennungspreise in folgenden
Sparten vergeben: Bildende Kunst, Darstellende Kunst, Erwachsenenbildung, Literatur,
Medienkunst (Sparte künstlerisches Video, Kunst im elektronischen Raum und die Gren-
zen der Fachdisziplinen überschreitende Kunst), Musik, Volkskultur und Kulturinitiativen,
Sonderpreis 2013 – Öffentliche Bibliotheken in Niederösterreich

Ziele 2014

• Kulturbetriebsgesellschaften
• MAMUZ Zentrum für Ur- und Frühgeschichte in Asparn/Zaya. Das Museum für Frühge-

schichte in Traismauer wurde geschlossen und sämtliche Ausstellungsgegenstände sollen
adäquat im künftigen Museum für Ur- und Frühgeschichte in Asparn/Zaya in Form einer
Dauerausstellung präsentiert werden. Gleichzeitig wird ein neues Erlebnis- und Kompe-
tenzzentrum für Urgeschichte, Frühgeschichte und Mittelalterarchäologie in Asparn/Zaya
und in Mistelbach geschaffen.

• Sonderausstellungen anlässlich „100 Jahre Ausbruch 1. Weltkrieg“. Dem bedeuten-
den Ereignis von 1914 wird durch zahlreiche Sonderausstellungen, Publikationen und
Filmprojekte gedacht. Im Zentrum steht die große Ausstellung auf der Schallaburg „Jubel
und Elend – Leben mit dem Großen Krieg 1914–1918“.

• NÖ Landesausstellung 2015. Vorbereitungen für die Niederösterreichische Landesaus-
stellung 2015 „Ötscher:reich – Die Alpen und wir“ in Laubenbachmühle, Neubruck und
Wienerbruck

• Österreichische Filmpreisverleihung. Der Österreichische Filmpreis wird heuer erstmals
außerhalb von Wien, im niederösterreichischen Grafenegg verliehen.

• Kulturtourismusoffensive. Gemeinsam mit der NÖ Werbung werden heuer nachhaltige
kulturtouristische Maßnahmen umgesetzt. Dazu zählen das neue Kulturticket, das Gästen
von niederösterreichischen „Genießerzimmern“ Preisnachlässe bei zahlreichen kulturellen
Veranstaltungen und Ausstellungen gewährt. Eine neue Veranstaltungsdatenbank wurde
eingerichtet, und am 27. März wird die Ausflugssaison mit einem großen Kulturfrühlings-
auftakt eingeläutet.

• Qualitätsoffensive „Schätze ins Schaufenster“. Unter dem Titel „Schätze ins Schau-
fenster“ soll bis 2015 ein Pilotprojekt zur Höherqualifizierung von Regionalmuseen durch-
geführt werden. Ziel ist es, die Qualitätsverbesserung und qualifizierte Aufarbeitung der in
ausgewählten Regionalmuseen befindlichen Sammlungsbestände zu unterstützen.

• Auslandsausstellung „Bau[t]en für die Künste“. Die Wanderausstellung zur gleichna-
migen Publikation über Niederösterreichs Kulturbauten soll heuer an zwei Standorten im
Ausland präsentiert werden. Im Frühjahr parallel zu den Internationalen Filmfestspielen in
Berlin sowie im Herbst anlässlich des 20-jährigen Jubiläums des niederösterreichischen
Verbindungsbüros in Brüssel.

• Publikation „Weil Kunst entsteht – Wirk[stätt]en in Niederösterreich“. Fortsetzung
des ersten Bandes „Wo Kunst entsteht – Werk[stätt]en in Niederösterreich“ mit weiteren
rund 200 bedeutenden Künstlerinnen und Künstlern in Niederösterreich. Präsentation mit
angeschlossener Ausstellung ab 31. Oktober 2014 im Landesmuseum Niederösterreich.

• Ausstellungsbrücke. Neun Ausstellungen sind in Planung und Vorbereitung. Ziel ist auch,
den Künstlern eine Plattform der Vernetzung und des Meinungsaustausches zu bieten.

• ARGE Donauländer. Durchführung des Comic-Karikaturenwettbewerbs Donau. Fortset-
zung der Wanderausstellung „Wunderwelt des Jugendstils“ sowie Ausstellungen von nie-
derösterreichischen Künstlern im Donauraum. Es ist außerdem im Herbst 2014 eine Folge-
Konferenz der Donau-Universität Krems und des IDM unter der Patronanz der Arbeitsge-
meinschaft Donauländer über die Donauraumstrategie aus europapolitischer Perspektive
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und mit regionaler Kooperation als Schlüssel zum Erfolg der Donauraumstrategie geplant.
Auch im Jahr 2014 werden die ARGE-Donauländer-Stipendien vergeben werden.

• Denkmalpflege. Anlässlich des Jubiläumsbandes 50 der Broschürenreihe Denkmalpflege
soll zum Thema „Kulturlandschaft“ ein ganztägiges Symposium in Stift Göttweig stattfin-
den.

• Kulturpreise. Im Jahre 2014 ist vorgesehen, Würdigungs- und Anerkennungspreise in fol-
genden Sparten zu vergeben:
– Architektur
– Bildende Kunst
– Medienkunst (künstlerische Fotografie)
– Literatur
– Musik
– Erwachsenenbildung
– Sonderpreis 2014
– Volkskultur und Kulturinitiativen

Museale Angelegenheiten; NÖ Landesmuseum

Aufgaben

• NÖ Landesmuseum. Wird modellhaft gemeinsam von der Abteilung Kunst und Kultur (Be-
standsfunktion) und der NÖ Museum BetriebsgesmbH. (Betriebsfunktion) geführt.

• ZEIT KUNST NIEDERÖSTERREICH – Landesgalerie für zeitgenössische Kunst in
Niederösterreich. Wird modellhaft gemeinsam von der Abteilung Kunst und Kultur (Be-
standsfunktion) und der NÖ Museum BetriebsgesmbH. (Betriebsfunktion) geführt.

• Sammlungen des NÖ Landesmuseums. Historisch-landeskundliche Sammlungen,
Kunsthistorische Sammlungen, Rechtsaltertümersammlung, Ur- und frühgeschichtliche
Sammlungen, Volkskundliche Sammlungen, Naturkundliche Sammlungen, Römische
Sammlungen, Spielzeugsammlung, Archäologisches Depot in Hainburg

• Außenstellen (Direktverwaltung). Haydn-Haus in Rohrau

Schwerpunkte 2013

• NÖ Landesmuseum – Sonderausstellungen
– Ein Land im Zeitraffer – Niederösterreich seit 1848
– Kiesel & Klunker – Vielfalt aus Niederösterreichs Boden
– Leopold Kupelwieser – Aufbruch nach Italien – Zum 150. Todestag des Künstlers
– Von Boeckl bis West. Kunst nach 1945
– Hl. Leopold – Mensch, Politiker, Landespatron
– Schmetterlinge
– Unbekannte Moderne aus Tschechien und Mitteleuropa – Meisterwerke aus der Patrik-

Šimon-Sammlung
– Josef Schagerl – Poesie der Geometrie/Retrospektive zum 90. Geburtstag
– Broncia Koller-Pinell – Zum 150. Geburtstag der Malerin
– Ausnahmefrauen – Christa Hauer, Hildegard Joos, Susanne Wenger
– Florian Jakowitsch – Mensch und Landschaft

• ZEIT KUNST NIEDERÖSTERREICH – Landesgalerie für zeitgenössische Kunst in
Niederösterreich. Im Jahr 2013 wurden an den beiden Standorten Dominikanerkirche in
Krems und in der Shedhalle des Landesmuseums Niederösterreich in St. Pölten folgende
Ausstellungen präsentiert:
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– „RUDOLF GOESSL. Verwandlungen“
– „DIE DAMEN. Ona B., Evelyne Egerer, Birgit Jürgenssen, Ingeborg Strobl, Lawrence

Weiner“
– „GUNTER DAMISCH. Felder, Welten, (und noch weiter)“
– „MARIANNE MADERNA. Humanimals“

• Sammlungen des NÖ Landesmuseums. Wissenschaftliche Bearbeitung, konservatori-
sche Betreuung, Erweiterung und Erschließung der Sammlung. Betrieb eines Kulturdepots
in St. Pölten

• Außenstellen. Präsentation der Schausammlungen und wechselnde Sonderausstel-
lungen

Ziele 2014

• NÖ Landesmuseum – Sonderausstellungen
– Frauenleben in Niederösterreich. MARIA – ZENZI – GÜNAY
– Pilze – Mehr als nur Schwammerl
– Elfriede Mejchar – Zum 90. Geburtstag
– Eduard Gurk (1801–1841) – Der Pilgerweg von Wien nach Mariazell
– Weil Kunst entsteht – Wirk[stätt]en in Niederösterreich: Kulturschaffende im Porträt
– Bader, Medicus, Primar – Gesundheitswesen in Niederösterreich
– Schwerpunktsetzung auf zeitgeschichtliche Themen

• ZEIT KUNST NIEDERÖSTERREICH – Landesgalerie für zeitgenössische Kunst in
Niederösterreich – Sonderausstellungen
– HERMANN J. PAINITZ. Selbstverständlich
– K.U.SCH. Eine Themenpalette
– WOLFGANG ERNST. Licht Blei & Schatten

• Sammlungen des NÖ Landesmuseums. Wissenschaftliche Bearbeitung, konservatori-
sche Betreuung und Erweiterung der Sammlungsbestände, intensive Arbeit an der elektro-
nischen Erfassung und Erschließung der Sammlungsbestände, verstärkte Zusammen-
arbeit mit privaten Sammlern und KünstlerInnen

Betriebsgesellschaften und Geschäftsbesorgungen

• Die NÖ Kulturwirtschaft GesmbH. mit den Tochtergesellschaften betreut folgende Institu-
tionen: Musikfestival Grafenegg, Residenz Tonkünstler Orchester NÖ, Donaufestival NÖ,
Festival Glatt & Verkehrt, Klangraum Minoritenkirche, Bühne im Hof, Festspielhaus St. Pöl-
ten, Landestheater NÖ, Tonkünstler Orchester NÖ, Bühne Baden Theater, Bühne Baden
Arena, Kino im Kesselhaus, Freiluftmuseen Carnuntum & Museum Carnuntinum, Archäo-
logischer Park Carnuntum (Betrieb und Grabung), Kulturfabrik Hainburg, NÖ Museum für
Urgeschichte in Asparn a. d. Zaya, Karikaturmuseum Krems, Kunsthalle Krems, Factory
(Artist in Residence), Forum Frohner, Kunstraum Stein, Artothek des Landes NÖ, Klang-
turm St. Pölten, Kunstraum Niederösterreich, Landesmuseum Niederösterreich, Museum
Gugging, Museumszentrum Mistelbach, Wachau Kultur Melk sowie Schloss Schallaburg
und die NÖ Landesausstellung.

• Die Kultur Region Niederösterreich GesmbH. mit den Tochtergesellschaften betreut das
NÖ Musikschulwesen, die NÖ Volkskultur, das NÖ Volksliedarchiv, nichtstaatliche Museen
und Sammlungen, die Chorszene NÖ, den Brandlhof in Radlbrunn, das Haus der Europäi-
schen Regionalkultur in Krems und das Weinviertler Museumsdorf Niedersulz; Eingliede-
rung der NÖ Kreativakademien.
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• Die Kulturvernetzung Niederösterreich steht mit einem Büro in jedem Viertel als regio-
nale Ansprechstelle für kulturelle Angelegenheiten allen Kulturinitiativen, Kulturwerkstät-
ten, Kulturvereinen, Künstlern, Gemeinden und Kulturinteressenten zur Verfügung.

• Der NÖ Blasmusikverband betreut die Förderung des NÖ Blasmusikwesens.
• Der Verein Forum Erwachsenenbildung Niederösterreich (F.E.N.), der Dachverband

der NÖ Trägerinstitutionen der Erwachsenenbildung, wickelt die Vergabe der Landesförde-
rungen im Bereich der niederösterreichischen Erwachsenenbildung ab.

• Der Verein Landesverband Niederösterreichischer Bibliotheken – Bibliotheksmana-
gement Niederösterreich (LANÖB) ist mit der Beratung und Information der Bibliotheken
in Niederösterreich beauftragt.

Gruppe Kultur, Wissenschaft und Unterricht

99



NÖ Landesarchiv und NÖ Landesbibliothek

Mit Beschluss der NÖ Landesregierung vom 3. Mai 2011 wurden die Abteilung NÖ Landes-
archiv und NÖ Institut für Landeskunde sowie die Abteilung NÖ Landesbibliothek zur Abtei-
lung NÖ Landesarchiv und NÖ Landesbibliothek vereinigt. Das NÖ Landesarchiv und die NÖ
Landesbibliothek stellen jedoch weiterhin fachlich selbständige und für den Bürger auch er-
kennbare Institutionen dar. Die Landesbibliothek wurde nach dem Vorbild des Landesarchivs
in Referate gegliedert. Die Kanzleien und die Kreditverwaltung wurden auf Abteilungsebene
zusammengelegt. Die Restaurierwerkstätten wurden ebenfalls zusammengeführt und unter
eine eigene Referatsleitung gestellt. Die Medienstelle des Landesarchivs deckt ebenfalls bei-
de Bereiche ab.

NÖ Landesarchiv

Aufgaben

• Feststellung der Archivwürdigkeit, Erwerb, Übernahme und Verwahrung von Archivgut des
Landes Niederösterreich sowie von Depot- und Leihgut

• Ordnung, Erschließung, Verwaltung, Erhaltung und Konservierung von Archivgut des Lan-
des Niederösterreich sowie von Depot- und Leihgut

• Zurverfügungstellung der Archivalien zur Benützung
• Wissenschaftliche Bearbeitung des Archivgutes im Rahmen von Eigenprojekten oder in

Zusammenarbeit mit anderen wissenschaftlichen Institutionen im In- und Ausland
• Durchführung von und Beteiligung an einschlägigen Veranstaltungen (Tagungen, Semina-

re, Ausstellungen etc.)
• Veröffentlichung wissenschaftlicher Ergebnisse
• Mitwirkung an Forschungsvorhaben von überregionaler Bedeutung, die im öffentlichen In-

teresse sind
• Beratung und Gutachtertätigkeit in Bezug auf die Archive niederösterreichischer Gemein-

den und Privatarchive
• Ausübung des Heroldsamtes im Land Niederösterreich (Wappenangelegenheiten)
• Stellungnahmen bei Markt- und Stadterhebungen
• Mitwirkung bei Vergabe oder Änderung von topographischen Benennungen, insbesondere

von Ortsnamen

Schwerpunkte 2013

• Niederösterreichisches Archivgesetz (NÖ AG 2011)
– Informationsveranstaltungen (NÖ Kommunalakademie, KDZ, NÖ Archivtag)
– Intensive Beratungstätigkeit für die NÖ Gemeinden
– Projektgruppe „Archiv- und Skartierordnung für Gemeinden“
– Vorarbeiten für eine Archivordnung für das NÖ Landesarchiv
– Erstellung eines Materienverzeichnisses für die Bezirkshauptmannschaften
– Erstellung eines Materienverzeichnisses für die Gruppe Land- und Forstwirtschaft

• Übernahmen und Neuerwerbungen von Archivalien
– Übernahme von Archivgut: Zentralregistratur (Landesämter I/5, I/7 und II/1 – 1956 bis

1980), Bezirkshauptmannschaften Neunkirchen, Tulln, Zwettl, Verbindungsstelle der
Bundesländer, Bestand Büro LR Rosenkranz, Herrschaftsarchiv Unterdürnbach

– Erwerb: Papierfabrik Schloss Neubruck, Sensenschmiede Opponitz
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– Ankauf von Handschriften, Urkunden, Einzelakten, Patenten und Druckwerken aus dem
Antiquariatshandel

– Übernahme als Depotgut: Stadtarchiv Traismauer
• Bestandsarbeit und Archivinformationssystem

– Verlagerungen ins Kulturdepot inklusive Neuaufstellung: Bezirkshauptmannschaften
St. Pölten, Scheibbs, LKH Gugging – Krankenakten, Landeslandwirtschaftskammer
(Personalakten)

– Ordnungs-, Verzeichnungs- und Skartierungsarbeiten in den Beständen Opferfürsorge,
Landesausstellungen, Weingut Osberger, Nachlass Tuder, Archiv Asparn-Schöfmann,
Nachlass Rosa Novak

– Neuordnungen, vertiefende Bestandserschließungen und Integration in das Archivinfor-
mationssystem (AIS) wurden in den Beständen Urkundensammlung Ständisches Archiv,
„Kreisämter II“, „Statthalterei Präsidium“, ÖVP-Landesleitung NÖ, Vorlass Hans Ströbit-
zer, Stadtarchiv Traismauer (Depot), Agrar- und Waldgenossenschaft Mitterretzbach,
Staatsherrschaft Scheibbs, Gerichtsarchiv Scheibbs, Agrarbezirksbehörde, Herrschafts-
archiv Schwarzenau, Hardeggsche Herrschaften, Nachlass Stundner, Archiv Gaming,
Archiv Gloggnitz durchgeführt.

– Die Eingabearbeiten in das AIS (Augias) wurden fortgesetzt; bis Ende 2013 waren insge-
samt 190.000 Datensätze erfasst.

• Digitale Landzeitarchivierung (ELAK): EDIAKT
• Archivportal ArchivNet „Österreichs Archive online“

– Das Archivportal wurde in Zusammenarbeit mit ICARUS (International Centre for Archi-
val Researches), dem Oberösterreichischen Landesarchiv und dem Diözesanarchiv
St. Pölten konzipiert und steht seit Herbst 2011 zur Verfügung.

– Teilnehmer: Österreichisches Staatsarchiv, Burgenländisches Landesarchiv, Salzburger
Landesarchiv, Vorarlberger Landesarchiv, Wiener Universitätsarchiv, das Stadtarchiv
Innsbruck, die NÖ Gemeindearchive von Altenmarkt a. d. Triesting, Baden b. Wien, Hol-
lenstein a. d. Ybbs, Opponitz, Perchtoldsdorf, Scheibbs, Weitra, Wolfsbach und Zwettl
sowie die Stiftsarchive von Altenburg, Geras, Göttweig, Heiligenkreuz, Lilienfeld und
Zwettl, ferner das Pfarrarchiv Klein-Mariazell

– Derzeit wird an einem europäischen Archivportal (APEX) gearbeitet: Das NÖ Landes-
archiv beobachtet diese Entwicklung über seine Mitgliedschaft im Verein ICARUS.

• Digitales Archiv und Sicherheitsverfilmungen
– Digitalisierung der Bestände der Gerichte des Waldviertels durch die Genealogische Ge-

sellschaft von Utah (laufend)
– Digitalisierung des Bestandes Otto-Wagner-Spital gemeinsam mit dem Wiener Stadt-

und Landesarchiv
– Digitalisierung des Franziszäischen Katasters wird im Rahmen eines EU-Projekts abge-

wickelt.
– Digitalisierung sämtlicher verfügbarer Gemeindewappen (laufend)
– Digitalisierungsprojekt „Urkundensammlungen“
– Die Bilddatenbank Cumulus enthält Ende 2013 rund 970.000 Digitalisate.

• Restaurierungen
– Intern: 25 Handschriften, 154 Aktenkonvolute, 6 Urkunden, 8 Plakate, 1 Plan
– Extern: 18 Kassetten für Operate
– Laufende Trockenreinigung kontaminierter Bestände (Bestand BH St. Pölten)

• Ausstellungen
– „Aufhebenswert 150 Jahre NÖ Landesarchiv, 200 Jahre NÖ Landesbibliothek“ (eigene

Ausstellung)
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– Objekte bzw. Leihobjekte befanden sich u. a. in folgenden Ausstellungen:
– „Aufhebenswert 150 Jahre NÖ Landesarchiv, 200 Jahre NÖ Landesbibliothek“
– „Hl. Leopold – Mensch, Politiker, Landespatron“ – Landesmuseum Niederösterreich
– „Wiener Typen – Klischees und Wirklichkeit“ – Wien Museum
– „NÖ Landesausstellung Brot und Wein“ – Asparn/Zaya

• Beratung, Amtshilfe und Gutachtertätigkeit
– Beratung von Stadt-, Markt- und Ortsgemeindengemeinden in archivfachlichen und

archivtechnischen Belangen
– Erledigung von Aktenanforderungen von Bezirkshauptmannschaften, Gerichten, Nota-

riats- und Rechtsanwaltskanzleien
– Gutachten: zu zwei Anträgen auf Markterhebung
– Stadterhebung von Pressbaum

• Gemeindeheraldik. Wappenverleihungen an Untersiebenbrunn
• Wissenschaftliche Tätigkeit und Projekte

– Beantwortung von wissenschaftlichen und landeskundlichen Anfragen aus dem In- und
Ausland

– Beratung und Mitarbeit bei Ausstellungsprojekten des NÖ Landesmuseums und der Kul-
turabteilung des Amtes der NÖ Landesregierung

– Betreuung von Dissertationen und Diplomarbeiten
– Fortsetzung des Projektes „NÖ Urkundenbuch“
– Herausgabe des Bandes 15 der Mitteilungen aus dem NÖ Landesarchiv
– Lehrveranstaltungen an der Universität Wien, teilweise am NÖ Landesarchivs
– Mitarbeit in den Fachgruppen des Verbandes österreichischer Archivarinnen und Archi-

vare (VÖA)
– Projekt „Rückschau halten“ – Oral-History-Projekt, 4. Phase
– Projekt „Schulen im NÖ Landesarchiv“: Durchführung von Workshops u. a. im Rahmen

des Projektes „Sparkling Science“ gemeinsam mit dem Institut für Geschichte der Juden
Österreichs; Besuch des Archivs durch insgesamt drei Schulklassen

– Unterstützung des VÖA-Lehrganges „Schriftenkunde der Neuzeit“
– Zahlreiche wissenschaftliche Beiträge in in- und ausländischen Fachbüchern und -zeit-

schriften
– Zusammenarbeit mit dem Institut für Geschichte des ländlichen Raumes

• Aus- und Weiterbildung
– Lehrlingsausbildung: Seit September 2010 bildet das NÖ Landesarchiv zwei Lehrlinge

des Berufes „Archiv-, Bibliotheks- und Informationsassistent/in“ aus. Beide haben 2013
ihre Lehre mit ausgezeichneter Lehrabschlussprüfung beendet.

– Mitarbeiterschulungen im Rahmen des Bildungsprogramms 2012 (Schwerpunkte: Füh-
rungskräfteausbildung, Persönlichkeitsbildung), IT-Schulungen (Abteilung Landesamts-
direktion – Informationstechnologie), AUGIAS-Schulungen (intern), Teilnahme am Lese-
kurs des NÖ Landesarchivs

– Externe Schulung und Ausbildung: Kurs: Grundlagen der Archivierung digitaler Unterla-
gen (Archivschule Marburg/Deutschland); Kurs: „Einführung in die Ordnung und Ver-
zeichnung von Archivgut“ (Archivschule Marburg/Deutschland); Weiterbildungskurse des
Verbands österreichischer ArchivarInnen (Wien, Graz); Workshop zu Photographiebe-
stimmung und -konservatorik sowie Digitaldrucken (Stmk. Landesarchiv); Workshop „Be-
wertung und Übernahme von Schularchivalien“ (Wiener Stadt- und Landesarchiv)

• Aktive Teilnahme an Arbeitsgruppen, Fachtagungen und Veranstaltungen
– 200 Jahre NÖ Landesbibliothek, Tagung – St. Pölten
– 23. Internationale Sommerakademie des Instituts für jüdische Geschichte Österreichs –

Wien
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– 34. Symposion des NÖ Instituts für Landeskunde „Quellen zur jüdischen Geschichte Nie-
derösterreichs“ (gem. mit Institut für jüdische Geschichte Österreichs) – Stockerau

– 4. Niederösterreichischer Archivtag – St. Pölten
– Arbeitsgruppe „Aus- und Weiterbildung“ (VÖA) – Wien
– Arbeitsgruppe „Standardisierung“ (VÖA) – Salzburg
– Arbeitskreis der Kommunalarchive, Jahrestagung – Steyr
– Chronistentagung des Salzburger Landesarchivs – Salzburg
– Der Festungsbau in Tirol 1836–1914, Internationales Kolloquium – Franzensfeste
– GemDat-Fachmesse – Korneuburg
– Generalversammlung des Verbandes österreichischer Archivarinnen und Archivare –

St. Pölten
– Jahrestagung des Arbeitskreises der Kommunalarchivare – Hall/Tirol
– Kindheit und Schule im Ersten Weltkrieg, Tagung des Instituts für Österreichkunde –

St. Pölten
– Kulinarische Heimat und Fremde, Tagung (NÖLA und Institut für Geschichte des ländli-

chen Raumes) – St. Pölten
– Landesarchivdirektoren-Konferenz – Salzburg
– Leben mit dem Großen Krieg, Tagung des Ludwig-Boltzmann-Instituts für Kriegsfolgen-

forschung – Krems
– Partnermeeting des EU-Projekts Cross Border Archives (CrArc) – Bratislava (Staatsar-

chiv)
– Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft für Kartographische Ortsnamenkunde (AKO) – Wien
– Stadt in Bewegung – St. Pölten 1918–1938 (Kurztagung)
– Straßengeschichte(n), Ausstellung – Wolkersdorf
– Workshop „Recht und Archiv“ – Linz
– Workshop und Partnermeeting des EU-Projekts Cross Border Archives (CrArc) – St. Pöl-

ten

Ziele 2014

• 5. Niederösterreichischer Archivtag (Organisation durch Institut für Landeskunde)
• Archivinformationssystem. Weitere Dateneingabe, Aktivierung der Depotverwaltung,

Optimierung des Online-Bestellsystems; Durchführung einer Anwendertagung
• Außendepot im Kulturdepot West. Bestandsverlagerungen werden fortgesetzt, Benüt-

zerbetrieb nur bei Bedarf
• Digitalisierungsprojekt Franziszäischer Kataster (EU-Projekt gem. mit Österr. Staatsar-

chiv und Slowak. Staatsarchiv; CrArc) – Abschluss
• Digitalisierungsprojekt Urkundensammlungen
• Konservatorische Maßnahmen. Fortsetzung der Dekontaminierung und Umschachtelung

der für das Depot West bestimmten Bestände; Klimaüberwachung an den einzelnen
Standorten; weitergehende Untersuchung der Schädlingsbelastung in einzelnen Bestän-
den

• Mitteilungen aus dem NÖ Landesarchiv. Herausgabe des Bandes 16
• NÖ Archivgesetz. Umsetzung der Ergebnisse der Projektgruppe Altregistraturerfassung

und Überarbeitung der Skartierordnungen für den ElAk in Zusammenarbeit mit der Land-
tagsdirektion, Erstellung einer Archivordnung für das NÖ Landesarchiv, Umsetzung der
Musterarchivordnung für NÖ Gemeinden, Kurse für die Ausbildung von Gemeindearchiva-
rinnen und -archivaren

• Ausstellung zum Jahrestag des Ausbruchs des Ersten Weltkriegs in der NÖ Landes-
bibliothek „Fern der Front – mitten im Krieg – Kuratierung und Ausstellungsaufbau“
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• Projekte
– Projekt Kurs für Gemeindearchivare sowie Lesekurs
– Projekt NÖ Schulen im Landesarchiv (Fortsetzung)
– Projekt NÖ Urkundenbuch (Fortsetzung)
– Projekt NÖ Wappenbuch (Fortsetzung)
– Projekt NÖ Zentrum für Migrationsforschung – Projektarbeit und Wanderausstellung
– Projekt „Rückschau halten“ – Oral-History-Projekt, 4. Phase (Fortsetzung)

Statistik 2013

• Benützerdienst: 1.164 Benützungen, 5.750 Aushebungen
• Amtshilfe: Erledigung von 365 Aktenanforderungen für Bezirkshauptmannschaften und

Gerichte
• Anfragen: 1.167
• Repro-Stelle: 2013 wurden 7.862 Scans, 2.567 Ausdrucke und 4.703 Photos hergestellt;

Kundenauftrage wurden 274 erledigt.
• Anzahl der im AIS vorhandenen Datensätze: 190.000, davon 163.000 im Internet ver-

fügbar; online verfügbar: 225.000 Digitalisate

NÖ Institut für Landeskunde

Aufgaben

• Erforschung und Darstellung der historischen und aktuellen Entwicklung des Bundeslan-
des Niederösterreich auf den Gebieten des Rechtes, der Wirtschaft, der sozialen Verhält-
nisse und der Kultur

• Vermittlung der gewonnenen Erkenntnisse in geeigneter Form (Publikationen und Veran-
staltungen)

• IT-Betrieb der Gesamtabteilung
• Veranstaltungsbetrieb für die Gesamtabteilung
• Benützerdienst
• Bibliothek
• Medienstelle

Schwerpunkte 2013

• 34. Symposion des NÖ Instituts für Landeskunde
• 4. Niederösterreichischer Archivtag – St. Pölten, 8. November 2013; 150 Teilnehmer
• Publikation: Ausstellungskatalog AufhebensWert – 150 Jahre NÖ Landesarchiv und 200

Jahre NÖ Landesbibliothek
• Studien und Forschungen aus dem NÖ Institut für Landeskunde

– Herausgabe des Bandes 56 (1861 und die Folgen)
– Herausgabe der Bände der Archäologischen Forschungen in NÖ 11 (Lauermann et al.,

Langhaus), 12 (Nothnagel, Eliten) und 13 (Abd El Karem, Festmähler)
• Laufende Publikationsprojekte

– Studien und Forschungen aus dem NÖ Institut für Landeskunde: Redaktion und Lektorat
der Bände 53 u. 55

– Archäologische Forschungen in NÖ: Bände 14 u. 15; Redaktion
– NÖ Kulturwege Bände 37 bis 40; Herausgabe
– Fortsetzung des Projekts Wehrbauten und Adelssitze Niederösterreichs (Burgenbuch)
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• Dokumentation und Bibliographie. Die Erfassungsarbeit musste wegen Zusammenle-
gung der DABIS-Datenbanken von Archiv, Institut und Bibliothek stark reduziert werden
(Stand: ca. 80.000 Datensätze).

• IT
– Betrieb des Archivinformationssystems (AIS) (AUGIAS), Schulungen, Internetauftritt mit

Bestellservice online; Erfassung von 344 Tektonikgruppen, 3.631 Beständen; derzeit
sind 190.000 Verzeichnungseinheiten erfasst; davon 163.000 online gestellt.

– Vorbereitungen für die Langzeitarchivierung im Bereich Elektronisches Büro in Zusam-
menarbeit mit Lakis-Arbeitsgruppe/IT (s. o. auch unter Landesarchiv)

– Betreuung der Webseite des Archivs (CMS)
– Archivportal ArchivNet: fachliche Betreuung im Zusammenwirken mit ICARUS und

OÖLA
• Betreuung der Datenbanken. Archivdatenbank AUGIAS: 163.000 Datensätze; Cumulus-

Bilddatenbank: Stand Ende 2013 ca. 970.000 Digitalisate
• Anfragebeantwortungen wurden schriftlich, mit E-Mail oder telephonisch erledigt.
• Veranstaltungen

– Herstellung von Einladungen, Plakaten und Foldern für den Veranstaltungsbetrieb der
Abteilung

– Veranstaltungsorganisation für die Gesamtabteilung (Ausstellungen und Tagungen)
• Kooperation mit dem Verein für Landeskunde von Niederösterreich (organisatorische,

redaktionelle und wissenschaftliche Tätigkeit)
• Teilnahme an Fachtagungen und Veranstaltungen sowie wissenschaftliche Tätigkeit

– siehe oben unter NÖ Landesarchiv

Ziele 2014

• Vorbereitung und Durchführung des 35. Symposions des NÖ Instituts für Landes-
kunde („Niederösterreich im Ersten Weltkrieg“ [AT] – Schallaburg)

• Publikationsbetrieb. Herausgabe weiterer Aufsatzbände und Monographien
• Fortsetzung der NÖ Bibliographie
• Projektarbeit NÖ Kulturwege. 2014 vier Hefte (37–40)
• Projektarbeit Wehrbauten und Adelssitze Niederösterreichs (Burgenbuch)
• IT. Grundlagenerarbeitung und Durchführung für weitere Digitalisierungsprojekte und

Durchführung derselben
• Unterstützung der Aktivitäten des Vereins für Landeskunde sowie anderer landeskundli-

cher Gesellschaften und Vorhaben

NÖ Landesbibliothek

Aufgaben

• Öffentliche wissenschaftliche Universalbibliothek des Landes Niederösterreich.
• Administrative Bibliothek des Amtes der NÖ Landesregierung.
• Sammlung niederösterreichrelevanter Publikationen. Vollständige Sammlung und Be-

wahrung des in Niederösterreich erschienenen und Niederösterreich betreffenden Schrift-
tums und sonstiger Informationsträger nach Maßgabe ihrer Bedeutung für das Land.

• Zurverfügungstellung entsprechender Fachliteratur bzw. der erforderlichen Informa-
tionsträger sowie der Infrastruktur für wissenschaftlich Tätige, insbesondere NÖ Landes-
bürger.
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• Sammlung historisch-landeskundlicher und sonstiger Fachliteratur. Sammlung der
wesentlichen Nachschlage- und Standardwerke aller wissenschaftlichen Disziplinen und
insbesondere der Werke der historischen und landeskundlichen Fächer.

• Sammlung von Rechts- und Verwaltungsliteratur. Sammlung des wesentlichen amtli-
chen Schrifttums, der Gesetzeswerke, einschlägigen Gesetzeskommentare sowie des
rechts- und verwaltungskundlichen Schrifttums und der Rechtsdatenbanken, mit Rück-
sichtnahme vor allem auf den Bedarf des Amtes der NÖ Landesregierung.

• Gliederung in Druckschriftensammlung mit Zeitschriftenabteilung, Sondersammlungen
(Topographische Sammlung und Kartensammlung).

• Bestandsaufbau. Ankauf von Objekten und Verwendung der sonstigen Zugänge.
• Bestandserschließung. Katalogisierung und Kennzeichnung.
• Benützung und Entlehnung. Auch Fernleihe und Leihgaben für Ausstellungszwecke.
• Repros. Bereitstellung von Beständen für Reproduktionszwecke und Vervielfältigungen.
• Veranstaltungen. Ausstellungen, Vorträge, Lesungen, Buchpräsentationen etc.

Schwerpunkte 2013

• 21. 6. 2013: Zweihundertjahrjubiläum der NÖ Landesbibliothek. Webauftritt unter
http://www.aufhebenswert.at. Jahresprogramm gedruckt und online. Insgesamt über 4.000
Besucher der Veranstaltungen.

• Publikation: AUFHEBENSWERT : 150 Jahre NÖ Landesarchiv, 200 Jahre NÖ Landes-
bibliothek. Katalog zur Ausstellung des Niederösterreichischen Landesarchivs und der
Niederösterreichischen Landesbibliothek; 13. Juni bis 12. November 2013 in der NÖ Lan-
desbibliothek. Hrsg.: Elisabeth Loinig und Roman Zehetmayer. St. Pölten, 2013.

• Implementierung der Gemeinsamen Normdatei (GND), die im April 2012 die Personen-
namendatei (PND), Gemeinsame Körperschaftsdatei (GKD), Schlagwortnormdatei (SWD)
sowie die Einheitssachtiteldatei des Deutschen Musikarchivs (EST-DMA) abgelöst hat.
Wöchentliche Änderungsimporte und automatische Verknüpfungskorrekturen. Aktueller
Datenstand erreicht.

• Vorbereitung des Umstieges auf „Resource Description and Access“ (RDA). Beginn
der Schulungen.

• Web-OPAC. Relaunch der Webschnittstelle (Online Public Access Catalogue) des Biblio-
thekskataloges. Servertausch. Anschaffung neuer Module (Warenkorb, Kontext; noch zu
implementieren: Benutzerselbstverwaltung, Webstatistik, Animation).

• Digitalisierungen. Abschluss der Digitalisierung der Zeitschrift Unsere Heimat und des
Jahrbuches des Vereines für Landeskunde von Niederösterreich (nach GV-Beschluss des
Vereines für Landeskunde von Niederösterreich bis inkl. Jahrgang 1999 via Webopac er-
reichbar) sowie der Ansichtskarten der Topographischen Sammlung.

• Übernahme der Richard-Schaukal-Bibliothek (über 20.000 Bände) von der Donau-Uni-
versität Krems.

• Besondere Neuerwerbungen. Industrie-und-Glück-Tarock von Johann Norbert Hofmann,
Wien 1815 (Faksimile-Ausgabe durch Fa. Piatnik für 2014 geplant); Balletteusen-Tarock
von Edmund Knepper, Wien um 1870; WWF-16-mm-Stummfilm (1922?): Streiflichter der
oberen Donau/Land und Leute an der unteren Donau; handgezeichnete Karte der Herr-
schaft Rabensburg 1826; Konvolut von 24 Bildern von Franz Würml (Melk, 1901–1965);
drei späte Aquarelle von Ferdinand Dorner (1925–1993); zwei Skizzenbücher aus dem frü-
hen 19. Jahrhundert; Konvolute von Fotos zum Kurhaus Wolfsbergkogel (Semmering); ca.
150 historische Fotos aus dem Landesklinikum Mauer; Lithografie der Burg Kaja ca. 1830;
Aquarell der Ybbser Donaulände 1945 von Richard Pokorny (1907–1997); Kupferstich mit
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zwei Ansichten der Burg Schwarzenbach ca. 1860 (aus der äußerst seltenen „Greischer-
Serie“).

• Laufendes Anbieten dubletter Bücher zur freien Entnahme
• Anschaffung eines neuen Equipments für Ausstellungen und Veranstaltungen (Vitri-

nen und Stellwände, Klimatisierungs- und Sicherheitsmaßnahmen für den Ausstellungs-
raum, neuer Bodenbelag für Vortragssaal, Audio- und Videotechnik).

• Werbematerial. Imagefilm, Transparente am Haus, Rollups, Brillenputztücher.
• ORF-Film zum Jubiläum von Landesarchiv und Landesbibliothek
• Monatliche Vorstellung eines Highlights auf der Homepage. Jänner: „Guten Freunden

zu einem fröhlichen Neujahr“; Februar: Der Karlsruher Virtuelle Katalog (KVK); März: Topo-
graphia Windhagiana (aucta); April: Spot; Mai: „Ein Land ohne Hauptstadt ist wie ein
Gulasch ohne Saft“; Juni: Wiener Zeitung; Juli: „Wohl das erste Industrie-und-Glück-Ta-
rock“; August: Johann Baptist Vanhal (1739–1813), Porträt; September: Karte der Herr-
schaft Rabensburg; Oktober: Geschichte aus dem Boden – Archäologie im Waldviertel,
hrsg. von Franz Pieler; November: WWF zeigt: Streiflichter der oberen Donau. WWF zeigt:
Land und Leute an der unteren Donau; Dezember: Was hat das Vanillekipferl mit der NÖ
Landesbibliothek zu tun? Ein Beitrag von Peter Strecha.

• Lese- und Kreativitätsförderung
• Zwei Lehrlinge fertig ausgebildet (gemeinsam mit dem Landesarchiv).
• Mitwirkung in der Jury für den NÖ Kulturpreis – Sonderpreis öffentliche Büchereien.
• Publikation eines Mitarbeiters. Die Schallaburg im Bild – vom Barock bis zur Gegenwart/

von Ralph Andraschek-Holzer.
• Fremdpublikation. Wikipedia-Artikel zur NÖ Landesbibliothek wurde am 21. 9. 2013 in die

Liste der „lesenswerten Artikel“ aufgenommen.
• Fremdpublikation „Land schaf(f)t Wissen“ mit Beitrag zur Landesbibliothek.

Veranstaltungen

• Ausstellungen
– Ausstellung AufhebensWert – 150 Jahre Landesarchiv, 200 Jahre Landesbibliothek im

Ausstellungsraum der NÖ Landesbibliothek (13. 6.–12. 11. 2013). Gestaltung: Architek-
tin Doris Prenn. Eröffnung am 12. 6. 2013 durch LHStv. Sobotka im Festzelt vor dem
Klangturm mit ca. 500 Teilnehmern. Katalog gedruckt und online.

– Ausstellung Langsam ist es besser geworden – Vertriebene erzählen vom Wegmüssen,
Ankommen und Dableiben im Lesebereich der NÖ Landesbibliothek (4. 11. 2013 bis
mindestens 31. 1. 2014). Kurator: Niklas Perzi. Gestaltung: Sascha Windholz. Eröffnung
und offizielle Vorstellung des ZMF (Zentrum für Migrationsforschung) am 31. 10. 2013
durch LHStv. Sobotka im Landtagssaal mit ca. 280 Teilnehmern. Folder und Broschüre
zweisprachig gedruckt und online. Nachnutzung als Wanderausstellung beabsichtigt.

– Ausstellung Der Bezirk St. Pölten in alten Ansichten (4. 12. 2013–7. 2. 2014). Kurator:
Ralph Andraschek-Holzer. Eröffnung am 3. 12. 2013 durch LAbg. Michalitsch mit 110
Teilnehmern. Katalog gedruckt (= Sonder- und Wechselausstellungen der Niederöster-
reichischen Landesbibliothek Bd. 35) und online.

• Lesungen, Buchpräsentationen etc.
– Willibald Rosner: Es rauscht in den Schachtelhalmen . . . Lesung (29. 1. 2013). 130 Teil-

nehmer.
– Lesenacht mit LHStv. Sobotka (31. 1. 2013). 25 Teilnehmer.
– Franz Xaver Lahmer: 5.517 km zu Fuß nach Senegal, in das Land des Baobab. Multime-

diapräsentation (14. 5. 2013). 60 Teilnehmer.
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– Prof. Paul Lendvai: Leben eines Grenzgängers. Buchpräsentation (5. 6. 2013). 120 Teil-
nehmer.

– Claudia Fahrnik. Lesung (5. 6. 2013). 50 Teilnehmer.
– Robert Krickl: Katzengold und Silberfisch. Multimediapräsentation (15. 10. 2013). 60 Teil-

nehmer.
– Johann Baier: Der schwarze Prinz und die Schlacht bei Poitiers. Buchpräsentation

(22. 10. 2013). 70 Teilnehmer.
– Drachenrachen Sagensachen. Buchpräsentation NÖMEDIA mit LR Schwarz (24. 10.

2013). 50 Teilnehmer.
– Ilse Tielsch: Romantrilogie Die Ahnenpyramide/Heimatsuchen/Die Früchte der Tränen.

Lesung (10. 12. 2013). 60 Teilnehmer.
• Sonstige Veranstaltungen

– Funktionärskonferenz der Dienststellenpersonalvertretung Landhaus (15. 1. 2013) 80
Teilnehmer.

– Landesmuseum – Abenteuer Wissen (15. 1. 2013). 30 Teilnehmer.
– Kinder- und Jugendbuchfestival KIJUBU 2013 (12.–17. 3. 2013). 800 Teilnehmer in der

NÖ Landesbibliothek.
– Preisverleihung LOL. Loslesen! Zeit Punkt Lesen (9. 4. 2013). 50 Teilnehmer.
– Forum Erwachsenenbildung NÖ (11. 4. 2013) 70 Teilnehmer.
– ORTE-Symposium (18. 4. 2013) 90 Teilnehmer.
– ORF-Präsentation Ein Haus voller Geschichte (22. 4. 2013). 100 Teilnehmer.
– Internationales Symposium Kulturvermittlung (10. 5. 2013). 80 Teilnehmer.
– Österreich-Bibliothekare zu Gast. (16. 5. 2013).
– Generalversammlung des Vereins für Landeskunde von Niederösterreich (28. 6. 2013).
– Landhauszirkel zu Gast (5. 7. 2013).
– DABIS-Anwendertag 2013 im NV-Forum aus Anlass 30 Jahre EDV-Einsatz, 20 Jahre

BIS-C-Anwendung, 15 Jahre Webopac, 10 Jahre Teilnahme am KVK (Karlsruher Virtuel-
len Katalog) der NÖ Landesbibliothek (17. 9. 2013).

– Konferenz „200 Jahre NÖ Landesbibliothek“ im Kleinen Saal des Festspielhauses St.
Pölten mit ca. 400 Teilnehmern (18.–20. 9. 2013). Eröffnung durch LHStv. Sobotka. Eröff-
nungsvortrag Christine Glaßner (Österreichische Akademie der Wissenschaften) „Mittel-
alterliche Handschriften in NÖ. Erschließen – Erforschen – Vermitteln.“ Die Standards
der Zukunft: Wolf-Dieter Lang (Österreichische Nationalbibliothek) „RDA-Einführung in
Österreich: ein Sachstandsbericht“. Brigitte Wiechmann (Deutsche Nationalbibliothek)
„Eine Normdatei für die Zukunft – die GND als Instrument für Wissenschaft und Kultur-
einrichtungen“. Guido Bee (Deutsche Nationalbibliothek) „DDC 23 und WebDewey
Deutsch – neue Perspektiven der klassifikatorischen Arbeit“. Susanne Oehlschläger
(Deutsche Nationalbibliothek) „Die Familie der Functional Requirements und ihre Ver-
wandtschaft mit RDA“. Lesung Alfred Komarek. Die Bibliotheken der Nachbarn: Gregor
Neuböck (OÖ Landesbibliothek) „Die digitale Landesbibliothek Oberösterreich“. Su-
sanne Halhammer und Helmut Schönauer (Universitäts- und Landesbibliothek Tirol) „Die
Universitäts- und Landesbibliothek als öffentliche Einrichtung“. Katalin Keveházi (Univer-
sitätsbibliothek Szeged) „Die wechselnde Rolle der Bibliothek“. Peter Penthor (Universi-
tätsbibliothek Bratislava) „95 Jahre der Universitätsbibliothek Bratislava“. Jindra Pavel-
ková (Mährische Landesbibliothek) „Über 200 Jahre Aktivität der Mährischen Landesbi-
bliothek in Brünn“. Die öffentlichen Bibliotheken in Niederösterreich: Begrüßung durch
LR Wilfing. Gabriele Ecker (Abteilung Kunst und Kultur) „Die Bedeutung der öffentlichen
Bibliotheken im Kulturland NÖ“. Adalbert Melichar (Landesverband NÖ Bibliotheken)
„Die NÖ Bibliotheken im Wandel der Zeit – Geschichte und Entwicklung in NÖ Bibliothe-
ken“. Gerlinde Falkensteiner und Gerhard Sarman (kirchliche Fachstellen der Diözese

Gruppe Kultur, Wissenschaft und Unterricht

108



St. Pölten und der Erzdiözese Wien) „Pfarrbibliotheken – Auftrag und Bedeutung im öf-
fentlichen Bibliothekswesen“. Manuela Gsell (Forum Erwachsenenbildung NÖ) „Zukunft
NÖ Bibliotheken“. Bildungsräume erobern, erleben, begehen, in sie eintauchen – Best-
practice-Beispiele moderiert durch Adalbert Melichar. Besuch des Stiftes Göttweig. Die
Klosterbibliotheken in NÖ: Alois Haidinger „Das Skriptorium des Zisterzienserklosters
Heiligenkreuz bis zur Mitte des 12. Jahrhunderts“. Franz Lackner (Österreichische Aka-
demie der Wissenschaften) „Libri Sancti Crucis sub d. G. conscripti – zum ältesten Heili-
genkreuzer Bücherverzeichnis“. Martin Haltrich (Stift Klosterneuburg) „Wo ist das Ma-
gnum Legendarium Austriacum? Mittelalterliche Legendensammlungen als Projekte der
Gemeinschaftsbildung“. Gregor M. Lechner (Stift Göttweig) „Die Göttweiger Stiftsbiblio-
thek und ihre vergessenen Traditionen“. H. Ulrich Mauterer (Stift Herzogenburg) „Crispus
Erthbeer scripsit – erste Ergebnisse, neue Fragen und Hoffnung aus dem Projekt zur di-
gitalen Erschließung der Stiftsbibliothek Herzogenburg“. Irene Rabl (Stift Lilienfeld) „Die
Stiftsbibliothek Lilienfeld und ihre Besonderheiten“. Führung durch die beiden Jubiläums-
ausstellungen „Hl. Leopold – Mensch, Politiker, Landespatron“ und „AufhebensWert. 150
Jahre NÖ Landesarchiv, 200 Jahre NÖ Landesbibliothek“.

– Präsentation der „Kulturwege“-App (3. 10. 2013). 15 Teilnehmer.
– Besuch der UB Bratislava (9. 10. 2013).
– Landesmuseum – Abenteuer Wissen (15. 10. 2013). 30 Teilnehmer.
– Generalversammlung des Verbandes Österreichischer Archivarinnen und Archivare

(28. 10. 2013).
– ORTE-Symposium (21. 11. 2013). 90 Teilnehmer.
– Kurztagung Ortsansichten in öffentlichen Sammlungen: Bestände, Erschließung.
– Projekte im Vortragssaal der NÖ Landesbibliothek mit ca. 70 Teilnehmern (3. 12. 2013).

Ferdinand Opll (Wien) „Wiener Ortsansichten und historische Stadtpläne in öffentlichen
Sammlungen – Bestände, Erschließung, Projekte“. Kathrin Pokorny-Nagel (Wien) „Carl
Graf Vasquez – Wiener Kartografie des Biedermeier“. Roland Sila (Innsbruck) „Topogra-
phische Ansichten auf Exlibris in der Exlibris-Sammlung der Bibliothek des Tiroler Lan-
desmuseum Ferdinandeum“. Heinrich Kranzelbinder (Graz) „Das Projekt ,Im Fokus: Ar-
chiv und Fotografie‘ im Steiermärkischen Landesarchiv“. Frauke Kreutler (Wien) „Die
Ordnung im Schatzhaus – Thesauri und Regelwerke als Hilfsmittel zur musealen Sach-
erschließung“. Alexander Schatek (Wiener Neustadt) „Crowd Sourcing braucht Regeln –
der Bedarf für ein einfaches, vorwissenschaftliches Regelwerk zur Bilderschließung“.
Fritz Chlebecek (Kierling) „Kierlings verschwundene Gebäude“. Eva Zankl (Waidhofen
an der Ybbs) „Aufbruch zur Landpartie – Impressionen von der Sommerfrische im Ybbs-
tal“.

– Preisverleihung Erinnern – Stimmen – Gewinnen. NiederösterreicherInnen wählten ihr
Lieblingskinderbuch (11. 12. 2013).

Ziele 2014

• Veranstaltungen. Ausstellung Köpp von Felsenthal 1814–2014 – 200 Jahre „Historisch
mahlerische Darstellungen von Oesterreich“ (1. 4.–28. 5. 2014, Kurator Andraschek-Hol-
zer, mit Buchpräsentation). Ausstellung zum Ersten Weltkrieg (Herbst 2014, Kuratorin Loi-
nig et al.).

• Jubiläum 150 Jahre Verein für Landeskunde von Niederösterreich
• Digitalisierungen. Beginn der Digitalisierung der Porträts der Topographischen Samm-

lung, eventuell auch der gedruckten Materialien des Niederösterreichischen Landtages.
• Katalogdatenübernahme zur Richard-Schaukal-Bibliothek
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• Aufarbeitung der Bestände der Privatbibliothek Erika Mitterer, der Bibliotheken der Lan-
deskrankenhäuser Mauer und Gugging, des ehemaligen Kapuzinerklosters Scheibbs so-
wie des Vorlasses Georg Bydlinski und des Nachlasses Bruno Weinhals; Übernahme wei-
terer Nachlässe von der Literaturdokumentation Niederösterreich.

• Inbetriebnahme der Benutzerselbstverwaltung, Webstatistik und Kontextanimation
im Onlinekatalog

• Verknüpfung der Bildobjekte des Kataloges mit der „Kulturwege“-App, Programmie-
rung einer eigenen Bibliotheks-App

• Neuorganisation der Aufstellung der Archivbibliothek (nach RVK = Regensburger Ver-
bundklassifikation und Feingliederung nach Cutter-Sanborn-Methode)

• Inbetriebnahme der Restaurierungsdokumentation
• Eventuell Integration der Datenbank CARN = Carnuntum
• Katalogisierung bzw. Mithilfe bei der Katalogisierung der Buchbestände der Abtei-

lung Jugendwohlfahrt. Nicht mehr benötigte Literatur der Abteilung wird in Zukunft der
NÖ Landesbibliothek überlassen.

• Vorbereitung des Umstieges auf das Katalogisierungsregelwerk RDA = Resource
Description and Access

• Weiterer Abbau der vorhandenen lokalen Registerdatensätze
• Einführung von E-Books als neues Zusatzangebot (Prüfung von Angeboten)
• Erweiterung des Bestandes an Spielkarten (Musterdokumentation)
• Neues Logo
• Lese- und Kreativitätsförderung

Statistik 2013

• Druckschriftensammlung. Zuwachs 12.035 Bände, davon 2.509 Kauf, 173 Tauschobjek-
te, 6.434 Geschenke und 2.919 Bibliotheksstücke; neuer Gesamtbestand 354.839 Bände.

• Zeitschriftenabteilung. 3.816 bibliographische Einheiten (Zeitschriftentitel), davon 151
Kauf, 222 Tauschobjekte, 589 Geschenke und 2.853 Bibliotheksstücke. Stückzahl (Zeit-
schriftennummern) 36.010.

• AV-Medien. 92 Schallplatten (+15), 300 CDs (+8), 1.538 CD-ROMs (+21), 275 DVD (+28),
262 Kompaktkassetten (+11), 724 Videokassetten (+46), 9 Mikrofiches, 248 Disketten,
37 Dias, 1 Film (+1), 9 Spiele (+8).

• Kartensammlung. 6.057 Kartentitel (+345), 22.961 Kartenblätter (+745), 716 Atlanten
(+2). Benutzung: 86 Personen, 819 Signaturen, 2.457 Blätter.

• Topographische Sammlung, Sondersammlungen. Bestand 26.473 topographische An-
sichten (+319), 60.878 Ansichtskarten und Fotos, 4.579 Porträts (+11), 551 Flugschriften,
2.526 Exlibris (+12), 352 Kupferplatten. Benutzung: 87 Personen.

• Ehemalige Burgenkundliche Sammlung. 28.279 Ansichten, 9.915 Zeitungsausschnitte,
806 Pläne und Karten, 6.825 Negative, 4.759 Diapositive, 1.967 Korrespondenzmappen.

• Benutzung. 8.711 Benützer sind registriert, 5.270 (davon 5.097 Druckschriftensammlung)
Benützer haben die Bibliothek an 244 Öffnungstagen frequentiert (21,6 pro Tag), 6.650
Werke wurden entlehnt (davon 148 aktive Fernleihe), 244 Werke wurden aus anderen Bi-
bliotheken entlehnt (passive Fernleihe). 932 Objekte wurden für 87 Benutzer digital repro-
duziert. Für die Ausstellung „Straßengeschichte(n) – Handelswege quer durch Europa und
mitten durchs Weinviertel“ (Schloss Wolkersdorf, 3. 5.–27.10. 2013) wurden 11, für die
Ausstellung „Hl. Leopold – Mensch, Politiker, Landespatron“ (NÖ Landesmuseum, 23. 2.
2013–26. 1. 2014) 2 und für die NÖ Landesausstellung 2013 „Brot & Wein“ (Poysdorf und
Asparn an der Zaya, 27. 4.–3. 11. 2013) 1 Leihgabe zur Verfügung gestellt. 246 Personen
haben an 10 Rechercheschulungen bzw. Benutzerschulungen „Einführung in wissen-
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schaftliches Arbeiten“ teilgenommen. Weiters fanden 29 Bibliotheksführungen statt (dabei
wurden 449 Personen betreut).

• EDV (Software BIS-C 2000 von DABIS). Datenbanken GLBN (= Druckschriftensammlung
NÖLB + Kartensammlung NÖLB + Topographische Sammlung NÖLB + Plakate NÖLB +
Literarische Nachlässe NÖLB + Archivbibliothek + NÖ Bibliographie des NÖ Instituts für
Landeskunde + Gruppe Wasser + integrierte GND = Gemeinsame Normdatei) und CARN
(Carnuntum). Die durch die 2012 erfolgte Zusammenlegung der früheren Datenbanken
neu hinzugekommenen lokalen Personen-, Körperschafts- und Schlagwortdatensätze
konnten bereits deutlich reduziert werden: 900 statt zuvor 14.000 (2012: 23.500) lokale
Personendatensätze, 135 statt zuvor 200 (2012: 550) lokale Körperschaftsdatensätze,
29.000 statt zuvor 32.500 (2012: 37.500) lokale Schlagwortdatensätze (ohne Berücksichti-
gung der 16.500 Zeit- und Form-Schlagwörter); es wurden also ca. 16.500 lokale Daten-
sätze abgearbeitet. Insgesamt existieren derzeit 46.500 lokale Datensätze inklusive der
Zeit- und Form-Schlagwörter, ca. 30.000 sind noch zu bearbeiten.
Gesamtumfang derzeit 28 Gigabyte und 11,5 Millionen Datensätze, davon unter anderem
ca. 500.000 Titeldatensätze und 445.000 Exemplardatensätze, 8.800 Benutzerdatensätze,
10.266.000 Registerdatensätze (Normdatensätze der GND = Gemeinsame Normdatei +
46.500 lokale Datensätze).
Der Teilbestand Druckschriftensammlung beinhaltet 376.347 Titeldatensätze und 361.095
Exemplardatensätze, der Teilbestand Kartensammlung 12.876 Titeldatensätze und 14.399
Exemplardatensätze, der Teilbestand Topographische Sammlung 34.993 Titeldatensätze
und 32.169 Exemplardatensätze sowie ca. 83.250 Digitalisate von Sammlungsobjekten.
Darüber hinaus stehen digitale Bildobjekte aus der Sammlung Essmann (24.500 Dateien)
sowie vom Hochwasser 2002 (500 Dateien) zur Verfügung. Die Teilbestände Plakate und
Literarische Nachlässe beinhalten 1.730 Titeldatensätze und 37 Exemplardatensätze, die
Teilbestände NÖ Bibliographie des NÖ Instituts für Landeskunde (unselbständige Literatur
zu niederösterreichischen Themen) bzw. Archivbibliothek 49.376 bzw. 23.398 Titeldaten-
sätze und insgesamt 30.116 Exemplardatensätze, der Teilbestand der Gruppe Wasser
5.811 Titeldatensätze und 5.591 Exemplardatensätze. Der Bestand Carnuntum umfasst
1.318 Titeldatensätze und 1.071 Exemplardatensätze.

• Österreichischer Normdatenverbund (ÖNDV). Mit der nunmehr implementierten GND
(Gemeinsame Normdatei) umfasst der lokale Bestand 10,266.209 Registerdatensätze
(10,219.528 Norm- und 46.681 lokale Datensätze). Insgesamt wurden von der NÖ Landes-
bibliothek bisher 36.420 Datensätze (Namen, Personen, Körperschaften, Veranstaltungen,
Sachschlagwörter, Geografika, Werktitel) in die Gemeinsame Normdatei bzw. deren Vor-
läufer eingebracht, davon 4.882 im Jahr 2013. Der Bestand an lokalen Datensätzen setzt
sich aus derzeit 879 Personen-, 138 Körperschafts- und 45.664 Schlagwortdatensätzen
(davon 16.610 Zeit- und Formschlagwörtern, die nicht dem Datenaustausch unterliegen)
zusammen.
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Abteilung Wissenschaft und Forschung

Aufgaben

• Wissenschaftspolitik und Wissenschaftsförderung
• Koordination der Wissenschafts- und Forschungsaktivitäten des Landes
• Angelegenheiten des tertiären Bildungswesens
• Angelegenheiten der NÖ Landesakademie
• Angelegenheiten der NÖ Forschungs- und Bildungsgesellschaft m. b. H.
• Angelegenheiten von Grundlagenforschungseinrichtungen, tertiären Bildungseinrichtun-

gen und einschlägigen Managementeinrichtungen
• Verwaltung der Anteile des Landes in Gesellschaften, die der Wissenschaft, Grundlagen-

forschung oder Bildung dienen
• Wissenschaftsvermittlung

Fachbereich Wissenschaftsförderung

Aufgaben

• Förderungen gemäß NÖ Kulturförderungsgesetz 1996

Schwerpunkte 2013

• Donau-Universität Krems. Das Land stellt die betriebsbereite Liegenschaft mit Ausstat-
tung zur Verfügung, übernimmt den Ersatz- und Erneuerungsaufwand in technologisch je-
weils aktueller Form und den Instandhaltungs- und Gebäudebetriebsaufwand einschließ-
lich Hauspersonal. Erfüllung dieser Pflichten durch die FM Plus GmbH. Das Institut für inte-
grierte Sensorsysteme der Akademie der Wissenschaften wurde 2013 als Zentrum für inte-
grierte Sensorsysteme, bei Erhaltung des Standortes Wiener Neustadt, der Donau-Univer-
sität Krems angegliedert.

• Institute of Science and Technology Austria in Klosterneuburg. Förderung des Aus-
baus und der Weiterentwicklung des IST-Austria nach § 15a B-VG neu

• Universitäts- und Forschungszentrum Tulln (UFT). Ein zwischen Universität für Boden-
kultur, Austrian Institute of Technology, Stadtgemeinde Tulln und dem Land NÖ vereinbar-
ter Rahmenvertrag regelt den Betrieb des UFT.

• Wasser Cluster Lunz GmbH. Der Wassercluster Lunz ist ein Beispiel für die erfolgreiche
Zusammenarbeit von drei Universitäten. (Donau-Universität Krems, Universität Wien, Uni-
versität für Bodenkultur Wien).

• Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften. Erfolgreicher
Akkreditierungsbescheid im Herbst 2013. Erste Studierende im Lehrgang Health Sciences
im Wintersemester 2013/14

• NÖ Landesakademie. Grundbeitrag des Landes zur Finanzierung der vielfältigen Aktivitä-
ten der NÖ Landesakademie

• NÖ Forschungs- und Bildungsgesellschaft. Verstärkte Bündelung der Förderaktivitäten
im Bereich des tertiären Bildungswesen inklusive der Übertragung des Top Stipendien-
Modells der NÖ Landesakademie. Durchführung des Life Science Calls (5. Life Science
Call 2013)

• Wissenschaft. Direktförderung von wissenschaftlichen Projekten, Publikationen und Ver-
anstaltungen in NÖ bzw. der Erforschung über Themen mit NÖ Bezug
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• Schweineforschungsanlage Medau. Eröffnung des Neubaus der Schweineforschungs-
anlage Medau der Veterinärmedizinischen Universität Wien am Lehr- und Forschungsgut
Kremesberg in Pottenstein

• Philosophisch-Theologische Hochschule Heiligenkreuz. Finanzierungsbeitrag für den
Zu- und Umbau an der Philosophisch-Theologischen Hochschule Heiligenkreuz

• Schwerpunktsetzung im Bereich der Geisteswissenschaften durch Förderungen an In-
stitutionen wie die Ludwig-Wittgenstein-Gesellschaft, das Institut für jüdische Geschichte
Österreichs, das Ludwig-Boltzmann-Institut für Kriegsfolgenforschung oder das Institut für
Realienkunde des Mittelalters und der frühen Neuzeit

• Förderungen von Institutionen, welche die Bestrebungen des Landes Niederösterreich
im Bereich Wissenschaft vorantreiben. (z. B. Konrad Lorenz Institut Altenberg)

Ziele 2014

• Entwicklung und Sicherung eines vielfältigen Aus- und Weiterbildungsangebotes in
Niederösterreich

• NÖ Forschungs- und Bildungsgesellschaft. Ausschreibung zum 6. Life Science Call
• Institute of Science and Technology Austria. Weiterführung des Ausbaus nach 15a B-

VG neu
• Universitäts- und Forschungszentrum Tulln (UFT). Implementierung einer Shared Core

Facility
• Ausarbeitung eines eigenen Wissenschafts- und Förderungsgesetzes
• Ausbau des Campus Krems

– Aufnahme des Studienbetriebs der Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheits-
wissenschaften

– Beginn der Baumaßnahmen für die Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheits-
wissenschaften

– Aufnahme eines neuen Künstlernachlasses im Archiv der Zeitgenossen
– Wissenschaftliche Aufarbeitung der Landessammlungen und Sammlungen namhafter

Sammler

Wissenschaftsinitiativen

Schwerpunkte 2013

• Forschungs-, Technologie- und Innovationsstrategie für Niederösterreich. Durchfüh-
rung von themenspezifischen Workshops zur Entwicklung einer systematisch-ganzheitli-
chen Dachstrategie für Forschung, Technologie und Innovation

• Entwicklung eines sozialen Stipendienmodells für die Karl Landsteiner Privatuniversität
für Gesundheitswissenschaften

• Wissenschaftspreise. Im Jahr 2013 wurden Würdigungs- und Anerkennungspreise für
den Bereich Wissenschaft im Rahmen einer Wissenschaftsgala in Grafenegg vergeben.

• Publikation „Wissen schaf[f]t Land – Ein authentischer Blick in die Wissenschafts-
landschaft Niederösterreichs“. Im Rahmen der Wissenschaftsgala wurde die umfangrei-
che Publikation präsentiert. Porträtiert werden Persönlichkeiten aus dem Bereich Wissen-
schaft und wissenschaftliche Einrichtungen in Niederösterreich.

• Wissenschaftsbericht 2012. Eine kontinuierliche Weiterentwicklung des bestehenden
Konzepts wurde durchgeführt. So wurde ein stärkerer Fokus auf die Darstellung von Zah-
len, Daten und Fakten gelegt.
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• Maßnahmen im Bereich der Wissenschaftsvermittlung (Drucksorten, Marktplatz der
Wissenscha[f]ft etc.)

Ziele 2014

• FTI-Programm. Die Umsetzungsschritte und die dazugehörigen Maßnahmen, welche im
Rahmen der FTI-Strategie erarbeitet wurden, sollen in ein Programm gefasst werden.

• Fachhochschulwesen in NÖ. Erarbeitung einer neuen Rahmenvereinbarung
• Wissenschaftspreise. Im Jahr 2014 werden erneut Würdigungs- und Anerkennungs-

preise für den Bereich Wissenschaft vergeben.
• Wissenschaftsbericht 2013
• Weiterführende Maßnahmen im Bereich der Wissenschaftsvermittlung

Betriebsgesellschaften

• NÖ Forschungs- und Bildungsgesellschaft m. b. H. Basisfinanzierung der vielfältigen
Aufgaben der NÖ Forschungs- und Bildungsgesellschaft durch das Land

• FM Plus Facility Management m. b. H. Bereitstellung und Betrieb von Infrastrukturleistun-
gen für Wissenschafts- und Kultureinrichtungen im Land Niederösterreich, wie insbeson-
dere Facility Management Leistungen für den Campus Krems, den Campus Tulln und den
Campus Klosterneuburg
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Abteilung Schulen, Gewerblicher Berufsschulrat für NÖ

Aufgaben der Abteilung Schulen

• Äußere Schulorganisation der allgemein bildenden und berufsbildenden öffentlichen
Pflichtschulen samt der den Berufsschulen angeschlossenen Schülerheime (Legistik und
Vollziehung)

• Erhaltung und Verwaltung der Landessonderschulen und der HLA Mödling
• Verwaltung des NÖ Schul- und Kindergartenfonds
• Verschiedene weitere Förderungen (Schülerbeihilfen, Zuschüsse zur Fahrschülerbeauf-

sichtigung, Lehrerfortbildung, Übernahme von Schulerhaltungsbeiträgen)
• NÖ Medienzentrum

Äußere Schulorganisation

Aufgaben

Regelung und Vollziehung der Angelegenheiten der äußeren Schulorganisation für allgemein
bildende und berufsbildende öffentliche Pflichtschulen (z. B. NÖ Pflichtschulgesetz; Errich-
tung, Erhaltung, Stilllegung und Auflassung der öffentlichen Volksschulen, Neuen NÖ Mittel-
schulen, Hauptschulen, Sonderschulen, Polytechnischen Schulen und Berufsschulen samt
der den Berufsschulen angeschlossenen Schülerheime; Änderung von Schulsprengeln)

Schwerpunkte 2013

• Beratung der Gemeinden und Schulgemeinden
• Verfahren nach dem NÖ Pflichtschulgesetz zur

– Feststellung der Liegenschaftseignung und des Raumbedarfes
– Genehmigung der Baupläne
– Bearbeitung der Anzeige der Fertigstellung von Schulgebäuden

• Schulsprengelbildungen und -änderungen
• Berufungsverfahren sprengelfremder Schulbesuch
• Berufungsverfahren Schulerhaltungsbeiträge
• Änderung des NÖ Pflichtschulgesetzes im Zusammenhang mit der Einführung des Lan-

desverwaltungsgerichtes (Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012)
• Weiterführung der Umwandlung von Hauptschulen in Neue NÖ Mittelschulen

Ziele 2014

• Vereinfachung der Verfahrensabläufe
• Fortsetzung der Neuordnung der Standorte und Schulsprengel der allgemein bildenden

und berufsbildenden Schulen
• Änderung des NÖ Pflichtschulgesetzes, des NÖ Schulaufsichts-Ausführungsgesetzes

1975 und des NÖ Schulzeitgesetzes 1978 im Zusammenhang mit der Auflassung der Be-
zirksschulräte
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Landessonderschulen

Aufgaben

• Erhaltung und Verwaltung der Landessonderschulen
– Allentsteig
– Hinterbrühl
– Hollabrunn
– Waidhofen/Ybbs (Reichenauerhof)
– Waldschule Wr. Neustadt mit angeschlossenem Heim mit medizinisch-therapeutischer

Rehabilitation

Schwerpunkte 2013

• Landessonderschule Allentsteig: Sanierung des Hartplatzes
• Landessonderschule Hinterbrühl: Sanierung der Lichtkuppeln und der Außenstiegen

Statistik 2013

Schuljahr 2013/2014

Landessonderschule Allentsteig 22 SchülerInnen in 5 Klassen
Landessonderschule Hinterbrühl 131 SchülerInnen in 22 Klassen
Landessonderschule Hollabrunn 14 SchülerInnen in 2 Klassen
Landessonderschule Waidhofen/Ybbs 30 SchülerInnen in 6 Klassen
Waldschule Wr. Neustadt 107 SchülerInnen in 18 Klassen

NÖ Landesberufsschulen

Aufgaben

• Erhaltung und Verwaltung der 19 Landesberufsschulen inklusive der den Berufsschulen
angeschlossenen Schülerheime

• Angelegenheiten der äußeren Schulorganisation

Schwerpunkte 2013

• Bausektor. Fertig gestellte Projekte:
– Schul- und Turnsaalneubau der Landesberufsschule Mistelbach mit Kosten in Höhe von

ca. € 8,8 Mio. exkl. USt.
– Schülerheimneubau der Landesberufsschule Waldegg mit Kosten von ca. € 11 Mio. exkl.

USt.
• Schulorganisation. Schulsprengelfestsetzungen im Hinblick auf neue Lehrberufe und not-

wendige Änderungen
• Schulsozialarbeit. Abschluss der Implementierung der Schulsozialarbeit flächendeckend

an allen Berufsschulstandorten in Niederösterreich
• Lehrlingssportfest. Veranstalter: NÖ Landesregierung, Wirtschaftskammer NÖ, Kammer

für Arbeiter und Angestellte für NÖ; TeilnehmerInnen: rund 1.600 Lehrlinge von den NÖ
Landesberufsschulen, Lehrbetriebsmannschaften und Partnerschulen aus Tschechien und
der Slowakei
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Berufsschulbroschüre 2013. Auflage von 21.000 Stück der Broschüre „Lehre – Beruf – Zu-
kunft: die NÖ Berufsschulen dein Partner“ für sämtliche Schülerinnen und Schüler der vier-
ten Klassen Hauptschulen sowie der Polytechnischen Schulen in Niederösterreich sowie öf-
fentliche Institutionen im Bereich der Berufsberatung

Ziele 2014

• Bauprogramm. Stufenweise Umsetzung der vom NÖ Landtag genehmigten Bauprojekte:
Projekte in Bau:
– Schul- und Turnsaalneubau der Landesberufsschule Waldegg mit Kosten von ca.

€ 9 Mio. exkl. USt. – Teilinbetriebnahme Februar 2015
– Generalsanierung Schülerheim der Landesberufsschule Baden mit Kosten in Höhe von

ca. € 8,11 Mio. exkl. USt. – Teilinbetriebnahme September 2014
– Generalsanierung Schülerheim der Landesberufsschule Neunkirchen mit Kosten von ca.

€ 7,51 Mio. exkl. USt. – Inbetriebnahme September 2015
Projekte in Planungsphase:
– Generalsanierung Schülerheim und Wirtschaftstrakt der Landesberufsschule Eggenburg

mit Kosten in Höhe von € 9,75 Mio. exkl. USt.
– Projekt Kreativ – Kultur in der Lehre: Ausbau und Weiterführung von Workshops zur kul-

turellen Bildung an den Landesberufsschulen im Zusammenwirken mit Schulsozialarbeit

Statistik Schuljahr 2012/2013

Anzahl der Landesberufsschulen 19
Landesberufsschulen – lehrgangsmäßig geführt 18
Landesberufsschulen – ganzjährig geführt 1
Anzahl der Klassen 937

Anzahl der Schüler/innen gesamt männl. weibl.
Landesberufsschulen 19.122 13.394 5.728

Anzahl der Berufsschullehrer/innen

Pragmatisch 238
Vertraglich 443
Religionslehrer/innen 16

Summe 697

HLA Mödling (Privatschule des Landes)

Aufgaben

• Erhaltung und Verwaltung
– der Höheren Lehranstalt für Mode und Bekleidungstechnik
– der Lehranstalt für Produktmanagement und Präsentation

Schwerpunkte 2013

• Öffentlichkeitsarbeit
– Modeschauen
– Teilnahme an Projekten und Plakatwettbewerb
– Plakatentwürfe
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Ziele 2014

• Etablierung des Schultyps „Höhere Lehranstalt für Produktmanagement und Präsentation“

Statistik 2013

• Schuljahr 2013/2014: 435 Schülerinnen und Schüler in 16 Klassen

NÖ Schul- und Kindergartenfonds

Aufgaben

• Vorbereitung und Organisation der Kuratoriumssitzungen
• Projektsitzungen (Feststellung der Förderfähigkeit)
• Budgeterstellung
• Beratung der Förderungswerber

Schwerpunkte 2013

• Finalisierung der Förderaktion wegen der Aufnahme von Kindern ab dem 2,5. Lebensjahr
und die dadurch entstandenen Mehranträge

• Vorbereitung für die Änderung der Förderrichtlinien

Ziele 2014

Vollziehung der neuen Förderrichtlinien auf Grund der Änderung per 1. Jänner 2014

Statistik 2013

2013 setzten sich die Einnahmen aus dem Landesbeitrag, aus Bedarfszuweisungen und dem
Rückfluss gegebener Darlehen zusammen.
Die Ausgaben im Jahr 2013 bestanden aus Beihilfen an Gemeinden und Schulgemeinden so-
wie aus den eigenen Verpflichtungen aus Darlehensaufnahmen.
Das Kuratorium trat im Jahr 2013 zu zwei Sitzungen zusammen.

Sonstige Förderungen

Aufgaben

• Schülerbeihilfen
• Unterstützung der Fahrschülerbeaufsichtigung
• Übernahme von Schulerhaltungsbeiträgen
• Lehrerfortbildung

Schwerpunkte 2013

• Fahrschülerbeaufsichtigung
• Vereinfachung der Verfahrensabläufe durch Änderung und Anpassung der Richtlinien für

die Gewährung der Beihilfe.
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Ziele 2014

Fortsetzung der Vereinfachung von Verfahrensabläufen bei der Förderungsabwicklung

Statistik 2013

• Schülerbeihilfen
– 216 begabten und bedürftigen Schülern und Schülerinnen an allgemein bildenden höhe-

ren Schulen (1. bis einschließlich 5. Klasse) wurden im Schuljahr 2012/2013 Schülerbei-
hilfen im Gesamtbetrag von € 99.360,– bewilligt.

– Schülerbeihilfen zur Förderung von Schitalenten an der Hauptschule Lilienfeld. 26 An-
tragstellern wurden im Schuljahr 2012/2013 Schülerbeihilfen im Gesamtbetrag von
€ 32.800,– bewilligt.

• Beaufsichtigung von Fahrschülern
– Zu den Kosten der Beaufsichtigung von Fahrschülern an allgemein bildenden öffentli-

chen Pflichtschulen außerhalb des Unterrichts wurden im Schuljahr 2012/2013 Beiträge
für 292 Antragsteller in Gesamthöhe von € 74.005,– bewilligt.

• Schulerhaltungsbeiträge
– Schulerhaltungsbeiträge für Gemeinden und Länder in Gesamthöhe von € 220.000,–

wurden den gesetzlichen Schulerhaltern angewiesen.

NÖ Medienzentrum

Aufgaben

• Bereitstellung von Bildungsmedien durch
– Marktbeobachtung und Lizenzerwerb
– Eigenproduktion
– Aufbereitung
– Vervielfältigung und Verfügbarmachung
– Bewerbung und Information

• Die Bereitstellung für die Schulen erfolgt nach Auswahl im Bestellsystem des Online-Kata-
loges durch die „Selectbox“ oder „Netbox“, über den Postversand und Download.

• Beratung und Information der Lehrerinnen und Lehrer, Leiterinnen und Leiter und Schuler-
halter hinsichtlich
– Erstellung eigener Medien
– Technischer Ausstattung der Schulen
– Medienerziehungsinitiativen und Projekten
Dies geschieht durch Einschulungen, Infoveranstaltungen, vor allem durch persönliche Be-
ratung sowie auf einer datenbankgestützten Website mit Medienkatalog.

• Verwaltung des NÖ Hilfsmittelpools (Unterrichtshilfen für Schülerinnen und Schüler mit be-
sonderen Bedürfnissen)

• Schulung und Weiterbildung der Medienberaterinnen und Medienberater

Schwerpunkte 2013

• Fortführung der Ausstattungsinitiative mit einer mobilen Präsentationseinheit („N media
presenter pro“)

• Ausbau des servergestützten Distributionssystems „Netbox“ für NÖ Pflichtschulen
• Fortsetzung der Produktion von interaktiven Arbeitsblättern für interaktive Whiteboards
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• Einschulung der NÖ PflichtschullehrerInnen in ein Autorensystem zur Erstellung von inter-
aktiven Unterrichtsmaterialien für interaktive Whiteboards oder PCs

• Abschluss des niederösterreichweiten Fotoprojektes „Zoom Nömedia 2013“ und Heraus-
gabe eines niederösterreichischen Sagenbuches als Fortsetzung des Sagenprojektes „Fa-
bula Nömedia 2012“ mit über 120 teilnehmenden Klassen

• Erstellung und Befüllung von Applikationen für PCs, Smartphones und Tablets für die Um-
setzung der Lokalisierung der Standorte und Abrufbarkeit der „NÖ Sagen“ und „Zoom Nö-
media 2013“ auf der Applikation „NÖ4KIDS“

• Durchführung des Schülerpreisausschreibens „Advent – wie ich mich auf das Christkind
vorbereite!“

Ziele 2014

• Abschluss der Ausstattungsinitiative mit einer mobilen Präsentationseinheit („N media pre-
senter pro“)

• Erstellung und Befüllung von Applikationen für PCs, Smartphones und Tablets für die Um-
setzung der Lokalisierung der Standorte und Abrufbarkeit von Bezirkshauptstadtführungen
auf der Applikation „NÖ4KIDS“

• Fortsetzung der Produktion von Unterrichtsmedien über die Regionen Niederösterreichs
(DVD und Zusatzmaterial) und anderer aktueller Themen für interaktive Whiteboards, aber
auch webgestützte Applikationen für Smartphones und Tablet-PCs

• Einschulung und Unterstützung der NÖ Pflichtschullehrerinnen und -lehrer bei der Nutzung
von Webanwendungen unter Verwendung von Smartphones und Tablet-PCs im Unterricht

• Weiterführung der Integration des servergestützten Distributionssystems „Netbox“

Statistik 2013

Leistungen

Veranstaltungen (methodisch-didaktisch und
technische Beratung und Info) 3.799 Teilnehmer/innen
Medienentlehnungen 102.239
Geräteentlehnungen 117
Medienbeschaffung (Selbstherstellung und Ankauf) 930
Medien in Produktion (DVD, CDR) 7
Medienzuteilung an Schulen 6
Gerätebeschaffung (Netbox) 301
Medienberater – Fortbildung 9 Tage

Medienbestand

DVD 23.254
Videofilme 14.883
Diapositive (davon ca. 5.000 digitalisiert) 11.960
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Abteilung Kindergärten

Aufgaben

• Legistik und Vollziehung des NÖ Kindergartengesetzes
• Umsetzung von EU-Richtlinien
• Personalverwaltung der Kindergartenpädagoginnen der Magistrate St. Pölten, Krems,

Wr. Neustadt und Waidhofen/Ybbs, der SonderkindergartenpädagogInnen und der Inter-
kulturellen MitarbeiterInnen

• Pädagogische Aufsicht über alle Kindergärten
• Erhaltung und Verwaltung der Kinderbetreuungseinrichtungen in den Landeskrankenhäu-

sern und des Landhauskindergartens

Schwerpunkte 2013

• Die baulichen Maßnahmen aufgrund der Änderung des NÖ Kindergartengesetzes 2006
vom 13. Dezember 2007 und der damit verbundenen flächendeckenden Aufnahme von
Kindern ab 2,5 Jahren in NÖ Landeskindergärten und der Reduzierung der Kinderhöchst-
zahl in diesen Gruppen auf maximal 20 Kinder setzen sich fort.
Im Rahmen der Kindergartenoffensive werden voraussichtlich rund 13.550 zusätzliche Be-
treuungsplätze geschaffen.

• Die Implementierungsmaßnahmen für Portfolio wurden fortgesetzt: 16 regionale Work-
shop-Gruppen, 50 Hospitationsplätze, 17 Partnerkindergärten, 8 Einführungstage, Koope-
rationstreffen KDG-Schule, 2 Einführungsseminare für PädagogInnen der Tagesbetreu-
ungseinrichtungen.

• Installierung einer Internetplattform für Kindergartenpädagoginnen als Fachforum. Seit
April 2013 ist ein Fachaustausch über diese Internetplattforum „Fachforum Portfolio“ mög-
lich (ca. 15 000 Zugriffe zu Jahresende).

• Um die Auswirkungen und Effekte der Portfolioumsetzung auf die kindlichen Entwicklungs-
und Lernprozesse zu erforschen, wurde eine Studie in Zusammenarbeit mit der Donau-
Universität Krems durchgeführt. Die Auswertung der Videoanalysen, Interviews und Portfo-
lioanalysen ist abgeschlossen, die Verschriftlichung der Ergebnisse folgt.

• Die pädagogischen Dokumentation und pädagogische Planung wurden neu gestaltet, wo-
bei das Augenmerk auf den Lernprozess der Kinder gelegt wird und der pädagogische
Prozess darauf aufbaut. Die Kooperationen der Kindergärten und der Volksschulen werden
intensiviert, die Etablierung der Übergangsgespräche mit den Schulen wird weiter forciert.

• 21 Berufsanerkennungsverfahren für die Ausbildung zur/m Kindergartenpädagogin/-en
und 9 Anrechnungsverfahren für die Ausbildung zur/m Kinderbetreuer/in wurden durchge-
führt und je nach Erforderlichkeit mit oder ohne Bescheid beendet.

• Dienststellenleitung für
– KindergartenpädagogInnen der Städte mit eigenem Statut (Personalstand: 258 Kinder-

gartenpädagogInnen – davon 31 in Mutterschafts- bzw. Karenzurlaub – und 19 Springe-
rinnen)

– 119 SonderkindergartenpädagogInnen in der Heilpädagogischen Assistenz, 0 befinden
sich in Mutterschafts- bzw. Karenzurlaub

– 94 SonderkindergartenpädagogInnen im Einsatz gem. § 28 des NÖ Kindergartenge-
setze 2006 (Versuch), 20 befinden sich in Mutterschafts- bzw. Karenzurlaub

– SonderkindergartenpädagogInnen in Heilpädagogisch-Integrativen Gruppen mit ver-
stärktem Personaleinsatz für nichtbehinderte und behinderte Kinder (Personalstand: 77;
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davon 5 Springerinnen für die HPI-Gruppen), 26 befinden sich in Mutterschafts- bzw. Ka-
renzurlaub

– Interkulturelle Mitarbeiterinnen (Personalstand: 68, davon befinden sich 5 Interkulturelle
Mitarbeiterinnen im Karenzurlaub). Weiters sind 11 Interkulturelle MitarbeiterInnen seit
September 2011 über den Verein Jugend und Arbeit beschäftigt.

• In NÖ Landeskindergärten wurden 342 Integrationsgruppen gemäß § 6 des NÖ Kindergar-
tengesetzes geführt.

• Erhaltung und Verwaltung der Kinderbetreuungseinrichtungen bei folgenden Landeskran-
kenhäusern: Baden, Hainburg, Hollabrunn, Korneuburg, Krems, Mistelbach, Mödling,
St. Pölten, Tulln, Wr. Neustadt sowie Maria Gugging (bis September 2014; ehemaliges
Landeskrankenhaus), Amstetten (ab Februar 2014)

• Erhaltung und Verwaltung des Landhauskindergartens
• In der Weiterbildung 2013 NÖ Kindergärten gab es insgesamt 291 Veranstaltungen der

Abteilung Kindergärten in Zusammenarbeit mit der Abteilung Landesamtsdirektion – Ver-
waltungs- und Bildungsmanagement. Davon gab es 6 eintägige Großveranstaltungen für
1.020 Kindergartenleiterinnen.
2.687 KindergartenpädagogInnen, SonderkindergartenpädagogInnen und Interkulturelle
MitarbeiterInnen hatten die Möglichkeit, aus insgesamt 285 Seminartagen auszuwählen.
Diese waren aufgeteilt in 230 eintägige und 55 mehrtägige.
Zusätzlich gab es 8 eintägige Einführungsworkshops NÖ Kindergartenportfolio für Kinder-
gartenpädagogInnen, SonderkindergartenpädagogInnen und Interkulturelle MitarbeiterIn-
nen, welche im Jahr 2012 keine Möglichkeit hatten, die Werk-Stätten NÖ Kindergartenport-
folio zu besuchen. An die 200 KindergartenpädagogInnen besuchten über einen Zeitraum
vom Februar bis Juni 2013 die Einführungsworkshops NÖ Kindergartenportfolio. Diese
Workshops dienten zur Vorbereitung für die fachliche Vermittlung der Portfoliomethode an
KindergartenpädagogInnen zwecks Implementierung im NÖ Landeskindergarten.

• Ausbau des pädagogischen Angebotes Englisch im Kindergarten
• Das EU-Projekt „Interreg IIIA“ eine Sprachoffensive – Tschechisch und Slowakisch in NÖ

Landeskindergärten – wurde weitergeführt.
• Beginn des EU-Projektes „Die ersten Schritte gehen wir gemeinsam“ mit August 2013
• Referententätigkeit von Mitarbeiterinnen der Abteilung Kindergärten bei Schulungen der

Kinderbetreuerinnen im Rahmen der Gemeindeverwaltungsschule
• Referententätigkeit von Mitarbeiterinnen der Abteilung Kindergärten an den Pädagogi-

schen Hochschulen Niederösterreichs
• Lehrgänge zur Ausbildung zu Kinderbetreuerinnen
• Lehrgangsabschluss „Ausbildung zur/m Interkulturellen MitarbeiterIn 11/13“ mit Oktober

2013
• Beginn von 4 Lehrgängen „Ausbildung zur/m Interkulturellen MitarbeiterIn“ im Februar,

Mai, September und Oktober 2013
• Aufnahme weiterer 23 Interkultureller MitarbeiterInnen in den NÖ Landesdienst
• Führungskräfteausbildungen für Kindergartenleiterinnen
• Evaluation der Angebote im Kindergarten – Elternbefragung
• Weiterführung der Initiative „Sprachliche Frühförderung“ (zusammen mit dem Bundesmi-

nisterium für Bildung, Wissenschaft und Kultur)
• Umsetzung des „Verpflichtenden Kindergartenjahres“
• Erarbeitung und Implementierung des Bildungsplanes Niederösterreich
• Regelung der Vorbereitung und Durchführung von Übergangsgesprächen mit den Eltern

und den Vertretern des Kindergartens und der Schule
• Weiterentwicklung und Beratung bei Abschied, Trauer, Tod
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Ziele 2014

• Flächendeckende Aufnahme von Kindern ab 2,5 Jahren in den Kindergarten
• Entsprechender Ausbau des Angebotes an Kindergartenplätzen
• Weiterführende Implementierung des „Bildungsplanes für Kindergärten in Niederöster-

reich“ und der Portfolioimplementierungsmaßnahmen
• Verstärkte Kooperation von Kindergarten und Schule:

– Erhebung der Kooperationsprojekte zwischen Kindergarten und Schule
– Veröffentlichung der Ergebnisse der Portfolioevaluierung

Statistik 2013

• NÖ Landeskindergärten: 1.051
• Gruppen: 2.823
• Privatkindergärten: 43
• Förderungen für Privatkindergärten: € 1,995.208,60
• Förderung für das verpflichtende Kindergartenjahr: € 301.695,00
• Beiträge an die Gemeinden zum Personalaufwand der Kinderbetreuerinnen und Stütz-

kräfte in Integrationsgruppen: € 19,310.444,00
• Förderung Nachmittagsbetreuung: € 183.429,00

Gruppe Kultur, Wissenschaft und Unterricht

123





Gruppe Land- und Forstwirtschaft

125

Abteilung Agrarrecht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 126

Abteilung Landwirtschaftliche Bildung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134

Abteilung Landwirtschaftsförderung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 140

Abteilung Forstwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 144

Abteilung Veterinärangelegenheiten und Lebensmittelkontrolle . . . . . . . . . . . 153



Abteilung Agrarrecht

Die Abteilung ist zur Vollziehung der auf dem Gebiet des Agrarwesens im weitesten Sinn erlas-
senen Gesetze und Verordnungen zuständig. Dazu gehören vor allem die Angelegenheiten
des Grundverkehrs, des Ausländergrundverkehrs, des Marktwesens, des Kulturflächenschut-
zes, des Jagd-, Fischerei-, Forst-, Tierversuchs-, Veterinär-, Pflanzenschutz-, Pflanzgut-,
Pflanzenschutzmittel-, des Saatgut-, des Düngemittel- und des Futtermittelwesens, des land-
wirtschaftlichen Bodenschutzes, des landwirtschaftlichen Gentechnikrechtes und schließlich
die Angelegenheiten der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer und der NÖ Landarbeiterkam-
mer einschließlich der Durchführung der Wahlen sowie des Aufsichtsrechtes über diese Kam-
mern, den NÖ Landesjagdverband und den NÖ Landesfischereiverband. Weiters sind auch
die Angelegenheiten der Bodenreform, soweit diese von der Landesregierung zu besorgen
sind, von der Abteilung Agrarrecht zu vollziehen (bis Ende 2013: administrative Angelegenhei-
ten des Landesagrarsenates und die Amtssachverständigentätigkeit für den Landesagrarse-
nat); zusätzlich auch noch die Kreditverwaltung für die NÖ Agrarbezirksbehörde. Im Rahmen
der dargestellten Zuständigkeit werden umfangreiche legistische Tätigkeiten durch Erstellung
von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen unter Berücksichtigung allfälliger bundesrechtli-
cher, unionsrechtlicher und sonstiger internationaler Vorschriften erledigt. Daneben obliegt der
Abteilung Agrarrecht insbesondere die Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungsentwür-
fen anderer Gebietskörperschaften, insbesondere des Bundes, und Entwürfen von Rechtsvor-
schriften von Organen der Europäischen Union sowie die Abgabe von Stellungnahmen im
Rahmen des Verfahrens nach dem Konsultationsmechanismus.

Probleme 2013
• Legistischer Umsetzungsdruck, zumeist bedingt durch unionsrechtliche Vorschriften, inter-

nationale Abkommen, Vorgaben zur Deregulierung von Rechtsvorschriften sowie durch
Anliegen von Interessenvertretungen

• Erstellung zahlreicher Gesetzes- und Verordnungsentwürfe zur Umsetzung der Vorgaben
der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51/2012 (Einführung der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit ab 1. Jänner 2014)

• Umfangreiche, zeitintensive und komplexe Beurteilung von Rechtsvorschriften des Bundes
im Rahmen von Begutachtungsverfahren und von Organen und Einrichtungen der Euro-
päischen Union

Ziele 2014
• Umsetzung von unionsrechtlichen Vorschriften im NÖ Landesrecht
• Vermeidung bzw. Verringerung von Beschwerde- bzw. Vertragsverletzungsverfahren
• Aus- und Weiterbildung der MitarbeiterInnen (z. B. im EU-, EDV-Bereich)
• Reduktion des Verwaltungsaufwandes, stetige Verbesserung der Bürgerfreundlichkeit

durch Verwaltungsvereinfachung und Adaptierung von Rechtsvorschriften
• Fortführung geschlechtergerechter Formulierungen in den Rechtsvorschriften

Jagdrecht
Aufgaben

• Legistik und Vollziehung, einschließlich Erarbeitung von Erlässen zum NÖ Jagdgesetz
1974, LGBl. 6500, der NÖ Jagdverordnung, LGBl. 6500/1, und weiterer Verordnungen auf-
grund des NÖ Jagdgesetzes 1974
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• Landeswahlbehörde für Jagdausschusswahlen
• Aufsicht über den NÖ Landesjagdverband (z. B. Teilnahme an den Sitzungen des Vorstan-

des, der Ausschüsse, der Hauptversammlung „Landesjägertag“)
• Sitzungen zur Anhörung des Landesjagdbeirates
• Durchführung von Jagdaufseherprüfungen und Berufsjägerprüfungen
• Kontakt zu Interessenvertretungen und Europäischen Institutionen
• Sitzungen der länderübergreifenden Koordinierungsstelle zum Schutz des Braunbären in

Österreich

Schwerpunkte 2013

• Berufungsverfahren (z. B. Abschussverfügungen, Jagdkartenentzüge)
• Novelle des NÖ Jagdgesetzes 1974, LGBl. 6500, und der NÖ Jagdverordnung, LGBl.

6500/1
• Erlassung einer NÖ Kormoran- und Graureiherverordnung 2013, LGBl. 6500/12
• Jagdrechtliche Anfragen (z. B. Wildschadensproblematik vor allem im Hinblick auf

Schwarzwild sowie freilaufende Hunde und Katzen)

Probleme 2013

• Wildschäden (insbesondere durch Schwarzwild)
• Fischereischäden durch Fischotter im Bereich der Aquakultur und Fließgewässer

Ziele 2014

• Maßnahmen gegen die Verursacher von Wildschäden (insbesondere Rot-, Reh- und
Schwarzwild)

• Vermeidung von neuen Vertragsverletzungsverfahren
• Behandlung der Fischotterproblematik in Zusammenwirken mit der Abteilung Naturschutz
• Novelle des NÖ Jagdgesetzes 1974, LGBl. 6500, und der NÖ Jagdverordnung, LGBl.

6500/1

Fischereirecht

Aufgaben

• Legistik und Vollziehung des NÖ Fischereigesetzes 2001, LGBl. 6550, und der NÖ Fische-
reiverordnung 2002, LGBl. 6550/1

• Behandlung fischereirechtlicher Anfragen
• Verwaltung und Verkauf/Verpachtung landeseigener Fischereireviere/-rechte
• Aufsicht über den NÖ Landesfischereiverband (z. B. Teilnahme an den Sitzungen des Vor-

standes und der Hauptversammlung)

Schwerpunkte 2013

• Unterstützung des NÖ Landesfischereiverbandes im Rahmen seiner Vollziehung
• Novelle des NÖ Fischereigesetzes 2001, LGBl. 6550
• Berufungsverfahren (z. B. Rodungen, forstpolizeiliche Aufträge, Feststellungsverfahren,

Waldverwüstungen, Wiederbewaldungsaufträge)
• Anträge auf Kostenersatz in Folge Waldbrandbekämpfung gemäß § 17a NÖ Forstausfüh-

rungsgesetz, LGBl. 6851
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Ziele 2014

• Veräußerung landeseigener Fischereireviere und -rechte
• Unterstützung des NÖ Landesfischereiverbandes im Rahmen seiner Vollziehung
• Novelle des NÖ Fischereigesetzes 2001, LGBl. 6550, und der NÖ Fischereiverordnung

2002, LGBl. 6550/1
• Vollziehung des Forstgesetzes 1975, BGBl. Nr. 440/75
• Legistik und Vollziehung des NÖ Forstausführungsgesetzes, LGBl. 6851, sowie des NÖ

Kulturflächenschutzgesetzes 2007, LGBl. 6145

Grundverkehrsrecht

Aufgaben

• Legistik und Vollziehung des NÖ Grundverkehrsgesetzes 2007, LGBl. 6800 (Ausländer-
grundverkehr und landwirtschaftlicher Grundverkehr)

Ziele 2014

• Unterstützung der neuen Grundverkehrsbehörden

Veterinär- und Tierversuchsrecht

Aufgaben

Vollziehung insbesondere folgender Gesetze samt darauf erlassener Verordnungen:
• Tierseuchengesetz, RGBl. Nr. 177/1909
• Tiermaterialiengesetz, LGBl. I Nr. 141/2003
• Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz – LMSVG, BGBl. I Nr. 13/2006
• Tiergesundheitsgesetz, BGBl. I Nr. 133/1999
• Zoonosengesetz, BGBl. I Nr. 128/2005
• Tierarzneimittelkontrollgesetz, BGBl. Nr. 636/1989
• Tierärztegesetz, BGBl. Nr. 16/1975
• Tierversuchsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 114/2012
• NÖ Lebensmittelkontrollgebührengesetz, LGBl. 6401

Schwerpunkte 2013

• Veterinärrechtliche Anfragen und Unterstützung der Abteilung Veterinärangelegenheiten
und Lebensmittelkontrolle sowie der Bezirksverwaltungsbehörden bei der Vollziehung des
Veterinärrechts

• Verfahren nach der Lebensmittelhygiene – Zulassungsverordnung, BGBl. II Nr. 231/2009,
und zur Entschädigung von Viehverlusten aufgrund veterinärbehördlicher Anordnungen

• Stellungnahmen zu zahlreichen bundesrechtlichen Veterinärvorschriften im Rahmen des
Begutachtungsverfahrens bzw. beim Konsultationsmechanismus in Abstimmung mit der
Abteilung Veterinärangelegenheiten und Lebensmittelkontrolle

• Genehmigung von Tierversuchen und Kontrolle von Tierversuchseinrichtungen

Ziele 2014

• Rechtliche Unterstützung der Abteilung Veterinärangelegenheiten und Lebensmittelkon-
trolle sowie der Bezirksverwaltungsbehörden bei der Vollziehung des Veterinärrechts
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Tierzuchtrecht

Aufgaben

• Legistik und Vollziehung des NÖ Tierzuchtgesetzes 2008, LGBl. 6300, des NÖ Bienen-
zuchtgesetzes, LGBl. 6320, und der dazu erlassenen Verordnungen

• Wahrnehmung der gemeinsamen Ländervertretung Tierzucht

Probleme 2013

• Abwicklung und Meldung von Beihilfen gemäß § 27 NÖ Tierzuchtgesetz 2008, LGBl. 6300,
durch die Gemeinden

Schwerpunkte 2013

• Behandlung tierzuchtrechtlicher Anfragen
• Unterstützung der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer als Tierzuchtbehörde im Rahmen

ihrer Vollziehung
• Gemeinsame Ländervertretung Tierzucht
• Unterstützung des Tierzuchtrates bei tierzuchtrechtlichen Fragen

Ziele 2014

• Unterstützung der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer bei tierzuchtrechtlichen
Problemen und Verfahren nach dem NÖ Tierzuchtgesetz 2008, LGBl. 6300
• Wahrnehmung der Ländervertretung Tierzucht und tierzuchtrechtliche Unterstützung des

Tierzuchtrates
• Novelle des NÖ Tierzuchtgesetzes 2008, LGBl. 6300, und der NÖ Tierzuchtverordnung
2009, LGBl. 6300/1

Landarbeitsrecht
Aufgaben

• Gesetzesentwürfe in Ausführung des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287/1984, so-
wie Verordnungsentwürfe in Ausführung der NÖ Landarbeitsordnung 1973, LGBl. 9020

• Abgabe von Stellungnahmen sowie Erstattung von Berichten zu internationalen Überein-
kommen

• Einrichtung folgender Kommissionen:
– Gleichbehandlungskommission (z. B. zuständig für Fragen der Diskriminierung, Maß-

nahmen der Aus- und Weiterbildung)
– Obereinigungskommission (z. B. zuständig für Registrierung, Kundmachung und

Änderung der Kollektivverträge)

Schwerpunkte 2013

• Novelle der NÖ Landarbeitsordnung 1973 in Ausführung des Landarbeitsgesetzes 1984
• Novelle der Verordnung über die Einigungskommission, die Obereinigungskommission

und die land- und forstwirtschaftliche Schlichtungsstelle, LGBl. 9020/4
• Novelle der Verordnung über Beschäftigungsverbote und -beschränkungen für Jugendli-

che in der Land- und Forstwirtschaft, LGBl. 9020/7
• Berichte über die praktische Anwendung von EU-Arbeitnehmerschutzrichtlinien
• Registrierung und Hinterlegung von Kollektivverträgen
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Ziele 2014

• Novelle der NÖ Landarbeitsordnung 1973 in Umsetzung des Landarbeitsgesetzes 1984,
BGBl. Nr. 287/1984

• Vorbereitung von weiteren Novellen zu Verordnungen aufgrund der NÖ Landarbeitsord-
nung 1973

Pflanzgut, Pflanzenschutz- und Pflanzenschutzmittelrecht

Aufgaben

• Aufsicht über den amtlichen Pflanzenschutzdienst (NÖ Landes-Landwirtschaftskammer)
im Rahmen der Vollziehung des Pflanzenschutzgesetzes 2011, des Pflanzgutgesetzes
1997, der Bestimmungen der Pflanzenschutzrichtlinie 2000/29/EG und des NÖ Kulturpflan-
zenschutzgesetzes 1978, LGBl. 6130, sowie der NÖ Pflanzenschutzverordnung, LGBl.
6130

• Legistik im Hinblick auf das NÖ Kulturpflanzenschutzgesetz 1978, LGBl. 6130, der NÖ
Pflanzenschutzverordnung, LGBl. 6130/1, und pflanzenschutzmittelrechtliche Vorschriften
des Landes NÖ

• Beratung des amtlichen Pflanzenschutzdienstes und Teilnahme an Besprechungen mit
Bundesdienststellen (Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit, BMLFUW)

• Wahrnehmung der gemeinsamen Ländervertretung Pflanzenschutz

Probleme 2013

• Auftreten von Feuerbrand und weiterer Pflanzenkrankheiten sowie Ausbreitung des Mais-
wurzelbohrers

• Bienenverluste nach Anwendung von insektizidgebeiztem Maissaatgut, mehrfache Reso-
lutionen an den Bund

• Erarbeitung der fachlichen Grundlagen für die Pflanzenschutzgeräteprüfung
• Evaluierung einer gegenseitigen Anerkennung der Ausbildungsbescheinigungen außer-

halb NÖ

Schwerpunkte 2013

• Bekämpfung von Feuerbrand und Maiswurzelbohrer und anderer Pflanzenkrankheiten
• Schaffung der Voraussetzungen zum Einsatz von Pflanzenschutzmitteln zur Feuerbrand-

bekämpfung
• Auszahlung von Entschädigungen für Feuerbrandschäden
• Mitarbeit bei Bund-Länder-Koordinationssitzungen im Pflanzenschutz- und Pflanzen-

schutzmittelbereich
• Begutachtung von EU-rechtlichen Vorhaben (z. B. Verordnungsvorschläge zu Pflanzenge-

sundheit und invasive Arten, Durchführungsbeschlüsse und Richtlinien)
• Erlassung einer NÖ Pflanzenschutzmittel-Ausbildungsbescheinigungsverordnung 2012,

LGBl. 6170/2
• Mitarbeit bei der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Vorbereitung von bundeseinheitlichen

Regelungen für die Pflanzenschutzgeräteprüfung

Ziele 2014

• Anpassung und Weiterführung des Bekämpfungssystems hinsichtlich Feuerbrand
• Novelle des NÖ Kulturpflanzenschutzgesetzes 1978
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• Novelle des NÖ Pflanzenschutzmittelgesetzes
• Erlassung einer NÖ Pflanzenschutzgeräteprüfungsverordnung
• Bekämpfung von aufgetretenen Pflanzenkrankheiten (Maiswurzelbohrer und andere) auf-

grund von Vorgaben der EU
• Mitwirkung bei der Erstellung neuer EU-Vorschriften (Pflanzengesundheit und invasive Ar-

ten)

Bodenschutzrecht (einschließlich der Kreislaufführung von
bestimmten Abfallstoffen)

Aufgaben

• Legistik und Vollziehung des NÖ Bodenschutzgesetzes, LGBl. 6160, und der dazu erlasse-
nen Verordnungen

Schwerpunkte 2013

• Erarbeitung eines Entwurfs einer Änderung des NÖ Bodenschutzgesetzes hinsichtlich Re-
gelungen für die zulässige Verwertung von nicht verunreinigtem Bodenaushub, Bankett-
schälgut sowie Gerinne- und Teichräumgut

Ziele 2014

• Novelle des NÖ Bodenschutzgesetzes, LGBl. 6160

Gentechnikrecht

Schwerpunkte 2013

• Novelle des NÖ Gentechnik-Vorsorgegesetzes, LGBl. 6180

Ziele 2014

• Laufende Beobachtung der internationalen Entwicklungen im Bereich „Grüne Gentechnik“
und deren potentiellen Auswirkungen auf Niederösterreich

Umwelthaftungsrecht

• Rechtliche Angelegenheiten des NÖ Umwelthaftungsgesetzes, LGBl. 6200

Schwerpunkte 2013

• Novelle des NÖ Umwelthaftungsgesetzes
• Bericht an die EU über den Vollzug der Umwelthaftungsrichtlinie in NÖ
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Organisationsrecht (Kammern)

NÖ Landes-Landwirtschaftskammer

Schwerpunkte 2013

• Aufsicht über die NÖ Landes-Landwirtschaftskammer
• Novelle des NÖ Landwirtschaftskammergesetzes, LGBl. 6000
• Novelle der NÖ Landwirtschaftskammer-Wahlordnung, LGBl. 6050

Ziele 2014

• Aufsicht über die NÖ Landes-Landwirtschaftskammer
• Novelle der NÖ Landwirtschaftskammer-Wahlordnung, LGBl. 6050
• Vorbereitung der NÖ Landwirtschaftskammerwahlen 2015

NÖ Landarbeiterkammer

Schwerpunkte 2013

• Aufsicht über die NÖ Landarbeiterkammer
• Novelle des NÖ Landarbeiterkammergesetzes, LGBl. 9000
• Novelle der NÖ Landarbeiterkammer-Wahlordnung, LGBl. 9005
• Abstimmung und Vorbereitung zukünftiger Gesetzesänderungen bzw. Verordnungsent-

würfe mit Vertretern der NÖ Landarbeiterkammer
• Vorbereitung der NÖ Landarbeiterkammerwahl 2014

Ziele 2014

• Aufsicht über die NÖ Landarbeiterkammer
• Abstimmung und Vorbereitung zukünftiger Gesetzesänderungen bzw. Verordnungsent-

würfe mit Vertretern der NÖ Landarbeiterkammer
• Durchführung der NÖ Landarbeiterkammerwahl 2014

Landesagrarsenat

Schwerpunkte 2013

• Berufungsinstanz in Agrarverfahren über Berufungen gegen Bescheide der NÖ Agrarbe-
zirksbehörde

• 14 Senatssitzungen (78 Berufungen, davon 64 Erkenntnisse, 1 Beschluss)

Kreditverwaltung

Aufgaben

• Überprüfung der Geldgebarung und Kreditüberwachung der bereitgestellten Landesmittel
hinsichtlich des Sach- und Zweckaufwandes der NÖ Agrarbezirksbehörde

• Vorsorge der für die Durchführung der agrarischen Operationen (mit Ausnahme des ländli-
chen Wegebaues) der NÖ Agrarbezirksbehörde erforderlichen Mittel unter Berücksichti-
gung der Budgetvorgaben des Landes NÖ
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Statistik 2013

Kreditverwaltung

Landesmittel für Maßnahmen des Bodenschutzes € 324.545,41
Landesmittel für landschaftsgestaltende Maßnahmen € 48.779,00
Landesmittel für den Amtsaufwand der
NÖ Agrarbezirksbehörde € 308.138,36
Landesmittel für Maßnahmen der Bodenuntersuchung € 18.900,00

Fachprüfung für den Agrardienst

Aufgaben

• Administrative Aufgaben der Prüfungskommission: Festlegung der Prüfungstermine, Prü-
fung der Zulassungsvoraussetzungen, Vorbereitungsgespräche mit den Kandidaten

• Durchführung der schriftlichen und mündlichen Prüfung für den A-, B-, C- und D-Dienst
durch eine Dienstprüfungskommission (Zusammensetzung: vier Techniker und ein Jurist)

Statistik 2013

• Anzahl der abgehaltenen Dienstprüfungen: 1
• 3 Kandidaten (2× A-Dienst, 1 x B-Dienst)
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Abteilung Landwirtschaftliche Bildung

Aufgaben

• Landwirtschaftliche Bildungs-, Beratungs- und Versuchsangelegenheiten
• Landwirtschaftliche Studienförderung und Förderung von landwirtschaftlichen Berufsbil-

dungsmaßnahmen
• Verwaltung der land- und forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen
• Weinangelegenheiten
• Obst- und Gartenbauangelegenheiten
• Angelegenheiten der Qualitätsklassen landwirtschaftlicher Produkte
• Verwaltung der Anteile des Landes in Gesellschaften, die der Förderung der Weinwirt-

schaft dienen
• Angelegenheiten des NÖ Landschaftsabgabegesetzes

Landwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen

Schwerpunkte 2013

• Weitgehend konstante Schülerzahlen. Die Gesamtschülerzahl inklusive landwirtschaftli-
cher Berufsschulen, Schulversuche sowie Bauern- und Bäuerinnenschule ist mit 3.210
Schülerinnen und Schülern im Schuljahr 2013/2014 geringfügig kleiner als im vorangegan-
genen Schuljahr 2012/2013, in welchem 3.218 Jugendliche die Schulen besucht haben.

• Schulentwicklungsprogramm 2017 plus. Zentrales Ziel dieses pädagogischen Pro-
gramms ist die Einführung kompetenzorientierter Lehrpläne bis zum Schuljahr 2017/2018.
Darüber hinaus werden mit diesem Projekt die Modularisierung, die Einführung von Coa-
ching-Stunden und die Entwicklung eines externen Evaluierungssystems festgeschrieben.

• Lernen mit System – LMS. Als erstes Schulsystem in Österreich haben die Landwirt-
schaftlichen Berufs- und Fachschulen in Niederösterreich eine durchgehende Leistungser-
fassung aller Schülerinnen und Schüler geschaffen, die es sowohl den Lernenden als auch
deren Erziehungsberechtigten ermöglicht, via Internet den tagesaktuellen Notenstand ab-
zurufen. Je Schule wurden zwei Lehrkräfte als Schuladministratoren ausgebildet.

• Landtagspräsentation. Anlässlich der Budgetsitzung des NÖ Landtags am 19. und
20. Juni 2013 in St. Pölten präsentierten die beiden landwirtschaftlichen Fachschulen
Obersiebenbrunn und Warth ihre selbst erzeugten Produkte den Landtagsabgeordneten
und luden unter dem Motto „Wild und süß“ zur Verkostung ein.

• Schülerwallfahrt Stift Zwettl. Am 19. September 2013 fand die traditionelle Schülerwall-
fahrt der Landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen in Niederösterreich statt, die dies-
mal zum Stift Zwettl führte und unter dem Motto „Toleranz“ stand. 2.300 Schülerinnen und
Schüler, Lehrkräfte und Bedienstete der Landwirtschaftsschulen nahmen an der größten
Schulmesse Österreichs teil und setzten damit ein solidarisches Zeichen der Gemeinsam-
keit für Gerechtigkeit und Frieden.

• Erntedankfest und Jungweintaufe. Am 7. November 2013 konnten sich im Rahmen des
Erntedankfestes im Landhaus in St. Pölten die Regierungsmitglieder und Landtagsabge-
ordneten von der hohen Qualität der bäuerlichen Lebensmittel aus den Landwirtschafts-
schulen Niederösterreichs überzeugen. Die Fachschulen machen mit dem traditionsreichs-
ten Fest des Bauernstandes auf die vielfältigen Leistungen der österreichischen Landwirt-
schaft aufmerksam und wiesen auf die große Bedeutung der Bildungsarbeit der Schulen
im ländlichen Raum hin.
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• GenussSchule und Gesunde Schule. Am 23. Oktober 2013 wurde in der landwirtschaftli-
chen Fachschule Krems der Startschuss für beide Initiativen gegeben: Bei der Genuss-
Schule werden heimische Produkte und ihre Vorteile hervorgehoben sowie Bewusstsein
für Herkunft und Qualität von Lebensmitteln gebildet. Die Gesunde Schule ist eine Initiative
gemeinsam mit der Sozialversicherungsanstalt der Bauern (SVB) zur Gesundheitsförde-
rung für die gesamte Schule.

• Kooperation mit CONCORDIA. Die kleine Landwirtschaft, die den Kinderdörfern von Con-
cordia in Rumänien angeschlossen ist, wurde von den Fachschulen bewirtschaftet. Die
Reisekosten für alle Teilnehmer wurden von der Raiffeisen-Holding NÖ-Wien finanziert.

• Auro Danubia. Das landwirtschaftliche Schulwesen hat für Kinderhäuser des Vereins Auro
Danubia im rumänischen Saniob den Betrieb eines Folientunnels für die Selbstversorgung
mit Gemüse gestartet.

• Oberstufenrealgymnasium für Pferdewirtschaft. Mit September 2013 wurde der erste
Jahrgang dieses neuen Schultyps aufgenommen. Ziel dieses Schulversuchs ist, den Schü-
lerinnen und Schülern sowohl eine allgemeinbildende höhere Ausbildung mit Reifeprüfung
als auch eine Ausbildung zur Pferdewirtschaftsfacharbeiterin bzw. zum Pferdewirtschafts-
facharbeiter zu ermöglichen.

• Abschlussprüfung zur Mittleren Reife. Der Prüfungsablauf und die zu bewertenden Teil-
bereiche wurden neu gestaltet. Hinkünftig werden die Ergebnisse der Abschlussklasse und
der Abschlussprüfung auf einem Zeugnis zusammengefasst.

• Weiterbildung. Insgesamt 88 Kurse und Seminare wurden für die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des landwirtschaftlichen Schulwesens angeboten. In der letzten Woche der
Sommerferien hat in Langenlois die traditionelle Sommerbildungswoche für Lehrkräfte und
Landesbedienstete mit mehr als 250 Teilnehmern stattgefunden.

• Baumaßnahmen. An der landwirtschaftlichen Fachschule Gießhübl wurde der Gardero-
bentrakt fertiggestellt und am 25. Oktober 2013 eingeweiht. An der landwirtschaftlichen
Fachschule Krems konnte das Weinkompetenzzentrum am 21. November 2013 eröffnet
werden. Die Errichtung der Lehrwerkstätte Biomasse an der landwirtschaftlichen Fach-
schule Tulln und die Generalsanierung der Landwirtschaftlichen Fachschule Warth wurden
abgeschlossen. Für einen Zubau zur landwirtschaftlichen Fachschule Sooß wurde ein
Architekten-Wettbewerb gestartet.

• Schülerbeihilfen. Im Rahmen der Vollziehung des Schülerbeihilfengesetzes 1983 wurden
im Schuljahr 2012/2013 1.342 Anträge bearbeitet (davon 1.051 Anträge positiv) und Schul-
und Heimbeihilfen in Höhe von € 1,636.725,– ausbezahlt.

• Schülerwettbewerbe. An den Schi- und Snowboardmeisterschaften am 30. Jänner 2013
am Hochkar haben rund 200 Schülerinnen und Schüler sowie Lehrkräfte teilgenommen.
Am 20. März 2013 fand an der landwirtschaftlichen Fachschule Zwettl der sechste nieder-
österreichweite Hauswirtschafts-Cup für Schülerinnen der Landwirtschaftlichen Fachschu-
len statt. Sieben Teams gingen an den Start und stellten ihre Kompetenz in Sachen Haus-
wirtschaft eindrucksvoll unter Beweis. Die beiden Gewinnerinnen aus den landwirtschaftli-
chen Fachschulen Ottenschlag und Gießhübl haben Niederösterreich beim Bundesent-
scheid am 18. April 2013 in Gröbming vertreten. An der 12. Waldarbeits-Staatsmeister-
schaft am 11. und 12. April 2013 in Hohenlehen haben 22 Teams aus ganz Österreich teil-
genommen. Der 26. Waldarbeitswettbewerb der niederösterreichischen landwirtschaftli-
chen Fachschulen wurde am 13. Juni 2013 in Hohenlehen durchgeführt. Der Wettkampf
bestand aus den Bewerben Fallkerb, Präzisionsschnitt, Stechen und Zusammenschnei-
den, Zielhacken und Blochrollen. Die gastgebende Fachschule Hohenlehen konnte wie-
derum sowohl bei den Burschen unter 17 Jahren als auch bei den Burschen über 17 Jah-
ren gewinnen und bei den Mädchen war das Team des Francisco-Josephinums Wiesel-
burg erfolgreich. Am 19. Juni 2013 wurde in St. Pölten das Sportfest der Landwirtschafts-
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schulen mit rund 400 Schülerinnen und Schülern durchgeführt: Gesamtsieger bei den
Mädchen wurde die landwirtschaftliche Fachschule Zwettl und bei den Burschen die land-
wirtschaftliche Fachschule Mistelbach.

• Junior-Firma. An fast allen Landwirtschaftsschulen wurden Juniorfirmen geführt – bei-
spielsweise an der landwirtschaftlichen Fachschule Sooß „Health and Nature“ mit dem Ver-
kauf von Kräutertees und Kräutersalzen bei Schulveranstaltungen.

• Versuchswesen Pflanzenbau. Die erfolgreiche Kooperation mit Institutionen wie der Uni-
versität für Bodenkultur, der NÖ Landes-Landwirtschaftskammer, Raiffeisen Ware Austria
(RWA), der Pflanzenschutzindustrie und der Agentur für Gesundheit und Ernährungssi-
cherheit (AGES) wurde beibehalten. Die weltweit steigende Nachfrage nach agrarischen
Produkten macht es notwendig, Intensivierungsmaßnahmen in der Produktion zu prüfen.
Deshalb wurden solche bei Winterweizen, Winterroggen und Mais an den Lehr- und Ver-
suchsbetrieben begonnen und erste Ergebnisse publiziert. Bei Mais wurden erstmals in
Österreich Fungizidversuche zur Reduktion von hochgiftigen Mykotoxinen in Kooperation
mit der Universität Kiel angelegt.

• Versuchswesen Nutztierhaltung. Die landwirtschaftliche Fachschule Pyhra hat das Pro-
jekt „Ad-libitum-Tränke bei Kälbern“ weitergeführt und gemeinsam mit der landwirtschaftli-
che Fachschule Obersiebenbrunn einen Mastversuch bei Maststieren, Ochsen und Kalbin-
nen begonnen, bei dem Zunahmen, Futterverwertung und Fleischqualität beurteilt werden.
Gemeinsam mit der Waldland GmbH wurde bei Zwettl eine Kreislaufanlage mit Landesför-
dermitteln errichtet, in der Welse gezüchtet werden. Diese Anlage dient als Lehr- und Ver-
suchsanlage und wird sowohl in der schulischen Ausbildung als auch im Kurswesen wich-
tige Erkenntnisse liefern.

• Versuchswesen Weinbau. Die Erprobung neuer Pflanzenschutzmittel erfolgt an den Lan-
desweingütern Hollabrunn, Krems und Retz. Bodenbearbeitungsversuche und Ausdün-
nungstests runden das Versuchsprogramm im Weinbau ab. Ein spezielles Projekt in Krems
beschäftigt sich mit dem Phänomen der Traubenwelke, wobei grundlegende Erkenntnisse
der Entstehung und Lösungsansätze erarbeitet werden konnten, die in zahlreichen Vorträ-
gen weitergegeben werden. In der Mikrovinifikation im neuen Weinkompetenzzentrum an
der landwirtschaftlichen Fachschule Krems bestehen nunmehr optimale Bedingungen für
die Durchführung von Kellerwirtschaftsversuchen.

• Saatzucht Edelhof. Die Saatzucht Edelhof konnte 2013 ihre Marktpräsenz sowohl in Ös-
terreich als auch in zahlreichen EU-Staaten, speziell aber im Osten, festigen. Die etablier-
ten Qualitäts- und Mahlweizensorten Estevan, Energo, Eurofit und Emerino konnten sich
vor allem als hochqualitative Sorten in Österreich durchsetzen. Drei Neuzulassungen be-
stätigen den erfolgreichen Kurs der landeseigenen Saatzucht: Neben der Wintergersten-
sorte Estoria wurde der Populationsroggen Elias zum Anbau zugelassen, und die neue
Qualitätsweizensorte Elmo wurde von der Zulassungsbehörde in die hohe Backqualitäts-
stufe 7 eingeordnet und ergänzt somit das Brotweizensortiment.

• NÖ Landesweingüter. Bei der gemeinsamen Weinmarke Campus der NÖ Landesweingü-
ter garantiert ein internes Controllingsystem eine hohe Produktqualität. Auf Grund der en-
gagierten Arbeit in allen Landesweingütern konnten auch 2013 zahlreiche Weinprämierun-
gen erreicht werden: Bei der Austrian Wine Challenge (AWC Vienna) wurden alle vier Lan-
desweingüter mit Gold und Silber ausgezeichnet. Das Landesweingut Mistelbach war mit
dem Welschriesling 2012 im Salon Österreich Wein 2013 vertreten; dieser Wein wird unter
dem traditionellen Namen „Puppenspieler“ – benannt nach den Internationalen Puppenta-
gen in Mistelbach – vermarktet.

• Internationale Kontakte. Seit Juni 2013 läuft das Leonardo-da-Vinci-Mobilitätsprojekt
COLLVET (Collecting ideas and Collaborating in Vocational Education and Training) für
Ausbildnerinnen und Ausbildner in Fachschulen. Österreichweit werden 56 Lehrkräfte dar-
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an teilnehmen und in 13 europäischen Ländern in einem einwöchigen Praktikum Erfahrun-
gen austauschen. Seit Dezember 2012 wird im Innovationstransferprojekt ANGIE 2.0
(A New Generation in Education) untersucht, welche Kompetenzen während eines Aus-
landspraktikums auch informell erworben werden. Das vierte Partner-Meeting fand in der
landwirtschaftlichen Fachschule Krems statt. Niederösterreichische Teilnehmerinnen und
Teilnehmer waren bei internationalen Tagungen in Holland, Norwegen und Ungarn. Erste
Kontakte wurden zu kroatischen Schulen aufgenommen.

• Legistik. Im legistischen Bereich wurden das NÖ Landwirtschaftliche Schulgesetz und die
NÖ Land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildungsordnung 1991 (NÖ LFBAO 1991) ge-
ändert und die Beträge der NÖ Schülerheim-, Lern- und Arbeitsmittelbeitragsverordnung
valorisiert.

Ziele 2014

• Erhebung der baulichen Notwendigkeiten für ein neues Bau- und Investitionsprogramm
• Umsetzung des pädagogischen Schulentwicklungsprogramms 2017 samt Erstellung kom-

petenzorientierter Lehrpläne
• Zweiwöchiger Probebetrieb für ein modularisiertes Schulwesen
• Entwicklung eines Berufsbildes für den Bereich „Green Care“
• Rechtliche Verankerung des Ausbildungsversuches Nutztierhaltung
• Organisation eines Vernetzungstreffen für europäische Landwirtschaftsschulen im April

2014
• Ausbildung zusätzlicher Fahrschullehrkräfte
• Fortsetzung der Kooperationen mit CONCORDIA und Auro Danubia

Landwirtschaftliche Koordinationsstelle (LAKO)

Schwerpunkte 2013

• Serviceleistungen für Lehrkräfte sowie Schüler. Die Homepage http://www.lako.at/ und
die Praxisplatzbörse werden ständig aktualisiert, der Schülerkalender wurde (letztmalig)
aufgelegt und der Lehrfilm „Alles BIO“ in deutscher Sprache herausgegeben. Die Landwirt-
schaftsschulen wurden bei der Weiterentwicklung des NÖ Bildungsnetzes (NÖB), der
Hard- und Softwarebeschaffung sowie der Anwendung von LMS (Lernen mit System)
unterstützt.

• Umweltbildung und Ökologisierung. Als Mitglied des 2009 gegründeten Netzwerkes
Umweltbildung NÖ beteiligt sich die LAKO an Bildungsangeboten wie Symposien und
Fachtagungen, am ÖKOLOG-BegleiterInnenprojekt des Landes sowie an Projekten wie
„Lese-Umwelt“. Weiters wurden Bodentage an insgesamt sieben Fachschulstandorten ab-
gehalten.

• Die Garten Tulln. Die Landesgartenschau war vom 10. April bis 6. Oktober 2013 geöffnet.
An über 40 Öffnungstagen wurden im Mustergarten der Landwirtschaftsschulen Fachpro-
gramme unter Mitwirkung zahlreicher Fachschulen angeboten.

• Bildungsförderung. Im Jahr 2013 besuchten 56.311 Kurs- und Seminarteilnehmerinnen
und -teilnehmer 2.344 Bildungs- und Informationsveranstaltungen. Diese wurden zum
überwiegenden Teil von den beiden Bildungsträgern Ländliches Fortbildungsinstitut (LFI)
und dem Absolventenverband Land-Impulse entwickelt und umgesetzt. In den Maßnah-
men Berufsbildung sowie Ausbildung und Information wurden € 1,668.571,– an öffentli-
chen Mitteln ausbezahlt. An der Erstellung des neuen Erwachsenenbildungsprogrammes
2020 wurde in Arbeitsgruppen und bei den Frühjahrs- und Herbstberatertagungen des
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Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mitge-
arbeitet.

• Öffentlichkeitsarbeit und Produkte. Über die vielfältigen Aktivitäten im Bereich des land-
wirtschaftlichen Schulwesens erfolgte eine laufende Pressearbeit mit Presseaussendun-
gen und Pressekonferenzen in Abstimmung mit den Büros der Landesräte. Das Bildungs-
journal wurde 2013 zwei Mal herausgegeben. Weiters wurden Prospekte und Informations-
material über die Landwirtschaftsschulen und deren Ausbildungsschwerpunkte veröffent-
licht. Die Landwirtschaftsschulen waren bei der neuen Messe „Schule und Beruf“ in Wie-
selburg vertreten. Der „Help-Folder“ mit aktuellen Adressen und Telefonnummern in Kri-
sensituationen aller Art wurde neu aufgelegt und allen Schülerinnen und Schülern zur Ver-
fügung gestellt. Das Lesespiel „Ex Theresa“ zur Problematik Alkohol und Jugendliche wur-
de entwickelt und produziert, wobei dieses Lesespiel bei einem Medienwettbewerb aller
katholischer Diözesen mit einem Preis ausgezeichnet wurde. Weiters wurde die Unter-
richtsmappe „Aktivierende Methoden“ erstellt.

• Focus Bildung. Im Rahmen der pädagogischen Initiative MOVE wurden 2013 vier Vor-
trags- und Diskussionsveranstaltungen durchgeführt: am 14. Mai 2013 an der landwirt-
schaftlichen Fachschule Obersiebenbrunn zum Thema „Vital4Brain“ mit Direktor Dr. Wer-
ner Schwarz und Landesrätin Mag. Barbara Schwarz, am 6. Juni 2013 an der landwirt-
schaftlichen Fachschule Sooß zum Thema „Hirn.Schmalz“ mit Mag. Christian Putscher, am
29. Oktober 2013 wieder an der landwirtschaftlichen Fachschule Sooß zum Thema „Han-
dy.Facebook&Co“ mit Diplom-Sozialarbeiter Michael Guzei und am 13. November 2013
am Edelhof zum Thema „Klima.Schutz.Leben“ mit Redakteur Edmund Brandner.

• FARM-Symposien und Zdimal-Preise. Gemeinsam mit dem Absolventenverband Land-
Impulse wurde am 15. Februar 2013 an der landwirtschaftlichen Fachschule Edelhof ein
FARM-Symposium zum Thema „Aufgedeckt. Was alles in unseren Lebensmitteln steckt“
organisiert, bei dem Experten die gesunde Ernährung näher unter die Lupe nahmen. Die
Zdimal-Preise für die besten Forstabsolventen in Niederösterreich, benannt nach dem ver-
storbenen Forstdirektor Dipl.-Ing. Willibald Zdimal, wurden am 27. Juni 2013 anlässlich der
Eröffnungsfeier der Wieselburger Messe von Bundesminister Dipl.-Ing. Nikolaus Berlako-
vich verliehen.

• Lyrikpreis. Unter dem Titel „Land.Leben.“ wurde der erste Lyrikpreis für alle Schülerinnen
und Schüler der Landwirtschaftsschulen ausgeschrieben. Die Preisverleihung wird Ende
März 2014 erfolgen.

• Kiefernprojekt. Zum Thema Weißkiefer wurde ein Gemeinschaftsprojekt von Wirtschaft,
Forstwirtschaft, Forschung, Politik und Bildung mit der Zielsetzung einer Steigerung des
Absatzes und der Verwendung von heimischem Holz gestartet.

Ziele 2014

• Durchführung des LAKO-Kreativpreises 2014
• Finale des ersten Lyrikwettbewerbes
• Durchführung von Focus-Bildungsveranstaltungen, FARM-Symposien, Fachtagen, Boden-

tagen und Workshops zu Energie- und Umweltbildungsthemen
• Bildungsveranstaltung „25 Jahre Landwirtschaftliche Koordinationsstelle“
• Projektentwicklungen von Bildungsprojekten für die Erwachsenenbildung
• Verbreitungsseminar im Rahmen des Projekts COLLVET im Herbst 2014
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Weinwirtschaft und Landschaftsabgabe

Schwerpunkte 2013

• Weinernte. Die Weinernte 2013 hat ca. 1,45 Mio. Hektoliter betragen und liegt somit deut-
lich unter dem langjährigen Durchschnitt von rund 1,5 Mio. Hektoliter.

• Regionale Reserve. Aus der regionalen Reserve wurden Pflanzungsrechte für rund 250
Hektar zugeteilt.

• Förderung der Weinwirtschaft. Wichtigste Position ist der Beitrag an die Österreich Wein
Marketing GmbH (ÖWM) in Höhe von € 2 Mio.

• Landschaftsabgabe. Die Landschaftsabgabe ist für das obertägige Gewinnen minerali-
scher Rohstoffe zu entrichten. Die Einnahmen dienen zur Mitfinanzierung des NÖ Land-
schaftsfonds. Im Jahr 2013 wurden Einnahmen in Höhe von rund € 3,6 Mio. erzielt, wobei
die jeweilige Standortgemeinde der Gewinnungsstätte einen Ertragsanteil von 10% erhält.
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Abteilung Landwirtschaftsförderung

• Geschäftsstelle des NÖ Landschaftsfonds (neu)
• Arbeitsaufsicht in der Land- und Forstwirtschaft
• Kontrolle der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln in der Landwirtschaft
• Förderung der Landwirtschaft und des ländlichen Raums
• Dorfhelferinnen- und Zivildienereinsatz
• Förderung der Behebung von Katastrophenschäden im Vermögen physischer und juristi-

scher Personen mit Ausnahme der Gebietskörperschaften
• Notstandsmaßnahmen
• Landwirtschaftliches Siedlungswesen
• Aussiedlungen im Rahmen des passiven Hochwasserschutzes im Machland-Süd

Schwerpunkte 2013

• Auszahlung der Förderung für Güterwegerhaltung und Almverbesserung (neu)
• Betreuung der Geschäftsstelle des NÖ Landschaftsfonds (neu)
• Programmverantwortliche Landesstelle (PVL): Koordination, Abwicklung und Anpassung

des Programms ländliche Entwicklung sowie Beratung über die aktuellen Rahmenbedin-
gungen

• Finanzierung des bestehenden Umweltprogramms (ÖPUL 2007) und der Ausgleichszu-
lage für benachteiligte landwirtschaftliche Betriebe im Rahmen des Programms ländliche
Entwicklung

• Führung der administrativen Geschäfte des NÖ landwirtschaftlichen Förderungsfonds
• Abwicklung der Förderungsmaßnahmen „Prämienkostenzuschuss für Rinderversiche-

rung“, „Kalbinnenaktion“ und „Qualitätsverbesserung der NÖ Rinderzucht – NÖ Genetik-
Programm“.

• Abwicklung der Förderungsmaßnahme „Zuschüsse des Landes NÖ zu den Sozialversi-
cherungsbeiträgen für hauptberuflich Beschäftigte in der Land- und Forstwirtschaft“

• Umsetzung des NÖ Lebensmittelclusters gemeinsam mit der ECO Plus
• Abwicklung des Programms Europäischer Fischereifonds
• Abwicklung der Förderung zur Verbesserung der Verarbeitung und Vermarktung landwirt-

schaftlicher Erzeugnisse in Niederösterreich gemeinsam mit dem ERP-Fonds und dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

• Abwicklung von Maßnahmen im Rahmen des nationalen Förderungsprogramms
• Anpassung von Fördermaßnahmen an die Wettbewerbsregelungen der EU-Kommission
• Schwerpunktverantwortliche Landesstelle (SVL): Begleitung und Betreuung der Leaderre-

gionen in Niederösterreich.
• Mitarbeit bei der Erarbeitung und laufenden Anpassung der Kontrollvorgaben für die Prü-

fung der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Umsetzung der GAP
2003 und des Programms ländliche Entwicklung

• Förderung der Behebung von Katastrophenschäden im Vermögen physischer und juristi-
scher Personen mit Ausnahme der Gebietskörperschaften. NÖ war Anfang Juni 2013 wie-
der von einem großen Hochwasser betroffen, wobei insbesondere entlang der Donau in
zahlreichen Gemeinden große Schäden entstanden. Allein die Schäden, für deren Behe-
bung die Beihilfen von der Abteilung Landwirtschaftsförderung ausbezahlt werden, betru-
gen rund € 80 Mio.

• Förderung von Absiedlungen im Rahmen des passiven Hochwasserschutzes im Mach-
land-Süd in den Gemeinden Ardagger, Neustadtl/Donau, Strengberg und Wallsee

• Gewährung von Förderungen für unverschuldet in Not geratene bäuerliche Betriebe
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• Organisation und Abwicklung des Dorfhelferinnendienstes und der sozialen Betriebshilfe
durch den Einsatz von Zivildienern

• Mitarbeit bei der Umsetzung des niederösterreichischen Klimaprogramms und bei der Er-
stellung von Maßnahmen entsprechend dem Bundesklimaschutzgesetz

• Erstellung des Berichtes über die wirtschaftliche und soziale Lage der Land- und Forstwirt-
schaft in Niederösterreich

• Fortlaufende Betriebskontrollen gemäß den Bestimmungen der NÖ Landarbeitsordnung in
den Betrieben der Land- und Forstwirtschaft: (Genossenschaften, Guts- und Forstbetriebe,
Gartenbaubetriebe, bäuerliche Betriebe, Lehr- und Praxisbetriebe)

• Vorschreibung der Evaluierung und des Präventivdienstes in den Betrieben sowie Kon-
trolle der Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente

• Abgabe von sicherheitstechnischen Stellungnahmen im Bau- und Gewerberechtsverfah-
ren, Erstellung von Gerichtsgutachten

• Abhaltung von Schulungskursen gemeinsam mit der NÖ Landarbeiterkammer, der Allge-
meinen Unfallversicherungsanstalt, der Sozialversicherungsanstalt der Bauern, der Lehr-
lings- und Fachausbildungsstellen sowie anderer Interessengruppen

• Betriebskontrollen bezüglich der Verwendung von Pflanzenschutzmittel in der Landwirt-
schaft

• Kontrollen bezüglich der Verwendung von Pflanzenschutzmittel außerhalb der Landwirt-
schaft (Gemeinden, . . .)

Ziele 2014

• Koordination, Anpassung und Abwicklung des Programms ländliche Entwicklung 2007 bis
2013 sowie Mitarbeit bei der Erstellung der Vorschläge für das Programm ländliche Ent-
wicklung ab 2014

• Direktförderungen für Betriebe in benachteiligten Gebieten (Berggebiet, sonstiges benach-
teiligtes Gebiet und kleines Gebiet), an denen sich auch die EU beteiligt

• Förderung einer umweltverträglichen Landwirtschaft durch die Maßnahmen des ÖPUL
• Förderung von landwirtschaftlichen Betrieben im Rahmen des einzelbetrieblichen Investi-

tionsprogramms bzw. im Rahmen des nationalen Förderungsprogramms
• Verbesserung der Einkommenssituation im ländlichen Raum durch Förderung von Projek-

ten in Richtung Diversifizierung der landwirtschaftlichen Tätigkeit (landwirtschaftlicher Tou-
rismus und Vermarktung)

• Förderung von Betrieben zur Verbesserung der Verarbeitung und Vermarktung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse

• Förderung von diversen Projekten und Maßnahmen im Rahmen der nationalen Richtlinien
sowie von Landesvorgaben.

• Abwicklung von Leader-Projekten sowie Steuerung und Unterstützung der Leader-Grup-
pen

• Förderung der Behebung von Katastrophenschäden und rasche Auszahlung der Beihilfen
• Abwicklung der Anträge auf Aussiedlung aus den hochwassergefährdeten Gebieten in Ar-

dagger, Neustadtl, Strengberg und Wallsee
• Sicherstellung der Unterstützung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe in Notfällen durch

die Bereitstellung von Dorfhelferinnen und Zivildienern sowie durch finanzielle Hilfestellun-
gen (Notstandsunterstützungen)

• Fortlaufende Betriebskontrollen sowie Vorschreibungen der Evaluierung und des Präven-
tivdienstes in den land- und forstwirtschaftlichen Betrieben

• Kontrolle des Arbeitsrechtes
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• Kontrolle der Pflanzenschutzmittel beim Anwender auf Grundlage des neuen NÖ Pflanzen-
schutzmittelgesetzes

• Führung der Geschäfte des NÖ Landschaftsfonds
• Auszahlung der Förderung für Güterwegerhaltung

Statistik 2013 (in €)

Unterstützungen zur Verbesserung der Produktionsgrundlagen, der
Produktivität, der Infrastruktur und der Erhaltung der Existenz
bäuerlicher Betriebe

AIK Zinsenzuschüsse (Wohnbau AIK alt) 6.841,18
Programm ländliche Entwicklung (sonstige Maßnahmen) 12,479.457,84
Neubau von Güterwegen 3,166.958,00
Güterwegeerhaltung 2,087.516,52
Nationale Maßnahmen 2,377.816,26

Sozialmaßnahmen

Dorfhelferinnendienst
24 aktive Dorfhelferinnen (15 in Karenz)

4.023 Arbeitstage zu rd. 10 Arbeitsstunden in 413 Einsätzen
611 Kinder und 170 pflegebedürftige Personen betreut

Personalkosten 1,163.493,74
Sachkosten 18.071,07

Notstandsunterstützungen

15 Notstandsdarlehen 540.000,00
2 Notstandsbeihilfen 6.000,00

Landesmittel insgesamt 546.000,00

Betriebshilfe (Maschinenringeinsätze)
Landesbeitrag Einsatzstunden, Beitrag zu den
Verwaltungsaufwänden Maschinenringförderung) 32.619,00

Sonstige Förderungen

Kalbinnenaktion 172.480,00
Prämienverbilligung zur Hagel und
Frostschadensversicherung 5,897.655,51
Zuschuss zu den Prämienkosten für die Rinderversicherung 532.138,14
Sturmschadenversicherung 123.933,27
Katastrophenschäden Beihilfen (60% Bund, 40% Land) 19,570.098,20
BSE-Testkosten 0,00
Absiedlung Strengberg, Wallsee, Ardagger, Neustadtl 123.197,12
Landesbeitrag für Technischen Prüfdienst 1,494.729,23
Qualitätssichernde und -verbessernde Maßnahmen
im Tierbereich 1,708.039,28
NÖ Genetikprogramm 467.280,00
SVB-Zuschuss 84.820,50
Auszahlung für Förderungen aus Landschaftsfonds 2,797.128,56
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Beiträge an Interessenvertretungen

NÖ Landes-Landwirtschaftskammer 19,698.303,24
NÖ Landarbeiterkammer 900.700,00

Insgesamt 20,599.003,24

Direktförderungen

Ausgleichszahlungen für Bergbauern 9,493.910,00
Umweltprogramm (ÖPUL) 41,663,000,00
Nationale Mutterkuhprämie 806.000,00
Nationale Milchkuhprämie 1,121.000,00
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Abteilung Forstwirtschaft

Aufgaben

• Durchführung und Koordinierung der Hoheitsaufgaben für Forst, Jagd, Fischerei
• Sachverständigentätigkeit Forst, Jagd, Fischerei und Naturschutz
• Abwicklung der forstlichen Förderung (waldbauliche Maßnahmen, Forstaufschließung,

Aufklärung und Beratung, Forstschutz, Landschaftsfonds)
• Führung der Landesforstgärten
• Beratungstätigkeit und Öffentlichkeitsarbeit
• Mitarbeit bei der Koordinierung des Biosphärenpark-Wienerwald-Managements

Schwerpunkte 2013

• Forstliche Öffentlichkeitsarbeit zu Wald und Natur
• Einzelbaumbewertung
• Biosphärenpark Wienerwald
• Mitwirkung in partizipativen Prozessen und wissenschaftlichen Projekten
• Mitwirkung LE 2020
• GIS:

– Entwicklung von ForstGIS
– Wartung der GIS-mäßig gebildeten Jagdgebiete und Reviere
– Mitwirkung in Projekten „Waldbauempfehlungshandbuch“ (BOKU) und „Forststraßen

Layer“ (BFW und TU Wien)

Ziele 2014

• Sonderförderung für die Wiederaufforstung von Windwurfflächen nach Gewitterstürmen im
Jahr 2013 mit Schwerpunkt im Waldviertel

• Förderschwerpunkte für NÖ im Rahmen LE 07–13 (Entwicklung für den ländlichen Raum)
• Forstfachliche Betreuung des Biosphärenpark Wienerwald Management
• GIS:

– Roll-out und flächendeckende Einführung von ForstGIS in den Bezirken
– Koordinierung und Verbreiterung der FachGIS-Basis in der Abteilung Forstwirtschaft
– Schulung und Support ForstGIS
– Wartung der GIS-mäßig gebildeten Jagdgebiete und Reviere
– Mitwirkung in Projekten „Waldbauempfehlungshandbuch“ (BOKU) und „Forststraßen

Layer“ (BFW und TU Wien)

Forstfachangelegenheiten

Aufgaben

• Erstellung von Entwürfen für Gesetze und Verordnungen
• Forstfachliche Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen
• Ständige Kontakthaltung mit der Abteilung Agrarrecht
• Bearbeitung aller sonstigen fachlichen Rechtsangelegenheiten
• Weiterleitung von rechtlich relevanten Änderungen und der Spruchpraxis an nach-geord-

nete Dienststellen (Bezirksforstinspektionen)
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• Begutachtung von Waldbeständen und Waldbewertungen samt Grundeinlösungen
• Erstellung von Gutachten
• Mitarbeit im Projekt Umsetzung Natura 2000 in Niederösterreich

Schwerpunkte 2013

• Gutachten für Verwaltungsverfahren und Grundeinlösungen
• Unterstützung der BHs bei der Standardisierung von forstrechtlichen Verfahren
• Koordinierung der für den Biosphärenpark Wienerwald forstfachlich relevanten Aspekte in-

nerhalb des Landes NÖ und mit externen Partnern
• Sachverständigentätigkeiten in UVP-Verfahren

Jagdfachangelegenheiten

Aufgaben

• Fachliche Bearbeitung legistischer Maßnahmen (Novellen NÖ JG und NÖ JVO)
• Erstellung von jagdfachlichen Gutachten und Stellungnahmen
• Fortsetzung der Initiative „RespekTiere deine Grenzen“
• Fachliche Mitwirkung bei der raumplanerischen Absicherung von Wildtierkorridoren

Schwerpunkte 2013

• Jagdfachliche Gutachten in Berufungsverfahren
• Jagdfachliche Gutachten im Zusammenhang mit Abschussverfügungen gem. § 100 NÖJG

bzw. § 16 Abs. 5 ForstG
• Sachverständigentätigkeit in UVP-Verfahren
• Mitarbeit beim Projekt Jagdverwaltungsprogramm

Ziele 2014

• Sachverständigentätigkeit in UVP-Verfahren
• Jagdfachliche Gutachten in Berufungsverfahren
• Fortsetzung der Initiative „RespekTiere deine Grenzen“

Fischerei

Aufgaben

• Fachliche Bearbeitung legistischer Maßnahmen
• Erstellung von Gutachten und Stellungnahmen zu fachlichen Anfragen betreffend NÖ Fi-

schereigesetz, Wasserrechtsgesetz und NÖ Raumordnungsgesetz
• Bewertung von Fischereischäden an Gewässern
• Begutachtung von wasserbaulichen Bauvorhaben mit Fischereibezug
• Begutachtung von Aquakulturanlagen
• Erstellung von Schätzgutachten anlässlich Katastrophenschäden bei Aquakulturanlagen

für die Abteilung Landwirtschaftsförderung
• Erstellung von Schätzgutachten für die Veräußerung landeseigener Fischereireviere
• Beratungstätigkeit für den NÖ Landesfischereiverband
• Vertretung des Landes NÖ als Fischereiberechtigter in allen einschlägigen Verfahren in

Assistenz der Abteilung Agrarrecht
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Schwerpunkte 2013

• Sachverständigen- und Gutachtertätigkeit in fischereifachlichen Angelegenheiten mit
Schwerpunkt auf Kraftwerksneu- bzw. -umbau, Errichtung bzw. Umbau von Fischwander-
hilfen und Aquakulturanlagen, Gewässerrenaturierungen und Flussraummanagement

• Erforderlichkeitsprüfung für Teichhütten nach dem NÖ Raumordnungsgesetz
• Bewertung von Bauzeit- und Dauerschäden an Fischereirevieren
• Bewertung von Schäden an Aquakulturanlagen nach dem Katastrophenfondsgesetz
• Fachliche Unterstützung der Abteilung Agrarrecht in Vorbereitung und Ausarbeitung der

NÖ Kormoran- und Graureiherverordnung 2013 sowie der begleitenden Monitoringmaß-
nahmen

Ziele 2014

• Unterstützung der Abteilung Agrarrecht bei legistischen Maßnahmen sowie fachliche Bera-
tung im Konnex landeseigener Fischereireviere

• Sachverständigen- und Gutachtertätigkeit in Verfahren nach dem NÖ Fischereigesetz,
Wasserrechtsgesetz und NÖ Raumordnungsgesetz

• Unterstützung und fachliche Begleitung von Projekten zur fischschonenden Wasserkraft-
nutzung und Gewässerrenaturierung

Forstschutz

Aufgaben

• Koordinierung aller Forstschutzmaßnahmen in NÖ
• Erhebung von biotischen und abiotischen Schäden in Zusammenarbeit mit den Bezirks-

forstinspektionen
• Zusammenarbeit mit allen forstlichen, wissenschaftlichen und sonstig relevanten Dienst-

stellen
• Beratung der Waldbesitzer bei Bekämpfungsmaßnahmen
• Erstellung von Projekten zur Durchführung von Maßnahmen zur Vorbeugung, Kontrolle

und Bekämpfung von Forstschädlingen (Borkenkäfermonitoring)
• Koordinierungsstelle für Waldschadensbekämpfung
• Erstellung von Fachgutachten
• Fachliche Bearbeitung legistischer Maßnahmen
• Organisation und Durchführung aller Maßnahmen zur Erhebung des Waldzustandes (Bio-

indikatornetz „BIN“, Beweissicherungsnetz „BSN“, Eichen-Waldzustandsinventur „WZI“)
• Bearbeitung von Forstschutzförderungsmaßnahmen

Schwerpunkte 2013

• Borkenkäfermonitoring: Auf 15 Standorten über das gesamte Bundesland verteilt, wurde
die Borkenkäferentwicklung auf Fichte und Kiefer im gesamten Jahresablauf beobachtet,
gemeinsam mit den Klimawerten dokumentiert und im Internet präsentiert. Dies stellt ein
wichtiges Informations-, Warn- und Dokumentationsinstrument für Waldbesitzer dar.

• Eschentriebsterben: Fachliche Kontrolle und Betreuung von Forschungsarbeiten
• Gutachtenerstellung im Bereich forstschädlicher Luftverunreinigungen (UVP-Verfahren)
• Dokumentation waldschädigender Faktoren
• Mitarbeit im Klimabündnisbeirat des Landes NÖ
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• Mitarbeit in Bodenschutzfachgruppen
• Erstellung von Notfallplan „Kiefernholznematode“
• Erstellung von Informationsfoldern über neuartige bzw. forstwirtschaftlich relevante Schad-

faktoren

Probleme 2013

• Kieferntriebsterben: Weiterhin akute Schadsituation besonders in den Schwarzkiefernbe-
ständen im Weinviertel (besonders Marchfeld) sowie verstärkt im Steinfeld (Raum Wiener
Neustadt, Neunkirchen) durch Pilze. Großflächige Schutzwaldsanierungsmaßnahmen wer-
den durchgeführt bzw. sind erforderlich.

• Eschentriebsterben: Landesweite Erfassung der Schadfläche, intensive Beratung der
Forstaufsichtsorgane sowie Waldbesitzer und fachliche Betreuung von Forstforschungs-
projekten

• Größere Waldbrände in extremen Hitze- und Dürreperioden
• Unterschiedliche Kalamitäten durch diverse Naturgewalten (Schneebruch, Hochwasser,

Sturm), meist jedoch nur örtlich und mengenmäßig relativ gering;
• Phasenweise extreme Trockenheit

Ziele 2014

• Intensive forstpolizeiliche, sowie forsthygienische Kontrolle zur Hintanhaltung von Borken-
käferkalamitäten

• Schutz des Waldes vor biotischen und abiotischen Schäden
• Erfassung von Flächen, die durch den Befall fressender Insekten (Eichenprozessionsspin-

ner, Nonne) und abtötender Pilze gefährdet sind, sowie Bekämpfung der Schadorganis-
men

• Weiterführung des Borkenkäfermonitorings auf den 15 Standorten
• Informationsaktionen für die breite Öffentlichkeit zu aktuellen Forstschutzthemen
• Erfassung neuartiger Waldschäden und Feststellung von deren Ursachen unter verstärkter

Verwendung technisch erhobener Umweltdaten
• Erstellung von Informationsblättern und Foldern über aktuelle und neu auftretende Schad-

organismen bzw. Verlautbarung neuer Wissensstände bzw. von aktuellen Forschungser-
gebnissen in relevanten Themenbereichen

• Beobachtung der Auswirkungen durch die vorangegangene Trockenheit

Forstaufschließung

Aufgaben

• Planung von Forstaufschließungsprojekten, wobei besonderes Augenmerk auf die Verbes-
serung der Bauqualität gelegt wurde, um künftige Erhaltungsarbeiten zu minimieren und
eine größtmögliche Vermeidung von Katastrophenschäden zu erreichen.

• Abwicklung der Förderung von Forststraßenprojekten im Rahmen des Österreichischen
Programms für die Entwicklung des ländlichen Raumes, um eine Verbesserung der wirt-
schaftlichen, ökologischen und gesellschaftlichen Wirkungen des Waldes durch eine land-
schaftsschonende Walderschließung zu erzielen (LE 07–13).
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Schwerpunkte 2013

• Planung neuer Forststraßen: 2013 wurden 380 Projekte mit einer Gesamtlänge von ca.
220 km in der Natur fixiert, vermessen und der Behörde angezeigt. In dieser Zahl sind ne-
ben Förderungsprojekten auch jene Bauvorhaben enthalten, bei denen als „Bürgerservice“
die Projektierung und die Bauaufsicht durch den Landesforstaufsichtsdienst durchgeführt
wurde

• Überprüfung der technischen Durchführung und Abrechnung von geförderten Forststra-
ßen: 2013 wurden 95 Förderungsprojekte mit ca. 135 km Länge abgerechnet. Das ent-
spricht einem Brutto-Bauvolumen von € 3,1 Mio. und einem durchschnittlichen Laufmeter-
preis von € 34,–.

Ziele 2014

• Erhaltung des derzeitigen Baustandards in NÖ, auch bei Projekten, die nicht gefördert wer-
den

• Umsetzung des Förderungsprogramms LE 14–20
• Koordinierung der Interessen der Waldbesitzer und des Naturschutzes bei der Erschlie-

ßung von Waldflächen in ausgewiesenen Natura-2000-Gebieten

Wegebau-Statistik 2013

Das Bauprogramm 2013 umfasste ca. 330 Projekte, welche mit folgenden Förderungsmitteln
unterstützt wurden:

EU-kofinanzierte Projekte

EU-Mittel € 595.100,–
Bundesmittel € 376.300,–
Landesmittel € 250.800,–

Summe € 1,222.200,–

National geförderte Projekte

Landesmittel € 84.100,–

Forstliche Aufklärung und Beratung

Aufgaben

• Beratung und Durchführung von Veranstaltungen und Maßnahmen zur forstlichen Aufklä-
rung und Weiterbildung

• Beratung und Erstellung von Projekten zur Erhöhung der Erholungswirkung des Waldes

Schwerpunkte 2013

• Organisation und Durchführung der „26. NÖ Waldjugendspiele“. Mit der Teilnahme von
rund 11.000 12- bis 13-jährigen Kindern war dies wiederum die größte Veranstaltung forst-
licher Öffentlichkeitsarbeit bzw. der Umweltjugendarbeit in NÖ.

• Organisation des Christbaumes für den Landhausplatz in St. Pölten
• Betreuung waldpädagogischer Projekte in NÖ
• Durchführung von Informationsveranstaltungen bzw. Exkursionen mit Waldbesitzern
• Betreuung von Informationsständen auf diversen Messen und Infoveranstaltungen
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Ziele 2014

• Organisation und Durchführung der „27. NÖ Waldjugendspiele“
• Betreuung der Erholungswaldprojekte und Waldlehrpfade
• Forstexkursionen
• Betreuung eines Informationsstands auf der Messe „Jagd- und Fischerei“ in Wieselburg

Waldbau

Aufgaben

• Beratung der NÖ Waldeigentümer in allen Belangen des Waldbaues
• Förderungstätigkeit in diesem Zusammenhang
• Fortführung der Erhebung und Auswertung des bundesweit abgestimmten Wildeinflussmo-

nitorings

Schwerpunkte 2013

• Umsetzung des Förderungsprogramms LE 07–13
• Überarbeitung der Förderrichtlinie
• Mitarbeit beim Österreichischen Waldökologieprogramm
• Mitarbeit bei der Programmausarbeitung für die nächste Förderperiode LE 14–20
• Die Abteilung Forstwirtschaft hat bei der Förderungsabwicklung einerseits die Rolle der

Bewilligungsstelle, andererseits erfolgt durch die Abteilung die Koordinierung der Förde-
rungsberatung der Forstabteilungen der Bezirkshauptmannschaften.

• Koordinierung der gemeinsamen Beratung sowie der waldbaulichen Förderung mit der NÖ
Landes-Landwirtschaftskammer

• Beratungsschwerpunkt Laubwaldpflege: Die Broschüre „Laubholz – Der richtige Weg“ wur-
de interessierten Waldeigentümern kostenlos zur Verfügung gestellt.

• Förderung der Wiederaufforstung von Katastrophenflächen
• Durchführung und Betreuung von Regionalprojekten in Hochlagen und im Schutzwaldbe-

reich und Sanierung bzw. Pflege von Windschutzanlagen schwerpunktmäßig im sommer-
warmen Osten Niederösterreichs

• Neubewaldungsprojekte nach § 18 (3) FG 1975
• Förderung von Einzelschutzmaßnahmen zur Mischwaldbegründung aus Mitteln des NÖ

Landesjagdverbandes
• Kontrolle von Forstgärten gem. Forstlichem Vermehrungsgutgesetz 2002
• Mitarbeit im Fachbeirat und Koordinationskreis sowie an diversen fondsinternen Informa-

tionsveranstaltungen des Landschaftsfonds (LAFO)
• Abwicklung von Förderungsprojekten im Rahmen des Arbeitskreises „Wald“ wie zum Bei-

spiel „RespekTiere deine Grenzen“, „Ausweisung von Wildtier-Wanderkorridoren“, „Birk-
wild-Biotop-Verbesserung im Alpenvorland“, „Pflege und Erhaltung von Kopfweiden“,
„Waldrandgestaltung, Rückbringung und Förderung seltener Baumarten“

• Fortführung der Erhebung und Auswertung des bundesweit abgestimmten Wildeinflussmo-
nitorings

Ziele 2014

• Umsetzung und Ausfinanzierung des Förderungsprogramms LE 07–13
• Umsetzung der Landesmittelförderung
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• Mitarbeit bei der Programmausarbeitung für die nächste Förderperiode LE 14–20
• Standortgerechte Mischwaldbegründung auf Schadensflächen
• Verstärkte Beratung in der Waldpflege allgemein
• Weiterführung des Beratungsschwerpunktes Laubwaldpflege und Beratung der Wald-

eigentümer bei der Pflege der in den letzten Jahren durchgeführten Aufforstungen
• Unterstützung der Bezirkshauptmannschaften bei der Beratung der Waldeigentümer vor

allem in Hinblick auf die Laubwaldpflege
• Mitarbeit und Unterstützung des Eichen Herkunftsversuches vom BFW
• Weiterführung der Schutzwaldverbesserung im sommerwarmen Osten (Weinviertel v. a.

Marchfeld) und im Gebirge
• Durchführung von Neubewaldungsprojekten in unterbewaldeten Gebieten (Weinviertel)
• Sanierung von Windschutzanlagen, wobei die Pflege gegenüber der Erneuerung noch

stärker forciert werden soll
• Aktive Teilnahme in den Gremien des Landschaftsfonds
• Abwicklung von Förderungsprojekten im Arbeitskreis „Wald“
• Verstärkte Aufklärung der Waldbesitzer im Hinblick auf die genetische Vielfalt der Baumar-

ten und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für die Waldbewirtschaftung
• Kontrolle der Forstgärten in NÖ in Hinblick auf die Einhaltung der Bestimmungen des

Forstlichen Vermehrungsgutgesetzes
• Fortführung der „Initiative Schutz durch Wald“ unter entsprechend strukturierten Vorgaben

des Bundes
• Umsetzung von ISDW-Detailprojekten
• Adaptierung von ISDW-Bezirksrahmenplänen
• Ausarbeitung eines waldbaulichen Empfehlungskataloges für die Waldbewirtschaftung in NÖ

Landesforstgärten

Aufgaben

• Fachliche und wirtschaftliche Leitung der Landesforstgärten
• Organisation der Forstpflanzenaktion des NÖ Forstaufsichtsdienstes
• Erstellung von Marktanalysen und der jährlichen Forstpflanzenbilanz für NÖ
• Vertretung im Landesforstpflanzenbilanzkomitee
• Planung und Organisation der Beerntung von Saatgutbeständen
• Fachliche Planung und Aufsicht über die gemeinsam mit dem Bund errichteten Forstsa-

menplantagen

Schwerpunkte 2013

• Vermehrte Anzucht von Mischbaumarten heimischer Herkunft (Pflanzenbestand der bei-
den Landesforstgärten ca. 8 Mio. Stück)

• Verstärkte Produktion von Edellaubbaumarten (Eiche, Ahorn, Esche, Kirsche) sowie Dou-
glasie, Weißtanne und Lärche als Ersatzbaumarten für die Fichte in Borkenkäferkalami-
tätsgebieten

• Verstärkte Saatgutbeerntung von Laubhölzern (besonders seltene Baumarten wie Elsbee-
re, Speierling, Wildapfel und Wildbirne) und Nadelhölzern (Weißtanne, Fichte) aufgrund ei-
nes guten Samenjahres

• Erweiterung der Sortimente um Topfpflanzen
• Produktionsvorbereitung von Halbstämmen
• Versorgung des Marktes mit Forstpflanzen geeigneter Herkunft
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Ziele 2014

• Rechtzeitige und ausreichende Versorgung mit hochwertigem und preiswertem Pflanzgut
passender Herkunft besonders im bäuerlichen Kleinwald (Forstliches Vermehrungsgutge-
setz 1996 der EU)

• Vermehrte Anzucht von wünschenswerten Mischbaumarten (Edellaubbaumarten, Rotbu-
che, Douglasie, Lärche und Weißtanne)

• Versorgung der Waldeigentümer mit den Hauptbaumarten Fichte, Buche und Tanne
• Erhöhung des Topfpflanzenangebotes
• Produktion von Halbstämmen für den NÖ Straßendienst
• Qualitäts- und Preisregulator gegenüber Importpflanzen
• Weitere Anpassung der EDV auf neue Erfordernisse im Rahmen des gültigen Vermeh-

rungsgutgesetzes

Naturschutz

Aufgaben

• Mitwirkung bei der Koordinierung der Biosphärenparkplanung innerhalb des Landes NÖ
und mit externen Partnern

Schwerpunkte 2013

• Fachliche Unterstützung des Biosphärenpark-Wienerwald-Managements
• Gutachtenerstellung betreffend Ausnahmen nach dem Naturschutzgesetz
• Mitarbeit an Arbeitskreisen zur Erarbeitung von Projekttypen zur rascheren Abwicklung

von Naturschutzbewilligungen und der Entwicklung eines Behördenleitfadens für die
Durchführung von Vorprüfungen und Naturverträglichkeitsprüfungen bei Projekten in
Natura-2000-Gebieten

Ziele 2014

• Fachliche Beratung des Biosphärenpark-Wienerwald-Managements
• Mitgestaltung bei der Ausarbeitung des Förderungsprogramms LE 14–20 hinsichtlich na-

turschutzfachlich relevanter Fördermaßnahmen

Forstliche Raumplanung

Aufgaben

• Erstellung der Waldentwicklungsteilpläne in Zusammenarbeit mit den zuständigen Bezirks-
forsttechnikern

• Anpassung der Waldentwicklungsteilpläne an den geänderten Stand der Entwicklung
• Koordinierung der Pläne untereinander bzw. mit den Plänen anderer Bundesländer
• Koordinierung der Pläne mit sonstigen forstlichen bzw. außerforstlichen, raumrelevanten

Planungen
• Abgabe forstlicher und forstpolitischer Stellungnahmen bzw. Empfehlungen zu Flächenwid-

mungsplänen und anderen raumrelevanten Planungen
• Mitwirkung bei der kommissionellen Überprüfung der Gefahrenzonenpläne als Vertreter

des Landes
• Fachliche Mitwirkung bei der raumplanerischen Absicherung von Wildtierkorridoren
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• Kontrolle und Abwicklung der Holzeinschlagsmeldungen
• Erstellung von Forststatistiken und Berichten

Schwerpunkte 2013

• Bearbeitung des Waldentwicklungsplanes Lilienfeld
• Fertigstellung und ministerielle Überprüfung der 2. Revision des Waldentwicklungsplanes

Zwettl
• Implementierung digitaler Waldentwicklungspläne in IMAP, geoshop und NÖ-Atlas

Ziele 2014

• Fortlaufende Darstellung der revidierten Waldentwicklungspläne in digitaler Form
• Fertigstellung der 2. Revision des Waldentwicklungsplanes Lilienfeld
• Bearbeitung des Waldentwicklungsplanes Scheibbs
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Abteilung Veterinärangelegenheiten und Lebensmittelkontrolle

Der Abteilung ist der Vollzug der Angelegenheiten des Veterinärwesens inklusive der Tierseu-
chen, der Tierzucht und der Futtermittelkontrolle wie auch die Befassung mit den Agenden
des NÖ Tiergesundheitsdienstes übertragen. Weiters werden die Agenden des Lebensmittel-
sicherheits- und Verbraucherschutzgesetz (LMSVG) einschließlich der Angelegenheiten der
amtlichen und zugelassenen Tierärzte und Tierärztinnen, amtlichen Fachassistenten und
Fachassistentinnen und betriebseigenen Hilfskräfte sowie der kundigen Personen im Sinne
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 betraut. Ebenso werden die Angelegenheiten des Ernäh-
rungswesens und der Nahrungsmittelkontrolle, der Qualitätsklassenkontrolle, soweit sie nicht
einer anderen Abteilung zugewiesen sind, wahrgenommen.
Die Organisation und Durchführung der Cross-Compliance-(CC-)Kontrollen, Kontrollaufga-
ben im Bereich Tierschutz und Tiertransport obliegen ebenfalls der Abteilung. Der Schwer-
punkt der Aufgaben hat sich in den letzten Jahren dahingehend verändert, dass die Abteilung
Veterinärangelegenheiten und Lebensmittelkontrolle im Sinne einer begleitenden Qualitäts-
kontrolle für die Produktion sicherer Lebensmittel tierischer Herkunft auf allen Produktionsstu-
fen verantwortlich ist. Angefangen bei der Primärproduktion auf den landwirtschaftlichen Be-
trieben, bei den lebensmittelproduzierenden und -verarbeitenden Betrieben bis zur Weiter-
gabe an den Konsumenten und an die Konsumentin muss unter der Kontrolle der Amtstier-
ärztinnen und Amtstierärzte und der Lebensmittelinspektorinnen und Lebensmittelinspekto-
ren sichere Qualität gewährleistet werden. Um diesen hohen Anforderungen gerecht zu wer-
den, wird von den Amtstierärztinnen und Amtstierärzten und den Lebensmittelinspektorinnen
und Lebensmittelinspektoren die Erweiterung ihres Wissens in ständigen Aus- und Weiterbil-
dungen und laufende Anpassung an die neuen gesetzlichen Bestimmungen erwartet und ge-
fordert.

Lebensmittelsicherheit

Aufgaben

• Umsetzung des Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetzes und der zugehö-
rigen Verordnungen des EG-Hygienepakets

• Fleischuntersuchungsverordnung 2006 idgF
• Tierarzneimittelkontrollgesetz, tierärztliches Hausapothekenwesen
• Durchführung der Cross-Compliance-Kontrollen
• Vorschreibung von Gebühren für Hygienekontrollen gemäß § 54 LMSVG in Schlacht-,

Fleischzerlege- und Verarbeitungsbetrieben und gemäß § 31 in nach § 10 zugelassenen
Betrieben insbesondere in Milch- und Fischbetrieben

• Vorschreibung von Zuschlägen für Rückstandskontrollen gemäß § 56 LMSVG – Kontroll-
gebührenverordnung

• Vorschreibung von Gebühren für zusätzliche amtliche Kontrollen (Nachkontrollen) gemäß
LMSVG-Abgabenverordnung

• Entschädigung aller freiberuflichen amtlichen Aufsichtsorgane
• Angelegenheiten des Ernährungswesens, der Nahrungsmittelkontrolle und der Vermark-

tungsnormen
• Amtssachverständigentätigkeit für das Ernährungswesen
• Überwachung biologischer Landbau
• Kontrolle kosmetischer Betriebe
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Schwerpunkte 2013

• Trichinenlabore. Auch im Jahr 2013 wurden alle Trichinenlabore, die von amtlichen Tier-
ärztinnen und Tierärzten mehrheitlich in Schlachthöfen, teilweise aber auch an der Praxis-
adresse betrieben werden, von den zuständigen Amtstierärztinnen und Amtstierärzten hin-
sichtlich Einhaltung qualitätssichernder Maßnahmen einer jährlichen Evaluierung unterzo-
gen. Jedes Labor hat 2013 verpflichtend an einem Ringversuch, welcher durch das natio-
nale Referenzlabor für die Trichinenuntersuchung der AGES Innsbruck veranstaltet wird,
teilgenommen. Im Fall von nicht zufriedenstellenden Ergebnissen wurden den amtlichen
Tierärztinnen und Tierärzten ein zusätzlicher Ringversuch oder andere Verbesserungs-
maßnahmen angeordnet.

• Schlachttier- und Fleischuntersuchung. Gemäß § 29 Abs. 2 LMSVG sind die beauftrag-
ten amtlichen Tierärzte und Tierärztinnen gemäß § 24 Abs. 4 LMSVG sowie die beauftrag-
ten amtlichen Fachassistenten und Fachassistentinnen gemäß § 24 Abs. 5 LMSVG ver-
pflichtet, sich beruflich weiterzubilden und sich mit dem letzten Stand der einschlägigen
Vorschriften vertraut zu machen. Sie haben vom Landeshauptmann vorgesehene Weiter-
bildungsveranstaltungen zu besuchen und jährlich den Nachweis darüber dem Landes-
hauptmann vorzulegen.
Gemäß der Aus- und Weiterbildungsverordnung, BGBl. II Nr. 275/2008, sind die Aufsichts-
organe zur regelmäßigen Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltungen verpflichtet. Die
Aufsichtsorgane hatten bis zum Sommer 2013 Zeit das bereits im Jahr davor begonnene
und von der Abteilung Veterinärangelegenheiten und Lebensmittekontrolle erstmals ange-
botene E-Learning-Programm mit Inhalten fachspezifischer Themen zu absolvieren. Seit
Herbst 2013 stehen wieder 4 neue Module ein Jahr lang zur Absolvierung der vorgeschrie-
benen Weiterbildungsverpflichtung zur Verfügung. Das E-Learning-Programm selbst wur-
de in Zusammenarbeit mit der FH St. Pölten erarbeitet. Die Weiterbildungsthemen werden
grundsätzlich in Form von Modulen jeweils zwei Semester lang angeboten und sind mittels
Multiple-Choice-Test abzuschließen. Als weitere Nutzungsmöglichkeit dieser Plattform
wurde ein Diskussionsforum eingerichtet, wo jedes individuell eingeloggte Aufsichtsorgan
die Möglichkeit hat, entweder mit anderen beauftragten amtlichen Tierärzten und Tierärz-
tinnen oder aber auch mit Amtstierärzten und Amtstierärztinnen der Bezirksverwaltungsbe-
hörden und der Abteilung Veterinärangelegenheiten und Lebensmittelkontrolle zu kommu-
nizieren. Mit dieser Form der Weiterbildung soll den amtlichen Tierärzten und amtlichen
Tierärztinnen die Möglichkeit geboten werden, bequem, flexibel und ohne zusätzlichen
Zeit- und Kostenaufwand für An- und Abreise die erforderliche Weiterbildung zu absolvie-
ren.

• Aufzeichnungen der Schlachttier- und Fleischuntersuchung. Gemäß Fleischuntersu-
chungsverordnung sind die Ergebnisse der Schlachttier- und Fleischuntersuchung ver-
pflichtend in das bundeseinheitliche elektronische Verbrauchergesundheitsinforma-
tionssystem einzutragen. Nachdem die freiberuflichen (beauftragten) amtlichen Tierärztin-
nen und Tierärzte keinen Zugang ins Verbrauchergesundheitsinformationssystem (VIS-
Datenbank) haben, wurden Softwareprogramme für Groß- und Kleinbetriebe program-
miert, die ein Einspielen der Daten ermöglichen. Nach Einschulung aller betroffenen freibe-
ruflichen amtlichen Tierärzte und Tierärztinnen sowie aller Amtstierärzte und Amtstierärz-
tinnen erfolgten im Jahr 2013 weitere Verbesserungen in diesem Softwareprogramm sowie
laufender Support der Kolleginnen und Kollegen bei Fachfragen und technischen Proble-
men bei der Installierung der Programme.

• Freiheit der Lebensmittel von Arzneimittelrückständen. Der Umgang mit Tierarzneimit-
tel ist gesetzlich genauestens geregelt, um die Sicherheit tierischer Lebensmittel garantie-
ren zu können. Die Verantwortung für die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben liegt auf
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der einen Seite beim behandelnden Tierarzt/Tierärztin, auf der anderen Seite kann im Rah-
men des Tiergesundheitsdienstes der Tierhalter/die Tierhalterin in die Arzneimittelanwen-
dung eingebunden werden. In beiden Fällen ist eine genaue Dokumentation der Tierarz-
neimittelanwendung erforderlich, die im Rahmen von Rückstands-, TGD-, und Cross-Com-
pliance-Kontrollen überprüft wird. Weiters werden auch strenge Überprüfungen der tier-
ärztlichen Hausapotheke durchgeführt, damit sichergestellt ist, dass keine Rückstände von
Arzneimitteln in die Lebensmittelkette gelangen können. Zudem werden sowohl am tierhal-
tenden Betrieb als auch am Schlachthof Proben gezogen und auf Arzneimittelrückstände
und Kontaminanten untersucht.

• Cross-Compliance-Kontrollen. Die sogenannten Cross-Compliance-Kontrollen in land-
wirtschaftlichen Betrieben umfassen die Kontrolle der Einhaltung maßgeblicher Bestim-
mungen betreffend die Sicherheit von Futtermitteln, tierischen Produkten und Lebensmit-
teln, den Einsatz von Arzneimitteln und Hormonen sowie den Tierschutz landwirtschaftli-
cher Nutztiere.

• Nachschau und Probenziehung auf Grund von Meldungen der Europäischen Kommis-
sion von gesundheitsschädlichen Waren – Besondere Schwerpunkte waren:
– Pferdefleischskandal
– Feigen getrocknet aus der Türkei – Aflatoxine
– Putenfleisch aus Rumänien – Antibiotikarückstände – Enrofloxacin
– Pistazien geröstet aus der Türkei – Aflatoxine
– Seifenblasen – Pseudomonas
– Bircher-Müsli aus Deutschland – Glassplitter
– Baby-Milchbrei – Glassplitter
– Käse aus Dänemark – Listeria monocytogenes

Ziele 2014

• Trichinenuntersuchung. Die mit 31. 12. 2013 endende Übergangsfrist für die Umsetzung
der Trichinenuntersuchung von Frischfleisch ausschließlich in akkreditieren Laboren nach
ISO 17025 wurde um weitere 3 Jahre verlängert. Bis dahin werden weiterhin alle NÖ Tri-
chinenlabore unter Fortführung der vorgeschriebenen qualitätssichernden Maßnahmen
und der Teilnahme an einem jährlichen Ringversuch einer Kontrolle durch die Behörde
unterzogen.

• Schlachttier- und Fleischuntersuchung. Hohes Verbraucherschutzniveau, Schutz der
Verbraucherinteressen, Information der Öffentlichkeit, Sicherstellung der Rückverfolgbar-
keit von Lebensmitteln und von der Lebensmittelgewinnung dienenden Tieren auf allen
Produktionsstufen, Schwerpunktkontrollen betreffend Tierschutz am Schlachthof, Tier-
transport und vollständige Umsetzung des EU-Hygienepakets und des Lebensmittelsicher-
heits- und Verbraucherschutzgesetzes. Mit Ende des Sommersemesters 2014 endet das
zweite Jahr Weiterbildung mittels E-Learning-Programm und die Auswertung der Multiple
Choice Tests. Für die folgenden beiden Semester ist die Implementierung von weiteren
vier Modulen in die Weiterbildungsplattform vorgesehen.

• Aufzeichnungen der Schlachttier- und Fleischuntersuchung. Die flächendeckende
Eingabe der Daten in die elektronischen Datenbanken soll Im Jahr 2014 abgeschlossen
werden. Die Mitarbeit bei der Verbesserung und Fehlerkorrektur der Softwareprogramme
sowie fachliche Unterstützung der freiberuflichen (beauftragten) amtlichen Tierärzte und
Tierärztinnen wird fortgesetzt. Die Support-Hotline für technische Anfragen für das Soft-
wareprogramm für Kleinbetriebe wird weiter betrieben.

• Rückstandskontrollverordnung. Hinkünftig müssen neben den Lebendtierproben auch
die Rückstandsproben, die am Schlachthof gezogen werden, elektronisch erfasst werden.
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• CC-Kontrollen. Durchführung der in Art und Umfang vorgeschriebenen Kontrollen in ge-
pflogener Weise auch 2014. Wie schon im Vorjahr sollen bestimmte Kategorien von Be-
trieben, bei welchen ein erhöhtes Risiko eingeschätzt wurde, vermehrt berücksichtigt wer-
den.

• Sicherung einer einwandfreien Nahrung und Schutz der Konsumenten und Konsu-
mentinnen vor Gesundheitsschädigung und Täuschung

• Schutz des Lebens und der Gesundheit des Menschen und der Umwelt vor schädli-
chen Einwirkungen

• Erfüllung des Revisions- und Probenplanes

Statistik 2013

Revisionen (LMSVG NÖ) 9.338
Revisionen (VNG, NÖ) 438
Revisionen durch freiberufliche Aufsichtsorgane 3.090
Probenentnahmen 5.435
Anzeigenbearbeitungen 720
Audits der Biokontrollstellen 6
Anzeigenbearbeitungen biologisch wirtschaftender Betrieb 8
Kostenpflichtige Nachkontrollen 176
Meldungen über beanstandete Proben gemäß § 42 LMSVG
an die Lebensmittelkontrolle des jeweils zuständigen Bundeslandes 327
Meldungen von den Bundesländern über beanstandete Proben
gemäß § 42 LMSVG 285
Meldungen des Europäischen Schnellwarnsystems
(RASFF und RAPEX) 820
Landesinterne Aktionen 9
Schwerpunktaktionen, vom Bundesministerium für Gesundheit,
Frauen und Jugend ausgeschrieben 57
Gewerbeverhandlungen 523
Ausstellung von Gesundheitszeugnissen für den Export 572

Tierseuchen und Tiergesundheit

Aufgaben

• Überwachung von Tierseuchen und Zoonosen
• Tiergesundheit, Umsetzung bundeseinheitlicher Vorgaben für Tiergesundheitsprogramme
• Tierversuchsgesetz
• Sachverständigentätigkeit in Tierschutz- und Tierzuchtangelegenheiten
• Kontrolle der Milcherzeugung in landwirtschaftlichen Betrieben gemäß VO (EG) Nr. 853/

2004 und Rohmilchverordnung
• Innergemeinschaftliches Verbringen, Export und Import von Tieren und tierischen Produk-

ten
• Beseitigung tierischer Nebenprodukte (früher Tierkörperbeseitigung)
• Maßnahmen zur Umsetzung der Verordnung „Tierische Nebenprodukte“
• Maßnahmen im Rahmen der TSE/BSE-Überwachung
• Futtermittel- und Tiermehlgesetz
• CC-Kontrollen
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Schwerpunkte 2013

• Aquakultur-Seuchenverordnung. Im Jahr 2013 wurde eine großangelegte Fischseu-
chenübung im Waldviertel durchgeführt. Übungsannahme war der Ausbruch einer Koi-Her-
pes-Virus-Infektion in einem Karpfenteich. Es wurden sämtliche gesetzlich geforderten
Schutz- und Sperrmaßnahmen durchgeführt und unter Beteiligung des Bundesheeres der
betroffene Teich desinfiziert.

• Geflügelhygieneverordnung. Ziel der Geflügelhygieneverordnung 2007 ist es, die Sal-
monellenprävalenz zu senken und die Lebensmittel Ei und Geflügelfleisch so sicher wie
möglich zu machen. Dazu werden sämtliche Betriebssparten sowohl vom Betreuungstier-
arzt/-ärztin als auch von amtlichen Tierärztinnen/Tierärzten beprobt und kontrolliert.

• Tierschutz. Mit 1. Jänner 2005 trat das bundesweite Tierschutzgesetz mitsamt einem
Großteil seiner Verordnungen in Kraft. Seit 2007 werden die landwirtschaftlichen Betriebe
im Zuge der CC-Kontrollen auf die Einhaltung des Tierschutzgesetzes und der darauf ba-
sierenden Verordnungen kontrolliert. Mit Änderung der 1. Tierhaltungsverordnung wurde
2010 die „10% Regelung“ festgelegt. Damit im Zusammenhang wurde die Tierschutz-Kon-
trollverordnung ebenfalls geändert. Die Meldungen für eine Inanspruchnahme bei Rindern
hatten betreffend einige Punkte bis spätestens 31. 12. 2011 zu erfolgen. Bei Inanspruch-
nahme für die Schweinhaltung war für die meisten Punkte die Meldefrist mit 31. 12. 2012
festgelegt. Bei einigen Bereichen ist eine Übergangsfrist bis 2020 vorgesehen.

• Tierversuch. Ab 1. 1. 2013 muss die Tierversuchsrichtlinie 86/609/EWG national in Öster-
reich umgesetzt werden. Im neuen Tierversuchsgesetz sind einige neue Bereiche für die
Landesregierung vorgesehen.

• Tiertransport. Am 5. Jänner 2007 ist die VO (EG) Nr. 1/2005 über den Schutz von Tieren
beim Transport in Kraft getreten. Das Tiertransportgesetz 2007 ist mit 1. August 2007 in
Kraft getreten. Weiters ist in der VO (EG) Nr. 1/2005 und im Tiertransportgesetz 2007 die
Zulassung von Transportunternehmern vorgesehen, die Tiere länger als 65 km transportie-
ren. Bei Langstreckentransporten (über 8 Stunden) ist zusätzlich eine Zulassung des
Transportmittels notwendig. Auf Grund der neuen Rechtsgrundlage kam es für die Bezirks-
verwaltungsbehörden zu einer Fülle an zusätzlichen Verwaltungsaufgaben. Der nach dem
Tiertransportgesetz 2007 für jedes Bundesland erforderliche Krisenplan für Tiertransporte
wurde in Niederösterreich über stationäre und mobile Notversorgungsstellen sichergestellt.
Es ist notwendig, dies immer am aktuellen Stand zu halten. Da die Zulassungen für Kurz-
und Langstreckenunternehmer auf 5 Jahre befristet sind, ist ab 2012/13 eine Verlängerung
der ausgestellten Zulassungen notwendig.

• NÖ Tiergesundheitsdienst. Der NÖ Tiergesundheitsdienst verfolgt seit seiner Gründung
im Jahr 1996 konsequent das Ziel, Gesundheits- und Hygienekonzepte in landwirtschaftli-
chen Tierbeständen umzusetzen. Mit Ende 2013 sind bereits 7.650 Landwirte und 260
Tierärzte dem Tiergesundheitsdienst beigetreten.
Schwerpunkte 2013 waren die externen und internen Kontrollen der TGD-Geschäftsstelle
und der TGD-Mitglieder, weiterhin flächendeckende Untersuchungen der niederösterreichi-
schen Schweinebestände auf das Vorkommen des PRRS-Virus, die Durchführung des
Programms zur Erhaltung der Eutergesundheit bei Milchkühen und kleinen Wiederkäuern
und Qualitätssicherung bei der Rohmilcherzeugung (inklusive bakteriologische Untersu-
chung von Milchproben und Melkmaschinenüberprüfungen), das Programm zur Qualitäts-
verbesserung und Qualitätssicherung in der Mutterkuhhaltung 2013, das Qualitätssiche-
rungs- und Qualitätsverbesserungsprogramm in der Rinder- und kleinen Wiederkäuerhal-
tung 2013, hier insbesondere die Parasitenbekämpfung, sowie das Programm zur Quali-
tätsverbesserung und Qualitätssicherung in der Schaf- und Ziegenhaltung.

• BVD-Bekämpfung. Die BVD-Verordnung wurde 2013 in allen Herde- und Landeszuchtbe-
trieben vollzogen. Ausgenommen von den Untersuchungen sind reine Rindermastbetriebe.
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Im Jahr 2013 sind in niederösterreichischen Betrieben keine Neuinfektionen entdeckt wor-
den. Die Kosten für die Laboruntersuchungen und die Probenentnahmekosten der Tier-
ärzte und Kontrollassistenten wurden vom Land Niederösterreich getragen.

• Periodische Untersuchung der Rinder. Die periodische Untersuchung der Rinder auf
Brucellose, Enzootische Rinderleukose und IBR/IPV wurde nach einem von der AGES er-
stellten Stichprobenplan durchgeführt. In 221 Milch liefernden Rinderbetrieben wurden
Sammelmilchproben gezogen und auf diese spezifischen Rinderkrankheiten untersucht. In
225 Betrieben, die keine Milch an die Molkereien liefern, wurden 1.920 Tiere mittels Blut-
proben der periodischen Untersuchung zugeführt. Amtstierärzte entnahmen Blutproben bei
Rindern nach dem Auftreten zweifelhafter Befunde bei der Auswertung von Milchproben.
Im Rahmen dieser Abklärungsuntersuchungen wurden keine positiven Tiere ermittelt. Der-
zeit gelten alle NÖ Betriebe als Brucellose-, Leukose- und IBR/IPV-frei.

• Rauschbrand. Im Jahr 2013 wurden Schutzimpfungen gegen Rauschbrand in den Verwal-
tungsbezirken Amstetten, Baden, Lilienfeld, Melk, Neunkirchen, Scheibbs, St. Pölten, Wie-
ner Neustadt und den Magistraten Waidhofen an der Ybbs und St. Pölten durchgeführt.
Der Impfstoff wurde vom Bund kostenlos zur Verfügung gestellt. In 27 Anlassfällen wurden
für Viehverluste, die durch Rauschbrand verursacht wurden, Unterstützungen beantragt.

• Dassellarvenbekämpfung. Für die Entdasselung in den Gebieten, welche in der Verord-
nung über die Bekämpfung der Dasselbeulenkrankheit der Rinder, LGBl. 6420/01, ange-
führt sind, ist die Behandlung vorgeschrieben und wird durch eine Förderung unterstützt.
Zusätzlich bestand die Möglichkeit, im Rahmen des NÖ Tiergesundheitsdienstes vergüns-
tigte Medikamente zur Parasitenbekämpfung bei Weiderindern (Räude, Läuse, Dassellar-
ven, Lungenwürmer, Magen- und Darmparasiten) zu beziehen. Ebenfalls konnte im Rah-
men des TGD-Programms „Qualitätssicherung und Qualitätsverbesserung in der Rinder-
bzw. Schaf- und Ziegenhaltung“ eine Förderung für die Parasitenbehandlung aller Wieder-
käuer am Betrieb beantragt werden.
Insgesamt wurden im Jahr 2013 im Rahmen dieser Aktion ca. 28.000 Rinder entdasselt
bzw. einer Parasitenbehandlung unterzogen.

• Brucella-melitensis-Überwachung bei Schafen und Ziegen. Um weiterhin die Brucello-
se-Freiheit in Österreich zu gewährleisten, wurden im Jahr 2013 gemäß Stichprobenplan
für Niederösterreich im Rahmen der Brucella-melitensis-Überwachungsverordnung,
BGBl. II Nr. 184/2002, in Schaf- und Ziegenbetriebe Blutproben entnommen und unter-
sucht.

• Wutkrankheit. Mit der Kundmachung GZ: 74100/0053-II/B/5/2009 des Bundesministe-
riums für Gesundheit vom 31. 7. 2009 wurden die tollwutgefährdeten Gebiete in Österreich
neu festgelegt. Seither gilt Gesamt-Niederösterreich als tollwutfreies Gebiet. Es erfolgt kei-
ne orale Immunisierung der Füchse mehr. Das Tollwutüberwachungsprogramm für 2013
wurde dahingehend verändert, dass nur mehr tollwutverdächtige Wildtiere sowie Indikator-
tiere (verendet aufgefundene oder verunfallte Füchse, Dachse, Marderhunde und Wasch-
bären) eingesendet wurden.

• Bovine Spongiforme Enzephalopathie (BSE). Österreich wurde am 24. Mai 2012 sei-
tens der OIE zusammen mit anderen Mitgliedstaaten in die BSE-Statusklasse „vernachläs-
sigbares BSE-Risiko“ eingestuft. Nach Gemeinschaftsvorschriften wird das Auftreten von
TSE/BSE durch verschiedene Maßnahmen, wie das Tiermehlverfütterungsverbot, die Ent-
fernung der sog. „Risikomaterialien“ aus der Nahrungs- und Futtermittelkette sowie durch
Überwachungsprogramme zur Feststellung von BSE/TSE bei Rindern, Schafen und Zie-
gen bestimmter Altersklassen und Risikogruppen, bekämpft. Durch eine Änderung der VO
(EG) 999/2001 und einer damit verbundenen Anpassung der Kundmachung zur Überwa-
chung bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopathien müssen seit 1. April
2013 keine gesund geschlachteten Rinder aus Österreich mehr auf BSE untersucht wer-
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den. Bei verendeten oder getöteten Tieren sowie im Rahmen von Not- und Sonderschlach-
tungen müssen jedoch nach wie vor Proben entnommen und untersucht werden. Dement-
sprechend hat sich auch die Anzahl der in der AGES untersuchten Proben im vergange-
nen Jahr stark verringert.
Es wurden 8.910 Proben aus NÖ von der AGES in Mödling untersucht. Die Entnahme der
Proben wird durch die speziell geschulten Schlachttier- und Fleischuntersuchungstierärzte
in den Schlachtbetrieben durchgeführt. Dabei war durch geeignete Maßnahmen (sog.
„Cross Checks“, Abgleich mit Datenbanken) sicherzustellen, dass sämtliche untersu-
chungspflichtige Tiere auch untersucht bzw. beprobt wurden.
Um den Status „vernachlässigbares Risiko“ zu halten, ist die Erreichung einer bestimmten
Punkteanzahl in einem bestimmten Zeitraum notwendig, wobei für die unterschiedlichen
Beprobungen (z. B. verendeter Tiere, getöteter Tiere, klinische Verdachtsfälle) verschieden
viele Punkte vergeben werden.

• Entfernung des „Spezifizierten Risikomaterials“ (SRM). Seit dem 1. Oktober 2000 be-
steht für Schlachtbetriebe und Zerlegebetriebe die Verpflichtung, Spezifiziertes Risikoma-
terial von den übrigen Schlachtabfällen zu trennen und gesondert zu entsorgen.
Als Spezifiziertes Risikomaterial bezeichnet man bei Rind, Schaf und Ziege bestimmte Or-
gane und Gewebe, in welchen insbesondere bei einem positiven Fall von BSE mit einer
sehr hohen Konzentration von Prionen zu rechnen ist. Dieses Material darf nicht zur Her-
stellung von Tiermehlen und tierischen Fetten verwendet werden und als solche in die
Nahrungs- bzw. Futtermittelkette gelangen, sondern ist durch Verbrennung unschädlich zu
entsorgen. Die Kontrolle der SRM-Trennung im Betrieb erfolgt durch die beauftragten amt-
lichen Tierärztinnen und Tierärzte bzw. die Überwachung der Verarbeitung und des Trans-
ports zur Verbrennung durch die zuständige Amtstierärztin bzw. Amtstierarzt.

• Beseitigung tierischer Nebenprodukte. Die ordnungsgemäße Beseitigung der Falltiere
und Siedlungsabfällen wird in NÖ durch die Fa. SARIA besorgt. Die Finanzierung der ord-
nungsgemäßen Beseitigung dieser Materialien wird seit 1. Jänner 2006 mit Mitteln aus der
NÖ Seuchenvorsorgeabgabe bestritten.
Die ordnungsgemäße Beseitigung der Schlacht- und Zerlegeabfälle haben die Verursa-
cherbetriebe nach Regeln des freien Marktes selbst zu organisieren. Aufgabe der Behör-
den ist es, Anfall und Verbleib dieser Materialien zu verfolgen und deren ordnungsgemäße
Beseitigung zu überwachen.

• Aujeszkysche Krankheit (AK). Österreich hat in der EU den Status „Frei von Auje-
szky’scher Krankheit (AK)“. Zur Aufrechterhaltung dieses Status ist ein AK-Überwachungs-
programm durchzuführen. Nach einem Stichprobenschlüssel wurden in NÖ ca. 3.100
Zuchtschweine (Sauen und Eber) bei der Schlachtung, im Zuge des innergemeinschaftli-
chen Verbringens und des Exportes in Drittstaaten untersucht und keine AK-positiven Tiere
festgestellt. Darüber hinaus gilt in Österreich ein Impfverbot gegen diese Krankheit.

• Zoonosen. Auf Grund einer Vorgabe der Europäischen Union besteht die Verpflichtung,
Ziele für die Senkung der Prävalenz bestimmter Zoonosen in der Tierpopulation festzule-
gen. In Österreich werden nach einem vom Bundesministerium für Gesundheit vorgegebe-
nen Stichprobenplan in Schlachthöfen und bei Lebendtieren Proben gezogen, auf das Vor-
handensein relevanter Erreger (E. coli, VTEC) untersucht und auch auf Antibiotikaresisten-
zen überprüft. Die Abteilung für Veterinärangelegenheiten und Lebensmittelkontrolle arbei-
tet auch, in Zusammenarbeit mit anderen Abteilungen, an der Abklärung von zoonosenbe-
dingten Krankheitsausbrüchen mit.

• CC-Kontrollen. Die Kontrolle der Einhaltung maßgeblicher Bestimmungen betreffend Tier-
schutz bzw. Tierschutzverordnungen ist wesentlicher Bestandteil der vom Landeshaupt-
mann durchzuführenden CC-Kontrollen. Insgesamt 514 landwirtschaftliche pflanzliche Pri-
märproduktionsbetriebe und tierhaltende Betriebe waren von diesen Kontrollen betroffen.
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Ziele 2014

• Verbrauchergesundheitsinformationssystem (VIS). Sämtliche Probeneinsendungen an
Untersuchungslabors können nur nach Eingabe ins VIS erfolgen.

• Bestands- und Betriebsregister; Tierkennzeichnung. Weiterer Ausbau und Mitwirkung
am Verbrauchergesundheitsinformationssystem VIS, in welches sukzessive sämtliche mit
Tieren, tierischen Produkten oder Materialien befassten Betriebe aufgenommen werden sol-
len. Auch die Durchführung behördlicher Kontrollen und die Erfüllung der Probenpläne sollen
im Wege des VIS verwaltet werden. 2014 wird als Schwerpunkt die Einhaltung der Kennzeich-
nungs- und Registrierungspflicht bei Schafen, Ziegen und Equiden durchgeführt.

• BVD-Bekämpfung. Die Überwachung der Betriebe soll fortgeführt und Neuinfektionen ver-
hindert werden.

• Periodische Untersuchung der Rinder (PU). Weiterführung der periodischen Untersu-
chungen auf Brucellose-, Leukose- und IBR/IPV der Rinder nach den gesetzlichen Vorga-
ben und des zu erstellenden Stichprobenplans.

• Zoonosen. Mitarbeit bei österreichweiten Bekämpfungs- und Überwachungsprogrammen
im Rahmen von Probenziehungen bei Lebendtieren und Schlachttieren. Mitarbeit im Rah-
men der Abklärung von lebensmittelbedingten Krankheitsausbrüchen.

• Geflügelhygieneverordnung 2007. Fortführung der amtlichen Probenziehungen und
Kontrollen gemäß den Vorgaben der Geflügelhygieneverordnung 2007.

• Aquakultur-Seuchenverordnung. Im Jahr 2014 sollen die im Vorjahr genehmigten Be-
triebe auf Einhaltung der Vorgaben kontrolliert werden.

• Tierschutz. Weiterführung der Tierschutzkontrollen sowohl auf Grund der bereits beste-
henden Kontrollpläne als auch der Anlasskontrollen, die einen Großteil der Tätigkeit im
Tierschutzbereich darstellen. Erarbeitung von weiteren Checklisten und Handbüchern, um
die Kontrolltätigkeit der Amtstierärzte zu unterstützen.

• Tierversuchsgesetz. Umsetzung und Etablierung des Tierversuchsgesetzes.
• Nationale Tierverbringungsverordnung. Eine solche liegt seit Jahren als Entwurf vor.

Diese soll das innerösterreichische Verbringen wie auch den innerösterreichischen Handel
mit Nutztieren und teilweise Klein- und Heimtieren sowie mit sämtlichen damit befassten
Betrieben regeln. Nur jener Teil wurde kundgemacht, welcher den Betrieb von Besamungs-
stationen und Embryotransfereinrichtungen sowie den Handel mit Samen, Eizellen und
Embryonen regelt.

• Aujeszkysche Krankheit (AK). Aufrechterhaltung der Anerkennung als „AK-freies Ge-
biet“. Mitwirkung in einer Arbeitsgruppe mit dem Ziel eines Verordnungsentwurfes zur Be-
kämpfung und Überwachung von AK.

• Tollwutüberwachung. Das Tollwutüberwachungsprogramm wird 2014 fortgeführt.
• Fortführung der TSE/BSE-Überwachungsprogramme
• Beseitigung tierischer Nebenprodukte. Beaufsichtigung der ordnungsgemäßen Entfer-

nung und Beseitigung aller tierischen Nebenprodukte (Falltiere, Schlachtabfälle, etc.) mit
Schwerpunkt Verbleib und Rückverfolgbarkeit.

• CC-Kontrollen. Durchführung der in Art und Umfang vorgeschriebenen Kontrollen auch
2014.

• Maßnahmen nach dem Tiermaterialiengesetz; Tierkörperbeseitigung. Zulassung, Re-
gistrierung und Kontrolle von diversen der VO (EG) 1069/2008 unterliegenden Betriebs-
sparten; schwerpunktmäßige Kontrolle der Betriebe nach dem mehrjährig integrierten Kon-
trollplan (MIK-Plan).

• Kommunale TNP-Sammelstellen. Durchsetzung und Betrieb des NÖ Sammelstellensys-
tems für tierische Materialien in Form eines einheitlichen flächendeckenden kommunalen
Netzwerks.

Gruppe Land- und Forstwirtschaft

160



• NÖ Tiergesundheitsdienst
– Fortbildungs- und Beratungsveranstaltungen für Landwirte und Tierärzte
– Fortsetzung der Bekämpfung der Rhinitis-Atrophicans („Schnüffelkrankheit“), Räude-

und Endoparasiten in der Schweineproduktion
– „Biosecurity“-Maßnahmen, um die Ausbreitung des PRRS-Virus einzudämmen bzw. um

freie Bestände auch weiterhin vor Neuinfektionen zu schützen
– Milchhygieneprogramm
– Aufrechterhaltung des Parasiten- und Entdasselungsprogramms für Wiederkäuer
– Umsetzung der vom Bundesministerium für Gesundheit kundgemachten TGD-Pro-

gramme bzw. Mitarbeit in den Arbeitsgruppen für die beabsichtigte Umarbeitung der
TGD-Programme

• CC-Kontrollen. Durchführung der in Art und Umfang vorgeschriebenen Kontrollen auch
2014.

Kontrolltätigkeit

Schwerpunkte 2013

• Kontrollen nach dem Tierarzneimittelkontrollgesetz und der Rückstandskontrollver-
ordnung. Im Jahr 2013 wurden in Niederösterreich 394 landwirtschaftliche Betriebe ge-
mäß der Rückstandskontrollverordnung überprüft. Die Auswahl der kontrollierten Betriebe
erfolgte nach einem Stichprobenplan, der von der AGES, Institut für Risikobewertung, aus-
gearbeitet wurde. Die Kontrollen wurden in Kombination mit den CC-Kontrollen durchge-
führt. Der Schwerpunkt dieser Kontrollen liegt bei der Durchsicht der am Betrieb aufliegen-
den Dokumente, wie Abgabescheine, Aufzeichnungen über Arzneimittelanwendungen und
Wartezeiten. In Zusammenhang mit einer allfälligen Mitgliedschaft im Tiergesundheits-
dienst müssen vom Landwirt diverse Fortbildungen absolviert werden, um selbst in die An-
wendung von Tierarzneimitteln eingebunden werden zu können. Hier ist es im Zuge der
Kontrolle wichtig zu überprüfen, ob sich alle am Betrieb vorgefundenen Tierarzneimittel
rechtmäßig im Besitz des Landwirts befinden, wobei auch auf die Teilnahme an Sonderpro-
grammen Rücksicht genommen werden muss. Zusätzlich wurden im Jahr 2013 im Rah-
men einer Schwerpunktaktion Rückstandskontrollen in Farmwildbetrieben durchgeführt.
Zusätzlich wurden auch im Anlassfall (z. B. nach einem positiven Hemmstofftest der Tank-
milch) Kontrollen durchgeführt.
Gemäß dem Rückstandsuntersuchungs-Durchführungserlass 2013 des BMG wurden in
Niederösterreich 1.440 „Schlachtproben“ und 302 „Lebendproben“ auf das Vorkommen
von Arzneimittelrückständen und Umweltkontaminanten untersucht.
Zusätzlich dazu wurden weitere 99 Schlachttiere im Zuge der bakteriologischen Untersu-
chung auf Rückstandsfreiheit kontrolliert.

• Kontrolle der Milch produzierenden Betriebe gemäß VO (EG) Nr. 853/2004 und Roh-
milchverordnung. Die Kontrollen erfolgten nach einem Stichprobenplan, der von der
AGES, Institut für Risikobewertung, ausgearbeitet wurde. Als Kontrollorgane standen ne-
ben den Amtstierärztinnen und Amtstierärzten der Bezirksverwaltungsbehörden und der
Abteilung Veterinärangelegenheiten und Lebensmittelkontrolle auch externe Kontrollperso-
nen zur Verfügung. Im Jahr 2013 wurde in insgesamt 1.089 landwirtschaftlichen Betrieben
die Primärproduktion – Milcherzeugung kontrolliert.

• Tierschutzkontrollen in landwirtschaftlichen Betrieben und in Schlachtbetrieben. Es
wurden Checklisten für die Überprüfung der Tierhaltung gemäß Bundestierschutzgesetz
2005 für folgende Tierarten entworfen: Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen, Geflügel,
Strauße, Kaninchen, Pferde, Farmwild und Lamas. In 514 landwirtschaftlichen Betrieben
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wurden Tierschutzkontrollen im Rahmen der CC-Kontrollen durchgeführt, wobei im Zuge
der Kontrollen alle am Betrieb befindlichen landwirtschaftlich genutzten Tierarten überprüft
wurden. Zusätzlich zu den gemäß dem Stichprobenplan vorgegebenen Kontrollen erfolg-
ten zahlreiche Anlasskontrollen im Nutztier- und Heimtierbereich.

• Tierschutzkontrollen am Schlachthof werden in jedem niederösterreichischen Schlacht-
betrieb mindestens einmal pro Jahr (je nach Größe und Schlachtumfang) durch eine amtli-
che Tierärztin bzw. amtlichen Tierarzt durchgeführt und zusätzlich schwerpunktmäßig von
den Amtstierärztinnen und Amtstierärzten kontrolliert.

• Tiertransportkontrollen. Seit Jänner 2008 erfolgen die Tiertransportkontrollen entspre-
chend dem Kontrollplan des BMG. Dabei wurden für Niederösterreich laut risikobasiertem
Kontrollplan 2.066 Tiertransportkontrollen vorgegeben, die auch 2013 über die Vorgabe
hinaus erfüllt wurden.

• Tiermehlgesetz und Futtermittelkontrolle. Das Verbot der Verfütterung verarbeiteter tie-
rischer Proteine (Tiermehl) an Nutztiere sowie die Einhaltung der Ausnahmebestimmun-
gen (Fischmehlausnahmeregelung) sind im Zuge der generellen Kontrollen des Verfütterns
von Futtermitteln sowie der Kontrolle der Primärproduktionsbetriebe besonders zu beach-
ten. Die Kontrollen werden vorrangig in Kombination mit den CC-Kontrollen durchgeführt.

• TSE/BSE-Überwachungsprogramme. Die BSE/TSE-Überwachungsprogramme basieren
auf der Verordnung (EG) Nr. 999/2001 mit Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Til-
gung bestimmter transmissibler spongiformer Enzephalopathien. Im Wesentlichen beinhal-
ten diese Programme die Untersuchung von Stammhirnproben von Rindern, Schafen und
Ziegen im Zuge der Schlachtung und bei verendeten Tieren sowie die amtstierärztliche
Überwachung von Tierhaltungsbetrieben, in welchen sich Tiere befinden, die der Risiko-
gruppe zuzurechnen sind.

• Cross-Compliance-Kontrollen. In landwirtschaftlichen (tierhaltenden) Betrieben sind
Rechtsmaterien wie Lebens- und Futtermittelsicherheit, Hormonanwendungsverbot, Tier-
arzneimittelanwendung, Rückstände, Tiermehlverfütterungsverbot sowie Tierschutzbe-
stimmungen durch Amtstierärztinnen und Amtstierärzte zu kontrollieren.

• Kontrollen der tierärztlichen Hausapotheken. Gemäß ABO 2005 müssen alle tierärztli-
chen Hausapotheken mindestens einmal in fünf Jahren durch den Amtstierarzt kontrolliert
werden. Diese Frequenz könnte sich gemäß dem Entwurf zur Antibiotika-Mengenstromver-
ordnung und der Änderung der ABO 2005 intensivieren.

• Kontrollen nach dem LMSVG. In Betrieben, die Lebensmittel tierischen Ursprungs her-
stellen, werden Hygienekontrollen durch beauftragte amtliche Tierärztinnen und Tierärzte
sowie durch Amtstierärztinnen und Amtstierärzte durchgeführt.

• TGD-Kontrollen. In jedem landwirtschaftlichen Betrieb, der Mitglied beim Niederösterrei-
chischen Tiergesundheitsdienst ist, wird bei jeder amtstierärztlichen Betriebskontrolle über-
prüft, ob die gesetzlichen Vorschriften der Tiergesundheitsdienstverordnung 2009 einge-
halten werden.

Ziele 2014

• Futtermittel- und Tiermehlgesetz. Auf Grund der BSE-Problematik und dem damit ver-
bundenem Fütterungsverbot von Tiermehl sind jedenfalls 2% der Nutztierhaltenden Be-
triebe und Primärproduktionsbetriebe auf die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen
zu überprüfen. Seit 2009 sind zugelassene Einrichtungen gemäß der VO (EG) 882/2004
zu auditieren sowie die amtlichen Kontrollen i. S. der genannten VO durchzuführen.

• Tiermaterialiengesetz und tierische Nebenprodukte. Sämtliche nach dem TMG zuge-
lassenen Betriebe sind nach einem vom BMG erlassenen Kontrollplan (mehrjähriger inte-
grierter Kontrollplan = MIK) hinsichtlich der Erfüllung der Zulassungskriterien und der Ein-
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haltung sämtlicher Normen zu kontrollieren. Die TNP verursachenden Betriebe sind hin-
sichtlich des Anfalls und Verbleibs (Warenströme) der TNP zu überwachen. Seit 2009 sind
zugelassene Einrichtungen gemäß der VO (EG) 882/2004 zu auditieren sowie die amtli-
chen Kontrollen i. S. der genannten VO durchzuführen.

• Tiertransport. Erfüllung der im jährlichen Kontrollplan des BMG vorgegebenen Tiertrans-
portkontrollen, die vornehmlich am Versandort der Tiere, an Sammelstellen, Handelsstal-
lungen und am Bestimmungsort (z. B. Schlachthof) durchzuführen sind, um keine unnöti-
gen Transportverzögerungen zu verursachen. Einarbeitung der Änderungen des Kontroll-
planes 2014.

• Tierschutz in landwirtschaftlichen Betrieben und in Schlachtbetrieben. Weiterführung
der Betriebskontrollen, um die Einhaltung des Tierschutzes in landwirtschaftlichen Betrie-
ben gewährleisten zu können. Ein Schwerpunkt zur Kontrolle Tierschutz am Schlachthof ist
für das Jahr 2014 geplant.

• CC-Kontrollen. Durchführung der in Art und Umfang vorgeschriebenen Kontrollen 2014.
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Abteilung Gewerberecht

Aufgaben

Die Abteilung Gewerberecht ist ausschließlich ein Rechtsreferat.
Die Tätigkeiten umfassten 2013 unter Berücksichtigung der aktuellen Geschäftseinteilung
des Amtes der NÖ Landesregierung Folgendes:
• Vollziehung des Güterbeförderungs- und Gelegenheitsverkehrsgesetzes samt zugehören-

der EU-Verordnungen, des Mineralrohstoffgesetzes, des Rohrleitungsgesetzes, des Wirt-
schaftstreuhandberufsgesetzes, des Bilanzbuchhaltungsgesetzes, des Berufsausbildungs-
gesetzes, des Sonn- und Feiertagsbetriebszeitengesetzes und des NÖ Buschenschankge-
setzes;

• Nichtigerklärung von Bescheiden von Bezirksverwaltungsbehörden und Löschung von Ein-
tragungen in das Gewerberegister;

• Anerkennungen und Gleichhaltungen von Ausbildungsnachweisen bzw. Berufsqualifikatio-
nen aus EU/EWR-Staaten in I. Instanz;

• Aufsichtsbehördliche Maßnahmen;
• Erlassung von Verordnungen über die Festsetzung von Höchsttarifen für das Rauchfang-

kehrergewerbe sowie der Kehrbezirksverordnungen, die Novellierung der NÖ Sperrzeiten-
verordnung, die Erlassung von Verordnungen über die Festsetzung eines verbindlichen Ta-
rifes für das Taxigewerbe;

• Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen;
• Organisation und Abhaltung von Konzessionsprüfungen und Prüfungen zur Erlangung des

Fahrerqualifizierungsnachweises im Bereich der Verkehrsgewerbe;
• Aufsicht und Vorsitzführung bei sonstigen Meister- und Befähigungsprüfungen;
• Mündliche Beratung von Parteien und Dienststellenvertretern;
• Beantwortung von Rechtsfragen der Bezirksverwaltungsbehörden;
• Information der Bezirksverwaltungsbehörden durch Erlässe im Bereich Gewerberecht und

Mineralrohstoffgesetz;
• Abhaltung von Gewerbereferententagungen;
• Teilnahme an Tagungen und Besprechungen beim BMWFJ, bei den Bundesländern und

der Wirtschaftskammer;
• Regelmäßige Abhaltung von Dienstbesprechungen;
• Teilnahme an Seminaren zur Fortbildung;
• Vortragstätigkeit im Rahmen von Veranstaltungen und Seminaren;
• Mitwirkung an der Bestellung des Staatskommissärs für Sparkassen;
• Überprüfung von Gewerbebetrieben im Hinblick auf Preisauszeichnung bzw. Grundpreis-

auszeichnung sowie die Bearbeitung von Preisbeschwerden im Allgemeinen;
• Teilnahme an der Preisbehördentagung;
• Beratung in Angelegenheiten der Grundpreisauszeichnung;
• Beratung in Angelegenheiten des Konsumentengesetzes (besonders Fragen der Gewähr-

leistung bzw. Rücktrittsmöglichkeiten bei Kaufverträgen, Verweis an die zuständige Stelle);
• Laufende Betreuung der Homepage laut Zuständigkeitsbereich;
• Markterhebungen und Probeziehungen nach dem Produktsicherheitsgesetz;
• Teilnahme an Konsumentenschutztagungen und an Produktsicherheitstagungen;
• Teilnahme an der Datenbank ICSMS;
• Erstellung und Durchführung von Produktsicherheitsprojekten;
• Budgetverwaltung;
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• Koordination des anlagenbezogenen Berichtswesens;
• Sichtung des EU-Schriftverkehrs im Bereich Anlagen- und Berufsrecht; Aufbereitung der

Judikatur des VwGH und VfGH sowie der Berufungsentscheidungen des UVS.

Schwerpunkte 2013

• Die Abteilung Gewerberecht hatte im Jahr 2013 weiterhin die Neuerungen der für die Ver-
kehrsgewerbe geltenden Rechtsgrundlagen umzusetzen, die sich aus der direkten An-
wendbarkeit der europarechtlichen Regelungen der Verordnungen (EG) 1071/2009, 1072/
2009 und 1073/2009 bzw. aus den gesetzlichen Vorhaben des Bundes, die zur Umsetzung
dieser Richtlinien ausgeführt und vorbereitet wurden, ergeben hat. Die Vollziehung der
Übergangsregelungen, die Umstellung des Prüfungswesens, die Neufassung der gemein-
schaftsrechtlichen Dokumente sowie die Vorbereitungen für das zu führende gemein-
schaftsrechtliche Verkehrsunternehmensregister bereitete erheblichen Aufwand. Die pra-
xisbezogene Beantwortung offener Fragen, die sich vor allem aus der gleichzeitig anzu-
wendenden innerstaatlichen Regelung ergibt, waren Schwerpunkte der Tätigkeiten der Ab-
teilung in diesem Bereich. Die Evaluierung und die Überarbeitung des Prüfungswesens so-
wie die Abhaltung der Prüfungen im Bereich Güter- und Personenbeförderung hat die Ab-
teilung Gewerberecht erheblich beschäftigt. Die wiederkehrenden Überprüfungen der Ver-
kehrgewerbetreibenden waren Aufgabe, wobei insbesondere die Kriterien der Zuverlässig-
keit und der finanziellen Eignung zu prüfen waren.

• Herausforderungen waren der Vollzug betreffend Ermächtigung von Ausbildungsstätten
sowie die Durchführung zur Grundqualifikationsprüfung. Bei letzterer war das Ergebnis des
Projektes, welches im Auftrag der Abteilung Landesamtsdirektion zusammen mit den Inter-
essenvertretungen durchgeführt wurde, zu berücksichtigen. Insbesondere die Überarbei-
tung und Neuabgrenzung des Prüfungsstoffes waren – als Ergebnis des Evaluierungspro-
zesses – zeitintensive und inhaltlich aufwendige Aufgaben. Das Ende der Übergangsfrist
im Jahr 2014 bewirkte einen starken Anstieg der Beratungstätigkeit.

• Zu den Agenden der Abteilung Gewerberecht zählt auch die Vollziehung des Mineralroh-
stoffgesetzes, dessen Abgrenzung zu anderen Rechtsmaterien (z. B. Landwirtschaft, Ab-
fallwirtschaft) Schwierigkeiten bereitet. Die Anfragen der Bezirksverwaltungsbehörden und
die Klärung dieser Rechtsfragen im Einvernehmen mit dem BMWFJ waren zentrale Aufga-
ben. Eine Mehrbelastung entstand im Jahr 2013 auch durch bezirksübergreifende Verfah-
ren zur Genehmigung von Gewinnungsbetriebsplänen, welche in I. Instanz in die Zustän-
digkeit der Abteilung Gewerberecht fallen.

• Im Jahr 2013 lag zum Rohrleitungsgesetz der Schwerpunkt bei genehmigungspflichtigen
Vorhaben Dritter. Insbesondere aufgrund der Tatsache, dass bestehende Leitungstrassen
mehr und mehr in Gewerbe- und Siedlungsgebiete einbezogen werden, kommt es immer
häufiger zu Berührungspunkten. Aufgabe der Rohrleitungsbehörde ist es dann, den siche-
ren Bestand und den gefahrlosen Betrieb der Rohrleitungsanlagen zu gewährleisten. Eine
Mehrbelastung entstand auch durch Vorhaben von Gemeinden, durch Verfahren im Zu-
sammenhang mit der Kapazitätserweiterung von Elektrizitätsversorgungsunternehmen im
Raum Flughafen Wien-Schwechat sowie Projekten der ÖBB (Güterzugumfahrung St. Pöl-
ten), der ASFINAG (Ausbau der Westautobahn) und der Raffinerie. Weiters waren das
Bundesland Niederösterreich betreffende Aufträge des BMVIT hinsichtlich Rohrleitungen
zu erfüllen.

• Die Überwachung der Preisauszeichnungspflicht erfolgte auch 2013 durch monatliche
Schwerpunktkontrollen im Wege der Bezirksverwaltungsbehörden.
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• Im Bereich der Marktüberwachung nach dem Produktsicherheitsgesetz wurden Markter-
hebungen vom Produktsicherheitsorgan der Abteilung Gewerberecht bei jenen Produkten
durchgeführt, die vom BMASK an NÖ als gefährlich gemeldet wurden. Betroffen hat dies
im Jahre 2013 Schwimmflügel (die nicht den sicherheitstechnischen Anforderungen der
EN 13138-1 entsprechen), Lederhandschuhe (aufgrund überhöhter Chrom(VI)-Gehalte),
Kosmetika (aufgrund ihrer Verwechselbarkeit mit Lebensmitteln), Laufbänder (die nicht
den sicherheitstechnischen Anforderungen der EN 957 entsprechen), Lenkradhüllen (auf-
grund überhöhter PAK-Werte), Querlenker-Halter (aufgrund von Verunreinigungen im
Guss), ein Stockbett (welches nicht den sicherheitstechnischen Anforderungen der
EN 747-1 entspricht) sowie diverse Campingsessel, Klappstühle und Klapptische (die nicht
den sicherheitstechnischen Anforderungen der EN 581-1 bzw. der EN 747-2 und der
EN 71-1 entsprechen).

• Per E-Mail sowie telefonisch einlangende Konsumentenschutzanfragen wurden laut Zu-
ständigkeitsbereich bearbeitet.

• Die Homepage wurde laufend aktuell gehalten.
• Betreut wird auch die in NÖ im Jahre 2004 eingeführte Datenbank und Kommunikations-

plattform ICSMS (Internetunterstütztes Informations- und Kommunikationssystem zur eu-
ropaweiten, grenzüberschreitenden Marktüberwachung von Produkten).

• Verwaltet wird ein Budget für Konsumentenschutzangelegenheiten. Der Budgetrahmen für
2013 betrug € 120.000,– abzgl. 25% Ausgabenbindung; u. a. wurde davon der Verein Pro
Konsument mit € 50.000,– gefördert.

• 2013 konnte bezüglich des anlagenbezogenen Berichtswesen der Schwerpunkt der wie-
derkehrenden Berichtspflichten im Zusammenhang mit der besonderen Überwachung be-
stimmter („gefahrengeneigter“) Betriebsanlagen und der Beantwortung des 4. Fragebo-
gens nach der IPPC-/IUV-Richtlinie 2008/1/EG abgeschlossen werden. Die Abteilung Ge-
werberecht hatte als koordinierende Stelle nicht nur die Anforderungen auf EU-Ebene zu
berücksichtigen, sondern auch die regelmäßigen Berichte nach bundesrechtlichen Bestim-
mungen und EU-Anlagen- und -Umweltrecht in Zusammenarbeit mit den Bezirksverwal-
tungsbehörden und den weiteren Fachabteilungen zu erarbeiten und weiterzuleiten.

• Ebenso ergaben sich wiederkehrende Aufgaben aus der auf EU- und Bundesebene lau-
fenden Erarbeitung einer neuen sogenannten SEVESO-III-Richtlinie.

• Ein wesentlicher Schwerpunkt 2013 war das bundesweit unter Federführung des BMWFJ
in Angriff genommene Projekt einer Neustrukturierung des Gewerberegisters. Das Projekt
„GISA – Gewerbeinformationssystem Austria“ bedarf nicht nur der Mitarbeit auf Bundes-
ebene, sondern es wurde auch zur Umsetzung der Bundesvorgaben auf Landesebene
2013 ein Projekt gestartet, an dem die Fachabteilung regelmäßig mitwirkt.

• Ein neuer Schwerpunkt wurde 2013 die Mitarbeit am Aufbau des gesetzlich verpflichten-
den Umweltinspektionsprogramms basierend auf EU-rechtlichen Vorgaben der IE-R/IED.

• Auch im Jahr 2013 sind bei der Abteilung Gewerberecht eine Vielzahl von Anfragen von
Parteien und Bezirksverwaltungsbehörden zum Gewerberecht und Betriebsanlagenrecht
eingelangt. Diese betrafen z. B. die Einordnung von Gewerben bzw. die Ausnahmen von
der Gewerbeordnung, Fragen zur fachlichen (individuellen) Befähigung für die Aufnahme
einer gewerblichen Tätigkeit, hinsichtlich zuständiger Behörden und Abgrenzungsfragen
zu anderen Materiengesetzen. Immer öfter geht es dabei um Fälle mit Auslandsbezug. Be-
schwerden von Parteien war nachzugehen sowie die Service- und Beratungsstelle des
Amtes der NÖ Landesregierung in ihrer Tätigkeit zu unterstützen.

• Neben der intensiven Vorbereitung für und der Teilnahme an der Bundes-Gewerbereferen-
tentagung 2013 wurde von der Abteilung Gewerberecht eine Tagung der NÖ Gewerberefe-
renten, gerichtet an Juristen und Sachbearbeiter der Bezirksverwaltungsbehörden, organi-
siert und abgehalten. Neben den beigezogenen anderen Dienststellen und dem Bundesmi-
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nisterium haben insbesondere die Mitarbeiter der Abteilung Gewerberecht in Referaten aktu-
elle fachliche Probleme des Gewerberechtes dargestellt und Lösungsvorschläge erarbeitet.

• Immer mehr gewerbliche Tätigkeiten unterliegen der Pflicht zum Abschluss einer Versiche-
rung für Schäden, die bei Gewerbeausübung eintreten können. Zunächst für das Gewerbe
der Versicherungsvermittlung eingeführt, sind zwischenzeitlich u. a. auch für die Gewerbe
Baumeister, Immobilientreuhänder und Gewerbliche Vermögensberater entsprechende
Gesetzesbestimmungen erlassen worden. Anfragen zu diesem Bereich bedürfen versierter
versicherungsrechtlicher Überlegungen und die Erarbeitung von Lösungen für die sich er-
gebenden diffizilen Rechtsprobleme durch die Rechtsabteilung.

• Das Projekt einer „bundesweit einheitlichen Liste der freien Gewerbe“ wurde 2013 vom
BMWFJ in den „Regelbetrieb“ übergeführt. Nunmehr ist jeder neue Gewerbewortlaut, wel-
cher in Niederösterreich an die Behörden herangetragen wird und (noch) nicht auf der bun-
deseinheitlichen Liste der freien Gewerbe aufscheint, an die Abteilung Gewerberecht her-
angetragen (ausgenommen: Wortlaute, welche sich bereits für die erstinstanzlichen Behör-
den selbst eindeutig als für ein freies Gewerbe nicht zugänglich ergeben). Überdies ist die
Abteilung Gewerberecht auch in den Diskussionsprozess mit allen anderen Bundeslän-
dern eingebunden. In Summe hat die Prüfung von Wortlauten zu freien Gewerbe im Jahr
2013 einen Tätigkeitsschwerpunkt dargestellt, welcher erheblich Ressourcen gebunden
hat.

• Die Abteilung Gewerberecht ist zuständig für Verfahren betreffend Anerkennung von Tätig-
keiten und Gleichhaltung von Berufsqualifikationen im bzw. aus dem EU-/EWR-Ausland.
Dadurch ergibt sich eine Vielzahl von Verfahren erster Instanz, bei denen (unter Nutzung
auch des IMI-Informationssystems) EU-weit Tätigkeiten und Qualifikationen erhoben, ge-
prüft, am Maßstab des österreichischen Gewerbezugangssystems bewertet und entschie-
den werden müssen.

• Die Abteilung Gewerberecht hat als Aufsichtsbehörde die von den Gemeinden vorgelegten
Marktordnungen und Verordnungen betreffend die Gewerbeausübung in Gastgärten auf
ihre Gesetzmäßigkeit geprüft; ebenso die uns vorgelegten Geschäftsordnungen der Pfand-
leiher.

• Zahlreiche und umfangreiche Gesetzes- und Verordnungsbegutachtungen wurden ebenso
erledigt wie die Aufbereitung der Judikatur des VwGH und VfGH sowie der Berufungsent-
scheidungen des UVS.

Ziele 2014

Die Abteilung Gewerberecht verfolgt auf Grund der bestehenden Aufgabenbereiche für das
Jahr 2014 im Bereich Gewerberecht nachstehende Ziele:
• Im Frontofficebereich hin zum Bürger

– Informations- und Formularservice auch im Wege der Homepage
– Stetige Rationalisierung der Arbeitsabläufe durch Nutzung der elektronischen Datenver-

arbeitung und Datenabfrage sowie Nutzung des Online-Zahlungsverkehrs
– Zielorientierte Abwicklung von erstinstanzlichen Verfahren

• Im Backofficebereich hin zu anderen Dienststellen, insbesondere nachgeordneten Behör-
den
– Bearbeitung von Anfragen der Bezirksverwaltungsbehörden und Klärung von Vollzugs-

fragen im Erlasswege
– Abgleichung von Vollzugsfragen mit anderen Bundesländern und dem BMWFJ und dem

BMVIT
– Betreuung von Arbeitskreisen, Organisation von Referententagungen
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– Aufbereitung der Judikatur des Landesverwaltungsgerichtes NÖ bzw. des VwGH und
VfGH

– Regelmäßige Dienstbesprechungen
– Maßvolle und anlassbezogene Wahrnehmung des Aufsichtsrechtes
Dadurch soll ein bürgernaher und einheitlicher Vollzug in Niederösterreich gewährleistet
werden.

• Im Bereich Konsumentenschutz:
– Überwachung der Einhaltung der Preisauszeichnung im Sinne einer bestmöglichen In-

formation für Preisvergleiche für die Konsumenten unter Zuhilfenahme der Bezirksver-
waltungsbehörden

– Hilfestellung durch entsprechende Beratung bei Problemanfragen der Konsumenten
– Einsatz finanzieller Mittel für konkrete spezifizierte, konsumentenpolitische Maßnahmen

und für Informationstätigkeit
– Schutz der Konsumenten in Produktsicherheitsangelegenheiten vor potenziellen Gefähr-

dungen durch angebotene Produkte. Die Nachschau nach gefährlichen Produkten am
Markt erfolgt aufgrund von Erhebungsaufträgen des BMASK, die direkt an Niederöster-
reich gelangen bzw. die von einem anderen Bundesland an uns abgetreten werden. Die
Häufigkeit der Erhebungen wird von den vorhandenen Personalressourcen abhängen.

– Vermehrte Nutzung des EU-Produktsicherheits-Kommunikationssystems ICSMS zwecks
Austauschs mit anderen europäischen Behörden, vor allem aber zwecks Datenaus-
tauschs zu potentiell unsicheren Produkten zwischen den Bundesländern und dem
BMASK

Statistik 2013

Gewerberecht

Anhängige Ansuchen
Konzessionsverleihungen und Bewilligungen, Ausstellung
von EU-Lizenzen 192
Konzessionserweiterungen 42
Wiederkehrende Überprüfungen nach dem Güterbeförderungs-
und Gelegenheitsverkehrsgesetz 191
Verlegungen des Betriebes 16
Weitere Betriebsstätten 4
Geschäftsführerbestellungen 27
Gewerbeentziehungen 15
Nichtigerklärungen 74
Umgründungen 6
Betriebsanlagen-Berufungen (Volksanwalt, Vollstreckungsverfahren,
Devolutionen) 1
Berufungen 65
Volksanwaltschaftsbeschwerden, Stellungnahmeersuchen
(außer BA-Akte) 0
Rauchfangkehrer-Schlichtungsstelle 3
Aufsichtsbehördliche Verfahren zu Meister- und Befähigungsprüfungen 0
Erteilung der Ermächtigung von Ausbildungsstätten 61
Verfahren betreffend Anerkennung von Tätigkeiten bzw. Gleichhaltung
von Berufsqualifikationen 115
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Anfragen, Tagungen etc.

Anfragen allgemein von Parteien, Bezirksverwaltungsbehörden
sowie anderen Behörden und Abteilungen, betreffend allgemeines
Gewerbe 481
Betriebsanlagenrecht, Diverses 37
Anfragen betreffend Verkehrsgewerbe 53
Stellungnahmen zu Verordnungs- und Gesetzesentwürfen 128
Verleihung von Auszeichnungen 6
Verordnungsprüfungen (Gemeinde-, Marktordnungen,
Geschäftsordnungen, Pfandleiher etc.) 8
EU-Fahrerbescheinigungen 43
Gewerbereferententagungen und Arbeitskreissitzungen 17
Besprechungen beim BMWFJ, BMVIT und Wirtschaftskammer 10
Entwürfe von Gesetzen und Verordnungen (Erstellung, Screening) 6
Sichtung des EU-Schriftverkehrs im Bereich Anlagen- und Berufsrecht 87
Aufbereitung der Judikatur des VwGH und VfGH 46

Rohrleitungsgesetz

Genehmigungen nach dem Rohrleitungsgesetz 35
Sonstige Verfahren 60
Beteiligte Behörde im UVP-Verfahren 4
Anfragen 18

Konzessions- bzw. Befähigungsprüfungen

Mietwagengewerbe, Taxi usw. 60
Güterbeförderungsgewerbe 35
Fahrerqualifizierungsnachweis Klasse „D“ 20
Fahrerqualifizierungsnachweis Klasse „C“ und „C1“ 153

Mineralrohstoffgesetz

Anfragen 46
Verantwortliche Personen 0
Berufungen 0
Erstinstanzliche Verfahren 2
Arbeitskreis 0

Überprüfung der Preisauszeichnung – Produktsicherheitsgesetz –
Konsumentenschutzgesetz – Sparkassen

Preisauszeichnungskontrollen 1.533
Produktsicherheitskontrollen; aufgesuchte Verkaufsstellen 105
Beratungen, Anfragen, Beschwerden 71
Tagungen, Seminare, Schulungen 7
Homepage-Artikelfreischaltungen 15
Sparkassen (Mitwirkung an der Bestellung des Staatskommissärs) 5
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Abteilung Wirtschaft, Tourismus und Technologie

Aufgaben

Wirtschaftsstrategie und Wirtschaftskonzept Niederösterreich

Die Auswirkungen der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise konfrontieren Niederöster-
reichs Wirtschaft mit veränderten Rahmenbedingungen. Mit der Wirtschaftsstrategie 2015
wurde rasch auf das neue Szenario reagiert und mittels konkreter Maßnahmen und Services
die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Unternehmen gestärkt. Sechs Bereiche stehen da-
bei besonders im Vordergrund: Innovation & Technologie, Qualifikation, Kooperation, Markt-
erschließung, Unternehmensgründung und Nachhaltigkeit.
Die neue Strategie setzt einerseits auf bewährte Maßnahmen und bietet andererseits zahlrei-
che neue Ansätze. Die Hauptziele sind folgendermaßen definiert:
• Erreichung des höchsten Wirtschaftswachstums in Ost-Österreich
• Sicherung und Vermehrung von Arbeitsplätzen (insbesondere von hochwertigen

Arbeitsplätzen)
• Nachhaltige Positionierung als lebenswerter, attraktiver Wirtschaftsstandort

Sechs Segmente stehen im Vordergrund:
• Innovation und Technologie. Zukunftsorientierte Geschäftsfelder und Projekte werden fi-

nanziell sowie mit immateriellen Services (z. B. Beratungs- und Managementleistungen)
begleitet, ebenso werden die Technopole ausgebaut.

• Qualifikation. Geplant ist hier unter anderem eine Weiterentwicklung von Weiterbildungs-
initiativen für UnternehmerInnen und Management.

• Kooperation. In Vorbereitung ist eine Erhöhung des Vernetzungsgrads der niederösterrei-
chischen Unternehmen in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht.

• Markterschließung. Durch den Start entsprechender Pilotprojekte wird das Engagement
heimischer Betriebe in den Wachstumsmärkten Asien, Afrika und Lateinamerika erleich-
tert.

• Unternehmensgründung. Wesentlicher Faktor in der Wettbewerbsfähigkeit einer Region
ist das Unternehmertum. Gründungen werden durch Beratung und Startunterstützungen
forciert.

• Nachhaltigkeit. Energieeffizienz und Nachhaltiges Wirtschaften werden besonders unter-
stützt.

Netzwerk des Niederösterreichischen Wirtschaftsressorts

Die Abteilung Wirtschaft, Tourismus und Technologie unterstützt die Entwicklung und Ver-
marktung der NÖ Wirtschaft im Sinne der Wirtschafts-, Tourismus- und Technologiepolitik des
Landes Niederösterreich. Für die unterschiedlichen Maßnahmen steht eine Reihe von Instru-
mentarien zur Verfügung, die betreut und weiterentwickelt werden. Im Hinblick auf die effi-
ziente Umsetzung der Gesamtstrategie wurden die Stoßrichtungen und Ziele den Organisa-
tionen des Wirtschaftsressorts klar zugeordnet.
Zusammenfassend ergeben sich daraus folgende Hauptaufgaben der Abteilung Wirtschaft,
Tourismus und Technologie:
• Strategische Steuerung des NÖ Wirtschaftsressorts
• Verwaltung des NÖ Wirtschafts- und Tourismusfonds
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Schwerpunkte 2013

Wirtschaft

• Umsetzung der NÖ Finanzierungsinitiative durch den NÖ Wirtschafts- und Touris-
musfonds, Landtagsbeschluss vom 19. 9. 2013. Bereitstellung eines Finanzierungsmo-
dells in Form von eigenkapitalähnlichen Maßnahmen bzw. Fremdkapital für NÖ Unterneh-
men

• Integration der betrieblichen Umweltförderung und der betrieblichen Unterstüt-
zungsleistungen für Ökomanagement in die Abteilung. Somit konnte ein weiterer we-
sentlicher Schritt gesetzt werden, sämtliche betrieblichen Förderungen in der Abteilung
Wirtschaft, Tourismus und Technologie zu konzentrieren.

• Ausbau der Maßnahmen im Bereich Nachhaltigkeit
– Fortsetzung der Vergabe des Nachhaltigkeitspreises TRIGOS an vorbildhafte NÖ Unter-

nehmen
– Fortsetzung „Erfolg mit FAIRantwortung“ (Pilotprojekt „Nachhaltigkeitsberichte“)
– Durchführung eines zeitlich befristeten Fördercalls „Nachhaltigkeit als unternehmeri-

scher Erfolgsfaktor“ (€ 300.000,00)
– Fortführung des Interreg-IVC-Projekts COGITA (Corporate Social and Environmental Re-

sponsibility through Public Policy)
– Fortführung des ETZ-Projekts „Soziale Produktion – sozial produziert für die Umwelt“ mit

Ungarn, Wien, Burgenland und Steiermark
– Übernahme der betrieblichen Umweltförderung und des betrieblichen Teiles des Bera-

tungsprogrammes Ökomanagement von der Abteilung Umweltwirtschaft und Raumord-
nungsförderung

• Fortführung und Finalisierung der Entwicklung eines Systems zur Beurteilung der
Strategiekonformität von Basis-Investitionsförderungen

• Eigentümervertretung in den Gesellschaften

Tourismus

• Beteiligung an der neuen Förderschiene „Bund-Länder-Innovationsmillion“
• Eigentümervertretung in den Gesellschaften
• Vollziehung des NÖ Tourismusgesetzes 2010
• Überarbeitung und Novellierung des NÖ Tourismusgesetzes 2010, Landtagsbeschluss

vom 12. Dezember 2013
• Fortführung und Finalisierung der Entwicklung eines Systems zur Beurteilung der

Strategiekonformität von Basis-Investitionsförderungen
• Entwicklung und Implementierung eines neuen Programms „BIN-Bergerlebnis in

Niederösterreich“
• Start eines Prozesses zur Entwicklung einen neuen Förderstrategie und damit ver-

bundener neuer Förderrichtlinien im Hinblick auf die EU-Programmperiode 2014–2020

Technologie und Innovation

• Weiterer Ausbau der Technopolstandorte
• Mitarbeit bei der Erstellung einer landesweiten Forschungs-Technologie-Innova-

tions-Strategie (FTI) in Kooperation mit der Abteilung Wissenschaft und Forschung. Das
Jahr 2013 stand diesbezüglich im Zeichen der Erstellung eines FTI-Programms mit kon-
kreten Themenfeldern und Projektvorschlägen innerhalb der Forschungs-Themenfelder.
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Unter gemeinsamer Projektleitung der Abteilung Wissenschaft und Forschung und der Ab-
teilung Wirtschaft, Tourismus und Technologie haben mehr als 30 Workshops zur Entwick-
lung von Projektoptionen und Schlüsselmaßnahmen stattgefunden. Erste, bereits fertig ge-
stellte Teilkonzepte, wurden im FTI-Lenkungskreis präsentiert, diskutiert und für umsetzbar
befunden.

• „Prototypenförderung“. Um den Anteil an Marktneuheiten, neuen Produkten und Dienst-
leistungen, die von NÖ Unternehmen auf den Markt gebracht werden, zu steigern, wird eine
Pilotaktion „Prototypenförderung“ durchgeführt. Gefördert werden der „Proof of Concept“
(Machbarkeitsbeweis) von Patenten, Forschungsergebnissen oder von ihnen entwickelten
Konzepten bis hin zum 1. Funktionsmuster, wo die technische Funktionalität bewiesen ist.

Ziele 2014

Wirtschaft

• Fortsetzung der Implementierung der neuen Wirtschaftsstrategie Niederösterreich
2015 in den Instrumenten der Wirtschaftspolitik, insbesondere in den Unterstützungsstruk-
turen und den Zielen und Maßnahmen der zum NÖ Wirtschaftsressort gehörenden Gesell-
schaften

• Reorganisation der Beteiligungsstruktur des Landes bei Gesellschaften des Wirt-
schaftsressorts, weitere Umsetzungsschritte

• Weiterführung und Verdichtung des laufenden Analyse- und Strategieentwicklungs-
prozesses (Strategie-Jahreskreis)

• Weiterführung des UnternehmerInnendialogs mit Fokus auf Technologie- und Innova-
tionsthemen

• Einführung des Balanced-Scorecard-Systems im Bereich tecnet equity
• Förderinstrumentarium. Umsetzung der Richtlinien in der Programmplanungsperiode

2007–2013 und Erarbeitung neuer Richtlinien für die Periode 2014–2020
• Vorantreiben von EU-Projekten zur internationalen Positionierung Niederösterreichs
• Schwerpunktsetzung im Bereich Nachhaltigkeit

– Fortsetzung Bewusstseinsbildung (TRIGOS)
– Fortsetzen der Fördermaßnahmen und der EU-Projekte
– Forcierung des Themas „nachhaltige öffentliche Beschaffung“

Tourismus

• Vollziehung des neuen Tourismusgesetzes. Insbesondere Schulung und Unterstützung
der Gemeinden bezüglich der neuen Bestimmungen bei der Abgabeneinhebung

• Fortführung des Prozesses zur Überarbeitung der Tourismusstrategie 2015. Insbe-
sondere im Hinblick auf die neue EU-Programmperiode.

Technologie

• Innovation und Technologie. Fokus auf Technologie- und Know-how-Transfer, Patentver-
wertung, erfolgreiche Marktumsetzung und technologieintensive Gründungen

• Technologiestandort Niederösterreich. Projekte und Kommunikation zur weiteren Posi-
tionierung Niederösterreichs als Technologie-Standort; weitere Stärkung der Vernetzung
und der internationalen Sichtbarkeit

• FTI-Programm. Kooperation mit der Abteilung Wissenschaft und Forschung im Rahmen
der Prozesssteuerung zur Entwicklung eines FTI-Programms
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Statistik 2013
Anzahl

Förderfälle
Projektkosten

förderbar
bewilligter

Zuschuss nat
bewilligter
Kredit nat

bewilligte
Haftung Zuschuss EU

Betriebliche Umweltförderung 76 21,251.836,00 1,194.961,97 0,00 0,00 0,00

Bildungsscheck für Klein-
betriebe 74 370.000,00 165.043,75 0,00 0,00 0,00

Bürgschaften im Rahmen der
NÖ Bürgschaften GmbH 46 7,053.085,00 3,150.872,80

Existenzgründung 536 7,237.695,78 393.353,56

Fördercall Nachhaltigkeit 13 687.072,00 300.000,00 0,00 0,00 0,00

Förderung von Genießer-
zimmern 5 672.082,00 87.144,00 110.000,00 0,00 0,00

Förderung von
Internationalisierung 14 446.500,00 128.600,00 0,00 0,00 89.500,00

Förderung von Kooperationen 7 228.563,00 76.000,25 0,00 0,00 38.281,25

Förderung von Privatzimmern 15 699.298,00 98.300,00 0,00 0,00 0,00

Förderung von Software im
Tourismus 4 2,551.714,00 2,025.000,00 0,00 0,00 0,00

Förderung von touristischer
Infrastruktur 2 88.643,00 15.834,00 0,00 0,00 0,00

Innovation, F&E 40 17,326.262,00 1,805.192,09 500.000,00 0,00 760.292,19

Innovationsassistent 3 164.163,00 35.666,49 0,00 0,00 35.666,49

Investitionsförderung Basis
Tourismus 51 13,047.046,00 180.018,00 3,552.000,00 0,00 0,00

Investitionsförderung Basis
Wirtschaft 119 41,936.269,00 260.587,00 11,262.500,00 0,00 0,00

Investitionsförderung Lebens-
mittelnahversorgung 16 2,839.479,00 200.285,00 613.500,00 0,00 0,00

Investitionsförderung
Nahversorgung 2 229.000,00 9.950,00 59.500,00 0,00 0,00

Investitionsförderung Qualität
Tourismus 6 14,224.563,00 683.847,00 1,689.000,00 0,00 291.750,00

Investitionsförderung Qualität
Wirtschaft 29 208,789.282,00 7,219.465,44 17,086.100,00 0,00 5,212.431,89

Kino-Digitalisierung 1 204.941,00 10.241,70 0,00 0,00 0,00

Nahversorgung Betriebsmittel 69 3,050.291,00 140.416,00 0,00 0,00 0,00

NÖ Beteiligungsmodell 17 32,799.875,00 9,844.000,00

Qualitätsoffensive
NÖ Tourismus 35 2,067.000,00 102.309,10 0,00 0,00 0,00

Regionsübergreifende,
cluster- und wirtschaftskonzept-
relevante Projekte 17 1,470.173,00 414.448,75 0,00 0,00 243.580,75

Sicherungsaktion 4 1,430.000,00 69.250,00 0,00 0,00 0,00

Verringerung der Feinstaub-
belastung 162 933.442,00 225.461,00 0,00 0,00 0,00

Gesamtergebnis 1.363 381,798.274,78 15,841.375,10 34,872.600,00 12,994.872,80 6,671.502,57

Gruppe Wirtschaft, Sport und Tourismus

175



Abteilung Sport

Aufgaben

• Sportförderung
• Beteiligungsmanagement
• Sportservice und -strategie
• Sportrecht inklusive Schilehrwesen und Bergführer

Schwerpunkte 2013

Sportförderung

Der Sport hat im Land Niederösterreich eine besondere gesellschaftliche Bedeutung. Daher
wurde auch im Sportgesetz geregelt, wie der Sport in all seinen Erscheinungsformen best-
möglich gefördert werden soll. Dies geschieht im Rahmen der „Allgemeinen Sportförderung“
durch die Gewährung von Finanzierungsbeiträgen:
• Sportstätten. Errichtung und Erhaltung der bestehenden Sportanlagen mit dem Einsatz

umweltschonender Energiequellen zur Schaffung einer leistungsfähigen Basis für ein ver-
einsgerechtes Angebot

• Sportgeräte. Anschaffung von kostenaufwändigen Sportgeräten sowohl im Breiten- als
auch im Spitzensport

• Jugendausbildungs- und Leistungszentren. Vereinsoffene und vom zuständigen Ver-
band anerkannte Trainingszentren und sportliche Schwerpunktbildungen im schulischen
Bereich

• Aus- und Fortbildung. Aus- und Fortbildung von Übungsleitern, Sportlehrern, Lehrwarten,
Trainern und Funktionären der Sportverbände

• Sportlehrer. Einsatz von Sportlehrern, geprüften Lehrwarten und Trainern der Sportver-
bände

• Sportmedizinische Betreuung. Gutscheinsystem für sportärztliche Untersuchungen von
Angehörigen anerkannter Leistungszentren sowie Schüler von Sporthauptschulen zur Si-
cherstellung einer gezielten Leistungsentwicklung

• Sportveranstaltungen von überörtlichem Interesse und von internationaler Bedeutung
• Jugendsport. Beschickung überregionaler Veranstaltungen von hohem nationalen Niveau

sowie Unterstützung derartiger Veranstaltungen, die von einem NÖ Verein durchgeführt
werden.; NÖ Jugendkaderkurse der jeweiligen NÖ Verbände; Ankauf kostenaufwendiger
Sportgeräte oder Ausrüstungsgegenstände

• Versehrtensport, Gesundheitssport und Seniorensport.
• Spitzensport

– Einzelsportler mit internationalem Standard können durch die NÖ TOP-SPORT-AKTION
Unterstützung bekommen

– Mannschaften werden in der jeweiligen Spielsaison aufgrund ihrer Leistungen in der Vor-
saison unterstützt.

• NÖ Dach- und Fachverbände zur Unterstützung der Administration
Im Rahmen der „Besonderen Sportförderung“ wurde darüber hinaus Beratung als Service-
leistung angeboten: z. B. Hilfestellung bei der Organisation von Sportveranstaltungen mit
internationaler oder überregionaler Bedeutung; z. B. Beratung im Sportstättenbau bei beson-
derer Berücksichtigung einer umweltgerechten Ausführung zur Vermeidung von Fehlplanun-
gen unter Beiziehung des Österreichischen Instituts für Schul- und Sportstättenbau (ÖISS).
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• Beteiligungsmanagement. Zur Vertretung der Sportinteressen des Landes Niederöster-
reich im Rahmen von Landesbeteiligungen ist operatives und strategisches Beteiligungs-
management Aufgabe der Sportabteilung.

• SPORT.ZENTRUM.Niederösterreich in der Landeshauptstadt St. Pölten. Die SPORT-
ZENTRUM Niederösterreich GmbH versteht sich als starker Partner des Sports in Nieder-
österreich und bietet seit 1990 moderne Trainings- und Wettkampfmöglichkeiten, vor allem
für den Leistungs- und Spitzensport. Begleitend bestehen adäquate Beherbergungs- und
Gastronomieformen sowie Trainingsbetreuungsmodule nach dem letzten Stand der Sport-
wissenschaft und der Sportmedizin. Das SPORT.ZENTRUM.Niederösterreich ist durch sei-
ne zentrale Lage eine Topadresse, wenn es um Trainingscamps, Schulwochen, Kurse und
Seminare geht.

• Sportinfrastruktur Ausbauphasen ab 1990

Haus des Sports, Veranstaltungshalle, Seminarräume, Gästehaus 1990
Tenniscentercourt 1994
Windschutz Tennis 2000
Tennishalle 2002
Ballsporthalle 2003
Eishalle 2007
Bundesschülerheim 2009
Stadion St. Pölten „NV Arena“ 2012
Eröffnung Gymnastikhalle 2013

• Großveranstaltungen 2013 im SPORT.ZENTRUM, wie z. B.
– Internationales Damen-Handball-Dreikönigsturnier
– Schülerliga Futsal Landesmeisterschaft 2013
– Football & Cheerleader Schoolday
– Ironman 70.3
– Rollstuhlbasketball EM
– Finale Austrian Bowl (American Football)
– NÖ Lehrlingssportfest
– Group Fitness Day
– Landesmeisterschaft Geräteturnen

• NÖ Sport-Leistungs-Zentrum St. Pölten (SLZ). Im SLZ am Campus des SPORT.ZEN-
TRUM.Niederösterreich wird in Zusammenarbeit mit den NÖ Sportfachverbänden und -verei-
nen sowie den NÖ Schulen gezielte Jugendspitzensportförderung im dualen System angebo-
ten. Basis ist die erfolgreiche Koordination der sportlichen und schulischen Ausbildung mit op-
timalen Trainingsbedingungen. Es gibt 3 Schulformen (5-jähriges Oberstufenrealgymnasium
– BORGL, 4-jährige Handelsschule – BHASL und 4-jährige L.A.I.S. – Lower Austrian Interna-
tional Hockey School) als Tagesschule bzw. mit Internatsbetrieb. Seit 2011 wird für Handels-
schüler ein HAK-Aufbaulehrgang angeboten.
Neben dem Land NÖ, dem Bund und der Stadt St. Pölten sind im Trägerverein folgende Fach-
sportverbände als unterstützende Mitglieder vertreten: Ballett, Badminton, Basketball, Bob/
Skeleton, Eiskunstlauf, Eishockey, Fußball (Fußballakademie Herren), Handball, Karate,
Kunstturnen, Leichtathletik, Tennis, Triathlon, Reiten, Radsport, Schi Alpin, Schwimmen, Se-
geln. Im Schuljahr 2013/14 wurden zusätzlich Golf und Gewichtheben integriert.

09/10 10/11 11/12 12/13 13/14

BORGL-Klassen 8 9 10 10 10
BORGL-Schülerzahl 130 146 167 156 174
BHASL-Klassen 4 2 3 4 4
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BHASL-Schülerzahl 55 52 52 70 67
L.A.I.S.-Klassen 1 2 3 4 4
L.A.I.S.-Schülerzahl 21 42 66 86 81

Gesamtschülerzahl 206 240 285 312 322

• Nationales Frauenfußballzentrum des ÖFB. Der ÖFB hat im Jahr 2011 mit dem Land
Niederösterreich im SPORT.ZENTRUM.Niederösterreich ein „Nationales Zentrum für Frau-
enfußball“ zur Ausbildung von Spitzenspielerinnen eingerichtet. Waren es im ersten Jahr
20 der talentiertesten österreichischen Mädchen, so trainieren im Schuljahr 2013/14 dort
bereits 42 Mädchen. Die Spielerinnen sind aus den Jahrgängen 1995–1999. Ziel dieses
neuen elitären Ausbildungsweges ist es, den österreichischen Frauenfußball international
konkurrenzfähig zu machen.

• Bundesjugendleistungszentrum Basketball BBLZ Klosterneuburg
• Trainingszentrum für Jugendschilauf Waidhofen an der Ybbs
• NADA Austria – Nationale Anti-Doping-Agentur Austria GmbH. Das Land Niederöster-

reich ist Mitglied in der NADA Austria und unterstützt aufgrund eines Abkommens zwi-
schen dem Bund und den Ländern die in Niederösterreich durchgeführten Maßnahmen der
Dopingprävention. Die Hauptaufgabe der NADA Austria ist die Anti-Doping-Arbeit im Sport
durch ein effizientes, modernes Dopingkontrollsystem und Prävention im Sinne von Aufklä-
rung, Information und Bewusstseinsbildung. Die Homepage der NADA Austria http://
www.nada.at bietet neben Neuerungen der Verbotsliste auch eine neue Version der Medi-
kamentenabfrage an. 2013 wurden nach europäischen Vorgaben die Dopingkontrollen
durch das Athlete-Biological-Passport-Programm erweitert.

• SPORT.LAND.Niederösterreich-Programme. Seit 2004 ist die Niederösterreich Werbung
GmbH vom Land Niederösterreich beauftragt, zum einen Spitzensportsponsoring auf Basis
von klaren Leistungsvereinbarungen, zum anderen die Umsetzung von Projekten im Ge-
sundheits- und Breitensport in Zusammenarbeit mit den niederösterreichischen Dach- und
Fachverbänden zu betreiben.
– Spitzensportsponsoring. In Kooperation mit der Niederösterreich Werbung GmbH wird

organisatorisch, administrativ und finanziell konzentriertes Sportsponsoring auf Basis
von Leistungsvereinbarungen betrieben, und zwar sowohl für NÖ Spitzensportler und
Mannschaften als auch für Sporttop- und Leitevents in Niederösterreich. Damit soll die
Positivwirkung des Sports für alle Landesbelange optimal genutzt werden. Sportpersön-
lichkeiten tragen zur Prägung des Landesimages bei und sind große Vorbilder für die Ju-
gend. Das Ziel ist mit einer professionellen Vernetzung von Wirtschaft, Tourismus, Me-
dien, Gesellschaft und Politik ein Maximum an Vorteilen für den jeweiligen Sponsoring-
nehmer (Event-Veranstalter, Verein, Sportler etc.) und das Land Niederösterreich zu er-
zielen. Einige TOP-Events 2013:
– Ironman 70.3 St. Pölten
– CEV Masters Beach-Volleyball, Baden
– LyonessGolf Open, Atzenbrugg
– Österreich-Rundfahrt, Niederösterreich-Etappen Sonntagberg und Poysdorf
– Wachauer Radtage, Mautern
– Internationaler WACHAUmarathon
– Tischtennis-Europameisterschaft, Schwechat
– Sport.Lounge.Niederösterreich, Poysdorf
– Waldviertel Rallye, Grafenegg

– Initiativen im Breiten- und Gesundheitssport. Durch diverse Bewegungskampagnen
soll es zu einer spielerischen Mobilisierung der Bevölkerung zu mehr Sport und Bewe-
gung kommen. Langfristig geht es um die nachhaltige Förderung des Vereins- und
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Schulsports, um die Förderung regionaler Strukturen für Bewegungsangebote und um
die Prävention von lebensstilbedingten Krankheiten. Einige Breitensportprojekte 2013:
– Bewegungskampagne „Bädertour“
– Senioren-Bewegungsprojekt „LEBE“
– Fachsymposium „Kinder in Bewegung“
– „Immer am Ball“ – Ballsportaktion für Volksschulen
– „Tuesday Night Skating“ in St. Pölten und Wr. Neustadt
– Initiative „Running Kids“ – jedes Kind kann laufen
– Vital4Brain – Bewegungs-DVDs für alle Volksschulklassen

Sportservice

• NÖ Sportversicherung. Das Land Niederösterreich hat als Serviceleistung für die Sportle-
rinnen der NÖ Sportverbände eine Unfall- und Haftpflichtversicherung als Kollektivversi-
cherung abgeschlossen, wobei rund die Hälfte der Prämie das Land NÖ übernimmt; Finan-
zierung und Betreuung durch die Sportabteilung

• Seminare für Sportplatzpflege. Schwerpunkt 2013 Rasenpflege. Organisation einer
ganztätigen Einführung und Weiterbildung für Vertreter von Sportvereinen in Zusammen-
arbeit mit dem ÖISS in der Sportschule Lindabrunn

• NÖ Sportler des Jahres 2013 – Sportlounge in Poysdorf. Benjamin Karl und Doris und
Stefanie Schwaiger werden Sportler des Jahres; Koordination und Marketing durch die
Sportabteilung

• NÖ Sportehrenzeichenverleihung – Steinfeldzentrum in Breitenau. Verleihung der
NÖ Sportehrenzeichen in Bronze, Silber und Gold an 33 aktive SportlerInnen und 108
langjährige FunktionärInnen; Planung und Organisation durch die Sportabteilung

• Ehrung der NÖ Staatsmeister 2012 – Grafenwörth, Ehrung von 126 Einzel- und 15
Mannschaftsstaatsmeistern in 43 Sportarten; von der Sportabteilung geplant und durchge-
führt

• Ehrung der Young Champions – IMC Krems. 267 Nachwuchsmeister und 15 Mann-
schaftsmeister aus 33 Sportarten wurden als Österreichische Meister geehrt; von der
Sportabteilung geplant und durchgeführt

Sportstrategie

Im Jahr 2013 wurde das Projekt „Sportstrategie 2020“ zur nachhaltigen Entwicklung des Sports
auf allen Ebenen gestartet. Der Prozess „SPORT.LAND.Niederösterreich im Dialog“ ist auf die
breite Einbindung der betroffenen Zielgruppen (SportlerInnen, TrainerInnen, FunktionärInnen,
PädagogInnen, Sponsoren, . . .) ausgerichtet. Zur Erzielung eines hohen Grades an Commit-
ment mit den Partnern im Sportland Niederösterreich und mit Blick auf die gemeinsame ergeb-
nisorientierte Umsetzung dienen verschiedene Projektbausteine. Sie wurden 2013 umgesetzt
und unter http://www.noe.gv.at/Kultur-Freizeit/Sport/Strategie.html dokumentiert.
• Sondierungs-/Experteninterviews
• Landesinterne Sportwerkstatt
• Telefonbefragung der NÖ Haushalte
• Auftaktveranstaltung
• Online-Befragung der NÖ Sportvereine
• Sportfachwerkstätten: Ziel dieser Expertenworkshops mit jeweils max. 20 Teilnehmern aus

Niederösterreich bzw. ganz Österreich war es, zu den vorab definierten sechs Dimensio-
nen des Sports jeweils Stoßrichtungen der Sportstrategie als Entwicklungsschwerpunkte
zu erarbeiten.
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Sportrecht

• Vollziehung des NÖ Sportgesetzes, LGBl. 5710-9, insbes. Umsetzung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeitsnovelle 2012 im NÖ Sportgesetz durch eine Novellierung

• Rechtsberatung zum Sportgesetz samt Nebengesetzen

Ziele 2014

• Sportförderung. Gewährleistung einer effektiven und effizienten Sportförderung nach
Maßgabe der vorhandenen Mittel in Abstimmung mit den NÖ Dach- und Fachverbänden,
den Sportfördermaßnahmen des Bundes und der Gemeinden unter Berücksichtigung von
überregionalen Synergiepotenzialen zur Professionalisierung des Sports in Niederöster-
reich und Sicherstellung einer nachhaltigen nationalen und internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit
– Fortsetzung der Evaluierung der Förderrichtlinien
– Fortführung der Aufbauarbeiten für eine Niederösterreichische Sportstättenstatistik in Zu-

sammenarbeit mit dem ÖISS
– Intensivierung der sportfachlichen Beratung im Sportstättenbau und Schaffung der dafür

erforderlichen Strukturen
• Beteiligungen. Strategisches und operatives Beteiligungsmanagement im Sinne des

Sportlandes Niederösterreich
– Fortführung der Umsetzung der Infrastrukturstrategie samt Ausbauprogramm des

SPORT.ZENTRUM.Niederösterreich
– Forcierung der Ausrichtung internationaler Fußball – Teamtrainingslager als sportliche,

touristische und wirtschaftliche Impulsgeber im SPORT.LAND.Niederösterreich
– Evaluierung der SPORT.LAND.Niederösterreich-Programme – Spitzensportsponsoring

und Initiativen im Breiten- und Gesundheitssport
• Sportservice/Sportstrategie. Gewährleistung eines optimalen Sportmarketings unter Be-

rücksichtigung der unterschiedlichen Rahmenbedingungen für Spitzen- und Breitensport
im Sinne eines nachhaltigen Kommunikationsmanagements
– Weiterführung der Auszeichnungen von verdienten FunktionärInnen und erfolgreichen

SportlerInnen zur Stärkung der Motivation zum Sport in der NÖ Bevölkerung
– Fortsetzung und Abschluss des Sportstrategieentwicklungsprozesses „SPORT.LAND.

Niederösterreich im Dialog“ mit dem NÖ Sportnetzwerk
– Begleitende Organisationsanalyse zur Schaffung der strukturellen Voraussetzungen für

die Umsetzung der Sportstrategie
• Sportrecht inklusive Schilehrwesen und Bergführer. Nachhaltige Sicherstellung der

Rahmenbedingungen für die inhaltliche, finanzielle und organisatorische Ordnung des
Sports auf internationaler und nationaler Ebene sowie die Gewährleistung von Rechtssi-
cherheit durch rasche Rechtsentscheidungen und Rechtsauskünfte

Statistik 2013

Für den Sport in Niederösterreich wurden 2013 € 18,301.072,49 zur Verfügung gestellt.

Allgemeine Sportförderung € 628.837,46
Behinderten- und Versehrtensportförderung € 55.000,00
Besondere Sportförderung € 5,333.999,41
Gesundheits- und Seniorensportförderung € 1.700,00
Hallenmietenzuschuss € 67.473,72
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Jugendsportleistungs- und Ausbildungszentrenförderung € 1,139.870,00
Jugendsportförderung € 888.961,13
Spitzensportförderung € 1,463.375,00
SPORT.LAND.Niederösterreich-Programm
Breiten- und Gesundheitssport Initiativen € 387.789,00
SPORT.LAND.Niederösterreich-Programm
Spitzensportsponsoring € 1,313.904,78
Sportdach-und -fachverbandssubvention € 708.654,32
Sportgeräteförderung € 18.305,00
Sportstättenbauförderung € 2,674.081,77
Sportveranstaltungsförderung € 230.037,14
SPORT.ZENTRUM.Niederösterreich – Leasingraten € 1,972.674,80
Stadion St. Pölten – NV Arena € 1,088.308,96
Trainersubvention € 328.100,00

Summe € 18,301.072,49

Die Sportstättenbauförderung mit € 2,674.081,77 ist zu gleichen Teilen dem Breiten- und Ju-
gendsport zuzurechnen. Nur ein geringer Anteil ist dem Spitzensport zuzuordnen. Die Nach-
wuchsarbeit der Vereine wurde besonders berücksichtigt.
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Abteilung Technische Kraftfahrzeugangelegenheiten

KFG, Fahrprüfungen (FSG) und GGBG

Aufgaben und Schwerpunkte 2013

• Erteilung von Einzel- und Ausnahmegenehmigungen gem. § 31 und § 34 KFG 1967
• Genehmigung von Änderungen gem. § 33 KFG 1967
• Wiederkehrende Begutachtung von Kraftfahrzeugen und Anhängern gem. § 57a KFG 1967
• Besondere Überprüfung von Kraftfahrzeugen und Anhängern gem. § 56 KFG 1967
• Eingabe von Fahrzeugdaten in die Genehmigungsdatenbank
• Einsatz der Landes-Kfz-Prüfzüge im niederösterreichischen Landesgebiet
• Abgabe von kfz-technischen Gutachten im Verwaltungsverfahren sowie für den UVS
• Fahr-, Fahrlehrer- und Fahrschullehrerprüfung (§ 11 FSG, § 118 KFG 1967)
• Aus- und Weiterbildung von Fahrprüfern
• Durchführung von Fahrprüferaudits
• Prüfungs- und Beobachtungsfahrten für Ausgleichseinrichtungen bei Körperbehinderten

gem. § 9 FSG
• Begutachtung von Fahrschulfahrzeugen gem. § 112 KFG 1967
• Mitwirkung an Fahrschulkontrollen durch Bezirksbehörden
• Besichtigung der Geräte und Einrichtungen der Gewerbetreibenden und Vereine, die gem.

§ 57a KFG 1967 zur wiederkehrenden Begutachtung oder gem. § 24 Abs. 5 KFG 1967 zur
Prüfung von Fahrtschreibern ermächtigt sind oder ermächtigt werden sollen

• Genehmigungen und Begutachtungen gem. §§ 5, 29, 96, 104, 112 und 132 KFG 1967
• Einsatz des Gefahrgutmobils (Labor)
• Technische Gutachten zu Betriebsstättengenehmigungen für die Abteilung Veranstaltungs-

angelegenheiten (Motorsportveranstaltungen) sowie zu GGBG-Ausnahmebewilligungen
• Einsatz des Messbusses für Motorradkontrollen
• Technische Gutachten für die Abteilung Verkehrsrecht (Genehmigung von Fahrsicherheits-

zentren)

Kraftfahrzeugprüfungen

Im Sinne der Dezentralisierung stehen die Prüfstellen Amstetten, Brunn/Wild, St. Pölten, Wei-
kersdorf, Gerasdorf und Wiener Neudorf zur Verfügung.
Die Anzahl der Einsatztage der mobilen Prüfeinheiten zur Fahrzeugprüfung an Ort und Stelle
sowie die Anzahl der dabei geprüften Fahrzeuge konnten gegenüber dem Jahr 2012 auf an-
nähernd gleichem Niveau gehalten werden. Der Motorradprüfbus wurde intensiv zur Kontrolle
der Lärmemission von Motorrädern, insbesondere an bevorzugten Motorradstrecken, einge-
setzt.

Probleme 2013

Kraftfahrzeugprüfungen

Der Bau der Vollkontrollstelle Bruck/Leitha A 5 konnte noch nicht begonnen werden. Es wur-
den jedoch bereits konkrete Planungsschritte gesetzt.
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Ziele 2014

Kraftfahrzeugprüfungen

Ein Schwerpunkt des kommenden Jahres wird wieder die Kontrolle von Lkws sowie die
Durchführung von Gefahrgutkontrollen sein. Die Kontrollplatzprojekte an der A 4 sowie der
A 5 werden weiter betrieben. Motorradkontrollen zur Verminderung der Lärmbelästigung der
Anrainer beliebter Motorradstrecken sind geplant.
Die Qualitätssicherung im Bereich des periodischen Fahrzeugprüfsystems in Niederöster-
reich wird intensiv betrieben, insbesondere durch die Vornahme von Werkstättenkontrollen
(gem. § 57a KFG 1967) sowie die Vorladung von Altfahrzeugen durch die Abteilung.

Fahrprüfungen

Im Bereich der Fahrprüfung wird eine verbesserte Qualitätssicherung angestrebt. Dazu wer-
den maßgeschneiderte Ausbildungsinhalte erarbeitet und Audits bei Fahrprüfungen durchge-
führt.

Statistik 2013

Prüfungen gem. §§ 56 und 58 KFG 1967

Kraftwagen 4.949
Omnibusse 0
Anhänger 118
Krafträder 759
Insgesamt geprüfte Fahrzeuge 5826
Nochmals vorführen (wegen schwerer Mängel) 1922
Kennzeichenentzug 131

Eingenommener Kostenersatz € 151.539

Prüfungen gem. § 57a KFG 1967

Kraftwagen 470
Omnibusse 20
Anhänger 160
Krafträder 66
Insgesamt geprüfte Fahrzeuge 716
Nochmals vorführen (wegen schwerer Mängel) 20

Eingenommener Kostenersatz € 23.296

Mit Prüfzug geprüfte Fahrzeuge

Lastkraftwagen 5.092
Personenkraftwagen und Kombi 1.089
Omnibusse 47
Anhänger 2.445
Krafträder 425
Insgesamt geprüfte Fahrzeuge 9.098
Anzahl der Verkehrskontrollen mit Prüfzug (inkl. Motorradprüfzug) 479
Anzahl der Verkehrskontrollen mit Gefahrgutmobil 52

Eingenommener Kostenersatz € 60.568
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Genehmigungen nach KFG 1967

§ 28 KFG 1967 Dateneingaben 665
Datenberichtigungen 24
Datennacherfassungen 104
§ 31 KFG 1967 3.346
§ 33 KFG 1967 5.984
§ 34 KFG 1967 1.045

Insgesamt geprüfte Fahrzeuge 11.168

Sonstige Erledigungen (Duplikate, Routengenehmigung, . . .) 157
An Verwaltungsabgaben wurden eingenommen € 561.788,50
Genehmigung bzw. Revision von Gewerbetreibenden
(§ 57a KFG 1967) 283
Verhandlungstage beim UVS 79
Schriftliche Gutachten zu Verwaltungsstrafakten 264
Verhandlungstage für Motorsportveranstaltungen 24
Fahrschulgenehmigungen und Überprüfungen (Einsatztage) 17
Beobachtungsfahrten, Umweltschutzverfahren und Unterstützung
von Leseschwachen bei theoretischer Fahrprüfung (Einsatztage) 138
Fahrlehrer- und Fahrschullehrerprüfungen
(angetretene Kandidaten/Klassen) 26/42
Lenkerprüfungen (SV-Einsätze insgesamt) 3.640
Lenkerprüfungen (SV-Einsätze der Abteilung Technische
Kraftfahrzeugangelegenheiten) 1.028
Abgenommene Führerscheinklassen 35.392

Dienstkraftwagenbetrieb und Werkstätte

Schwerpunkte 2013

• Im Jahre 2013 konnten die von den verschiedenen Dienststellen des Amtes der NÖ Lan-
desregierung angeforderten Dienstfahrzeuge nur zum Teil durch die Fahrbereitschaft zur
Verfügung gestellt werden. Der Großteil der Dienstfahrzeuge ist für bestimmte Zwecke
(Dienstpost, Prüfzug, Röntgenbus, . . .) bzw. für andere Abteilungen gebunden. Mit den
Fahrzeugen der Lkw-Fahrbereitschaft wurden überwiegend Transporte des Gewerblichen
Berufsschulrates, des Landesmuseums, der Abteilung Allgemeine Verwaltungsangelegen-
heiten – Tischlerei und der Umweltausstellungen durchgeführt.

• Für die Fahrzeuge der Bezirkshauptmannschaften wurde weiterhin die komplette Verwal-
tung (Anschaffung, Reparatur, Unfallabwicklung, Verkauf) durchgeführt. Für andere Dienst-
stellen bzw. verschiedene Landesanstalten wurden eine kraftfahrtechnische Betreuung,
Begutachtung und Überprüfung von Reparaturkosten sowie die Neuanschaffung von
Dienstfahrzeugen durchgeführt.

• Die Anwendung für die Dienstkraftwagenverwaltung wurde erweitert bzw. verbessert.
• Über Auftrag wurden für beamteneigene Fahrzeuge Reparaturrechnungen überprüft sowie

Zeitwertfeststellungen durchgeführt, wenn diese bei einer Dienstfahrt beschädigt wurden.
• Die Erhaltung der Dienstfahrzeuge erfolgt durch die angeschlossene Werkstätte. Die Re-

paraturen und Wartungsarbeiten umfassen die Instandsetzung mechanischer und elektri-
scher Teile, Inspektionen, Service und Ölwechsel. Auch Ein- und Umbauten für die spe-
zielle Einsatzart der Fahrzeuge wurden vorgenommen.
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• Im Jänner 2013 wurden Kfz-Lenker der Abteilung Technische Kraftfahrzeugangelegenhei-
ten – Dienstkraftwagenbetrieb zu einem Fahrtechnikkurs nach Seefeld geschickt. Bei dem
Kurs wurde neben den technischen Übungen auch Sprit sparendes Fahren gelehrt.

• Zu den Kraftfahrzeug-Überprüfungen und insbesondere zu den landeseigenen techni-
schen Prüfzügen wurden die Kfz-Mechaniker als Prüfmechaniker zugeteilt.

• Für Dienstreisen in andere Bundesländer und Auslandsdienstreisen wurden im Jahr 2013
an verschiedene Dienststellen vermehrt Dienstkraftwagen als Selbstlenker zugewiesen.

• Im Jahr 2013 wurden im Rahmen des Dienstkraftwagen-Projektes 5 Fahrzeuge in Betrieb
genommen, welche bestimmten Abteilungen zur Selbstverwaltung zugewiesen wurden.

• Im Rahmen des NÖ Klimaprogramms wurde als Pilotprojekt ein Elektrofahrzeug der Mar-
ke/Type Renault ZOE Life über die Abteilung Umwelt und Energiewirtschaft – Energie und
Klima angekauft und soll in der Fahrbereitschaft der Abteilung Technische Kraftfahrzeug-
angelegenheiten als Dienstkraftwagen eingesetzt werden. Auch für die BH Wr. Neustadt
konnte ein Erdgasfahrzeug angekauft werden.

Probleme 2013

Durch die angespannte Personalsituation im Bereich der Kfz-Lenker sind weiterhin struktu-
relle Probleme mit anwachsendem Zeitausgleich aufgetreten. Durch die Übernahme der
Fahrzeuge der Bezirkshauptmannschaften und den verstärkten Prüfzugeinsatz mussten
mehr Einbauarbeiten an Fremdfirmen vergeben werden. Wegen der Budget-Kürzung konnte
die Beschaffung von Fahrzeugen mit alternativen Antriebssystemen nicht wie geplant vorge-
nommen werden.

Ziele 2014

Zur Reduktion der Beschaffungskosten wird verstärkt versucht, Einsparungspotentiale durch
gezielten Einkauf über die Bundesbeschaffungs-GmbH zu erzielen. Neu anzuschaffende Die-
selfahrzeuge sollen möglichst verbrauchsarm und mit modernster Abgasreduktionstechnolo-
gie ausgestattet sein.
Die Anschaffung von Fahrzeugen mit Alternativantrieb bzw. Fahrzeuge, die mit alternativen
Brennstoffen (Erdgas) betrieben werden, wird weiter forciert. Im Rahmen der Vorgaben des
NÖ Klimaprogramms sollen weiterhin Elektro- bzw. Hybridfahrzeuge angeschafft werden.
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Abteilung Wasserrecht und Schifffahrt

Wasserrecht

Aufgaben

• Vollziehung des Wasserrechtsgesetzes, des NÖ Wasserleitungsanschlussgesetzes sowie
eines Teiles des Abfallwirtschaftsgesetzes und des Altlastensanierungsgesetzes betref-
fend Altlastensanierungen

• Koordination des wasserrechtlichen Vollzuges mit den Wasserrechtsbehörden I. Instanz
und den Behörden, die das Wasserrecht mit anzuwenden haben

• Ausübung der Aufsicht über Wasserverbände
• Beantwortung von Anfragen der Bürgerinnen und Bürger in wasserrechtlichen Angelegen-

heiten
• Begutachtungen von Gesetzes- und Verordnungsnovellen
• Abgabe von Stellungnahmen zu geplanten EU-Maßnahmen
• Rechtliche Beratung der Gruppe Wasser
• Verwaltung des öffentlichen Wassergutes

Schwerpunkte 2013

• Abhaltung der NÖ-Wasserrechtsreferententagung 2013
• Ausarbeitung von Empfehlungen für Bezirksverwaltungsbehörden in wasserrechtlichen

Vollzugsangelegenheiten zur Wahrung einheitlicher Vorgangsweisen
• Mitwirkung bei Bund-Länder-Arbeitsgruppen betreffend Umsetzung der EU-Wasserrah-

menrichtlinie und der EU-Hochwasserrichtlinie
• Monitoring betreffend Einhaltung des Sanierungsprogrammes zur Umsetzung des 1. Natio-

nalen Gewässerbewirtschaftungsplanes
• Rechtliche Beratung zur Umsetzung des 1. Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplans,

insbesondere des Sanierungsprogrammes
• Rechtliche Beratung bei Fragen zu Sanierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen an

Hochwasserschutzeinrichtungen und bei natürlichen Fließstrecken
• Rechtliche Beratung zum Aktionsprogramm Nitrat 2012
• Rechtliche Koordinierung der NÖ Wasserrechtsbehörden betreffend die Gewässeraufsicht

im Einflussbereich der Donau, soweit diese in die Zuständigkeit dieser Behörden fällt
• Mitarbeit im Rahmen der österreichisch-tschechischen und österreichisch-slowakischen

Grenzgewässerkommissionen
• Rechtliche Beratung bei Fragen zu „Wärmepumpen und Grundwasserschutz“
• Rechtliche Beratung bei Fragen zur „Notstandspolizei“
• Mitwirkung in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Öffentliches Wassergut“
• Rechtliche Beratung bei Ausschreibungs- und Vergabeverfahren sowie im Baubeirat
• Mitwirkung am Arbeitskreis „Einheitliche Beurteilung von Aquakulturanlagen“
• Mitwirkung am Leitfaden „Volle Vorfluter“
• Mitwirkung am „Landesaktionsplan nach dem Pflanzenschutzmittelgesetz“
• Mitwirkung am Projekt „Monitoring des Agrarmanagements und der Sickerwasserqualität

im Raum Lichtenwörth-Neufeld“
• Anpassung diverser Schongebietsverordnungen infolge der Verwaltungsgerichtsbarkeits-

novelle 2012
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Ziele 2014

• Abhaltung der NÖ Wasserrechtsreferententagung 2014
• Ausarbeitung von Empfehlungen für Bezirksverwaltungsbehörden in wasserrechtlichen

Vollzugsangelegenheiten zur Wahrung einheitlicher Vorgangsweisen unter Berücksichti-
gung der Judikatur der neuen Verwaltungsgerichte und der Revisionsentscheidungen des
Verwaltungsgerichtshofes

• Mitwirkung bei Bund-Länder-Arbeitsgruppen betreffend Umsetzung der EU-Wasserrah-
menrichtlinie und der EU-Hochwasserrichtlinie

• Monitoring und rechtliche Beratung betreffend Einhaltung des Sanierungsprogrammes zur
Umsetzung des 1. Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplanes

• Rechtliche Beratung bei Fragen zu Sanierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen an
Hochwasserschutzeinrichtungen und bei natürlichen Fließstrecken unter Beachtung der
Ökologie

• Mitwirkung in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Öffentliches Wassergut“
• Klärung der Kostentragung bei der Baumkontrolle und -pflege auf Öffentlichem Wassergut
• Rechtliche Beratung bei Ausschreibungs- und Vergabeverfahren sowie im Baubeirat
• Mitwirkung am Projekt SEAMIS (Systematische Erhebung von Verdachtsflächen in der Mit-

terndorfer Senke)
• Mitarbeit im Rahmen der österreichisch-tschechischen und österreichisch-slowakischen

Grenzgewässerkommissionen
• Rechtliche Beratung bei Fragen zur Anpassung von Wasserkraftanlagen an den Stand der

Technik
• Mitarbeit bei der Information von Gemeinden und Bezirksverwaltungsbehörden betreffend

die Sanierung alter Kläranlagen
• Mitwirkung am Leitfaden „Volle Vorfluter“
• Mitwirkung am Projekt „Monitoring des Agrarmanagements und der Sickerwasserqualität

im Raum Lichtenwörth-Neufeld“
• Rechtliche Beratung zum Aktionsprogramm Nitrat 2012
• Erlassung einer Schongebietsverordnung für die Wasserversorgungsanlage der Stadtge-

meinde Gmünd

Schifffahrt

Aufgaben

• Ab 1. 7. 2014: Organisation und Durchführung von Kapitänspatent-Prüfungen für Seen und
Flüsse

• Vollzug des Schifffahrtsgesetzes, der Schiffszulassungsverordnung, der Schifffahrtsanla-
genverordnung, des Seeschifffahrtsgesetzes, der Jachtzulassungsverordnung, der Schiffs-
technikverordnung und der Schiffsführerverordnung

• Vollzug der in die Kompetenz des Landeshauptmannes von NÖ fallenden Angelegenheiten
der Wasserstraßen-Verkehrsordnung

• EDV-mäßige Erfassung von Schiffsländen (Ländenkataster)
• Vollzug der Verordnungen betreffend die Schifffahrt auf NÖ Seen und Flüssen
• Koordination der NÖ Schifffahrtsbehörde mit den für das Anlagenrecht zuständigen Be-

zirksverwaltungsbehörden und den Schiffsführerschulen
• Präsentation des NÖ Schifffahrtswesens und Information der Öffentlichkeit
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Schwerpunkte 2013

• Präsentation des NÖ Schifffahrtswesens und Information im Rahmen der jährlich stattfin-
denden Tullner Bootsmesse

• Information der Bootserzeuger, Händler, Schiffsführerschulen und Jachtklubs über neue le-
gistische und technische Vorschriften

• Gutachtenerstellung für sowie Unterstützung und Beratung der Bezirksverwaltungsbehör-
den im Tätigkeitsbereich des schifffahrtsrelevanten Anlagenrechts

• Weitere Evaluierung der Schiffsführerprüfungen
• Überprüfung der bestehenden Schifffahrtskonzessionen

Ziele 2014

• Schiffsführerprüfungen: Weitere Evaluierungen bei Organisation und Abwicklung; Anpas-
sung der Prüfungsmodalitäten an aktuelle Anforderungen, insbesondere Erstellung einer
Übersicht der Prüfungsinhalte aus juristischer und technischer Sicht. Organisation und
Durchführung der Kapitänspatente für Seen und Flüsse (neue Zuständigkeit ab 1. 7. 2014)

• Präsentation des NÖ Schifffahrtswesens und Information im Rahmen der jährlich stattfin-
denden Tullner Bootsmesse

• Information der Bootserzeuger, Händler, Schiffsführerschulen und Jachtklubs über neue le-
gistische und technische Vorschriften

• Gutachtenerstellung für sowie Unterstützung und Beratung der Bezirksverwaltungsbehör-
den im Tätigkeitsbereich des schifffahrtsrelevanten Anlagenrechts

• Weitere Überprüfungen der bestehenden Schifffahrtskonzessionen
• Überprüfung der gewerblichen Bootsvermietungen und deren Schifffahrtsanlagen
• Erstellung des „Handbuches Schifffahrt“
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Abteilung Wasserwirtschaft

Wasserwirtschaftliche Planung

Aufgaben

• Beschaffung wasserwirtschaftlich relevanter Daten und Grundlagen
– Monitoring des Zustandes von Grund- und Oberflächengewässern
– Grundlagenarbeiten zur Erfassung des regionalen Wasserdargebotes
– Grundlagenarbeiten für lokale Wasserschutzgebiete
– Grundlagenarbeiten für aktuelle wasserwirtschaftliche Fragen

• Monitoring der wasserwirtschaftlichen Entwicklungen
• Vorausschauende wasserwirtschaftliche Planungen
• Fachliche Koordination der nachhaltigen Bewirtschaftung von Gewässern
• Fachliche Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie und der EU-Hochwasserrichtlinie
• Stellungnahmen als wasserwirtschaftliches Planungsorgan und Wahrnehmung der Partei-

enstellung in Verwaltungsverfahren

Schwerpunkte 2013

• Grundlagen für die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie:
– Auswertung des Oberflächen- und Grundwassermonitorings einschließlich des fischöko-

logischen Monitorings
– Weitere schrittweise Umsetzung des 1. Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplanes
– Fachliche Begleitung der Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen inkl. Umsetzung der

NÖ Sanierungsverordnung
– Erarbeitung von wasserwirtschaftlichen Grundlagen für die Neuausrichtung des Agrar-

umweltprogramms für die Periode nach 2013
– Durchführung einer neuerlichen Bestandsanalyse durch Datenaktualisierung und Be-

arbeitung des Bundesvorschlages
• Trink- und Nutzwasserversorgung:

– Weitere Umsetzung von Verbesserungsmaßnahmen bei kommunalen Wasserversor-
gungsanlagen entsprechend den bei der Trinkwassererhebung festgelegten Prioritäten

– Weiterführung der Evaluierung der Grundwasserbewirtschaftung im unteren Traisental
– Fortsetzung der Sickerwasseruntersuchungen und des Nitratmonitorings im Schongebiet

Zillingdorf
• Grundwasser:

– Fortführung des Nitratinformationsdienstes in ausgewählten Grundwassergebieten
– Fertigstellung eines instationären Grundwassermodells für das südliche Tullnerfeld und

Aktualisierung des Grundwassermodells für das nördliche Tullnerfeld
– Erarbeitung eines Grundwassermodells für das südliche Wiener Becken
– Umsetzung der Projektergebnisse über Auswirkungen von Nassbaggerungen auf die

Grundwasserqualität
– Entwicklung eines Stofftransportmodells für Nitrat zur Bewertung landwirtschaftlicher Be-

wirtschaftungsmethoden im Marchfeld
– Im Zusammenhang mit einer großräumigen Grundwasserverunreinigung im Bereich

Korneuburg wurde die Universität für Bodenkultur mit einem Forschungsprojekt über den
mikrobiellen Abbau von Pestiziden beauftragt.
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• Qualität der Oberflächengewässer:
– Weiterführung des investigativen Messnetzes zur Erhebung der Gewässergüte und

Ursachenfindung bei Überschreitungen
– Aktualisierung der Bewertung der Gewässergüte im Rahmen der Bestandsanalyse 2013
– Umsetzung des ETZ-Projektes „Polder Soutok“ zur Festlegung von Sanierungsmaßnah-

men an der Grenzstrecke der Thaya
– Umsetzung des ETZ-Projektes „Frainer Thaya“ zur Verbesserung der Wasserqualität der

Grenzstrecke der Thaya zwischen Frain und Znaim
– Fortsetzung einer Machbarkeitsstudie über Freizeitschifffahrt auf der March

• Wasserkraft:
– Wasserwirtschaftliche Bewertung von Planungen und Bauvorhaben
– Erarbeitung von Grundlagen zur Bewertung sensibler Gewässerstrecken

• Schutz vor Naturgefahren (Hochwasser und Grundwasserhochstände):
– Ermittlung der Hochwasseranschlagslinien an kleinen Gewässern, die als signifikante Ri-

sikogebiete ausgewiesen sind
– Laufende Aktualisierung der Darstellung der Hochwasserabflussbereiche im Wasser-

datenverbund und im Internet auf der Homepage des Landes
– Ermittlung einer Methode zur Bewertung von Retentionsräumen hinsichtlich ihrer schutz-

wasserwirtschaftlichen Wirksamkeit
– Abschluss des multilateralen EU-Projektes „CEFRAME“ zur Harmonisierung von Hoch-

wasserschutzmaßnahmen an den Grenzgewässern Niederösterreichs
– Erstellung von Gefahren- und Risikokarten in Umsetzung der EU-Hochwasserrichtlinie
– Vorarbeiten für den Hochwasserrisikomanagementplan gemäß EU-Hochwasserrichtlinie
– Wasserwirtschaftliche und hydrologische Analyse des Hochwasserereignisses im Juni

2013
– Abteilungs- und gruppenübergreifende Evaluierung des Hochwasserereignisses 2013

Ziele 2014

• Grundlagen für die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie:
– Weitere Auswertung des Oberflächen- und Grundwassermonitorings einschließlich des

fischökologischen Monitorings auf Basis der Beprobung 2013
– Weitere schrittweise Umsetzung des 1. Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplanes
– Fachliche Begleitung der Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen inkl. Umsetzung der

NÖ Sanierungsverordnung
– Erarbeitung eines Landeskonzepts als Grundlage für die Erstellung des 2. Nationalen

Gewässerbewirtschaftungsplanes
– Erarbeitung von wasserwirtschaftlichen Grundlagen für die Neuausrichtung des Agrar-

umweltprogramms für die Periode 2014 bis 2021
– Durchführung einer neuerlichen Bestandsanalyse durch Datenaktualisierung und Be-

arbeitung des Bundesvorschlages
• Trink- und Nutzwasserversorgung:

– Weitere Umsetzung von Verbesserungsmaßnahmen entsprechend den bei der Trink-
wassererhebung festgelegten Prioritäten

– Auswertung der Evaluierung der Grundwasserbewirtschaftung im unteren Traisental auf
Basis der Datenerhebung im Jahr 2013

– Abschluss der Sickerwasseruntersuchungen im Schongebiet Zillingdorf
• Grundwasser:

– Fortführung des Nitratinformationsdienstes in ausgewählten Grundwassergebieten
– Fertigstellung eines Grundwassermodells für das südliche Wiener Becken
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– Aktualisierung der Grundwasserextremwerte für das Marchfeld
– Umsetzung der Projektergebnisse über Auswirkungen von Nassbaggerungen auf die

Grundwasserqualität
– Analyse von landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsformen im Zusammenhang mit Nitrat-

belastungen im Marchfeld
• Qualität der Oberflächengewässer:

– Weiterführung des investigativen Messnetzes zur Erhebung der Gewässergüte und
Ursachenfindung bei Überschreitungen

– Abschluss des ETZ-Projektes „Polder Soutok“ zur Festlegung von Sanierungsmaßnah-
men an der Grenzstrecke der Thaya

– Abschluss des ETZ-Projektes „Frainer Thaya“ zur Verbesserung der Wasserqualität der
Grenzstrecke der Thaya zwischen Frain und Znaim

– Fortsetzung der Machbarkeitsstudie über die Freizeitschifffahrt an der March in Form ei-
nes ETZ-Projektes

– Aktualisierung der Daten über den chemischen und biologischen Gewässerzustand als
Grundlage für den 2. Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan

– Erstellung von Gewässergütebändern
• Wasserkraft:

– Wasserwirtschaftliche Bewertung von Planungen und Bauvorhaben
– Bewertung sensibler Gewässerstrecken unter Berücksichtigung einer multifunktionalen

Gewässernutzung
• Schutz vor Naturgefahren (Hochwasser und Grundwasserhochstände):

– Ermittlung der Hochwasseranschlagslinien für die Gewässer Fugnitz, Jeßnitz und Tot-
zenbach

– Laufende Aktualisierung der Darstellung der Hochwasserabflussbereiche im Wasser-
datenverbund und im Internet auf der Homepage des Landes

– Weitere Bewertung von Retentionsräumen in ausgewählten Flusseinzugsgebieten
– Abschluss des multilateralen EU-Projektes „CEFRAME“ zur Harmonisierung von Hoch-

wasserschutzmaßnahmen an den Grenzgewässern Niederösterreichs
– Ermittlung der in allen Gemeinden bis 2021 geplanten Maßnahmen zur Reduktion des

Hochwasserrisikos als Grundlage für den gemäß EU-Hochwasserrichtlinie erforderlichen
Hochwasserrisikomanagementplan

Statistik 2013

Emissions- und Immissionsüberwachung im Jahr 2013 –
Anzahl der Messwerte

Grundwasser ca. 60.000 Messwerte/Jahr
Fließgewässer ca. 10.000 Messwerte/Jahr
Teiche/Nassbaggerungen ca. 1.000 Messwerte/Jahr
Abwasserreinigungsanlagen ca. 4.000 Messwerte/Jahr

Technische Gewässeraufsicht

Aufgaben

• Überprüfungen von Gewässern und Wasseranlagen (rd. 670 Überprüfungen im Jahr 2013)
– Überprüfung von Wasserversorgungsanlagen, Brunnen und Sonden
– Überwachung von Kläranlagen (Monitoring und Gesamtüberprüfung)
– Überprüfung von Materialgewinnungsanlagen, Deponien und Ablagerungen
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– Überprüfung von Kompostanlagen und Biogasanlagen
– Überprüfung von Stauanlagen
– Verursacherermittlung bei Gewässerverunreinigungen

• Talsperrenaufsicht
• Gewässerzustandsaufsicht
• Vergabe des Klärschlamm-Kontrollsiegels
• Soforteinsätze nach Unfällen mit wassergefährdenden Stoffen
• Labortätigkeit (Probenahmen und Analytik)

Schwerpunkte 2013

• Kontrolle von Materialgewinnungsanlagen. In einem Schwerpunktprogramm wurden in
den bedeutenden Grundwassergebieten rd. 20 Materialgewinnungsanlagen und rd. 20
Verfüllungen überprüft. Schwerpunkte waren die Einhaltung der genehmigten Abbautiefen
und die qualitative Eignung des Verfüllmaterials. Mit Unterstützung der Abteilung Hydrolo-
gie und Geoinformation wurden bei diesen Anlagen Geländeaufnahmen zur Kontrolle der
genehmigten Abbautiefen und Abbauzonen durchgeführt.

• Grundwassermonitoring. Im Umfeld von Grundwassermessstellen mit Belastungen
durch Pflanzenschutzmittel und Nitrat wurden rd. 25 Erhebungen und Beweissicherungen
zur Ursachenfindung im Rahmen der Gewässerzustandsüberwachung durchgeführt. Dar-
über hinaus wurden infolge einer Grundwasserverunreinigung im Raum Korneuburg rd.
45 Probenahmestellen beprobt und dazu rd. 220 Sofortmessungen durchgeführt.

• Investigatives Monitoring. An Donau, Pulkau und Schwechat wurden Probenahmen auf-
grund qualitativer Belastung durchgeführt. Dazu wurden an 115 Probenahmestellen Was-
serproben gezogen und örtliche Erhebungen im Umfeld und an den Zubringern durchge-
führt. Darüber hinaus wurden rd. 400 Sofortparameter vor Ort gemessen und weitere 465
Analysen im Labor durchgeführt.

• Aktionsprogramm Nitrat. In einem besonders mit Nitrat belasteten Gebiet wurden
8 Überprüfungen durchgeführt, wobei an rd. 210 Probenahmestellen Wasserproben für
weitergehende Untersuchungen gezogen wurden und rd. 1.350 Sofortmessungen durch-
geführt wurden. Im Labor wurden zusätzlich weitere 2.810 Parameter analysiert.

Ziele 2014

• Durchführung eines überblicksmäßigen Schadstoffscreenings in den bedeutenden Grund-
wasserkörpern und an ausgewählten Oberflächengewässern

• Weiterführung der Kontrolle von Materialgewinnungsstätten
• Kontrolle von Kompost- und Biogasanlagen
• Ursachensuche bei Grenzwertüberschreitungen in Grund- und Fließgewässern
• Überprüfung von Kläranlagen (Emissionskontrolle)
• Fortsetzung der Kontrollen zur Einhaltung des Aktionsprogramms Nitrat

Statistik 2013

Anzahl der im Jahr 2013 beprobten bzw. überprüften Anlagen

Kläranlagen 113 Anlagen
Wasserversorgungsanlagen rd. 30 Anlagen
Stauanlagen 20 Anlagen
Deponien und Materialgewinnungsstätten rd. 25 Anlagen
Biogas- und Kompostieranlagen rd. 150 Anlagen
Gesamtanzahl der untersuchten Parametermesswerte rd. 11.800 Messwerte
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Sachverständigentätigkeit

Aufgaben

• Gutachtenerstellung in Verwaltungsverfahren inkl. Umweltverträglichkeitsprüfungen für die
Fachbereiche
– Abwassertechnik
– Gewässerbiologie inkl. Feuchtbiotope
– Deponietechnik inkl. Ablagerungen, Recyclingplätze und Rekultivierungen
– Kompost- und Biogasanlagen
– Materialentnahmen
– Wasserversorgungsanlagen inkl. Schutzgebiete
– Wasserkraft- und Stauanlagen
– Flussbau inkl. Hochwasserschutzmaßnahmen
– Lagerung und Leitung wassergefährdender Stoffe inkl. Wärmepumpenanlagen

• Beratung von Anlagenbetreibern, Konsenswerbern und Projektanten

Schwerpunkte 2013

• Umsetzung von Verwaltungsvereinfachungen im Wasserrechtsverfahren
• Überarbeitung der Beurteilungskriterien für die Einleitung von Regenwässern in „volle Vor-

fluter“

Ziele 2014

• Weitere Umsetzung der durch den nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan vorgegebe-
nen Maßnahmen

• Überarbeitung des Leitfadens für die Bewilligung von Kleinwasserkraftanlagen
• Fertigstellung der Beurteilungskriterien für die Einleitung von Regenwässern in „volle Vor-

fluter“
• Erstellung einer Prioritätenreihung für die Überprüfung gefährlicher wasserrelevanter Be-

triebe
• Anpassung der Gewässergüteuntersuchungen bei kommunalen Kläranlagen an die aktuel-

len Erfordernisse

Fachausschüsse und Legistik

Aufgaben

• Bereitstellung von fachlichen Grundlagen im Rahmen der Landesgesetzgebung
• Stellungnahmen zu Gesetzesentwürfen im Rahmen des Begutachtungsverfahrens
• Mitarbeit in Fachausschüssen des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, Um-

welt und Wasserwirtschaft, des Normungsinstitutes, des ÖWAV und der ÖVGW
• Begutachtung von Entwürfen, Richtlinien und Normen

Schwerpunkte 2013

• Umsetzung der EU-Hochwasserrichtlinie. Mitarbeit in den Bund-Länder-Arbeitskreisen
zur nationalen Umsetzung der EU-Hochwasserrichtlinie

• Verwaltungsreform. Koordination der Bundesländer im Hinblick auf Verwaltungsvereinfa-
chungen im Wasserrechtsgesetz
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Ziele 2014

• Umsetzung der EU-Hochwasserrichtlinie. Weiterführung der Mitarbeit in den Bund-Län-
der-Arbeitskreisen zur Umsetzung der EU-Hochwasserrichtlinie

• Verwaltungsreform. Mitarbeit in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Verwaltungsvereinfa-
chung im Bereich des Wasserrechtsgesetzes

Altlasten und Verdachtsflächen

Aufgaben

• Systematische Erkundung und Bewertung von Verdachtsflächen
• Auskünfte zu Verdachtsflächen an Gemeinden, Raumplaner, Banken etc. bezüglich Folge-

nutzung
• Durchführung von ergänzenden Untersuchungen nach § 13 des Altlastensanierungsgeset-

zes
• Sachverständigentätigkeit in Verwaltungsverfahren bei Altablagerungen und Altstandorten

Schwerpunkte 2013

• Sanierung von Altlasten. Die Baumaßnahmen zur Sanierung der Altlast „Deponie Tulln“
wurden begonnen.

• Ergänzende Untersuchungen. Bei 136 Verdachtsflächen wurden ergänzende Untersu-
chungen nach § 13 Altlastensanierungsgesetz bearbeitet und betreut. Bei weiteren 49 Flä-
chen steht die Auftragsvergabe unmittelbar bevor.

Ziele 2014

• Aktive Bearbeitung von noch nicht sanierten Altlasten
• Ergänzende Untersuchungen bei den systematisch erhobenen Industriestandorten
• Fortführung der flächendeckenden systematischen Erhebung von Altablagerungen

Wasserwirtschaftliche Informationssysteme

Aufgaben

• Betriebsführung des Wasserdatenverbundes NÖ (WDV NÖ)
• Koordination der systematischen Verbesserung der WDV-Datenqualität
• Koordination der Weiterentwicklung der WDV-Architektur
• Administration, Schulung und Betreuung der WDV-Benutzer
• GIS-Analysen und Datenbankauswertungen
• Allgemeine IT-Koordination
• Internet- und Intranet-Koordination auf Gruppen- und Abteilungsebene
• Online-Bibliothekskatalog der Gruppe Wasser

Schwerpunkte 2013

• Wasserdatenverbund NÖ (WDV). Systematische Verbesserung der Datenqualität in allen
Modulen und intensive Betreuung aller WDV-Benutzer, um eine effiziente Nutzung des Ge-
samtsystems sicherzustellen
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• Befundschnittstelle Wasserqualitätsdaten. Technische Umsetzung der Befundschnitt-
stelle in Abstimmung mit dem Umweltbundesamt, mit den Bundesländern und ausgewähl-
ten Untersuchungsanstalten

• Umsetzung des 1. Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplans (NGP). Für interne und
externe Benutzer wurden zur Unterstützung der Umsetzung des NGP umfangreiche Aus-
wertemöglichkeiten erstellt und diese auch im NÖ Atlas und imap bereitgestellt.

• Gesamtgewässernetz NÖ. Auf Basis des Gewässerlayers des digitalen Landschaftsmo-
delles des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen wurde ein NÖ Gesamtgewäs-
sernetz mit INSPIRE-konformer Attributierung erstellt.

Ziele 2014

• Wasserdatenverbund NÖ (WDV). Systematische Verbesserung der Datenqualität und Er-
weiterung des wasserwirtschaftlich relevanten Datenangebots im Internet, im NÖ Atlas und
im imap. Schrittweise Modernisierung der WDV-Architektur unter Berücksichtigung der IT-
Richtlinien des Landes

• Befundschnittstelle Wasserqualitätsdaten. Organisatorische Umsetzung der Befund-
schnittstelle in Abstimmung mit dem Umweltbundesamt, mit den Bundesländern und aus-
gewählten Untersuchungsanstalten inklusive der rechtlichen Verpflichtung zur digitalen
Lieferung von Wasserqualitätsdaten

• Weiterentwicklung der NGP-Auswertungen. Erweiterung der NGP-Auswertungen zur
Bereitstellung aller für den 1. Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan (NGP) relevanten
Messstellen

• Weiterentwicklung Gesamtgewässernetz NÖ. Das NÖ Gesamtgewässernetz soll ge-
meinsam mit dem Bund und der Wildbach- und Lawinenverbauung (WLV) systematisch
weiterentwickelt werden und im NÖGIS als Referenzdatenbestand für alle Benutzer zur
Verfügung gestellt werden.

Öffentlichkeitsarbeit und -beteiligung

Aufgaben

• Koordination der Öffentlichkeitsarbeit auf Gruppenebene
• Gestaltung und Veröffentlichung von Fachbroschüren
• Organisation von Veranstaltungen
• Presse- und Medienkontakte
• Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Umsetzung wasserbezogener EU-Richtlinien
• Betreuung des Internetauftritts der Gruppe Wasser

Schwerpunkte 2013

• Hochwasserereignisse im Juni 2013
– Während und nach den Hochwasserereignissen wurden relevante Fakten für Pressemit-

teilungen und Medieninformationen zusammengestellt und aufbereitet.
– Zur Evaluierung der Hochwasserereignisse fand im Juni 2013 eine Informationsveran-

staltung für Behörden, Einsatzkräfte und Anlagenbetreiber statt.
– Im November 2013 wurde in Kooperation mit dem NÖ Landesfeuerwehrverband eine In-

formationsveranstaltung über den Betrieb von Hochwasserschutzanlagen ausgerichtet.
• Informationskampagne „Vorsorgen“. In Kooperation mit dem BMLFUW und der Kom-

munalakademie fand im Juni 2013 im Rahmen einer österreichweiten Kampagne eine In-
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formationsveranstaltung für Gemeinden und Planungsbüros über die Erhaltung der Trink-
wasser- und Abwasserinfrastruktur statt.

• Videowettbewerb „Junior challenge Wasser“. Im Jänner 2013 wurden die Preisträger
des Videowettbewerbes 2012 ausgezeichnet. In den Sommermonaten wurde der Video-
wettbewerb zum zweiten Mal ausgetragen.

• Inbetriebnahme des Hochwasserschutzes an der March. Nach Abschluss der Sanie-
rungsarbeiten wurde der rd. 60 km lange Hochwasserschutz an der March im Februar
2013 mit einem Festakt in Dürnkrut in Betrieb genommen. Im Rahmen dieser Veranstal-
tung wurde auch eine Vereinbarung gemäß Artikel 15a des Bundesverfassungsgesetzes
zwischen dem Land NÖ und dem BMVIT über den weiteren Ausbau des Hochwasser-
schutzes an der Donau unterzeichnet.

• Abschlusskonferenz zum EU-Projekt CEFRAME. Im März 2013 wurde in St. Pölten die
Abschlusskonferenz des internationalen Hochwasserschutzprojektes CEFRAME ausge-
richtet.

• NEPTUN-Wasserpreis. Anlässlich des Weltwassertages im März 2013 wurden die besten
Einreichungen im Rahmen eines Fotowettbewerbes prämiert. Der Fotowettbewerb wurde
als Länderkategorie des NEPTUN-Wasserpreises ausgerichtet, der alle zwei Jahre vom
Lebensministerium durchgeführt wird.

• Wasserjugendspiele des Jugendrotkreuzes. Dieser Wettbewerb für Schülerinnen und
Schüler der 7. Schulstufe wurde auch 2013 unterstützt. Das Landesfinale wurde im Sep-
tember 2013 in Krems ausgetragen.

Ziele 2014

• Öffentlichkeitsbeteiligung. Bei der Umsetzung der EU-Hochwasserrichtlinie ist eine Öf-
fentlichkeitsbeteiligung bei der Erstellung des Hochwasserrisikomanagementplans ge-
plant.

• Informationsveranstaltungen. Um die Bevölkerung gesamter Flusstäler über wichtige
wasserwirtschaftliche Vorhaben (z. B. Hochwasserschutz) zu informieren, sind öffentlich
zugängliche Informationsveranstaltungen in den Regionen vorgesehen.

• „Junior challenge Wasser“. Fortsetzung des Videowettbewerbs
• NEPTUN-Wasserpreis. Ausrichtung der Länderkategorie im Rahmen des bundesweiten

NEPTUN-Wasserpreises
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Abteilung Wasserbau

Schutzwasserbau

Aufgaben

• Wahrnehmung der Angelegenheiten des Wasserbaues und der Bundeswasserbauverwal-
tung
– Wasserwirtschaftliche Beurteilung von Projekten auf dem Gebiet des Schutzwasser-

baues
– Erstellung von schutzwasserwirtschaftlichen Konzepten und Studien
– Koordinierung von schutzwasserwirtschaftlichen Planungen an Oberflächengewässern

• Umsetzung von schutzwasserbaulichen Vorhaben
– Abwicklung der Förderung
– Bauvorbereitung und Umsetzung von Wasserbauprojekten
– Verwaltung des Flussbauhofes

• Umsetzung von ökologischen Wasserbauvorhaben
– Abwicklung der Förderung
– Wahrnehmung der Grundsätze des naturnahen Wasserbaues
– Verbesserung des Wasserrückhaltes in der Landschaft

• Instandhaltung
– Gewässerbetreuung
– Instandhaltung der schutzwasserbaulichen Anlagen

• Interessenvertretung
– Beratung von Interessenten, Gemeinden, Erhaltungs- und Schutzwasserverbänden
– Beratung und Abwicklung der wasserbaulichen Belange im Rahmen des NÖ Land-

schaftsfonds
– Fachliche Unterstützung bei der Verwaltung des öffentlichen Wassergutes

Schwerpunkte 2013

• Erstellung von Hochwasserstudien
• Maßnahmenschwerpunkt. Durchführung bzw. Weiterführung von Planungen in folgenden

Gebieten: Kamptal, Kremstal, Schmidatal, Traisen, Gölsen, Pielach, Lainsitzniederung,
Braunaubach, Thayatal, Triestingtal, Kleine Erlauf und Kleine Ybbs, Pulkau, Leitha, Pie-
lach, Traisen, Ybbs, Melk

• EU-Wasserrahmenrichtlinie. Mitarbeit in den Bund-Länder-Arbeitskreisen zur Umsetzung
der Wasserrahmenrichtlinie

• Hochwasserschutz an der Donau. Weiterführung der generellen Planungen, Festlegung
der einzelnen Ausführungsvarianten, Förderung und Koordinierung von Hochwasser-
schutzmaßnahmen, Abwicklung der Maßnahmen entsprechend dem Bund-Länder-Vertrag
nach Artikel 15a des Bundesverfassungsgesetzes

• Umweltförderungsgesetz. Zur Erreichung der Gewässerdurchgängigkeit und Verbesse-
rung der Gewässerstruktur wurden Sohlrampen im Russbach und in der Pulkau umgebaut
sowie Fischwanderhilfen in der Thaya errichtet. Für die untere Zaya wurde im Hinblick auf
die Durchgängigkeit und Strukturverbesserung ein Modellversuch durchgeführt und die
Detailplanung begonnen.

• LIFE. Verbesserung der Gewässerstrukturen an der Ybbs in Amstetten, Winklarn und an
der Pielachmündung
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Ziele 2014

• Schutz des menschlichen Lebensraumes vor der Bedrohung durch Wasser mit den
Schwerpunkten Donau, Traisen, Pielach, Kamp, Kremsfluss, Schmida, Thaya, Lainsitznie-
derung, Braunaubach, Triesting, Kleine Erlauf, Kleine Ybbs, Melk, Erlabach und Pulkau

• Erhaltung und Wiederherstellung von ökologisch intakten Fluss- und Kulturlandschaften
• Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie
• Fortführung der Ausweisung von Hochwasseranschlagslinien bei kleineren Gewässerläu-

fen
• Umsetzung der Maßnahmen nach Umweltförderungsgesetz und dem Wasserwirtschafts-

fondsgesetz
• Umsetzung des „LIFE+“-Projektes „Mostviertel – Wachau“ (Laufzeit 2009–2014) mit Pro-

jektschwerpunkten in der Wachau, am Pielach-Unterlauf und an der Ybbs im Raum Am-
stetten

Statistik 2013

• An Bundes- und Interessentengewässern sowie an der Donau wurden in Zusammenarbeit
mit Gemeinden und Wasserverbänden rund 190 vorbeugende Hochwasserschutzanlagen
und Instandhaltungsmaßnahmen durchgeführt.

• An der Donau wurden schwerpunktmäßig die Hochwasserschutzmaßnahmen in den Ge-
meinden Dürnstein, Melk-Stadtbereich und Persenbeug-Gottsdorf (KG Hagsdorf) umge-
setzt.

• Bei Erhaltungsarbeiten und für neu geschaffene Hochwasserschutzanlagen wurden an
den Bundes- und Interessentengewässern und an der Donau folgende Mittel eingesetzt:

Finanzmittel 2013 Summe €

Landesmittel 10,460.000
Bundesmittel 20,045.000
Interessentenmittel 12,400.000
Investitionskosten 38,465.000

Angelegenheiten der Wildbach- und Lawinenverbauung

Die Angelegenheiten der Wildbach- und Lawinenverbauung werden vom Forsttechnischen
Dienst für Wildbach- und Lawinenverbauung betreut.

Aufgaben

• Gemäß dem Forstgesetz § 99 obliegt dem Landeshauptmann die Verordnung über die
Festlegung der Einzugsgebiete der Wildbäche (Kompetenzregelung zum Flussbau)

• Beurteilung der Projekte auf dem Gebiet der Wildbach- und Lawinenverbauung im Hinblick
auf deren Funktion sowie das öffentliche Interesse

• Gemäß dem Wasserbautenförderungsgesetz § 5 und § 29 obliegt dem Land NÖ die Fest-
legung der Höhe, Bewilligung und Bereitstellung des Landesbeitrages für Projekte der
Wildbach- und Lawinenverbauung. Der Landesbeitrag bewegt sich im Rahmen von
15–20%.
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Schwerpunkte 2013

Schwerpunkte der Tätigkeit der Wildbach- und Lawinenverbauung waren 2013:
• Furtherbach
• Saubachgraben in Ternitz
• Weichselbach in St. Leonhard/Forst
• Gerichtsgraben in Rossatz/Schönbühel
• Hammerbach in Hollenstein

Ziele 2014

• Weiterführung von Studien und Planungen
• Fortführung von Wildbachverbauungsprojekten zum Schutz von Siedlungsraum
• Erstellung von Gefahrenzonenplänen
• Abschluss der Sofortmaßnahmen 2013
• Fortführung der Arbeiten am Furtherbach (Rückhaltebecken)

Statistik 2013

Finanzmittel 2013 Summe €

Landesmittel rd. 1,575.000
Bundesmittel rd. 4,620.000
Interessentenmittel rd. 2,005.000
Investitionskosten rd. 8,200.000

Wasserverbände

Aufgaben

• Beratung der 75 Wasserverbände, welche im Jahre 2012 satzungsgemäße Erhaltungs-
arbeiten an Bächen und Flüssen durchgeführt haben

Schwerpunkte 2013

• Bei den Wasserverbänden Pulkau, Zaya und Weidenbach wurden weitere Retentionsflä-
chen im Rahmen des EU-Programms „Ländliche Entwicklung“ umgesetzt.

Ziele 2014

• Initiierung von Wasserverbandsgründungen (Leitha-Dachverband)
• Gewässerpflege nach ökologischen Grundsätzen unter Wahrung des Hochwasserschut-

zes
• Weiterführung der Rückbauprojekte an der Melk und im Weinviertel im Rahmen des Pro-

gramms „Ländliche Entwicklung 2007–2013“
• Initiierung eines praktikablen Feststoffmanagements im Einzugsgebiet der Lainsitz
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Donauhochwasserschutz-Konkurrenz (DHK)

Aufgaben

• Vertretung der Interessen Niederösterreichs bei der Erhaltung der aufgrund der seinerzeiti-
gen Donauregulierungsgesetze ausgeführten Schutz- und Regulierungsbauten an der Do-
nau von der Mündung der Ysper bis zur slowakischen Staatsgrenze

Schwerpunkte 2013

• Laufende Erhaltung der Hochwasserschutzanlagen im Betreuungsbereich der DHK
• Anpassung der Hochwasserschutzanlagen an den Stand der Technik
• Weiterführung der Sanierung des Marchfeldschutzdammes im gesamten Bereich
• Vorbereitung der Übernahme von neu errichteten Hochwasserschutzanlagen entlang der

Donau in die Verwaltung der DHK

Ziele 2014

• Weiterführung der Sanierungsarbeiten am Marchfeldschutzdamm auf Grund der Prioritä-
tenreihung und den finanziellen Vereinbarungen bis 2019

• Festlegung der Grundsätze der Überströmstrecke Witzelsdorf im Rahmen des Projektes
„Verbesserter Hochwasserschutz Wien“

• Weiterführung der Sanierung der Donau-Hochwasserschutzanlage in Hainburg

Grenzgewässer

Aufgaben

• Die österreichisch-tschechische Grenzgewässerkommission und Grenzkommission um-
fasst den Bereich der gemeinsamen Staatsgrenze. Das ist für Niederösterreich der Bereich
von Karlstift bis Hohenau.

• Die österreichisch-slowakische Grenzgewässerkommission und Grenzkommission ist für
den Bereich Hohenau bis Berg zuständig.

• Die Aufgaben in den genannten Kommissionen werden unter Wahrung der Interessen des
Landes Niederösterreich von Vertretern der Abteilung Wasserbau ausgeführt, die als Kom-
missionsmitglied bzw. als Experten an Besprechungen und Tagungen teilnehmen.

• Abwicklung und Finanzierung von geförderten wasserwirtschaftlichen Maßnahmen
• Erstellung von schutzwasserwirtschaftlichen Konzepten und Studien

Schwerpunkte 2013

• Jährliche Tagungen der Grenzgewässer- und Grenzkommissionen
• Präsentation von Tätigkeitsberichten
• Erarbeitung von erforderlichen Arbeitsprogrammen
• Sanierung des March-Thaya-Hochwasserschutzdammes
• Umsetzung des Managements für Totholz im Nationalpark Thayatal

Ziele 2014

• Geordnete Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern
• Sicherstellung von Hochwasserschutz, Regulierung des Bodenwasserhaushaltes und der

Wasserversorgung von Siedlungen und Industrie
• Erkenntlichmachung und Erhaltung der Staatsgrenze
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• Bilaterale Abstimmung der Tätigkeiten im Rahmen der Wasserrahmenrichtlinie an Grenz-
gewässern und grenzüberschreitenden Einzugsgebieten

• Bilaterale Abstimmung der Tätigkeiten im Rahmen der Hochwasserrichtlinie an Grenzge-
wässern und grenzüberschreitenden Einzugsgebieten

• Gemeinsame Erarbeitung der Wehrbetriebsordnungen für die Talsperren im grenznahen
Bereich

• Fortführung der Sanierung des March-Thaya-Hochwasserschutzdammes
• Herstellung der Durchgängigkeit in der Frainer Thaya

Wiener Neustädter Kanal

Aufgaben

• Erhaltung und Verwaltung des in den Jahren 1797–1803 erbauten Wiener Neustädter
Schifffahrtskanales

• Aufrechterhaltung der wasserwirtschaftlichen und ökologischen Funktionen bzw. der aktu-
ellen Nutzungen (Fischerei, Erholung)

• Instandhaltung von rund 33 km Kanalstrecke bis zum Haidbachauslass in Guntramsdorf,
(Betreuungsbereich: 38 Kammerschleusen, 7 Kanalbrücken, 7 Kleinkraftwerke und das
Katzelsdorfer Zuleitungsgerinne)

Schwerpunkte 2013

• Aufrechterhaltung des Betriebes
– Sanierung des Fischatroges in Wr. Neustadt
– Wasserführung
– Durchführung und Überwachung der Erhaltungs- und Instandhaltungsarbeiten sowie

Pflegearbeiten (Mäharbeiten, Räumungen)
– Betreuung von 7 Kleinkraftwerken in Kottingbrunn/Bad Vöslau

• Arbeiten bei der Hauptabkehr
– Sperrmüllräumung von Wiener Neustadt bis Guntramsdorf
– Räumungsarbeiten abschnittsweise in Wiener Neustadt sowie vom Kanalursprung bis

zum sog. „Triangel“

Ziele 2014

• Instandhaltung aller Anlagen im Rahmen der budgetären Möglichkeiten
• Steigerung der ökologischen Attraktivität als Folge der notwendigen Reduzierung von In-

standhaltungsmaßnahmen
• Aufrechterhaltung des Betriebes der Kleinkraftwerke

Statistik 2013

• Finanzmittel 2013 (Landesmittel): € 147.200,00
• Stromproduktion 2013 (bei 7 Kleinkraftwerken): rd. 695.000 Kilowattstunden
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Flussbauhof Plosdorf

Aufgaben

• Zentrale Beschaffung und Bereitstellung von Geräten, Maschinen, Kraftfahrzeugen,
Arbeitskleidung und Schutzausrüstung für die wirtschaftliche Durchführung von Eigenre-
giearbeiten

• Verrechnung des Geräteeinsatzes aufgrund von Kostenrechnung und Kostenkalkulation
auf die einzelnen Bauvorhaben

• Bereitstellung von Maschinen und Geräten für Katastrophenfälle

Schwerpunkte 2013

• Geräteeinsatz bei der Behebung der Hochwasserschäden und bei diversen Eigenregie-
baustellen

• Erneuerung des Kfz-Fuhrparks der Baustellen und Großgeräteankauf

Ziele 2014

• Bestmöglicher Geräteeinsatz bei den Baustellen der einzelnen Regionalstellen
• Umstrukturierung und Erneuerung des Gerätestandes unter Berücksichtigung des Effi-

zienzprojektes
• Teilweise Erneuerung des Kfz-Fuhrparks der Baustellen
• Sanierung der Dacheindeckung der Schlosserei, Zimmerei sowie der Materiallager
• Erneuerung der Oberlichten-Fenster in der Montagehalle

Statistik 2013

Finanzmittel 2013 Summe €

Einnahmen rd. 2,290.000
Ausgaben rd. 2,330.000

davon Gebäudeinstandsetzung 8.000
für Kfz-Ankauf 130.000
für Maschinen-Ankauf 320.000

Zuführung zu den Rücklagen rd. 40.000

Landwirtschaftlicher Wasserbau

Aufgaben

• Fachliche Beratung und Technische Hilfestellung für Landwirte, bäuerliche Gemein-
schaften, Wassergenossenschaften und Gemeinden, Förderungsabwicklung wasserbauli-
cher Investitionsvorhaben im ländlichen Bereich

• Kulturtechnische Maßnahmen zur Verbesserung des Boden- und Wasserhaushalts
• Regelung des Bodenwassergehaltes

– Bewässerung: Ausgleich natürlicher Niederschlagsdefizite zur Ertragssicherung und
Qualitätssteigerung, Erweiterung der Produktpalette und Erhaltung der Kulturlandschaft

– Entwässerung: Unterstützung von Wassergenossenschaften bei der Instandhaltung be-
stehender Anlagen
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• Erosionsschutz und Wasserrückhalt. Lineare (Gräben, Abflussmulden) und punktuelle
Maßnahmen (Rückhaltebecken) zur Verminderung der Bodenerosion und Erhöhung des
Wasserrückhalts

• Feuchtbiotope. Neuanlage und Revitalisierung von Stillgewässern; naturnahe Umgestal-
tung bestehender Kleingewässer; Förderabwicklung im Rahmen des NÖ Landschaftsfonds

• Vorflutbeschaffung. Instandhaltung des kleinen Gewässernetzes im ländlichen Raum
• Meliorationskataster. Evidenthaltung landwirtschaftlicher Wasserbauvorhaben
• Wassergenossenschaften. Hilfestellung bei der Erstellung aktueller Liegenschaftsver-

zeichnisse und digitaler Pläne für genossenschaftliche Be- und Entwässerungsanlagen

Schwerpunkte 2013

• Erosionsschutz- und Wasserrückhaltemaßnahmen: Weiterführung und Beginn einiger neu-
er Vorhaben schwerpunktmäßig im Wald- und Weinviertel, zumeist im Zusammenhang mit
aktuellen Flurzusammenlegungsverfahren

• Bewässerung: Fertigstellung eines Projektes zur Tropfbewässerung im Weinbau und Um-
rüstung von zwei genossenschaftlichen Bewässerungsanlagen auf den aktuellen techni-
schen Stand im Kamp- und Kremstal

• Herstellung und Instandsetzung von kleinen Gerinnen und Erosionsschutzanlagen im länd-
lichen Raum

• Wassergenossenschaften: Erstellung aktueller Liegenschaftsverzeichnisse und digitaler
Planunterlagen für zahlreiche Entwässerungsgenossenschaften

• Fertigstellung des Maßnahmenpaketes im Zusammenhang mit außergewöhnlich hohen
Grundwasserständen in NÖ in Form von Räumungen und Instandhaltungsmaßnahmen an
Gerinnen, insbesondere im Tullnerfeld

Ziele 2014

• Erosionsschutz und Wasserrückhalt: Weiterführung laufender und Beginn einiger neuer
Vorhaben, vorwiegend im Zusammenhang mit Flurbereinigungsverfahren

• Bewässerung: Beginn der Umsetzung jeweils eines Projektes mit Tropfbewässerung im
Weinbau sowie zur Feldbewässerung im Kremstal bzw. im Marchfeld

• Fertigstellung von 2 Projekten im Weinviertel zur ökologischen Verbesserung von Gerin-
nen im Rahmen des Umweltfördergesetzes

• Weitere Hilfestellung für Wassergenossenschaften bei der Erstellung erforderlicher aktuel-
ler Liegenschaftsverzeichnisse und digitaler Planunterlagen; Beratung bei anfallenden In-
standhaltungen

• Beratung und Umsetzung weiterer Projekte zur Neuerrichtung, Revitalisierung von Feucht-
biotopen und zur naturnahen Umgestaltung von bestehenden Kleingewässern

Die Finanzierung dieser Vorhaben erfolgt aus Bundes-, Landes- und EU-Mittel im Rahmen
des Programms „Ländliche Entwicklung“, nach Wasserbautenförderungsgesetz und Landes-
ansätzen für den landeskulturellen Wasserbau.

Statistik 2013

Finanzmittel 2013 Summe €

Landesmittel 471.732
Bundesmittel 521.812
EU-Mittel 569.416
Interessentenmittel 845.260
Investitionskosten 2,408.220
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Abteilung Siedlungswasserwirtschaft

Abteilung Siedlungswasserwirtschaft

Aufgaben

• Siedlungswasserwirtschaftliche Angelegenheiten (Trinkwasserversorgung und Abwasser-
beseitigung) von physischen und juristischen Personen, Genossenschaften, Gemeinden
und Verbänden

• Feuerlöschanlagen
• Ausarbeitung von Studien zur Ermittlung von ökologisch verträglichen sowie volks- und be-

triebswirtschaftlich zweckmäßigen Lösungsmöglichkeiten für den Aufgabenbereich der
Siedlungswasserwirtschaft. Mitarbeit und fachliche Beratung

• Förderungsanträge gemäß den Bestimmungen des Umweltförderungsgesetzes 1993,
Überprüfung und Begutachtung im Sinne der Durchführungsvereinbarung

• Erstellung von Vorschlagslisten des Landes Niederösterreich für die Vergabesitzungen des
Bundes

• Durchführung der staatlichen Bauaufsicht gemäß den Bestimmungen der Durchführungs-
vereinbarung

• Bauabrechnung und Baukollaudierung gemäß § 31 WBFG bzw. des UFG 1993
• Förderanträge an den NÖ Wasserwirtschaftsfonds. Entgegennahme und Begutachtung
• Regionalisierungsprojekte
• Forschungsvorhaben, Betreuung und Abwicklung
• Gesetze, Verordnungen, Richtlinien, Normen, Regelblätter: Mitarbeit bei der Ausarbeitung

sowie Abgabe von Stellungnahmen, soweit sie das Aufgabengebiet der Siedlungswasser-
wirtschaft betreffen

• Klärwärterausbildung, Mitarbeit
• Kläranlagennachbarschaften, Betreuung
• Arbeitskreis Bund – Länder gemäß § 22a UFG, Entsendung eines Ländervertreters

Schwerpunkte 2013

• Leitungskataster für Wasserleitungen und Abwasserkanäle. Als Basis für einen wirt-
schaftlichen Betrieb und für die Darstellung des Zustandes der Wasserleitungen bzw. Ab-
wasserkanäle sind ca. 17 Kataster mit 100.000 lfm Leitungslänge und Investitionskosten
von 0,5 Mio. € zugesichert worden.

• Kosten- und Leistungsrechnung. Mit einem landesintern erarbeiteten Berechnungspro-
gramm sind bei ca. 5% der Gemeinden die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen beim Be-
trieb von Kläranlagen und Wasserversorgungsanlagen analysiert worden.

• Einzelanlagen. Für die Errichtung und Förderung von Kleinkläranlagen und Einzelwasser-
versorgungsanlagen sind ca. 270 technische Beratungen durchgeführt worden.

• Sicherung der Trinkwasserversorgung. Im Zusammenhang mit der langfristigen Siche-
rung der Trinkwasserversorgung sind auf Basis von Fragebögen und daraus entwickelten
Prioritätenlisten in 40 Gemeinden (hohe und mittlere Priorität) Beratungsgespräche über
die Weiterentwicklung der Wasserversorgung durchgeführt worden.

• Kläranlagennachbarschaften. Organisation und Betreuung von 15 Kläranlagennachbar-
schaften mit insgesamt 300 Kläranlagen in Form von regelmäßigen Schulungen und Fach-
informationen für das Betriebspersonal

• Umsetzungsstrategie Nationaler Gewässerbewirtschaftungsplan. Für die Umsetzung
der Maßnahmen nach dem Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan sind mit den betrof-
fenen Gemeinden die Möglichkeiten der optimalen Umsetzung unter Berücksichtigung der
wasserwirtschaftlichen und wirtschaftlichen Priorität festgelegt worden.
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• Werterhaltung der Trink- und Abwassernetze. In einem gemeinsamen Projekt mit dem
Lebensministerium sind für die zukünftige Erhaltung der Infrastruktur im Bereich der Sied-
lungswasserwirtschaft Grundsatzunterlagen für einen Online-Vorsorgecheck, Fachinforma-
tionen sowie Umsetzungsstrategien entwickelt worden.

• Trinkwasserzukunft in der Region Bucklige Welt/Wechselland. Im Rahmen eines Pro-
jektes zur Weiterentwicklung der Trinkwasserversorgung in der Region Bucklige Welt/
Wechselland sowie der nachhaltigen Sicherstellung der Trinkwasserversorgung sind die
organisatorischen Rahmenbedingungen geschaffen worden.

• Investitionskostenerhebung. Auf Basis der Investitionskostenerhebung für den Bereich
Siedlungswasserwirtschaft aus dem Jahr 2012 (Betrachtungszeitraum 2013–2021) sind
fördertechnische und statistische Auswertungen durchgeführt worden.

Ziele 2014

• Leistungsbeschreibung für den Siedlungswasserbau. Die Leistungsbeschreibungen
Siedlungswasserbau und Verkehrsinfrastruktur sollen im Laufe der Jahre 2013/2014 zu-
sammengeführt werden. Dieses österreichweite Projekt wird sowohl fachlich als auch fi-
nanziell unterstützt.

• Förderungsrichtlinie Siedlungswasserwirtschaft. Gemeinsam mit dem Bund werden
Grundsatzüberlegungen für die Weiterentwicklung der Förderungsrichtlinien Siedlungs-
wasserwirtschaft unter Berücksichtigung der Herausforderungen der nächsten Jahre er-
arbeitet.

• Trinkwasserzukunft in der Region Mittleres Waldviertel. Im Rahmen eines Projektes
zur Weiterentwicklung der Trinkwasserversorgung in der Region Mittleres Waldviertel sol-
len Lösungsansätze für die nachhaltige Sicherstellung der Trinkwasserversorgung aufge-
zeigt werden.

• Werterhaltung der Trink- und Abwassernetze. Aufbauend auf dem letzten Projekt sollen
der Online-Vorsorgecheck weiterentwickelt werden und verstärkt Internet- und Videoaktivi-
täten als Multiplikator zu den Gemeinden und Verbänden und in weiterer Folge zu den Bür-
gern gesetzt werden.

• Interkommunale Zusammenarbeit. Für den Bereich der Kommunalen Siedlungswasser-
wirtschaft soll ein Kataster für die verschiedenen Organisationsformen der Interkommuna-
len Zusammenarbeit auf Basis der in Betrieb befindlichen Modelle aufgestellt werden.

• Leitfaden für gesamthafte Sanierungsplanung. Unter Berücksichtigung der techni-
schen, wirtschaftlichen und ökologischen Rahmenbedingungen soll ein Leitfaden für die
gesamthafte Sanierungsplanung von Kanalsystemen erstellt werden.

• Energieberatung. Beratung von Kläranlagenbetreibern (bis 5.000 Einwohnerwerte) über
die Möglichkeiten der Energieeffizienzsteigerung bei der Abwasserreinigung

Statistik 2013

• Vergabesitzungen des Bundes. Im Rahmen von 3 Vergabesitzungen sind nach dem Um-
weltförderungsgesetz nachfolgende Zusicherungen (in Euro) erteilt worden.

Umweltförderungsgesetz – Zusicherungen 2013

Anzahl Investitionskosten Barwert

Abwasserbeseitigungsanlagen 176 56,669.713,00 19,502.706,00
Wasserversorgungsanlagen 70 14,140.465,00 2,310.385,00
Einzelanlagen 321 3,868.311,00 1,261.333,00

Zusicherungen gesamt 567 74,678.489,00 23,074.424,00
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• Neuanträge. 2013 sind ca. 448 kommunale Förderansuchen mit einem Gesamtinvesti-
tionsvolumen von rd. 132 Mio. € eingelangt.

• Offene Förderansuchen. Zu Jahresende 2013 lagen ca. 1.000 offene Förderansuchen
mit einem Gesamtinvestitionsvolumen von rd. 300 Mio. € vor. Diese Ansuchen werden ent-
sprechend den wasserwirtschaftlichen und wirtschaftlichen Prioritäten bei der Zuteilung
von Fördermitteln berücksichtigt.

NÖ Wasserwirtschaftsfonds

Aufgaben

• Förderung von privaten und öffentlichen Ver- und Entsorgungsanlagen, Feuerlöschanla-
gen, Forschungsvorhaben und generellen Studien

• Förderansuchen: Überprüfung und Bearbeitung entsprechend den Förderungsrichtlinien
• Errechnung des Förderungsausmaßes entsprechend den Förderungsrichtlinien und Vor-

lage an das Kuratorium
• Sitzungsvorbereitung für das Kuratorium, Vorbereitung von Anträgen, Berichten etc., Er-

stellung von Vorschlagslisten etc.
• Erstellung von Zusicherungen
• Evidenz und Kontrolle bei der Durchführung
• Endabrechnung: Endgültige Festsetzung der Förderungsmittel
• Voranschlag und Rechnungsabschluss
• Abfassung des Geschäftsberichtes
• Verrechnung der Fondsgebarung
• Ehemaliger NÖ Gemeinde-Investitionsfonds, Administration

Schwerpunkte 2013

• Hochwasserschäden – Siedlungswasserwirtschaft. Für die Sanierung von Hochwas-
serschäden sind Fördermittel mit hoher Priorität zur Verfügung gestellt worden. In Summe
sind Zusicherungen für ca. 5,4 Mio. € Investitionskosten und € 740.000,– Fördermittel er-
teilt worden.

• Gewässerökologie. Für ökologische Maßnahmen, insbesondere zur Verbesserung der
Durchgängigkeit und zur Restrukturierung morphologisch veränderter Fließgewässerab-
schnitte, sind Gesamtinvestitionskosten von 38 Mio. € mit einer Gesamtförderung von 6,4
Mio. € bewilligt worden.

• Benchmarking für Wasserversorgungsanlagen und Abwasserbehandlungsanlagen.
Das Benchmarking-Projekt für Wasserversorgungsanlagen und Abwasserbehandlungsan-
lagen zur Optimierung des Betriebes wurde vor einigen Jahren entwickelt und ermöglicht
den Betreibern dieser Anlagen die Teilnahme an den Projekten mit entsprechender finan-
zieller Unterstützung.

• Transparenzdatenbank. Die Förderungen und Transferzahlungen des NÖ Wasserwirt-
schaftsfonds sind im Sinne der vorhandenen Leistungsangebote entsprechend abgebildet
und kategorisiert worden.

• Förderungsrichtlinie des NÖ WWF – Weiterentwicklung. Für die Weiterentwicklung der
Förderungsrichtlinie des NÖ WWF sind auf Basis der Investitionskostenerhebung 2011 fi-
nanztechnische und strukturabhängige Auswertungen durchgeführt worden.
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• Dynamische Finanzvorschau. Die Verfahrensparameter der dynamischen Finanzvor-
schau sind evaluiert worden und an die aktuellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
angepasst worden.

Ziele 2014

• Evaluierung der standardisierten Betriebskostenansätze für die Siedlungswasser-
wirtschaft. Auf Grundlage einer Investitionskosten- und Bestandsdatenerhebung sollen
die standardisierten Betriebskostenansätze auf allfälligen Änderungsbedarf unter Berück-
sichtigung der geplanten Systemumstellung bei der Förderung überprüft werden.

• Rahmenbedingungen für grenzüberschreitende Projekte im Bereich der Siedlungs-
wasserwirtschaft. Im Rahmen eines Projektes sollen die rechtlichen und bautechnischen
Rahmenbedingungen für ein grenzüberschreitendes Bauvorhaben in Tschechien und Ös-
terreich abgeklärt werden.

• Evaluierung von Verfahrensparametern. Für die Bemessung der Förderung sollen sämt-
liche Verfahrensparameter evaluiert und unter Berücksichtigung der geplanten Systemum-
stellung bei der Förderung gegebenenfalls angepasst werden.

• Förderung der Gleichstellung in der Haushaltsführung (Gender Budgeting). Unter
Berücksichtigung der Rahmenbedingungen des Gender Budgeting soll das Budget des NÖ
Wasserwirtschaftsfonds analysiert werden und mögliche Änderungsvorschläge aufgezeigt
werden.

• Förderungsrichtlinie des NÖ WWF. Ausgehend von der Förderungsrichtlinie Siedlungs-
wasserwirtschaft des Bundes sollen Möglichkeiten für die Weiterentwicklung der Förde-
rungsrichtlinie aufgezeigt werden.

Statistik 2013

Zusicherungen

Förderfälle zugesicherte
Investitionskosten

Gesamtförderung
NÖ WWF

Wasserversorgungsanlagen 124 25,923.026,00 4,537.077,00
Abwasserbeseitigungsanlagen 200 73,042.404,00 15,716.042,00
Trink- und Abwasserpläne,
Katastrophenschutzplan 3 51.878,00 34.758,00
Einzelanlagen 399 5,953.708,00 1,866.967,00
Hochwasserschäden 40 5,357.287,00 736.543,00

Zusicherungen gesamt 766 110,328.300,00 22,891.387,00

Laufende Bauvorhaben

Anzahl der Über-
weisungen

nachgewiesene
geprüfte

Investitionskosten

Förderungsmittel
NÖ WWF

Wasserversorgungsanlagen 417 25,813.535,00 2,974.442,00
Abwasserbeseitigungsanlagen 819 85,288.879,15 13,219.161,69
Trink- und Abwasserpläne 5 180.772,00 118.691,00
Einzelanlagen 399 5,953.708,00 1,866.947,00
Hochwasserschäden 9 111.922,00 23.407,00

Überweisungen gesamt 1.649 117,348.816,20 18,202.648,69
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Endabrechnungen

Anzahl festgesetzte
Investitionskosten

anerkannte
Förderungsmittel

Wasserversorgungsanlagen 183 42,546.674,00 5,316.461,00
Abwasserbeseitigungsanlagen 380 212,327.268,00 34,902.176,00
Trink- und Abwasserpläne 1 108.357,00 72.599,00
Einzelanlagen 399 5,953.708,00 1,866.947,00
Hochwasserschäden 6 106.205,00 31.373,00

Endabrechnungen gesamt 969 261,042.212,00 42,189.556,00

Gewässerökologische Maßnahmen

Zusicherungen Förderfälle zugesicherte
Investitionskosten

Gesamtförderung
NÖ WWF

Kommunale Fördernehmer 14 13,616.307,00 3,836.655,00
Wettbewerbsteilnehmer 42 24,530.979,00 2,573.316,00

Zusicherungen gesamt 56 38,147.286,00 6,409.971,00

Laufende Bauvorhaben Anzahl der Über-
weisungen

nachgewiesene
geprüfte

Investitionskosten

Förderungsmittel
NÖ WWF

Kommunale Fördernehmer 41 6,235.015,00 1,634.758,00
Wettbewerbsteilnehmer 8 349.396,00 69.361,00

Überweisungen gesamt 49 6,584.411,00 1,704.119,00

Endabrechnungen Anzahl festgesetzte
Investitionskosten

anerkannte
Förderungsmittel

Kommunale Fördernehmer 2 300.171,00 90.052,00
Wettbewerbsteilnehmer 7 270.737,00 42.690,00

Endabrechnungen gesamt 9 570.908,00 132.742,00

Gruppe Wasser
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Gruppe Raumordnung, Umwelt und Verkehr

Aufgaben 2013

• RU Koordination: Interne Kommunikation, Identität und Kultur der Gruppe Raumord-
nung, Umwelt und Verkehr. Organisation von Abteilungsleitungssitzungen, Natur- und Um-
welt-Jour-fixe (Abteilung Umwelt und Energiewirtschaft, Abteilung Umwelt- und Energierecht
, Abteilung Naturschutz), Raumordnungs-Jour-fixe (Abteilung Bau- und Raumordnungs-
recht, Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik) etc., der Informationsinstrumente für Mit-
arbeiterInnen: RU Monitor (Projekte-Informationssystem), RU Intranet und RU Intra (online
Periodikum); jährlicher „Kick Off“ (gemeinsame Auftaktveranstaltung mit Präsentation aktuel-
ler, beispielhafter Projekte, neuer Themen; persönlicher Erfahrungsaustausch); Leitbildpfle-
ge; Weiterbildungs-Koordination und RU-Werkstatt; „Bildnetz“ (gemeinsame, digitale Daten-
bank für Bildmaterial) etc.; Korruptionsvermeidung. Implementierung und laufende Maßnah-
men/Berichte. Gezielter PR- und OE-Support für Abteilungen. Support von Abteilungen bei
der Entwicklung von Kommunikation und Organisation (Organisationskapazität, Optimierte
Zusammenarbeit von RU-Abteilungen und externen Organisationen etc.).

• Koordination des Arbeitskreises Gender Mainstreaming (in Zusammenarbeit mit Ge-
schäftsstelle GM bei der Abteilung Allgemeine Förderung – Frauenreferat), insbesondere
Pilotprojekt Gender Budgeting und Kompetenzaufbau zu diesem Thema

• Kanzlei-Support der Abteilungen. Kanzlei für die Gruppe Raumordnung, Umwelt und
Verkehr, die Abteilungen Bau- und Raumordnungsrecht, Raumordnung und Regionalpoli-
tik, Umweltwirtschaft und Raumordnungsförderung sowie Gesamtverkehrsangelegenhei-
ten, weiters gruppenübergreifende Kanzleitätigkeit, EDV- und Postservice

• Finanzwesen und EU-Finanzkontrolle. Budget-/Rechnungswesen und Kreditverwaltung
für die Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik inkl. EU-Finanzverwaltung; EU-Finanz-
kontrolle (First Level Control für bilaterale und internationale ETZ-Projekte sowie RWB-
Projekte im Regionalmanagement Niederösterreich und technische Hilfe, Netzwerkbildung
der EU-PrüferInnen national und international)

Schwerpunkte 2013

• RU Koordination: Interne Kommunikation, Identität und Kultur. Koordinations-Jour-
fixe auf Leitungsebene, interne Information, Medien, Events und Datenbanken (Intra, Intra-
net, Monitor, Bildnetz), OE zur Vermeidung von Kapazitätsengpässen und zur Optimierung
von Vorfeldorganisationen, Implementierung der Korruptionsvermeidung in der Gruppe
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• PR- und OE-Support für Abteilungen. Öffentlichkeitsarbeit z. B. zu Großverfahren (v. a.
bei öffentlichen Verhandlungen), andere rechtliche Fragen/Kooperation mit Bürgerservice-
Telefon (Abteilung Umweltrecht), Anfragenbeantwortungen (Abteilung Gesamtverkehrsan-
gelegenheiten, Windzonierung) usw.

• Etablierung von Gender Mainstreaming als Querschnittsmaterie in der NÖ Landes-
verwaltung. Bewusstseinsbildung/Öffentlichkeitsarbeit, Seminar- und Vortragstätigkeit,
Umsetzung der NÖ GM-Matrix im NÖ Klima- und Energieprogramm, Umsetzung der El-
ternorientierten Personalpolitik, Mitwirkung am Projekt „Nö Charta – Neue Vereinbarkeit El-
tern und Wirtschaft“, Verankerung von Gender Mainstreaming im Strat.at-Prozess usw.
– Projekt Gender Budgeting Voranschlag 2014: am Beispiel ausgewählter Budgetansätze

der Abteilung Gesamtverkehrsangelegenheiten (Analyse, Vorschlag für Voranschlag
2014, Projektdokumentation, Gender Standards für Verkehrskonzepte und -ausschrei-
bungen)

– Aufbau von Strukturen für eine Ausweitung des Gender Budgetings auf neun weitere An-
sätze: Erstellung von Unterlagen, Konzeption und Durchführung von Schulungen usw.

• Bildnetz Gruppe Raumordnung, Umwelt und Verkehr. Ausbau und laufende Aktualisie-
rung und Nutzung des abteilungsübergreifenden digitalen Bildarchivs, Support für die Ab-
teilungen, Systemwartung, Wartung der Bilder der Gruppe Raumordnung, Umwelt und Ver-
kehr

• PR-Support. Öffentlichkeitsarbeit, Anfragenbeantwortung in Fragen der Kommunikations-
arbeit, Strategien, Moderation und Beratung zur Organisationsentwicklung etc.

Ziele 2014

• RU Koordination: Pflege und Weiterentwicklung der internen Kommunikation, Identi-
tät und Kultur der Gruppe Raumordnung, Umwelt und Verkehr. Organisation des Jour
fixe auf Leitungsebene, Kick Off „erneuerbar mobil“; Optimierung von RU Intranet, Intra,
Monitor und Terminkalender; Erweiterung des „Bildnetz“ zu einem AV-Archiv (audiovisuelle
Daten) mit weitgehend vollständiger Integration aller RU-Bereiche; Weiterbildungs-Koordi-
nation; Pilot-Event Film-Werkstatt

• PR- und OE-Support für Abteilungen. Gezielter Support von Abteilungen bei der Ent-
wicklung und Durchführung aktueller Kommunikationsaufgaben (z. B. Verkehr, Großver-
fahren) und Organisationsentwicklung

• Etablierung von Gender Mainstreaming als Querschnittsmaterie in der NÖ Landes-
verwaltung. Bewusstseinsbildung/Öffentlichkeitsarbeit, Seminar- und Vortragstätigkeit,
Implementierung von Gender Mainstreaming im Klima- und Energieprogramm 2013+, Ver-
ankerung von Gender Mainstreaming im Strat.at-Prozess, Umsetzung der Elternorientier-
ten Personalpolitik, Mitwirkung am Projekt „Nö Charta – Neue Vereinbarkeit Eltern und
Wirtschaft“, Projekt Gender Budgeting Voranschlag 2015: am Beispiel ausgewählter Bud-
getansätze in 9 Abteilungen in Kooperation mit der Abteilung Finanzen, Fortführung des
Gender-Budgeting-Pilotprojekts in der Abteilung Gesamtverkehrsangelegenheiten usw.

• Bildnetz Gruppe Raumordnung, Umwelt und Verkehr. Sorge für die vollständige Befül-
lung des abteilungsübergreifenden digitalen Bildarchivs, Support für die Abteilungen, Sys-
temwartung, Wartung der Bilder der Gruppe Raumordnung, Umwelt und Verkehr

• PR-, Strategie- und Organisations-Support für Gruppe und Abteilungen. Anfragenbe-
antwortung in Fragen der Kommunikationsarbeit, Strategien, Moderation und Beratung zur
Organisationsentwicklung etc.

Gruppe Raumordnung, Umwelt und Verkehr
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Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht

Aufgaben

Aufsichtsbehörde in den Fachbereichen Bau-, Raumordnungs- und Straßenrecht sowie die
Ausarbeitung von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen in diesen Fachbereichen

Schwerpunkte 2013

• Raumordnungsrecht
– 26. und 27. Novelle zum NÖ Raumordnungsgesetz 1976
– Erarbeitung eines sektoralen Raumordnungsprogrammes über die Windkraftnutzung in

NÖ
• Baurecht

– 15. und 16. Novelle zur NÖ Bauordnung 1996
– 6. Novelle zur NÖ Bautechnikverordnung 1997 sowie der 1. Novelle zur NÖ Gebäude-

energieeffizienzverordnung 2008
– Erarbeitung eines NÖ Bauprodukte- und Marktüberwachungsgesetzes

Probleme 2013

Die Vollziehung der Gesetze im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden weist trotz des An-
gebots eines umfangreichen Schulungsprogramms und der immer aufwendigeren Beratung
der Gemeinden teilweise starke Mängel zum Nachteil der BürgerInnen, aber auch zu Lasten
der Gemeinden selbst (z. B. Abgabenvorschreibung) auf. Die sehr zielgruppenorientiert ange-
botenen Schulungsmöglichkeiten werden leider nur in geringem Ausmaß (z. B. bei den priva-
ten Bausachverständigen) in Anspruch genommen.

Ziele 2014

• Raumordnungsrecht
– Inhaltliche Evaluierung des NÖ Raumordnungsgesetz 1976
– Neustrukturierung des Regionalen Raumordnungsprogrammes Nördliches Wiener Um-

land
– Erlassung eines sektoralen Raumordnungsprogrammes über die Windkraftnutzung in

NÖ
• Baurecht

– Überarbeitung der NÖ Bauordnung 1996
– Übernahme der OIB-Richtlinien 1–5 in das NÖ Baurecht
– Novellierung der NÖ Aufzugsordnung 1995 und Überarbeitung der Aufzugs-Durchfüh-

rungsverordnung 1995
• Straßenrecht

– 7. Novelle zum NÖ Straßenverzeichnis

Gruppe Raumordnung, Umwelt und Verkehr
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Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik

Öffentlichkeitsarbeit

Aufgaben

Abstimmung der Öffentlichkeitsarbeit aller Sachgebiete der Abteilung und Koordination mit
anderen Dienststellen des Landes

Schwerpunkte 2013

• Redaktion der jeweils halbjährlich erscheinenden Newsletter zu Regiostar (Programm Re-
gionale Wettbewerbsfähigkeit NÖ) und ETZ (Europäische Territoriale Zusammenarbeit)
(fortgeführt)

• Redaktion der vierteljährlich erscheinenden Zeitschrift „Leben in Stadt und Land“ und des
Raumordnungsmagazins „Raumdialog“ (fortgeführt)

• Redaktion des halbjährlich erscheinenden Newsletters „NAFES aktuell“ (fortgeführt)
• Redaktion einer vierteiligen NÖN-Serie und einer dreiteiligen KURIER-Serie zur EU-Regio-

nalpolitik
• Redaktion einer dreiteiligen NÖN-Serie zur Sozialen Dorferneuerung
• Organisation von Veranstaltungen (u. a. Kleinregionentag 2013, zweimal „Raumplanung

miteinander“, ETZ-Jahresveranstaltung in Prag) sowie von Präsentationen und Pressege-
sprächen im Bereich der Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik

• Abschluss des Impulsprojekts „Jugendbeteiligung in der Raumordnung“ mit der HTL Möd-
ling

• Redaktion eines Leitfadens zur Jugendbeteiligung in der Gemeindeplanung
• Redaktion des NÖ Handbuchs zu Bürgerbeteiligung in der örtlichen Raumplanung
• Wartung und Erweiterung der Abteilungshomepage http://www.raumvision.at (fortgeführt)
• Wartung der EU-Förderhomepage http://www.eu-foerderungen.at (fortgeführt)
• Dreharbeiten für einen neuen Film „Raumordnung in NÖ“ sowie zur Schlusspräsentation

der EU-Programme ETZ und RWB

Ziele 2014

• Fortführung der periodisch erscheinenden Publikationen und der Veranstaltungen
• Öffentlichkeitsarbeit zur Strategie „Zentrumsentwicklung“ (verschiedene Leitfäden und In-

formationsmaterialien)
• Informationsunterlagen zur Grundlagenforschung in der Örtlichen Raumordnung im Inter-

net, Neuauflage des Ordners „Stichworte zur Raumordnung“
• Abschluss des neuen Films zur Raumordnung
• Schlusspräsentation der EU-Förderprogramme ETZ und RWB – jeweils in Form einer Bro-

schüre mit DVD
• Vorbereitung von Bilanz-/Ausblick-Veranstaltungen zu den EU-Programmen IWB und ETZ

(„Roadshow“)
• Projekt zur Jugendbeteiligung in der Gemeindeplanung in Schwechat
• Vorbereitung der „Projektwoche Raumplanung“ für NÖ Schulen
• Zwischenbericht und Veranstaltung zu „10 Jahren Gemeinde21“
• NÖN-Serie zu Themendörfern in der Dorferneuerung
• Öffentlichkeitsarbeit zur Zentrumsentwicklung und Ortskernbelebung
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Landesentwicklungsplanung

Aufgaben

• Grundlagenforschung: Beobachtung, Visualisierung und Analyse raumstruktureller Gege-
benheiten und Entwicklungen in einzelnen Themenbereichen sowie integrativ für das gan-
ze Landesgebiet und seine Teilräume

• Gutachten, Programme, Konzepte: Erarbeitung von Gutachten und Entscheidungsgrundla-
gen sowie Erstellung von Raumordnungsprogrammen und Raumordnungs- und Entwick-
lungskonzepten (z. B. das Landesentwicklungskonzept)

• Gremienarbeit: Mitarbeit in unterschiedlichen Gremien zur Abstimmung der raumwirksa-
men Fachpolitiken und räumlichen Ebenen sowie zur Wahrung der Interessen des Landes
Niederösterreich

Schwerpunkte 2013

• Erarbeitung gutachterlicher Stellungnahmen zu verschiedenen fachspezifischen Anfragen
in den Bereichen Bildung, Gesundheit und Soziales, Demographie, Wirtschaft und Arbeits-
markt, Verkehr und Erreichbarkeit, Tourismus, Zentralität, Stadt- und Markterhebungen etc.

• Erstellen von digitalen Grundlagen (Diagrammen, Erreichbarkeitsanalysen etc.) und karto-
graphische Visualisierung von Sachverhalten aus verschiedenen Bereichen als Planungs-
und Entscheidungshilfen

• Begleitung der Bewertung (Evaluierung) der regionalen Perspektiven für die Hauptregio-
nen

• Weiterführung der Mitarbeit an den Strategien zur räumlichen Entwicklung der Ostregion in
ländlich peripheren Gebieten („SRO peripher“), Bereich Wald- und Weinviertel

• Abschluss des Pilotprojekts „Regionale Leitplanung Nordraum Wien“ sowie Vorbereitung
des Projekts „Regionale Leitplanung Raum Mödling“

• Strategieentwicklung zum Thema Nachverdichtung und Innenentwicklung sowie Mitarbeit
in der landesinternen Arbeitsgruppe zur Ortskernbelebung

• Erarbeitung von Kriterien zur raumordnungsfachlichen Beurteilung von Wohnbauförde-
rungsprojekten

• Mitarbeit als Projektpartner in ETZ- und INTERREG-Projekten: ERRAM CZ-AT, HU-AT und
SK-AT (Projekt ERRAM Cross Border – Entwicklung eines grenzüberschreitenden Erreich-
barkeitsmodells), EDM (Europaregion Donau – Moldau), PRO 2013+ und CENTROPE

• Mitarbeit in der multilateralen Expertenplattform des ETZ-Projekts BAUM (Bratislava-Um-
land-Management)

• Erarbeitung einer Netzwerkanalyse zu den grenzüberschreitenden Kooperationsbeziehun-
gen zwischen NÖ und den Nachbarregionen

• Mitarbeit bei der Kaufkraftstromanalyse Niederösterreich (KANO 2013)
• Mitarbeit, Betreuung und Förderung der Kleinregionalen Entwicklungs- und Rahmenkon-

zepte
• Beratung und Abwicklung von Förderungen des „Kleinregionalen Entwicklungsfonds“ und

des „Kleinregionsmanagements 2013+“
• Organisation von Informationsveranstaltungen für kleinregionale Akteure
• Wartung und Aktualisierung der Internetdatenbank zur Präsentation kleinregionaler Pro-

jekte, http://www.kleinregionen.at
• Mitarbeit am EU – Programm „Ländliche Entwicklung“ (LEADER 2007–2013)
• Vertretung Niederösterreichs in den Regionalen Lenkungsausschüssen der Kleinprojekte-

fonds NÖ – Südböhmen, NÖ – Vysocina und NÖ – Südmähren (ETZ-Projekte)
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• Österreichische Raumordnungskonferenz (ÖROK) – Mitarbeit im Ständigen Unteraus-
schuss und in verschiedenen Arbeitsgruppen

• Mitarbeit an ÖREK-Partnerschaften zur Umsetzung des Österreichischen Raumentwick-
lungskonzepts 2011

• Mitarbeit in diversen Arbeitskreisen, Projektgruppen und Ausschüssen
• Regelmäßige Publikationstätigkeit in der Fachzeitschrift „Raumdialog“ durch die Erstellung

von Informationsmaterialien sowie durch Präsentationstätigkeiten

Ziele 2014

• Erarbeitung von Planungs- und Entscheidungsgrundlagen sowie Gutachten zu diversen
Anfragen

• Fortsetzung der Mitarbeit an den Waldentwicklungsplänen aus raumplanerischer Sicht
• Fortführung des Einzelhandelsmonitorings und regelmäßige Auswertungen
• Kooperation mit der neuen NÖ.Regional.GmbH
• Überarbeitung der Perspektiven für die NÖ Hauptregionen
• Weiterführung und Umsetzung des Projekts „Strategien zur räumlichen Entwicklung der

Ostregion in ländlich peripheren Gebieten (SRO peripher)“ sowie Ausweitung auf die West-
achse

• Begleitung der Umsetzung des Projekts „Regionale Leitplanung Nordraum Wien“ (Mitarbeit
an der Erarbeitung des Regionalen Raumordnungsprogramms)

• Mitarbeit an der Durchführung des Projekts „Regionale Leitplanung Raum Mödling“
• Fortführung des Projekts Standort- und Verdichtungspotentiale im Nahbereich von Bahn-

höfen und Haltestellen in der Stadtregion+
• Mitarbeit an der Umsetzung des Themas Ortskernbelebung (Nachverdichtung, Innenent-

wicklung, Wohnbauförderung)
• Mitarbeit, Betreuung und Förderung der Kleinregionalen Entwicklungs- und Rahmenkon-

zepte (bei Bedarf Anpassung der Fördervorgaben)
• Beratung und Abwicklung von Förderungen des „Kleinregionalen Entwicklungsfonds“ und

des „Kleinregionsmanagements 2013+“
• Neuausrichtung des Kleinregionalen Entwicklungsfonds
• Organisation von Informationsveranstaltungen für kleinregionale Akteure
• Erweiterung der Internetdatenbank zur Präsentation kleinregionaler Projekte, http://

www.kleinregionen.at
• Mitarbeit am Aufbau des EU-Programms „Ländliche Entwicklung“ (LEADER 2014–2020)
• Weiterentwicklung der Wissensplattformen im Zuge des Projekts „Europaregion Donau –

Moldau“
• Mitarbeit als Projektpartner beim grenzüberschreitenden Erreichbarkeitsmodell im Rahmen

der ETZ-Projekte ERRAM CZ-AT, HU-AT und SK-AT
• Installierung eines grenzüberschreitenden Bratislava-Umland-Managements im Zuge des

ETZ-Projekts BAUM

Örtliche Raumordnung

Aufgaben

• Gutachtertätigkeit für die Raumordnungsbehörde (aufsichtsbehördliches Genehmigungs-
verfahren) sowie für andere Behörden, Abteilungen oder externe Stellen

• Gutachtertätigkeit zur Strategischen Umweltprüfung (SUP) und Prüfung der Umweltbe-
richte
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• Erstellen von Gutachten im UVP-Verfahren
• Information des politischen Referenten über Widmungsfragen
• Förderung von digitalen örtlichen Raumordnungsprogrammen und örtlichen Entwicklungs-

konzepten
• Teilnahme und Mitarbeit an sachgebiets- und abteilungsübergreifenden Projekten (z. B.

NÖ Klimaprogramm, . . .)
• Führung eines Planarchivs (analog und digital)
• Bearbeitung von Sachthemen, Beratungs- und Serviceleistungen in Fragen der örtlichen

Raumordnung
• Mitwirkung in Gerichtsverfahren (Zeugenpflicht, Gutachtenabgabe, . . .)
• Stellungnahmen im Rahmen von Prüfverfahren des Bundesrechnungshofes
• Mitwirkung an übergemeindlichen Planungen
• Mitwirkung im NAFES-Expertengremium
• Beobachtung raumrelevanter Entwicklungen im Bearbeitungsgebiet
• Auskunft zu Widmungsfragen im Parteienverkehr sowie per Telefon und Internet
• Informationsveranstaltungen zu aktuellen Themen der Raumordnung
• Vorträge zu Raumordnungsthemen

Schwerpunkte 2013

• Weiterentwicklung der Evaluierung der Raumordnung in Niederösterreich (fortgeführt)
• Qualitätsmanagement (Entwicklung von Bearbeitungshilfen für Ortsplaner und Gemein-

den)
• Teilnahme an der Erstellung des NÖ Klima- und Energieprogrammes 2013–2020
• Erarbeitung von Raumordnungsgrundlagen für die Wohnbauförderung (Kernzonenabgren-

zung bzw. Kriterienset für Standorte des geförderten Geschoßwohnungsbaus)
• Entwicklung von Hilfsinstrumenten für die Raumplanungsarbeit und Standortobjektivierung

(Energieausweis II, ELAS, NÖ Infrastruktur-Kosten-Kalkulator II, . . .) (fortgeführt)
• Betreuung des Projektes „Kooperation Wagram“ (Pilotprojekt für ein gemeinsames, ver-

bindliches Entwicklungskonzept von 6 Gemeinden)
• Betreuung und Förderung des Pilotprojekts „Innen- vor Außenentwicklung Krummnuss-

baum“
• Betreuung und Förderung des Einsatzes des „Energieausweises für Siedlungen“ (fortge-

führt)
• Mitarbeit, Betreuung und Förderung von weiteren (Pilot-)Projekten (z. B. geogene Risken

in NÖ, Hochwasser-Risikoflächen, Changing RISKS, . . .)
• Präsentation der NÖ Gefahrenhinweiskarten bei den Bürgermeisterkonferenzen der BHs
• Teilnahme an kommissionellen Verhandlungen, in Arbeitskreisen, Ausschüssen etc. (z. B.

EU-Hochwasserschutz-Richtlinie, „Charta Schutz vor Naturgefahren“, Bodenbündnis, . . .)
• Teilnahme und Mitarbeit in ÖREK-Partnerschaft („Kooperationsplattform Stadtregion“,

„Trassensicherung für linienhafte Infrastrukturen“; „Energieraumplanung“; „Risikomanage-
ment“, „Plattform Raumordnung und Verkehr“)

• SUP – Verbesserung der Standardisierung der Entscheidungsgrundlagen (fortgeführt)
• Umstellung der analogen Flächenwidmungspläne auf digitale (fortgeführt)
• Erstellung einer landesweiten Baulandflächenbilanz (fortgeführt)
• Entwicklung von Indikatoren zum Flächenverbrauch im Rahmen der ÖROK (fortgeführt)
• Betreuung und Koordination der Arbeiten für die Erstellung des „Infrastrukturkosten-Kalku-

lators“; Bereitstellung des weiterentwickelten Rechners im Internet; Einschulung interes-
sierter Anwender

• Publikationstätigkeit in der Fachzeitschrift „Raumdialog“
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• Zusammenarbeit mit Universitätsinstituten (TU, BOKU) bezüglich Wissensaustauschs auf
dem Gebiet der Raumordnung und Raumplanung; Unterstützung bei Studentenarbeiten

• Aufbau und Wartung des digitalen Planarchivs; umgesetzt für INTRANET-Abfrage; weiter-
entwickelt für die Internetanwendung; bereitgestellt durch NÖGIS seit Ende 2013

Ziele 2014

• Erarbeitung neuer, vereinfachter Förderungsrichtlinien für die Erstellung bzw. Überarbei-
tung digitaler Örtlicher Raumordnungsprogramme

• Abstimmung des konzipierten „NÖ-Geodatenservers“ auf die Anwendererfordernisse (Pi-
lotversuch)

• Abwicklung und Förderung von Pilotprojekten (Smart City Laa, Nachverdichtung Mistel-
bach)

• „Kernzonen“ – Ausarbeitung von Raumordnungskriterien für die Vergabe erhöhter Wohn-
baumitteln im Geschoßwohnungsbau (Abschluss)

• Betreuung des Projektes zur Optimierung der SUP (Leitfaden Umweltbericht)
• Betreuung der Erstellung eines Handbuches „Instrumente der Raumordnung zur Siche-

rung von Kinderspielräumen“
• Überarbeitung der NÖ Planzeichen VO mit besonderer Ausrichtung auf die Anforderungen

digitaler Planungen (Fortführung)
• Finalisierung der Schnittstelle zur Übergabe von Raumordnungsdaten
• Handbuch zur Verbesserung der Erhebungs- und Grundlagendokumentation für Örtliche

Raumordnungsprogramme; Endredaktion, Bereitstellung im Internet (Abschluss)
• Evaluierung der Raumordnungspraxis in NÖ, insbesondere von Baulandmobilisierungs-

maßnahmen (Fortführung)
• Test und Abstimmung des erarbeiteten neuen Vertrages zur Sicherung der Baulandverfüg-

barkeit
• Weiterentwicklung des „Digitalen Planarchivs“ durch Erstellung einer geeigneten Software

für Analyseschritte
• Unterstützung bei der Anwendung des Infrastrukturkosten-Kalkulators für Siedlungen unter

Bedachtnahme auf Klima- und Energierelevanz (Umsetzung der Erkenntnisse in Update-
Version)

• Vorstellung der Ergebnisse von MONOE-Gefahrenhinweiskarten in allen NÖ Bezirken
(Fortführung)

• Arbeiten zur Qualitätssicherung der Grundlagenerhebung für die Flächenwidmung (Fort-
führung)

• Aufklärung über Verbesserung des passiven Hochwasserschutzes durch Rücknahme proble-
matischer Flächenwidmungen und Absicherung relevanter Retentionsräume (Fortführung)

• Aufklärung über Kenntlichmachung der „Restrisikobereiche“ in der Flächenwidmung
• Sensibilisierung der Gemeinden und Ortsplaner bezüglich der Problematik der geordneten

Oberflächenentwässerung („volle Vorfluter“)
• Erarbeitung der Grundlagen für die Darstellung von hochwassergefährdeten Siedlungsflä-

chen im Einzugsbereich des NÖ Gewässernetzes nach den Signifikanzkriterien für Hoch-
wasserrisikoflächen gemäß EU-Hochwasser-Richtlinie

• Koordinationsveranstaltungen mit Amtssachverständigen anderer Abteilungen und der Ge-
bietsbauämter

• Erarbeitung der Voraussetzungen für die Lieferung von Daten im Rahmen des Geodaten-
infrastrukturgesetzes – GeoDIG des Bundes zur Erfüllung der EU-Vorgaben durch die IN-
SPIRE-Richtlinie (Fortführung)

• Koordination der Zusammenarbeit Architekten und Raumplaner mit ASV, Erarbeitung ei-
nes Wissensaustauschformates
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Regionalplanung

Aufgaben

• Erstellung von Regionalen Raumordnungsprogrammen
• Fachliche Betreuung der rechtskräftigen Regionalen Raumordnungsprogramme (Wiener

Neustadt-Neunkirchen, NÖ-Mitte, Südliches Wiener Umland, Nördliches Wiener Umland,
Untere Enns)

• Erhebung raumrelevanter Grundlagendaten für Regionale Raumordnungsprogramme
• Erstellung von regionalen und sektoralen Konzepten
• Stellungnahmen nach § 81 MinroG
• Koordination und Mitwirkung bei sektorübergreifenden, raumrelevanten Fragestellungen

(Windkraftnutzung, Rohstoffsicherung, Offenland, . . .)

Schwerpunkte 2013

• Neustrukturierung der Regionalen Raumordnungsprogramme (neue Regionsabgrenzun-
gen bzw. teilweise neue Inhalte) (fortgeführt)

• Erarbeitung eines Entwurfes für ein sektorales Raumordnungsprogramm über die Nutzung
der Windkraft in Niederösterreich

• Mitarbeit am Pilotprojekt „Regionale Leitplanung an der A 5/S 1/A 22 Nordraum Wien“ (fort-
geführt)

• Generalüberarbeitung der landschaftsökologischen Vorrangflächen zur Abgrenzung von
erhaltenswerten Landschaftsteilen und regionalen Grünzonen im südlichen Umland von
Wien

• Mitarbeit am interdisziplinären Projekt „Biosphärenpark Wienerwald“
• Jährliche Aktualisierung des Geodatenbestandes der Widmungsumhüllenden (inkl. erhal-

tenswerte Gebäude im Grünland und Zentrumszonen) für gesamt NÖ (fortgeführt)
• Mitarbeit an diversen länderübergreifenden Projekten (z. B. Strategien zur Raumentwick-

lung in der Ostregion (SRO)
• Mitarbeit am Projekt AKK Basic und AKK Centrope im Programm ETZ SK-AT
• Aktualisierung des Geodatenbestandes „Windkraftanlagen“ (fortgeführt)

Ziele 2014

• Begutachtungsphase der Regionalen Raumordnungsprogramme Wien Umland Nord,
Nordost und Nordwest (Neustrukturierung)

• Bearbeitung der eingelangten Stellungnahmen für das Sektorale Raumordnungsprogramm
über die Nutzung der Windkraft in Niederösterreich

• Projektleitung und Mitarbeit am Projekt „Regionale Leitplanung im Raum Mödling“
• Mitarbeit an diversen länderübergreifenden Projekten der Planungsgemeinschaft Ost (fort-

geführt)
• Jährliche Aktualisierung des Geodatenbestandes der Widmungsumhüllenden (inkl. erhal-

tenswerte Gebäude im Grünland und Zentrumszonen) für gesamt NÖ
• Generalüberarbeitung der landschaftsökologischen Vorrangflächen zur Abgrenzung von

erhaltenswerten Landschaftsteilen und regionalen Grünzonen im südlichen Umland von
Wien (fortgeführt)

• Novellierung des Regionalen Raumordnungsprogrammes südliches Wiener Umland
• Aktualisierung des Geodatenbestandes „Windkraftanlagen“ (fortgeführt)
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EU-Regionalpolitik

Aufgaben

• Führung der Geschäftsstelle des Landes NÖ für EU-Regionalpolitik
• Gestaltung, Management und Verwaltung der Programme „Regionale Wettbewerbsfähig-

keit Niederösterreich 2007 bis 2013“ und der Programme „Europäische Territoriale Zusam-
menarbeit (ETZ)“ Österreich – Tschechien, Slowakei – Österreich und Österreich – Ungarn
der Periode 2007 bis 2013

• Informations- und Koordinationsaufgaben im Rahmen von ETZ B und C für Niederöster-
reich

• Konzeptive Arbeiten und Informationstätigkeit zur EU-Regionalpolitik, besonders im Hin-
blick auf die Kooperation mit den Nachbarstaaten und -regionen

• Vertretung in EU-spezifischen Gremien, Ausschüssen, Fachbeiräten und Netzwerken
• Gestaltung und Management des NÖ Programmteils „Investition in Wachstum und Be-

schäftigung 2014 bis 2020“ und der Programme „Europäische Territoriale Zusammenarbeit
(ETZ)“ Österreich – Tschechien, Slowakei – Österreich und Österreich – Ungarn der Pe-
riode 2014 bis 2020

• Öffentlichkeitsarbeit („Visibility“)

Schwerpunkte 2013

• Internetplattform
– Laufende Aktualisierung der Homepage des Landes NÖ über mögliche EU-Förderun-

gen; durchschnittlich 55.000 Zugriffe pro Jahr
• Umsetzung der EU-Regionalpolitik 2007 bis 2013

– EU-Regionalpolitik allgemein
– Erstellung von Aktionsplänen zur Umsetzung des Programms
– Wahrnehmung der Aufsichts- und Kontrollpflichten gegenüber den Förderstellen
– Durchführung von Publizitätsmaßnahmen zur EU-Regionalpolitik allgemein sowie zu

den Programmen (Herausgabe von Newslettern, Medienkampagnen)
– Programm Regionale Wettbewerbsfähigkeit Niederösterreich

– Programmumsetzung – 822 Projekte (zzgl. 5.218 Beratungsprojekte) genehmigt und
z. T. schon realisiert. Förderung: 288 Mio. € an öffentlichen Mitteln, davon 122 Mio. €
EU-Mittel (EFRE); damit verbundene Gesamtkosten in der Höhe von 961 Mio. €

– Erfüllung der n+2-Regel per 31. 12. 2013, dadurch kein Verlust von EU-Mitteln
– Teilnahme an der Arbeitsgruppe Verwaltungsbehörden im Rahmen der ÖROK

– Programme Europäische Territoriale Zusammenarbeit A
– Programmumsetzung
– Im Programm ETZ Österreich-Tschechien 125 Projekte genehmigt und zum Teil schon

umgesetzt (Förderung: 19,5 Mio. € EU-Mittel [EFRE])
– Im Programm ETZ Slowakei – Österreich 33 Projekte genehmigt und zum Teil schon

umgesetzt (Förderung: 13,0 Mio. € EU-Mittel [EFRE])
– Im Programm ETZ Österreich-Ungarn 20 Projekte genehmigt und zum Teil schon um-

gesetzt (Förderung: 4,7 Mio. € EU-Mittel [EFRE])
– Erfüllung der n+2-Regel per 31. 12. 2013 in den Programmen Österreich – Tschechien,

Österreich – Ungarn, Slowakei – Österreich, dadurch kein Verlust von EU-Mitteln
– Beratung von Projektträgern, Unterstützung bei der Umsetzung der Projekte und der

Programme
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– ETZ Österreich – Tschechien: Unterstützung der Verwaltungsbehörde und der EU-Fi-
nanzkontrolle bei der inhaltlichen Abwicklung der ETZ-Projekte

– Teilnahme an den Taskforces der ETZ-Programme 2007–2013
– Teilnahme an der Arbeitsgruppe CBC im Rahmen der ÖROK

– NÖ Fonds zur Zwischenfinanzierung für Projekte im Rahmen von ETZ A
– Abwicklung von 60 Projekten im Rahmen des Fonds zur Zwischenfinanzierung von

EU-Mitteln aus Mitteln des Landes Niederösterreich für Lead-Projektpartner aus Nie-
derösterreich insgesamt und von 14 Projekten im Jahr 2013

– Programme Europäische Territoriale Zusammenarbeit B und INTERREG IV C
– NÖ Beteiligung an den transnationalen Programmen (= ETZ B) Alpenraum, Mitteleu-

ropa und Südosteuropa sowie am interregionalen (= INTERREG IV C) bzw. den Netz-
werkprogrammen ESPON, URBACT und INTERACT

– Laufende Strategische Ansätze der Europäischen Union
– Mitwirkung bei der Erarbeitung und Begleitung der Donauraumstrategie der EK

• Vorbereitung der EU-Regionalpolitik 2014plus
– Arbeiten an der österreichweiten Partnerschaftsvereinbarung für 2014plus
– Arbeiten an den Regionalfördergebietskulisse (NÖ Teil) 2014 bis 2020
– Programm Investition in Wachstum und Beschäftigung

– Beginn der Implementierung für die Einrichtung einer gemeinsamen Verwaltungsbe-
hörde für die EFRE-Regionalprogramme bei der Österreichischen Raumordnungskon-
ferenz

– Arbeiten am Programm der Periode 2014 bis 2020 unter Einbindung der relevanten
Stellen

– Programme Europäische Territoriale Zusammenarbeit
– Landesinterner Abstimmungsprozess zur ETZ-Förderperiode 2014–2020
– Teilnahme an den bilateralen Programmierungsgruppen ETZ Österreich – Tschechien,

Slowakei – Österreich und Österreich – Ungarn

Ziele 2014

• Umsetzung der EU-Regionalpolitik 2007 bis 2013
– Programm Regionale Wettbewerbsfähigkeit

– Forcierung der Umsetzung zur Erfüllung der n+2-Regel per 31. 12. 2014
– Vorbereitung der Abschlussarbeiten für das gegenständliche Programm
– Adaptierung Programmplanungsdokumente insbesondere hinsichtlich Optimierung

des Finanzplanes
– Fortführung der Aufsichts- und Kontrollpflichten gegenüber den Förderstellen
– Teilnahme an der Arbeitsgruppe Verwaltungsbehörden im Rahmen der ÖROK
– Durchführung einer Informationsaktivität zum Abschluss des Programms

– Programme Europäische Territoriale Zusammenarbeit
– Durchführung der Begleitausschüsse für die ETZ-Programme Österreich – Tsche-

chien, Slowakei – Österreich und Österreich – Ungarn
– Forcierung der Umsetzung zur Erfüllung der n+3-Regel per 31. 12. 2014
– Beratung von Projektträgern, Unterstützung bei der Umsetzung der Projekte
– Teilnahme an den Taskforces der ETZ-Programme 2007–2013
– Beteiligung an der RECOM SK-AT und RECOM HU-AT, Potentiale und Netzwerksana-

lyse
– Teilnahme an der Arbeitsgruppe CBC im Rahmen der ÖROK
– Erstellung einer Abschlussbroschüre samt DVD für die ETZ-Programmperiode

2007–2013
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– Umsetzung des NÖ Fonds zur Zwischenfinanzierung von ETZ-Projekten
– Laufende Strategische Ansätze der Europäischen Union
– Mitwirkung bei der Umsetzung der Donauraumstrategie der EK

• Umsetzung der EU-Regionalpolitik 2014 bis 2020
– Abschluss der Arbeiten des österreichweit zu erstellenden Partnerschaftsvertrags für

2014plus
– Fertigstellung der Regionalfördergebietskulisse (NÖ Teil) 2014 bis 2020
– Programm Investition in Wachstum und Beschäftigung

– Implementierung der gemeinsamen Verwaltungsbehörde für die EFRE-Regionalpro-
gramme bei der Österreichischen Raumordnungskonferenz

– Abschluss des Programmierungsprozesses zum Programm „Investition in Wachstum
und Beschäftigung“ der Periode 2014–2020 und Teilnahme an der Steuerungsgruppe

– Programme Europäische Territoriale Zusammenarbeit
– Teilnahme an den bilateralen Programmierungsgruppen ETZ Österreich – Tschechien,

Slowakei – Österreich und Österreich – Ungarn
– Abschluss der Erstellung der Operationellen Programme ETZ 2014–2020

– Arbeiten am Verwaltungs- und Kontrollsystem 2014 bis 2020
– Arbeiten an den Nationalen Förderfähigkeitsregeln 2014 bis 2020
– Arbeiten am 15a-Vertrag zwischen Bund und Ländern

Verwaltungsbehörde (VB) Europäische Territoriale
Zusammenarbeit (ETZ) Österreich – Tschechien 2007–2013

Aufgaben

• Übernahme der Aufgaben einer Verwaltungsbehörde vom Bundeskanzleramt (VB der Vor-
läuferinitiative INTERREG IIIA)

• Partnerschaftliche Implementierung des gemeinsamen Operationellen Programms für die
Programmplanungsperiode 2007–2013

• Programmsteuerung und -management
• Öffentlichkeitsarbeit
• Qualitätssicherung und Evaluierung
• EFRE-Vertragsausstellungen, Kontrolltätigkeit und Auszahlungen
• Einbettung der ETZ-Arbeit in den weiteren Kontext der EU-Regionalpolitik
• Partnerschaftliche Leitung der Programmierung für „ETZ AT-CZ 2014–2020“

Schwerpunkte 2013

• Vor- und Nachbereitung sowie Organisation und Moderation von bilateralen Programm-
Task-Forces (2007–13) sowie mehrerer thematischer Arbeitsgruppen und Programmie-
rungs-Workshops für die Programmperiode 2014–2020

• Arbeitstreffen mit Fachexperten und Vertretern der EK, GD REGIO
• Risikoanalyse bzw. Vor-Ort-Kontrollen von genehmigten Projekten
• Vor- und Nachbereitung der Audits der Prüfbehörde (BKA) sowie unterstützende Teilnah-

me
• Erarbeitung eines ,Aktionsplans‘ zur Entsperrung des Programms
• Ausstellung von EFRE-Förderverträgen
• Genehmigung von etwaigen Projektänderungsanträgen
• Erstellung von Zahlungsanträgen an die EC
• Austragung von zwei 2-tägigen Begleitausschüssen mit Projektgenehmigungen
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• Aktive Teilnahme beim europaweiten „Europäischen Kooperationstag“ (ETC-day)
• Aktive Teilnahme bei INTERACT-Arbeitsgruppen bzgl. „Programmierung 2014–2020“
• Aktive Teilnahme bei der österreichinternen „Arbeitsgruppe ETZ“ (ÖROK)
• Laufende Überarbeitung des Monitoringsystems sowie des Verwaltungs- und Kontrollsys-

tems
• Programmierung 2014–2020 (thematische Konzentration, intervention-logic, e-cohesion)
• Aufbau JTS neu (Brno und St. Pölten)
• n+2/n+3-Zielerreichung
• Kontrollen des österreichischen Rechnungshofes

Ziele 2014

• 100%ige Ausschöpfung der Mittel (auch etwaiger Rückflüsse)
• Weiterhin positives Ergebnis der Systemkontrolle durch das BKA
• Minimierung der Beanstandungen bei den Projekt-Audits der Prüfbehörde (BKA) (Fehler-

quote <2%)
• Organisation und Leitung von Begleitausschüssen
• Aktive Teilnahme beim europaweiten „European Cooperation Day“
• Ausstellung von EFRE-Förderverträgen sowie Überprüfen von Änderungsanträgen
• Auszahlungen von EFRE-Mitteln an Projektträgern
• Abwicklung von Zahlungsanträgen an die EC
• Intensivierung der Vor-Ort-Kontrollen der VB
• Optimierung der FLC-Arbeit
• Erfüllung der Berichts- und Kontrollpflicht gegenüber der EK (z. B. Jahresbericht)
• Programmkoordinierung/-steuerung sowie Programmierungsvorarbeiten
• Austausch und Vernetzung mit anderen Programmen (z. B. INTERACT, Regional Network;

ETZ AT-SK; ETZ AT-HU; AG ETZ AT [ÖROK])
• Kooperation und Abstimmung mit Prüfstellen (FLC) sowie Prüfbehörde (GoA)
• Mitarbeit bei österreichinternen Abstimmungsprozessen zu STRAT.AT+, AG ETZ, Donau-

Raum-Strategie, INTERACT-Programmierungsworkshops
• Einreichung des OPs „ETZ AT-CZ 2014–2020“ bei EC (inkl. Genehmigung)
• Erstellung eines ,PC-light‘
• Organisation und Aufbau des neuen JTS 2014–2020
• Konsolidierung der VB in NÖ
• Erarbeitung und Harmonisierung der Programmdokumente (z. B. Antrag, Berichte etc.)
• Neuorganisation der zukünftigen Bescheinigungsbehörde
• Mitentwicklung des neuen Monitoring-Systems inkl. Erfüllung der e-cohesion-Vorgaben
• Vorbereitung des Programmabschlusses (2018)
• Vorbereitung einer Programm-Kick-off-Veranstaltung für Anfang 2015
• Eingehen auf die Empfehlungen des Rechnungshofberichtes

Dorf- und Stadterneuerung, NAFES

Aufgaben

• NÖ Dorferneuerung
– Ideelle, fachliche und materielle Unterstützung von Ortsgemeinschaften (Finden von Ent-

wicklungsmöglichkeiten, Erarbeitung von Zielen und Maßnahmen, Unterstützung bei der
Umsetzung, Implementierung der „Lokalen Agenda 21“)

– Führung der Landesgeschäftsstelle für Dorferneuerung als verantwortliche Schnittstelle
der Landesverwaltung zur Interessenvertretung der Dörfer und Gemeinden sowie zu den
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Orten und Gemeinden (Vorgabe von Rahmenbedingungen, Vergabe- und Kontrollstelle
für Förderungen)

• NÖ Stadterneuerung
– Befähigung der Bürger in den Städten Niederösterreichs zur Artikulierung ihrer Bedürf-

nisse (Entwicklung von innen) und zur Stärkung der Problemlösungskompetenz (Unter-
stützung durch Einrichtung von Stadterneuerungsbüros)

– Führung der Landeskoordinierungsstelle für Stadterneuerung (Vorgabe von Rahmenbe-
dingungen, Vergabe- und Kontrollstelle für Förderungen, Koordinierungsstelle für die ein-
zelnen Stadterneuerungsbüros), Förderstelle für EU-Förderungen (EFRE)

• NAFES
– Die Niederösterreichische Arbeitsgemeinschaft zur Förderung des Einkaufes in Stadt-

und Ortszentren (NAFES) ist eine Kooperation des Landes Niederösterreich und der
Wirtschaftskammer Niederösterreich. Sie unterstützt durch Projektförderungen im Be-
reich der Infrastruktur, des Marketings, der Sicherung der Versorgung mit Gütern des
täglichen Bedarfs sowie der Entwicklung von innerörtlichen Handels- und Dienstleis-
tungsstandorten städtische Ortskerne und die ländliche Nahversorgung.

Schwerpunkte 2013

• Aktion „Gemeinde21“ – Unterstützung der Gemeinden bei Bürgerbeteiligungsprozessen im
Sinne der „Lokalen Agenda21“ (zukunftsfähige und verantwortungsvolle Entwicklung) (fort-
geführt)

• Weiterentwicklung und Initiierung von Netzwerken (z. B. Historische Stadtmauern, kulturel-
les Erbe, Jugend, Stadt- und Ortskernbelebung, Integration, Generationen, Klimaschutz,
Identität, Mensch & Raum) – national und international (fortgeführt)

• Überarbeitung und Aktualisierung der Erläuterungen zu den Dorferneuerungsrichtlinien
(u. a. Erarbeitung von Qualitätskriterien)

• Umsetzung des grenzüberschreitenden ETZ-Folgeprojektes „Die Engagierten“ zur Zusam-
menarbeit des Landes NÖ mit dem Kreis Vysocina (Tschechischen Republik) im Bereich
der „Lokalen Agenda21“

• Ablaufoptimierung der EU-Kofinanzierungen in der Periode 2007–2013
• Kooperation mit dem Landesverband (z. B. Durchführung von Aktionen, Teilnahme an den

Viertelstagen)
• Laufende Verwaltungsarbeiten (z. B. Koordination, Förderabwicklung, Projektfinanzierung,

Vor-Ort-Kontrollen, . . .)
• Stadterneuerung: Entwicklung, Implementierung und Durchführung des Verwaltungs- und

Kontrollsystems, Schulung der MitarbeiterInnen und Stadtgemeinden (fortgeführt)
• Vorarbeiten im Bereich Stadterneuerung für die neue Programmperiode ab 2014, Beitrag

bei der Erstellung der Donauraumstrategie
• Zusammenarbeit über die Grenzen hinweg – Weitergabe der Erfahrungen an die Nachbar-

länder (fortgeführt)
• Projektförderungen – Stadterneuerung (Schwerpunktsetzung auf Bereiche Jugend, Tele-

matik, Kunst und Kultur) (fortgeführt)
• Weiterführung des Projekts Stadt- und Ortskernbelebung (Zusammenarbeit mit Wirtschaft,

ecoplus, Wohnbauförderung und NAFES) (fortgeführt)
• Second Level Control im Bereich der Stadterneuerung (EFRE-Förderungen)
• Inhaltliche Weiterentwicklung der Dorf- und Stadterneuerungsaktionen (fortgeführt)
• Start der neuen NAFES-Periode 2013–2017 und Neugestaltung der NAFES-Homepage
• Beurteilung eingereichter Projekte entsprechend den NAFES-Richtlinien und Abwicklung

der Förderungen in Kooperation mit der Wirtschaftskammer (fortgeführt)
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Ziele 2014

• Inhaltliche Weiterentwicklung der beiden Aktionen Dorferneuerung und Stadterneuerung
und thematische Schwerpunktsetzungen (z. B. Ausbau der Netzwerke)

• Schwerpunktsetzung „Soziale Dorferneuerung“
• Programminitiierung der Dorferneuerung und LA21 in der EU-Programmperiode

2013–2020 (ELER)
• Weitere Datenaufbereitungen im Rahmen der Dorferneuerung (Fortführung)
• Vertiefung der bzw. Adaptierung der Aktion „Gemeinde21“ (Evaluierung, Wiedereinstieg,

grenzüberschreitende Vernetzung bzw. Kooperation, . . .)
• Erfahrungsaustausch (national und international)
• Stadt- und Ortskernbelebung (Ausbau des Themenschwerpunktes in Zusammenarbeit mit

anderen Förderstellen)
• Stadterneuerung

– Programmumsetzung für EU-Programmperiode 2007–2013
– Beitrag bei der Umsetzung der Donauraumstrategie
– Implementierung und Durchführung des neuen Verwaltungs- und Kontrollsystems für die

neue Programmperiode ab 2014
– Mitarbeit an transnationalen Projekten zu Austausch von Know-how in der Dorf- und

Stadterneuerung
• NAFES

– Abschluss der ausgelaufenen Perioden, Abwicklung der laufenden NAFES-Periode
– Öffentlichkeitsarbeit zu neuen Schwerpunktsetzungen und NAFES als Teil der Ortskern-

belebungsstrategie NÖ positionieren

NÖ Statistik

Aufgaben

• Aufbereitung und Analyse statistischer Daten für Dienststellen und Auftragnehmer des
Landes sowie für die LandesbürgerInnen

• Publikation von Statistiken
• Teilnahme an Projekten der Abteilung und anderer Dienststellen des Landes
• Zusammenarbeit mit Statistik Austria gemäß der Vereinbarung nach Art. 15a B-VG sowie

Wahrung der Interessen Niederösterreichs gegenüber Bund und Statistik Austria

Schwerpunkte 2013

• Erstellung des Statistischen Handbuchs des Landes Niederösterreich (37. Jahrgang)
• Erstellung eines NÖ Bezirks-Folders und eines NÖ Landes-Folders in englischer Sprache
• Aufbereitung und Veröffentlichung statistischer Daten über Niederösterreich im Internet

(fortgeführt)
• Anfragebeantwortungen, Auskunftstätigkeit und statistische Auswertungen (Tabellen, Gra-

fiken und Karten) (fortgeführt)
• Aktualisierung und Erweiterung der länderübergreifenden statistischen Datenbank Centro-

peStatistics in Zusammenarbeit mit PGO, Wien und Burgenland (fortgeführt)
• Übernahme und Aufbereitung der Daten der Registerzählung, der Arbeitsstättenzählung

und der Gebäude- und Wohnungszählung in Fachdatenbanken
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• Aufbereitung von Daten für abteilungsinterne und abteilungsübergreifende Projekte (z. B.
LEADER-Demographiecheck, Strategien zur räumlichen Entwicklung in der Ostregion –
Wald- und Weinviertel)

• Themenspezifische Analyse und Interpretation von Daten (z. B. Migration und Integration,
Zukunft der Kinderbetreuung

• Unterstützung bei der Anwendung statistischer Verfahren (z. B. Fragebogen „Kinder- und
Jugendplan“, Salmonella-Screening bei Schlachtschweinen)

• Erhebung und Erstellung der Kindertagesheimstatistik (fortgeführt)
• Mitarbeit an der Open-Government-Data-Initiative des Landes NÖ
• Mitarbeit an der Erstellung eines Sozialatlas und Sozialen Belastungsindex für NÖ
• Mitarbeit an der Sprachstandfeststellung in den Kindertagesheimstätten
• Mitarbeit an der Erstellung des grenzüberschreitenden Erreichbarkeitsmodells ERRAM

Cross-Border
• Weiterentwicklung der Wohnungsbedarfsprognose
• Mitarbeit bei abteilungsinternen Projekten (z. B. Raumordnungsfachliche Beurteilung von

Wohnbauförderungsprojekten)
• Mitarbeit an länderübergreifenden Projekten (z. B. Regionale Bevölkerungsprognose der

ÖROK, ÖROK-Raumbeobachtung)
• Zusammenarbeit mit der Statistik Austria u. a. bei:

– Meldung der Gebarungsdaten der Gemeinden in elektronischer Form
– Meldung der Daten zur Kindertagesheimstatistik
– Fachbeiräten und Arbeitsgruppen

Ziele 2014

• Update und Erweiterung der Datenbestände, Weiterführung und Ergänzung der statisti-
schen Fachdatenbank(en), Integration der Registerzählungsergebnisse 2011

• Erstellung eines NÖ Landes-Folders und des Statistischen Handbuchs
• Publikation der Registerzählungsergebnisse für NÖ
• Mitarbeit bei abteilungsübergreifenden Projekten (z. B. Kinder- und Jugendplan, Kinderta-

gesheimstatistik, Gemeindegebarungserhebung)
• Mitarbeit an länderübergreifenden Projekten (z. B. Regionale Bevölkerungsprognose der

ÖROK)
• Mitarbeit bei abteilungsinternen Projekten
• Weiterentwicklung und Ergänzung Länder-übergreifender Tools und Datenbanken

Planungsgemeinschaft Ost (PGO)

Aufgaben

• 1978 Gründung gemäß Art. 15a B-VG als gemeinsames Organ zur Vorbereitung und Koor-
dinierung raumrelevanter Aktivitäten in den Ländern Burgenland, Niederösterreich und
Wien (Bedienstete des Landes Niederösterreich, Abteilung Raumordnung und Regionalpo-
litik, sind seit Bestehen im Büro der Geschäftsstelle der PGO in Wien gemeinsam mit Be-
diensteten des Landes Burgenland und Wiens als ständige Mitarbeiter tätig)

• Vorsitz in allen Organen der PGO (Beschlussorgan, Koordinierungsorgan, Geschäftsstelle)
wechselt jährlich (2012 – Niederösterreich, 2013 – Wien)

• Koordination raumrelevanter Planungen innerhalb der Länderregion Ost
• Betreuung von Auftragsarbeiten und Studien, die im gemeinsamen Interesse liegen
• Vertretung gemeinsamer Interessen gegenüber Dritten
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Schwerpunkte 2013

• Strategien zur räumlichen Entwicklung der Ostregion für periphere Räume (SRO_peripher)
• Betreuung des Pilotprojekts „Standort- und Verdichtungspotenziale im Nahbereich von

Bahnhöfen und Haltestellen in der Stadtregion+“
• Erarbeitung eines Anforderungskatalogs für eine Widmungskategorie „förderbarer Wohn-

bau“ im Zuge der Konkretisierung der Leitbilderstellung SRO+
• Vergleichende Auswertung der Sozialwissenschaftlichen Studie Wien und der Untersu-

chung zur Lebensqualität im Umland von Wien
• Nah- und Regionalverkehrsstrategie Ostregion (NRSO)
• Einpendler nach Wien – Achsenbezogene Untersuchung der „Park & Ride“-Potenziale
• Mitwirkung bei Umsetzungsmaßnahmen zum Pilotprojekt „Regionale Leitplanung“
• Koordinierung eines länderübergreifenden Arbeitskreises Statistik – Aufbau einer cross-

border database (fortgeführt)
• Ausbau des grenzüberschreitenden digitalen Informationssystems „centrope-map“ für die

Region „Centrope“ (fortgeführt)
• Vorbereitungsworkshop für eine Plattform zu Energie- und Klimafragestellungen in der Ost-

region
• Koordinierung länderübergreifender Arbeitskreise zu Verkehrsthemen (fortgeführt)

Ziele 2014

• SRO_peripher – Publikation der Ergebnisse
• Plattformen zum Themenbereich Verkehr in der Region um Wien (Fortführung)
• Plattform Klima und Energie in der Ostregion (Neu)
• Pilotprojekt „Standort- und Verdichtungspotenziale im Nahbereich von Bahnhöfen und Hal-

testellen in der Stadtregion+“ (Abschluss)
• Vergleichende Auswertung der Sozialwissenschaftlichen Studie Wien und der Untersu-

chung zur Lebensqualität im Umland von Wien (Abschluss)
• Informationssystem „centrope-map“ für die Region „Centrope“ (Fortführung)
• Aufbau einer cross-border database in Zusammenarbeit mit Statistikstellen der Nachbar-

länder CZ, HU, SK (Fortführung)
• Bearbeitung des ÖREK-Themenbereiches „Kooperationsplattform Stadtregion“

Regionalmanagement (Querschnittsmaterie)
Aufgaben

• Betreuung des Vereins Regionalmanagement Niederösterreich

Schwerpunkte 2013

• Vertiefung und Umsetzung der Hauptregionsstrategien durch regionale Aktivierung
• Evaluierung der Hauptregionsstrategien und Erarbeitung von Wirkungsindikatoren für de-

ren Aktualisierung
• Strategieentwicklung im Sinne der Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit
• Übernahme von Projektträgerschaften in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit

(ETZ-Programme) zur Unterstützung der Programme durch regionale Aktivierung sowie
durch Beratung und Begleitung von ProjektträgerInnen

• Aufbau von bzw. Betreuung bestehender Kleinregionen und deren AkteurInnen
• Laufende Vertiefung der Zusammenarbeit mit landesweiten, regionalen und lokalen Akteu-

rInnen – Umsetzung des Regional-Governance-Modells zur Kooperation
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Ziele 2014

• Aktualisierung der Hauptregionsstrategien
• Mitarbeit bei der Einbindung des Regionalmanagements in die NÖ.Regional.GmbH
• Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit und regionale Aktivierung von Projekten
• Unterstützung der grenzüberschreitenden Programme und deren Verwaltungen durch Be-

ratung und Begleitung von ProjektträgerInnen sowie durch den Aufbau grenzüberschrei-
tender thematischer Netzwerke

• Vertiefung der Zusammenarbeit mit regionalen und lokalen AkteurInnen – Schärfung des
Modells zur Kooperation im Sinne von Regional Governance

• Aufbau von bzw. Betreuung bestehender Kleinregionen und deren AkteurInnen
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Abteilung Umwelt- und Energiewirtschaft

Landesgesellschaften, Anstalten und Institutionen,
Marchfeldkanal

Aufgaben

• Verwaltung der Geschäftsanteile des Landes NÖ an der NÖ Energie- und Umweltagentur
GmbH

• Vertretung des Landes NÖ
– im Aufsichtsrat der NÖ Energie- und Umweltagentur GmbH
– im Verein Regionalmanagement
– im Vorstand des NÖ Abfallwirtschaftsvereins
– im Kuratorium der Betriebsgesellschaft Marchfeldkanal
– im Umweltschutzverein Bürger und Umwelt
– im Vorstand des Vereins Initiative Zukunft
– im Vorstand der Stiftung Weinviertler Museumsdorf Niedersulz
– im Aufsichtsrat der NÖ Landesgartenschau Planungs- und Errichtungs-GmbH
– im Beirat des Vereines NÖ – Wien, gemeinsame Erholungsräume
– im Verein Institut für Industrielle Ökologie
– im Vorstand der Österr. Gesellschaft für Umwelt und Technik

Schwerpunkte 2013

• Umsetzung der gemeinsamen Strategie mit der Energie- und Umweltagentur GmbH im
Energie- und Umweltbereich des Landes NÖ zur Schaffung von Synergieeffekten und zur
Vermeidung von Doppelgleisigkeiten

Ziele 2014

• Feinabstimmung der strategischen Zusammenarbeit mit der NÖ Energie- und Umwelt-
agentur GmbH; weitere Optimierung des Berichtswesens der NÖ Energie- und Umwelt-
agentur GmbH gemäß dem Beteiligungsmanagement des Landes NÖ

Abfallwirtschaft und Ressourcenschonung

Aufgaben

• Erstellung des NÖ Landesabfallwirtschaftsplans
• Abfallwirtschaftsbericht
• Projekte zu Abfallvermeidung und -verwertung sowie zur Optimierung der Sammelsysteme
• Förderung von Maßnahmen zur Abfallvermeidung und -verwertung
• Abfallwirtschaftstagung und Verleihung der Müllometer
• Fachliche Koordination und Kooperation mit den NÖ Umweltverbänden
• Öffentlichkeitsarbeit
• Betriebliche und bauliche Nachsorge für 12 stillgelegte Hausmülldeponien (ehemals NUA –

NÖ Umweltschutzanstalt GmbH)
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Schwerpunkte 2013

• Abfallförderungen. Für 20 Projekte zur Abfallvermeidung und -verwertung erhielten die je-
weiligen Gemeinden, Umweltverbände und Wirtschaftsunternehmen als Projektträger ins-
gesamt € 474.720,–.

• Zwischenbilanz zum NÖ Abfallwirtschaftsplan 2010–2015 (Akteursgespräch)
• Online-Plattform http://www.sogutwieNeu.at. Projekt zur Abfallvermeidung und Wiederver-

wendung, Nicht mehr Gebrauchtes kann auf einfache Weise weitergegeben werden, ohne
dass Abfall anfällt.

• Studie über die Wert- und Schadstoffe im NÖ Restmüll. Welche Fraktionen des Restmülls
sind für die Schadstoffbelastung verantwortlich, und welche Fraktionen sind für eine Res-
sourcenschonung von Bedeutung

• Unterstützung der NÖ Umweltverbände bei der Einführung eines abfallwirtschaftlichen Gü-
tesiegels (Zertifizierung)

• Methanmessung auf Deponien zur Quantifizierung der Oberflächenabdeckung bei stillge-
legten Deponien

• Öffentlichkeitsarbeit in Kooperation mit den NÖ Umweltverbänden. „Frühjahrsputz 2013“
(530 Aktionen mit Sammlung von 265 t Abfall, Mitarbeit von 31.000 Freiwilligen), „Sauber-
hafte Feste“ (Verwendung von Mehrweggeschirr und getrennte Sammlung bei ca. 400
Festveranstaltungen), „Lebensmittel im Abfall“ (NÖ-weites Projekt zur Vermeidung von ge-
nießbaren Lebensmitteln in Rest- und Biomüll, Radiospoterstellung in Schulen, Anzeigen
in Schulheften, Vorstellung bei Ökolog, Pilotprojekt Müllraumtafeln); Umwelttheater „es
kummt zrugg“ in NÖ Schulen

• „N packt’s“ (http://www.n-packts.at). Mitarbeit im Biopolymerteam, einem Team von Bio-
kunststoffforschern, -erzeugern und -vertreibern; Information der Bevölkerung

• NÖ Abfallwirtschaftstagung 2013 mit Müllometerverleihung (Leitthema Verpackungsverord-
nung)

• Ecodesign – Nachhaltigkeitscall mit der Abteilung Wirtschaft, Tourismus und Technologie.
Förderung niederösterreichischer Betriebe bei ihrem Bestreben, ihre Produktion und ihre
Produkte nachhaltiger zu gestalten.

• Fertigstellung der Studie „Ökonomische Bewertung der Grün- und Bioabfallstudie“. Ökono-
mische Betrachtung der Umsetzung der Ergebnisse der Studie zur Optimierung der
Sammlung und Behandlung kommunaler, biogener Abfälle in NÖ

• Fertigstellung der Stoffflussanalyse im Krankenhaus Mistelbach/Gänserndorf als Grund-
lage für eine Optimierung der Stoffflüsse, Vorstellung der Studie bei Krankenhaus-Abfallbe-
auftragten und bei der Krankenhausholding u. a.

• Erstellung eines Baurestmassen-Leitfadens zur umweltgerechten Entsorgung von Baurest-
massen für BürgerInnen, Gemeinden und Entsorger

• Spezifische Auswertung von Abfalldaten aus dem EDM (elektronisches Datenmanage-
ment) zu Baurestmassen (Stoffbilanz für NÖ)

Ziele 2014

• Unterstützung von Verbänden bei der Einführung eines abfallwirtschaftlichen Gütesiegels
(Zertifizierung)

• Darstellung der Kunststoffflüsse in NÖ
• Pilotprojekt für optimierte Bioabfallsammlung
• Weiterführung der Aktionen „Frühjahrsputz“ und „Sauberhafte Feste“ unter dem Motto „Wir

halten Niederösterreich sauber“ mit Schwerpunkt Bewusstseinsbildung bei Jugendlichen
und Vermeidung von Lebensmitteln im Abfall
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• Evaluierung der Umsetzung Re-Use und Reparaturnetzwerk und Weiterführung der Platt-
form http://www.sogutwieneu.at

• Erstellung eines Handbuches für den Betrieb von Altstoffsammelzentren (Sammlung von
Informationsblättern für die Mitarbeiter von ASZ betreffend Rechtsgrundlagen, Sicherheit &
Arbeitsschutz, Ausstattung, Sammlung & Logistik)

• Erstellung eines Baurestmassen Leitfadens zur umweltgerechten Entsorgung von Baurest-
massen für BürgerInnen, Gemeinden und Entsorger

• Information und Sensibilisierung ausgewählter NÖ Gemeinden zur nachhaltigen Nutzung
von Baurestmassen im ländlichen Raum

• Pilotprojekt „Straßenschilder“ gegen illegales Wegwerfen von Abfällen
• ÖWAV – Österreichische Abfallwirtschaftstagung 2014 in Schwechat

Statistik 2013

Gesamtabfallaufkommen in NÖ (NÖ Abfallwirtschaftsbericht 2012): 724.016 t (448 kg/EW),
davon wurden ca. 59% (Altstoffe, biogene Abfälle, Problemstoffe und Elektroaltgeräte) ge-
trennt gesammelt. Mehr Information unter: http://data.noe.gv.at/Umwelt/Abfall.html

Nachhaltigkeit

Aufgaben

Koordination der horizontalen und vertikalen Integration der nachhaltigen Entwicklung (fach-,
gruppen- und ressortübergreifend)

Schwerpunkte 2013

• Mitarbeit in der länder- und bundesübergreifenden ExpertInnenkonferenz Nachhaltigkeits-
koordination

• Koordination der Umsetzung des ÖSTRAT-Arbeitsprogramms 2011–2013
• Moderation, Koordination, Projektbegleitungen, Beratung der Nachhaltigkeitskoordination
• Aufbau von Nachhaltigkeitsprüfinstrumenten für das Beschaffungswesen sowie für Veran-

staltungsorganisation
• Erstellung des Umwelt-Energie und Klimabericht 2013
• Aufbau und Anwendung des Planungsinstruments „N:CHECK-Projekte“ für große Projekte

und Planungen im Hochbaubereich. (Pflegeheim Wolkersdorf, IZ Süd-eco+)
• Aarhus-Konvention und Umweltinformationsgesetz. Teilnahme an der ExpertInnenkonfe-

renz der Bundesländer. Teilnahme in der landesinternen Projektgruppe zur Einführung der
NÖ Open-Government-Data-Plattform

Ziele 2014

• Aufbau der Organisationsstruktur zum Handlungsfeld Nachhaltige Beschaffung
• Erstellung einer Beschaffungsstrategie („Fahrplan“) unter Berücksichtigung des Pflichten-

hefts Landesgebäude als integraler Bestandteil
• Gestalten und Erstellen der N:CHECK-Plattform als Portal für sämtliche N:CHECK-Anwen-

dungen und -Tools; Anregen bzw. Durchführen von Projekten
• BeschafferInnentag 2014 (gekoppelt an den ersten Wirtschafts-Stakeholderdialog NHB)
• Jahres-Umwelt-Energie-Klimabericht 2013
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Energie und Klima

Aufgaben

• Erstellung der Energie- und Klimabeiträge für den gemeinsamen Umwelt-Energie- & Kli-
mabericht zur Vorlage an den NÖ Landtag

• Stellungnahmen und Information des politischen Referenten
• Vertretung des Landes NÖ in den für Energiefragen zuständigen Beiräten und im nationa-

len Klimaschutzkomitee
• Strategie Windkraftausbau in Niederösterreich
• Abwicklung von Förderungen im Rahmen von EU-Sonderförderprogrammen
• Nahwärmeförderung und -beratung
• Ökostromförderungen
• NÖ Strom-Spar-Förderung
• Förderung alternativer Antriebe
• PV-Stromtankstellenförderung für Gemeinden
• Betreuung der Gemeinden in Energiefragen mit Aufbau der Energiebuchhaltung und Pro-

jekt Energie-Spar-Gemeinde sowie e5-Gemeindeprogramm
• Umsetzung des Energiefahrplans 2030, der Energieeffizienz-Richtlinie und des NÖ Ener-

gieeffizienzgesetzes (NÖ EEG 2012)
• Beratung der Landesdienststellen in Energiefragen
• Formulierung von energetischen Zielvorgaben für Landesgebäude
• Energiebericht für Landesgebäude
• Energie- und Klimaleitbild, Förderung für Klimabündnisgemeinden
• Impulsförderung, Motivations- und Bildungsarbeit in Klimabündnisgemeinden
• Veranstaltungs-Scheck für Gemeinden zu den Themen Energie und Klima
• Koordination von Klimaschutzstrategien und -maßnahmen im Land NÖ
• Leitung der Projektgruppe Klima- und Energieprogramm
• Koordination von Daten und Informationen zu Treibhausgasen im Rahmen der Bundeslän-

der-Luftschadstoffinventur (BLI)
• Führung der Energiestatistiken für Niederösterreich
• Förderungen von Klimaschutzmaßnahmen und Aktivitäten von Klimabündnis NÖ
• Initiative „Energie-Spar-Pfarre“ und Unterstützung der Aktion „Autofasten“

Schwerpunkte 2013

• Strategie Windkraftausbau in Niederösterreich. Erarbeitung fachlicher Grundlagen für
die Zonierung der Windenergie in Niederösterreich, Koordination der Stakeholder und Be-
treuung kleinregionaler Entwicklungskonzepte

• Elektromobilitätsstrategie. Mit der Niederösterreichischen Elektromobilitätsstrategie
2014–2020 werden optimale Rahmenbedingungen zum Ausbau der Elektromobilität, zur
Steigerung der Ressourcenunabhängigkeit sowie zur Nutzung der wirtschaftlichen Elektro-
mobilitätspotenziale geschaffen.

• NÖ Klima- und Energieprogramm 2020. Der mit Fachexperten und den Abteilungen des
Landes erarbeitete Entwurf wurde fertiggestellt und in mehreren Begutachtungsprozessen
mit den betroffenen Stakeholdern abgestimmt. Eine beschlussfähige Fassung, mit 43 Maß-
nahmen und 208 konkreten Instrumenten, wurde zur Vorlage an die NÖ Landesregierung
und den NÖ Landtag vorbereitet.

• Umwelt-Gemeinde-Service. Mitarbeit bei der Steuerung des Energie-Gemeinde-Pakets,
Bündelung aller umwelt-, energie-, und klimarelevanten Angebote des Landes und landes-
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naher Organisationen. Öffentlichkeitsarbeit, Förderberatung und Abwicklung von Förde-
rungen zur Erreichung der Energieziele des Landes Niederösterreich und der Klimabünd-
nisziele. 29 Gemeinden haben den Veranstaltungs-Scheck für Informations- und Motiva-
tionsveranstaltungen in Anspruch genommen und dabei konnten über 5.000 BürgerInnen
mit den Themen Energie und Klima erreicht werden.

• Energiebuchhaltung für Gemeinden. Einführung der Energiebuchhaltung in 430 NÖ Ge-
meinden sowie Installierung von Energiebeauftragten in 530 Gemeinden

• Energieberatung Niederösterreich. Die Energieberatung Niederösterreich führte im Auf-
trag des Landes über 6.200 Beratungen vor Ort durch, dabei entfielen über 3.200 auf
Strom-Checks-Beratungen im Rahmen der NÖ Strom-Spar-Förderung.

• Energiebericht für Landesgebäude. Der Bericht über die Energieversorgung in NÖ Lan-
desgebäuden zeigt neben der Energieträgerverteilung auch die Bedarfsbeurteilung der
einzelnen Nutzergruppen (Gebäudekategorien). Einen besonderen Schwerpunkt bilden
die energetischen Maßnahmen sowohl im Neubau als auch bei Sanierungen, deren Er-
folge und besondere Umsetzungen beschrieben und dokumentiert werden. Der Einsatz er-
neuerbarer Energieträger im Bereich der Objektbeheizung rundet den Bericht entspre-
chend ab.

• Nahwärmeförderung. Mit Ende 2013 waren in Niederösterreich 646 Biomasse-Nahwär-
meversorgungs- und Biomassekraftwärmekopplungsanlagen mit einer Leistung von
791 MW in Betrieb. 36 Nahwärmeprojekte nahmen den Betrieb auf, und 47 Förderungsan-
träge wurden neu eingereicht. Als Fördermittel standen € 2,0 Mio. zur Verfügung.

• Ökostromförderung. Im Rahmen des Masterplans „Kleinwasserkraft“ wurden neben der
geförderten Beratungsaktion für 19 BetreiberInnen auch 11 Projekte für energiewirtschaftli-
che und 50 Projekte für gewässerökologische Maßnahmen neu eingereicht und bearbeitet.

• Förderung alternativer Antriebe. Für die Elektromoped-Förderung und Alternativantrieb-
Förderung wurden 241 Anträge mit einem Fördervolumen von € 245.240,– bearbeitet.

• Strom-Spar-Förderung. 2.115 Förderanträge wurden für die NÖ Strom-Spar-Förderung
bearbeitet und für 3.850 getauschte Altgeräte wurde eine Fördersumme von € 361.560,–
gewährt.

• Veranstaltungen
– Photovoltaik-Liga am 19. Februar 2013
– Photovoltaik-Praktikertag am 20. Februar 2013
– Photovoltaik-Informationsveranstaltung am 19. u. 20. November 2013
– Energievernetzungstreffen in den 5 Hauptregionen

• Publikationen
– Bericht über die Energieversorgung in NÖ Landesgebäuden 2011/2012
– Umwelt-, Energie- & Klimabericht des Landes NÖ, Rückblick 2009–2012, Perspektiven

2013–2016

Ziele 2014

• Weiterführung der bisherigen Aktivitäten mit dem Schwerpunkt erneuerbare Energie
• Beschlussfassung der Elektromobilitätsstrategie 2014–2020
• Förderschwerpunkt Elektro-Mobilität
• Nahwärme- und Ökostromförderungen
• Ausarbeitung von Energieeffizienzprogrammen
• Veranstaltung des Gemeindewettbewerbs „Photovoltaik-Liga 2014“ und des europäischen

Klimaschutzwettbewerbes für Klimabündnisgemeinden „Climate Star“
• Beschlussfassung und Umsetzung – NÖ Klima- und Energieprogramm 2020
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• Weitere Umsetzung des NÖ EEG 2012 und Erfassung aller Gemeindegebäude und -anla-
gen; Mitarbeit insbesondere bei der strategischen Ausrichtung des Umwelt-Gemeinde-Ser-
vices

Raumordnungsförderungen

Aufgaben und Schwerpunkte 2013

• Raumordnungsförderungen. 206 Gemeinden haben nicht rückzahlbare Beihilfen in der
Höhe von insgesamt € 4,580.000,– erhalten. In 32 Gemeinden wurden Aktivitäten und Ak-
tionen, die sich aus deren zentralörtlicher Funktion ergeben, in der Höhe von insgesamt
€ 260.900,– gefördert.

• Grunderwerb/Baurechtsaktion. Abschluss von Baurechtsverträgen mit 41 Familien in
11 politischen Bezirken, Ankauf von 36 Grundstücken in 31 Gemeinden, Verwaltung von
13 Großgrundstücksprojekten in Zusammenarbeit mit der Abteilung Allgemeiner Baudienst
– Ortsbildpflege, Kaufoptionsausübung durch 31 Baurechtswerber, Verwaltung von 22 lan-
deseigenen Grundstücken in 6 Gemeinden.

Umweltprojekte, vorsorgender Umweltschutz,
Umweltbildung

Aufgaben

Koordinierung der Angelegenheiten des Umweltschutzes, Leitung und Mitarbeit bei Umwelt-
projekten und deren Öffentlichkeitsarbeit sowie bei Projekten der globalen Verantwortung

Schwerpunkte 2013

• Umweltbildung
– Zwei große Weiterbildungsveranstaltungen für MultiplikatorInnen: Bei der Tagung „FO-

CUS Umweltbildung 2013 – Alle sind verschieden – niemand ist anders!“ wurden Metho-
den vorgestellt, um die unterschiedlichen Zielgruppen noch besser zu erreichen, und bei
der ÖKOLOG-Tagung unter dem Titel „Vor den Schultoren: Umweltbildung leben – Ge-
meinden bewegen“ stand die Verbesserung von Schul- und Gemeindekooperationen im
Vordergrund. Zu dieser Tagung wurden erstmals alle PädagogInnen von „Nachhaltigen
Schulnetzwerken“ eingeladen. Insgesamt wurden ca. 340 MultiplikatorInnen erreicht.

– Im Rahmen des Comenius-Regio-Projekts „Global Kids – development of intercultural
competences through peer learning“ in Kooperation mit Dänemark fanden vier Meetings
statt, und es wurde mit den Vorbereitungsarbeiten für die Abschlusskonferenz an der Do-
nau-Universität Krems begonnen.

– Ein Arbeitsschwerpunkt lag bei der Initiative „leseumwelt“ (Auszeichnung als Dekaden-
projekt): Ausstattung von 25 Bibliotheken mit dem „leseumwelt-Regalsystem“ mit 150
Umweltmedien, zahlreiche begleitende Veranstaltungen, um das Projekt bekannt zu ma-
chen und gut in den Bibliotheken zu etablieren.

– 6 Umweltbildungsnewsletter
• Umwelttechnologie. Kooperation mit der Abteilung Wirtschaft, Tourismus und Technolo-

gie und dem Bau-, Energie- und Umweltcluster zur Stärkung von Nachhaltigkeitskriterien in
der Wirtschaftsförderung

• Globale Verantwortung. In diesem Bereich wurde der Schwerpunkt der Fair-Trade-Ge-
meinden ausgebaut. Von 114 Gemeinden österreichweit sind 55 Gemeinden in Niederös-
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terreich engagiert. Die Region Bucklige Welt wurde als „1. Faire Region Österreichs“ aus-
gezeichnet. Die Projektpartnerschaft des Klimabündnisses mit der indigenen Organisation
FOIRN am Oberen Rio Negro in Brasilien schaut auf eine 20-jährige Geschichte zurück.
Das Projekt wurde als erfolgreichstes Projekt der ADA bezeichnet. Die Aspekte der Fairen
Beschaffung wurden verstärkt in den Katalog der nachhaltigen Beschaffung eingebracht.
Die Evaluierung des Projektes Photovoltaik in dezentralen Gesundheitszentren in Nordost-
Äthiopien wurde abgeschlossen.

• Die Klimawandelanpassung wurde auf regionaler Ebene behandelt: Umsetzen des
1. Österreichischen Pilotprojekts auf Gemeindeebene im Rahmen des Interreg-Projekts
C3-Alps „Capitalising Climate Change Knowledge for Adaption in the Alpine Space“ in sie-
ben Gemeinden im Mostviertel, Durchführen der Midterm-Konferenz in Gaming, weiteres
siehe unter www.klimabuendnis/wandelbares.mostviertel.at.

• Aktion „Natur im Garten“ (http://naturimgarten.at). Garten- und Grünraumberatung, Me-
dienerstellung und Medienarbeiten, Veranstaltungen, Messen, Marktentwicklung, Betreu-
ung des Schaugartennetzwerks NÖ, Versuchs- und Forschungsprojekte, Förderung vor-
bildlicher öffentlich zugänglicher Grünanlagen.
– Schwerpunkte 2013: „Kinder im Garten“, Grünraumservice für Gemeinden
– Bilanz 2013: 30.400 Anfragen am Gartentelefon, 1.554 Gartenberatungen vor Ort, 960

Gartenauszeichnungen mit Plaketten (insgesamt 10.000 ausgezeichnete Gärten), 148
Schaugärten, 154 Partnerbetriebe, 5 Publikationen, 4 Ausgaben von „Natur im Garten.
Magazin und Ratgeber zur Aktion“, 4 Gartenfeste, 2 Fachtagungen

• Aktion Radland Niederösterreich (http://www.radland.at). Kooperationspartner der in der
Energie- und Umweltagentur Niederösterreich verankerten Aktion.

• Zeitschrift UMWELT & energie. Fünf Ausgaben mit einer Auflage von 30.000 Stück.
Schwerpunktthemen: Lebensqualität in NÖ, Bauen & wohnen, Naturschutz, Beschaffung,
20 Jahre Klimabündnis

• Ökomanagement (http://www.oekomanagement.at). Geförderte Beratungen für niederös-
terreichische Betriebe und öffentliche Verwaltungsorganisationen wie Gemeinden zu um-
welt- und klimarelevanten Themen mit den Ebenen Pionier, Profi und Champion.
– Ökomanagement NÖ Tag mit Auszeichnung von Best-Practice-Betrieben
– BeraterInnenworkshop für Poolmitglieder
– Evaluierung der Teilnahmen und des Programms

Ziele 2014

• Abschluss des EU-Projekts „RECOMMEND“ Ökomanagement und Ökoinnovation
• klima:aktiv. Beraterschulungen im April in Kooperation mit Ökomanagement NÖ
• Umweltbildung. Neue Homepage für das Netzwerk Umweltbildung NÖ mit Suchmaschine

für „NÖ Umwelt-ExpertInnen-Pool“. Weitere 20 „leseumwelt-Regale“ in Bibliotheken, 350
Mitgliedschaften von Schulen in nachhaltigen Schulnetzwerken. 6 Umweltbildungsnews-
letter

• Umwelttechnologie. Mitwirkung bei der Planung und Umsetzung eines neuen ETZ-
Schirmprojekts im Umwelt- und Energiebereich

• Globale Verantwortung. Erhöhung der Anzahl der Fairen Gemeinden, Fortführung der Be-
wusstseinsbildung zum Fairen Handel und Stärkung der Maßnahmen zur Fairen Beschaf-
fung des Landes NÖ

• Klimawandelanpassung. Umsetzungen von Klimawandelanpassungsmaßnahmen analog
dem Klima- und Energieprogramm 2020. Umsetzung des Interreg-Projekts „Capitalising
Climate Change Knowledge for Adaption in the Alpine Space – C3-Alps“
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• Natur im Garten. Öffentlichkeitsarbeitsinitiative zu „Biodiversität und Garten“, Ausbau des
Grünraumservice für Gemeinden, vermehrte Auszeichnung von „Natur im Garten“-Ge-
meinden, Ausbau des Beratungs- und Bildungsangebots, Weiterführung der nationalen
und internationalen Kooperationen

• Zeitschrift UMWELT & energie. Fünf Ausgaben

Statistik 2013

Programm Anzahl der Organisationen

Ökomanagement Pionier 22
Ökomanagement Profi 41
Ökomanagement Champion 11
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Abteilung Umwelt- und Energierecht

Aufgaben

• Rechtliche Angelegenheiten des Umweltschutzes, soweit diese Angelegenheiten nicht ei-
ner anderen Abteilung zugewiesen sind

• Rechtliche Angelegenheiten der Abfallwirtschaft, ausgenommen die gemeindeaufsichtsbe-
hördlichen Angelegenheiten

• Angelegenheiten des Chemikalienrechts, ausgenommen die Überwachung und die Giftan-
gelegenheiten

• Angelegenheiten des Biozidprodukterechts, ausgenommen die Überwachung
• Angelegenheiten der Umweltverträglichkeitsprüfung und des konzentrierten Genehmi-

gungsverfahrens
• Angelegenheiten der NÖ Umweltanwaltschaft
• Rechtliche Angelegenheiten des Energiewesens und der Energiewirtschaft und damit zu-

sammenhängende Preisangelegenheiten
• Rechtliche Angelegenheiten des Strahlenschutzes, soweit diese Angelegenheiten keiner

anderen Abteilung zugewiesen sind
• Rechtliche Angelegenheiten des Dampfkesselwesens

Schwerpunkte 2013

Legistik

• Änderung der NÖ Sanierungsgebiets- und Maßnahmenverordnung Feinstaub (PM10)
• Novellierung des NÖ IPPC-Anlagen und Betriebe Gesetzes (NÖ IBG)
• Novellierung des NÖ Elektrizitätswesengesetzes 2005
• Änderung der NÖ Gemeindeverbändeverordnung Seuchenvorsorgeabgabe (NÖ GVS)
• Änderung des NÖ Abfallwirtschaftsgesetzes 1992
• Änderung des NÖ Seuchenvorsorgeabgabegesetzes
• Änderung des NÖ Umweltschutzgesetzes
• Änderung des NÖ Starkstromwegegesetzes
• Änderung des NÖ Gassicherheitsgesetzes 2002
• Änderung des NÖ Elektrizitätswesengesetzes 2005

Vollzug

• Abfallwirtschaftsgesetz 2002
• Altlastensanierungsgesetz (sofern nicht andere Abteilungen damit betraut sind)
• NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992
• Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 (UVP-G 2000)
• NÖ Seuchenvorsorgeabgabegesetz
• Umweltinformationsgesetz
• Immissionsschutzgesetz-Luft und NÖ Sanierungsgebiets- und Maßnahmenverordnung

Feinstaub (PM10)
• Ozongesetz
• Emissionszertifikategesetz
• Bundesluftreinhaltegesetz
• Angelegenheiten des Chemikalien- und Biozidprodukterechts
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• Strahlenschutzgesetz
• NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005
• NÖ Starkstromwegegesetz
• NÖ Gassicherheitsgesetz 2002
• NÖ Energieeffizienzgesetz 2012
• Gaswirtschaftsgesetz – GWG
• Elektrotechnikgesetz
• Ökostromgesetz 2012
• Erstellung landesrechtlicher Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Umwelt- und Energie-

rechts
• Kontrolle und Erfassung von Firmen- und Abfalldaten im eRAS

– Meldungen gemäß § 20 AWG 2002 (mittels eRAS)
– Erlaubnisfreie Abfallsammler und -behandler gemäß § 24a Abs. 2 AWG 2002
– Bescheide gemäß § 24a Abs. 1 AWG 2002
– Ermächtigung von Deponieaufsichtsorganen zur Übermittlung von Daten gemäß § 22a

Abs. 1 AWG 2002 an das Register
• Erstellung von Auswertungen aus dem eRAS über Abfalldaten, Firmenstammdaten und

Begleitscheindaten als Basis für Betriebskontrollen gemäß § 75 AWG 2002
• Erstellung von Auswertungen der Jahresabfallbilanzen im eRAS als auch in der eRAS-An-

wendung eBilanzen

Sonstige Aktivitäten

• EU-Angelegenheiten: Stellungnahmen zu Entwürfen von diversen Rechtsakten der EU,
Mitarbeit an Programmen und Projekten

• Stellungnahmen zu Gesetzes- und Verordnungsentwürfen
• Beteiligung an der länderübergreifenden PLATTFORM SAUBERE LUFT
• Beteiligung am Bund-Länder-Arbeitskreis zum Vollzug des Umweltverträglichkeitsprü-

fungsgesetzes sowie an Arbeitsgruppen zu einer Effizienzsteigerung
• Vertretung des Landes NÖ in den für Energiefragen zuständigen Beiräten
• Information der Bezirksverwaltungsbehörden durch Erlässe im Bereich des Kesselwesens,

des Strahlenschutzgesetzes und des NÖ Gassicherheitsgesetzes
• Beantwortung von Anfragen der Bezirksverwaltungsbehörden betreffend Vollziehung im

Bereich des Kesselwesens, des Strahlenschutzgesetzes und des NÖ Gassicherheitsge-
setzes

• Teilnahme an Tagungen und Besprechungen bei der Verbindungsstelle der Bundesländer
und Ministerien

• Aus- und Weiterbildung
• Referententätigkeit
• Elektronisches Datenmanagement – EDM (Elektronischer Begleitschein, Anlagendaten-

bank, . . .)
• Verfahrensmonitoring
• Mitarbeit bei Deregulierungsprojekten
• Bilaterale Kommissionssitzungen mit der Tschechischen Republik und der Slowakischen

Republik zu grenzüberschreitenden UVP-Vorhaben im Sinne der ESPOO- und Aarhus-
Konvention
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Ziele 2014

• Effiziente Abwicklung von UVP-Verfahren (Großverfahren)
• Legistische Tätigkeit im Bereich der Luftreinhaltung
• Mitwirkung bei der Schaffung der rechtlichen Grundlagen für die Erreichung eines funktio-

nierenden freien Strom- und Gasmarktes
• Novellierung des NÖ IPPC-Anlagen und Betriebe Gesetzes (NÖ IBG) zur Umsetzung der

„Seveso III Richtlinie“
• Ausarbeitung einer Novelle zum NÖ Energieeffizienzgesetz 2012
• Rasche und bürgernahe Abwicklung der Verfahren zur Genehmigung von Stromerzeu-

gungsanlagen, Gas- und Stromleitungen sowie der Verfahren nach dem Ökostromgesetz
• Umsetzung der IED-Richtlinie im NÖ IPPC-Anlagen und Betriebe Gesetz (NÖ IBG)
• Erfassung der Daten von seit 1. Jänner 2006 genehmigten Anlagengenehmigungsbeschei-

den gemäß § 37 Abs. 1 AWG 2002
• Kontrolle der Stammdaten von Deponiebetreibern und Betreibern mobiler Anlagen im EDM

sowie Übertragung der von der Anlagengenehmigung umfassten Abfallarten
• Elektronische Meldung von Abfallbilanzen der Abfallsammler und -behandler gemäß Ab-

fallbilanzverordnung für 2013
• Bilaterale Kommissionssitzungen mit der Tschechischen Republik und der Slowakischen

Republik zu grenzüberschreitenden UVP-Vorhaben im Sinne der ESPOO- und Aarhus-
Konvention

Statistik 2013

• Betriebsprüfungen – Kontrolle gemäß § 75 Abfallwirtschaftsgesetz 2002
65 Erzeugerkontrollen nach dem Schwerpunktprogramm 2013:
– Abfallersterzeuger, bei denen Abfallsenken vermutet werden bzw. wo auffällige Mehr-

mengen festgestellt werden
– Abfallersterzeuger, bei denen sich eine wesentlich geänderte Zusammensetzung der an-

fallenden gefährlichen Abfälle ergeben hat
– Vermutete unbefugte Importe/Exporte von Abfällen

• 486 Kontrollen von Sammlern und Behandlern gefährlicher und nicht gefährlicher
Abfälle und Problemstoffe
– Erlaubnispflichtige Sammler und Behandler
– Erlaubnisfreie, rücknahmebefugte Sammler, wo große Rückgabemengen von gefährli-

chen Abfällen zu erwarten sind
– Vermutete Abfallsammler und -behandler
– Sammler/Behandler nicht gefährlicher Abfälle
– Vermutete unbefugte Importe/Exporte von Abfällen
– Inhaber gleichwertiger EU-Berechtigungen
– Laufende Aktuellhaltung der NÖ Abfallsammler und -behandler und deren Erlaubnisum-

fang im EDM
• Kontrolle von Daten über gefährliche Abfälle

– Erfassung von 113.352 Begleitscheinen (inkl. EBSM) sowie
– Kontrolle elektronisch übermittelter Daten von Sammlern/Behandlern gefährlicher und

nicht gefährlicher Abfälle und Deponiebetreibern
– Im eRAS registrierte Ersterzeuger gefährlicher Abfälle 7.591 (ab 12. Juli 2007 Registrie-

rung durch den Abfallersterzeuger sowie im Zuge der Nachbearbeitung und Kontrolle der
Begleitscheindaten)
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• Verfahren nach dem NÖ Starkstromwegegesetz
– 346 Bau- und Betriebsbewilligungen für Starkstromleitungen (ca. 475 km)
– 282 Trafostationen
– 211 Überprüfungen bewilligter Anlagen
– 1 Vorprüfungsverfahren für 110-kV-Leitungen
– 3 Vorprüfungsverfahren für 380-kV-Leitungen
– 2 Enteignungen

• Verfahren nach dem NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005
– 108 Genehmigungen von Stromerzeugungsanlagen
– 10 Überprüfungen genehmigter Anlagen

• Verfahren nach dem Gaswirtschaftsgesetz
– 11 Genehmigungen von Gasanlagen
– 2 km Erdgas-Hochdruckleitungen
– 4 Gasdruckregelanlagen
– 14 Überprüfungen genehmigter Anlagen

• Verfahren nach dem Elektrotechnikgesetz
– 733

• Verfahren nach dem Strahlenschutzgesetz
– 9 Bewilligungen

• Anerkennung von Ökostromanlagen (Ökostromgesetz)
– 23 Kleinwasserkraftanlagen
– 3.313 sonstige Ökostromanlagen (Photovoltaik, Windkraft, Biogas, Biomasse, Klär- und

Deponiegas)
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Abteilung Naturschutz

Aufgaben

• Rechtliche Angelegenheiten des Natur- und Höhlenschutzes
• Naturparke und Nationalparks
• Natur- und Landschaftsschutzgebiete
• Vertragsnaturschutz
• Internationale Naturschutz-Angelegenheiten
• Vollzug des Bundestierschutzgesetzes
• Tier- und Artenschutz

Schwerpunkte 2013

• Umsetzung der EU-Biodiversitätsstrategie 2020 sowie der Fauna-Flora-Habitat-
(FFH) und Vogelschutz-Richtlinie (Natura 2000)
– Mitarbeit an der Aktualisierung der nationalen Biodiversitätsstrategie
– Länderübergreifende Abstimmung zur Priorisierung von Maßnahmen zum Schutz von

Lebensräumen und Arten in Österreich
– Abwicklung von Schwerpunktprojekten und -maßnahmen in Natura-2000-Gebieten zur

Gewährleistung/Erreichung des „günstigen Erhaltungszustandes“
– Erhebungen zu FFH-relevanten Lebensräumen und Schutzgutgruppen als Basis für die

Umsetzung der EU-Naturschutzrichtlinien sowie als Grundlage für ein zur Erfüllung von
Berichtspflichten gegenüber der Europäischen Kommission erforderlichen Monitorings

– Konzept für ein NÖ-weites Vogelmonitoring
– Stellungnahmen in Vertragsverletzungsverfahren
– Wahrnehmung bestehender Berichtspflichten im Rahmen der beiden EU-Richtlinien

(FFH-RL Art. 17, VS-RL Art. 12)
– Mitarbeit in fachspezifischen Steuerungs- und Arbeitsgruppen zur nationalen Umsetzung

internationaler Naturschutzvorgaben einschließlich der Gemeinsamen Ländervertretung
in der EU-Koordinationsgruppe für Biodiversität und Natur (EU-CGBN)

• Landschaftsfonds (LAFO)/Ländliche Entwicklung (LE)/ÖPUL-Naturschutz/ETZ
– LAFO-Förderungsabwicklung: Kulturlandschafts- und Artenschutzprojekte, Pflege- und

Erhaltungskonzepte
– Abwicklung von Projektanträgen (Beurteilung sowie Förderung) über das Programm für

die Ländliche Entwicklung 07–13 – Maßnahme 323a: „Erhaltung und Verbesserung des
Ländlichen Erbes – Naturschutz“ sowie im Rahmen der Europäischen Territorialen Zu-
sammenarbeit (ETZ)

– Beurteilung von Beanstandungen bei Überprüfungen der „Cross-Compliance-Verpflich-
tungen“

– Änderung/Aktualisierung von Pflegeauflagen auf Antrag von landwirtschaftlichen Betrie-
ben

– Naturschutzplan-Weiterbildungsveranstaltungen für LandwirtInnen
– Vorarbeiten für die Vorbereitung der Programmperiode 2014–2020 sowie inhaltliche Ab-

stimmung dazu innerhalb der Länderarbeitsgruppe LE/ÖPUL
– Mitarbeit an der Entwicklung eines Österreichischen Waldökologieprogrammes (ÖWÖP)
– Abschluss der ETZ-Projekte „AKK Centrope Add-on“ und „Ramsar SKAT“
– Mitarbeit bei der konzeptionellen Planung des vom Weinviertel Management eingereich-

ten ETZ-Projektes „Ramsar Eco NaTour“ im Bereich der March-Thaya-Auen
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– Begleitung und Unterstützung des NÖ Teichwirteverbands bei der Einreichung und
Durchführung eines ETZ-Projektes zum Thema Fischotter

– Mitarbeit bei der landesinternen Abstimmung des ETZ-Programms 2014–2020
• Naturparke

– Strategische Unterstützung des Vereins „Naturparke NÖ“ bei der Weiterentwicklung der
NÖ Naturparke

– Beratung und Unterstützung bei Entwicklungsprojekten und deren Umsetzung sowie
Förderberatung speziell im Rahmen des Programms der Ländlichen Entwicklung und
des NÖ Landschaftsfonds zu den Schwerpunkten Naturschutz und Bildung

– Weiterführung des Beschäftigungsprojektes Nup-Aktiv in Kooperation mit dem AMS und
dem Verein Naturparke NÖ

– Weiterentwicklung einer landesweiten Naturparkstrategie
• Naturschutzfachliche Grundlagen, Projekte und Berichte

– Projektentwicklung und -betreuung:
– Artenschutzprojekte zu ausgewählten Arten
– Schutz der Großtrappe – Weiterführung (Life+)
– Untere March-Auen (Life+)

– Weiterentwicklungen notwendiger Maßnahmen für einen ordnungsgemäßen Umgang
mit Wildtieren mit besonderen Lebensraumansprüchen (z. B. Fischotter, Biber, Wolf,
Triel, Amphibien, . . .)

– Entwicklung und Umsetzung von Projekten auf Basis des „Konzepts zum Schutz von Le-
bensräumen und Arten in Niederösterreich“

– Pilotprojekt zum Thema „Business und Biodiversity“ sowie Vorbereitung eines LIFE-Pro-
jektes in Zusammenarbeit mit der Energie- und Umweltagentur Niederösterreich (eNu)
und Start erster Kooperationen mit Firmen (u. a. AGRANA, Pfizer)

• Tierschutz
– Abwicklung von Förderungen mit den Tierheimen (Fördervereinbarungen mit 7 Tierhei-

men zur Erfüllung der behördlichen Versorgungspflicht für herrenlose Tiere (§ 30 TSchG)
und Förderung zur Unterstützung von NÖ Tierschutzvereinen)

– Finalisierung des NÖ Tierheimkonzeptes: Beginn Neubau Tierheim Dechanthof
– Klärung von Vollzugsfragen des Bundestierschutzgesetzes
– Wahrnehmung der Mitgliedschaft im Vollzugsbeirat
– Koordinationsaufgaben beim Betrieb der Heimtierdatenbank
– Förderabwicklung für ein Streunerkatzen-Kastrationsprojekt
– Organisation und Begleitung des EU-Inspektionsbesuches des „Food and Veterinary-Of-

fice“ in Niederösterreich
• Schutzgebiete

– Unterstützung der Wildnisgebietsverwaltung Dürrenstein in fachlichen und finanziellen
Belangen und vertragliche Vorbereitung für eine Erweiterung des Wildnisgebietes

– Veranlassung und Koordination von notwendigen Pflege- und Managementmaßnahmen
(insbesondere Schlägerung, Schwendung, Mahd, Beweidung, Entfernung der Stockaus-
schläge) in Naturschutzgebieten

– Abschluss einer Statusanalyse (fachlich und räumlich) der NÖ Naturschutzgebiete
– Abschluss der vorbereitenden Arbeiten zur Ausweisung eines Naturdenkmals in Potten-

dorf
– Ausarbeitung eines Entwicklungs- und Maßnahmenplans für alle Naturschutzgebiete in

NÖ
– Kooperation mit der Energie- und Umweltagentur Niederösterreich (eNu) im Zusammen-

hang mit der Umsetzung einer Schutzgebietsbetreuung unter verstärkter Einbeziehung
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